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Vorwort zur 1. Auflage.

Die Kinderjahre des Automobils, iii denen der

Femerstehende das neue Verkehrsmittel als unange-

nehme Modesache betrachtete und befehdete, sind

vorüber. Der Mensch liat die gewaltigen Kräfte dieses

Fahrzeugs, das ihn mit einem Schlage nicht bloß von

den Launen des Tieres, sondern auch von den Fesseln

des Schienenstrangs befreite, schätzen und gebrauchen

gelernt, eines Fahrzeugs, das alle Segnungen des Eisen-

bahnverkehrs auf die Landstraße überträgt und so den

Menschen vollends zum Herrn der Erde zu machen

berufen ist. Daß das sich selbst bewegende Fahrzeug

als solches, abgesehen von den etwaigen Mängehi der

heutigen Typen, das idealste Fahrzeug ist, unterliegt

keinem Zweifel und ist vom Verkehr so schnell be-

griffen worden, daß wir binnen kurzem auf allen Ge-

bieten der Personen- und Güterbeförderung in Stadt

und Land einen Siegeszug des Automobils erleben

werden.

Merkwürdigerweise hat sich der Jurist bisher nur

wenig oder in recht einseitiger Weise mit dieser Ent-

wickelung beschäftigt. Während die neue Erfindung

längst bei den Behörden, bei den Regierungen und



IV Vorwort zur i. Auflage.

bei unzähligen Vereinigungen in allen Ländern ein

Gegenstand regsten Interesses geworden ist, eine Fülle

von Büchern und Zeitschriften ins Leben gerufen und

in die Hörsäle der Universitäten und technischen Hoch-

schulen ihren Einzug gehalten hat, haben die Juristen

sich bisher fast ausschließlich nur insoweit damit be-

faßt, als das Zivilrecht, insbesondere die Haftpflicht

in Frage kommt. Die zunehmende Ausbildung und

Vereinheitlichung des eigentlichen, d.h. des verkehrs-

polizeilichen Automobilrechts, welche sich in-

zwischen in den preußischen Provinzen, im Reiche

und im Auslande, teilweise auch im Wege der Gesetz-

gebung, vollzog, blieb fast ganz unbemerkt. Die ein-

zigen Arbeiten über das polizeiliche Automobilrecht

sind, soweit bekannt geworden, in Frankreich er-

schienen.^)

Diese Zurücksetzung eines so zukunftreichen Ver-

kehrsgebietes ist durchaus unberechtigt. Und wenn

auch die Regelung des Automobilverkehrs bisher fast

ausschließlich durch Verordnungen und nicht durch

Gesetze erfolgt ist, so hat doch der Inhalt dieser Ver-

ordnungen sowohl nach der technischen wie nach der

juristischen Seite hin Bedeutung genug und muß mit

dem Wachsen des Verkehrs immer mehr Bedeutung

gewinnen. Was die technischen Vorschriften betrifft,

so hat die vorHegende Arbeit sie an der Hand der

automobiltechnischen Literatur und unter Verwertung

des in den Fachzeitschriften überreich aufgesammelten

Haber, L'automobile devant la loi. — Rixens et La-
font, 16gislation de rautomobilisme.



Vorwort zur i. Auflage. V

^laterials so zu erläutern versucht, daß sie auch dem
Nichtfachmann verständlich werden, und den Gerichten

und Polizeibehörden die Zuziehung eines Sachverstän-

digen manchmal entbehrlich sein wird. Für die freund-

liche Unterstützung bei diesem Teil der Arbeit bin ich

Herrn Zivilingenieur Küster, Mitbegründer der Auto-

mobiltechnischen Gesellschaft in Berlin, zu besonderem

Dank verpflichtet.

Der mehr juristische Teil der Verordnungen

wiederum, insbesondere die Vorschriften über Prüfung,

Konzession, Befähigungsnachweis, Ausschließung von

Fahrzeugen und Fahrern, polizeiliche Verantwortlich-

keit von Eigentümer, Besitzer und Führer, auswärtige

Fahrzeuge, Straßensperrungen usw., fordert nicht nur

zur Auslegung, sondern vor allem auch zur kritischen

Untersuchung in dem Sinne heraus, ob und inwieweit

etwa die Grenzen der Polizeiverordnungsgewalt über-

schritten worden sind. Die Bedeutung der einzelnen

Vorschriften geht auch, da sie gemäß § 823 Abs. 2

BGB, die Grundlage der zivilrechtlichen Schadens-

ersatzpflicht bilden, über das polizeiliche Gebiet

weit hinaus. Aus diesem Grunde sind auch privat-

rechtliche Fragen an der Hand der neusten Recht-

sprechung an geeigneten Stellen mit behandelt.

Die vorliegende Arbeit stellt sich nur der Form

nach als Kommentar zu der mit den übrigen preußi-

schen Verordnungen fast wörtlich übereinstimmenden

Berliner Automobil -Verordnung dar, enthält jedoch

sachlich eine Erläuterung der Automobil-Verordnungen

sämtlicher preußischer Provinzen, der deut-
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sehen Bundesstaaten, sowie der wichtigsten aus-

ländischen Staaten. Gerade für die richtige Wür-
digung und Weiterbildung des Automobilrechts ist die

Kenntnis der auswärtigen und ausländischen Be-

stinunungen von größter Tragweite und daher auf den

rechtsvergleichenden Teil der Arbeit der größte Wert

gelegt worden. Die im Anhang beigefügten Tabellen

geben in Ergänzung des Textes und zur besseren

Obersicht noch einmal eine knappe Aufzählung der

wichtigsten Bestimmungen des In- und Auslandes.

Berlin und Arendsee,

22. Juli 1905.

Der Verfassen
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Vorwort zur 2. Auflage.

Infolge der Grundzüge des Bundesrats vom 3. Mai

1906 ist an die Stelk der verschiedenen einzelstaatlicben

Automobilverordnungen einheitliches deutsches Redht

getreten. Das polizeiliche Automobilrecht hat damit

an Bedeutung erheblich gewonnen und bedarf noch

mehr als früher einer eingehenden Erörterung, aumal

die hier festgestellten Rechtssätze und -Begriffe gleich-

zeitig die Grundlage für zwei andere Gebiete, das

Steuerrecht und das Zivil-(Schadensersatz-) Recht, ab-

geben sollen.

Die zweite Auflage dieses Buchs bedeutet daher

eine gänzliche Neubearbeitung des erheblich ange-

wachsenen Stoffes. Auch die inzwischen zahUreich.

erschienenen Ministerialverfügungen mußten, ebenso

wie die immer umfangreicher werdende Judikatur, .

eingehende Berücksichtigung finden.

Der Kommentar schließt sich, wie früher an die

preußischen Verordnungen, so jetzt an den Text der

„Grundzüge" an. Die einzelstaatlichen Besonderheiten

sind gebührend hervorgehoben, um das Buch für alle

deutsche Bundesstaaten gleichmäßig benutzbar zu

machen. Die amtlichen Muster sind nicht in den
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vni Vorwort zur 2. Auflage.

Anhang verwiesen, sondern im Text eii^efügt. Die

ausländischen Vorschriften sind durch besonderen

Druck hervorgehoben; die frühere Anhangstabelie ist

in den Text verarbeitet.

Als Ergänzung zu den „Gnindzügen^* werden im

Anhang Auszüge aus der Berliner Straßen- und

Droschkenordnung, femer die Radfahr -Grundzüge,

Fahrverkehrverfügung, Unfallstatistik, Chausseegeld-

und Zollbestimmungen und vor allem das Automobil-

Steuergesetz nebst Tarif, Ausführungs- und Ministerial-

Verfügungen gebracht.

Herrn Ingenieur Edmund Levy-Berlin und Herrn

gerichtlichen Sachverständigen Zechl in-Charlottenburg

bin ich für ihre liebenswürdige Unterstützung bei der

Bearbeitung der technischen Fragen zu besonderem

Danke verpflichtet.

Berlin, 28. Juni 1907.

Der Verfassen
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Beschluß des Bundesrats,

betreffend die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahr-

zeugen sowie des allgemeinen Fahrverkehrs hinsichtlich

des Ausweichens der Fuhrwerke

(Abgaben -Zentralblatt 1906, Seite 1471).

Der Bundesrat hat in der Sitzung vom 3. Mai 1906
— § 320 der Protokolle — beschlossen:

die Bundesregierungen zu ersuchen,

1. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen in ihren Gebieten

nach Maßgabe der anliegenden Grundsüge zu regeln,

den zu erlassenden Ausführungsvorschriften die den

Grundzügen beigegebenen Erläuterungen dem Inhalt

und tunlichst auch dem Wortlaute nach zu Grunde

zu legen und die Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge

nach dem ebenfalls beigegebenen Plane durchzu-

führen
;

2. für den allgemeinen Fahrverkehr folgende Vor-

schriften durchzuführen:

a) „Fuhrwerke, die sich begegnen, haben rechts

auszuweichen. Das Überholen ist in der Weise

auszuführen, daß das vordere Fuhrwerk auf ge-

gebenes Zeichen so weit nach der rechten Seite

auszuweichen hat, daß das nachfolgende zur

linken Seite vorbeifahren kann",

b) „der Gebrauch von Huiypensignalen für andere

Fahrzeuge als Kraftfahrzeuge ist verboten".
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Text
der

Orundzflge,
betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugent

vom 3. Mai 1906 (Reichsanzeiger vom 2S.Mai 1906).

Der Bundesrat hat beschlossen, die verbündeten

Regierungen zu ersuchen, in ihren Gebieten den
Verkehr mit Kraftfahrzeugen nach Maßgabe der

nachstehend abgedruckten Grundzflge zu regeln.

Grundzüge,

betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeucen.*)

Auf Grund der .... werden für den nicht an

Bahngleise gebundenen Verkehr der durch elementare

Triebkraft bewegten Fahrzeuge — Kraftwagen und
Krafträder — auf öffentlichen Wegen und Plätzen

folgende Vorschriften erlassen:

A. Allgemeine Vorschriften:

§ 1.

(I) Für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen gelten sinn-

gemäß die den Verkehr von Fuhrwerken oder von

*) Die Im Ttxt eiwUmten Muiter sind Im Kommentar mitabgc druckt

Isaac, Automobil-Recht 2.Aiilt. i
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2 Gniiulzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrseugen. §2.

Fahrrädern auf Öffentlichen Wegen und Plätzen regeln-

den polizeilichen Vorschriften, sofern nicht nach-

folgend andere Bestimmungen getroffen werden.

(II) Auf Kraftfahrzeuge, welche für den öffentlichen

Fuhrbetrieb verwendet werden, sowie auf die Führer

dieser Fahrzeuge finden neben den nachstehenden

Vorschriften die allgemeinen Bestimmungen über den

Betrieb der Droschken, Omnibusse und sonstigen

dem öffentlichen Transportgewerbe dienenden Fuhr-

werke Anwendung.

(III) Fahrzeuge, die aus einem Kraftrad und einem

damit fest oder mittels Kupplung verbundenen be-

sonderen Sitze auf eigenem Rade oder eigenen Rädern

seitlich neben dem Kraftrade bestehen, gelten als

Kraftwagen im Sinne dieser Vorschriften.

(IV) Auf Straf3enlokomotiven und schwere Vorspann-

maschinen finden die nachstehenden Vorschriften

keine Anwendung.

B. Das Kiaitiahrzeug.

a) Beaohaffenlieit und Aoarüstung.

§2.

(I) Die Kraftfahrzeuge müssen betriebssicher und
insbesondere so gebaut, eingerichtet und ausgerüstet

sein, daß Feuers- und Explosionsgefahr sowie eine

Belästigung von Personen und Gefährdung von
Fuhrwerken durch Geräusch, durch Entwicklung von

Rauch oder Dampf oder durch flblen Geruch mög-
lichst ausgeschlossen ist. Die Vorrichtung zum Aus-

puffen des Dampfes oder der Gase muß an einer

möglichst wenig sichtbaren Stelle angebracht sein.
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§ 3. Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 3

(II) Die fiadkränze dürfen nicht mit Unebenheiten

versehen sein, welche geeignet sind, die Fahrbahn

zu beschädigen.

§3.

(1) Jedes Fahrzeug mufi versehen sein:

1. mit einer kräftigen Lenkvorrichtung, welche ge-

stattet, sicher und rasch auszuweichen und in

einem möglichst kleinen Bogen zu wenden;

2. mit zwei voneinander unabhängigen Brems-

einrichtungen, von denen mindestens die eine

unmittelbar auf die Triebräder oder auf Bestand-

teile, die mit den Rädern fest verbunden sind,

wirken, und von denen jede für sich geeignet

sein muß, den Lauf des Fahrzeugs sofort zu

hemmen und es auf die kürzeste Entfernung

zum Stehen zu bringen;

3. mit einer Vorrichtung, die beim Befahren größerer

Steigungen die unbeabsichtigte Rückwärtsbe-

wegung verhindert;

4. mit einer eintönigen Huppe zum Abgeben von

Warnungszeichen

;

5. nach eingetretener Dunkelheit und bei starkem

Nebel mit mindestens zwei an den Seiten in

gleicher Höhe angebrachten, hellbrennenden

Laternen mit farblosem Glase, welche den Licht-

schein derart auf die Fahrbahn werfen, dafi diese

auf mindestens 20 m vor dem Fahrzeuge von

dem Führer übersehen werden kann. Übermäßig

stark wirkende Scheinwerfer dürfen nicht ver-

wendet werden.
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4 Gnindzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. §4.

(U) Für Krafträder gelten Ziffer 2 und 5 mit der Ein-

schränkung, dafi eine wirksame Bremsvorrichtung und
eine Laterne der bezeichneten Art genügt; Ziffer 3

findet auf solche Fahrzeuge keine Anwendung.

(III) Jeder Kraftwagen, dessen Eigengewicht döO 1^
übersteigt, mufi so eingerichtet sein, dafi er mittels

des Motors vom Führersitz aus in Rückwärtsgang

gebracht werden kann.

(IV) Die Griffe zur Bedienung des Motors und der in

Abs. 1 bis 3 angeführten Einrichtungen müssen so

angebracht sein, dafi der Führer sie, ohne sein Augen-
merk von der Fahrtrichtung abzulenken, leicht und
auch im Dunkeln ohne Verwechslungsgefahr hand-

haben kann.

(V) Jedes Kraftfahrzeug muß mit einem Schilde ver-

sehen sein, welches die Firma, die das Fahrzeug

hergestellt hat, die Anzahl der Pferdekräfte des Motors

und das Eigengewicht des Fahrzeugs angibt.

b) Inbetriebnahme.

§4.

(I) Wenn ein Kraftfahrzeug in Betrieb genommen
werden soll, hat der Eigentümer hiervon der zu-

ständigen Polizeibehörde seines Wohnortes eine

schriftliche Anzeige zu erstatten, in welcher anzu-

geben sind:

1. Name, Stand und Wohnort des Eigentümers,

2. die Firma, welche das Fahrzeug hergestellt hat,

3. die Bestimmung des Fahrzeugs (Personen- oder

Lastfahrzeug),

4. die Betriebsart,
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§ 4» Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 5

5. die Anzahl der Pferdekräfte,

6. das Eigengewicht des Fahrzeugs»

7. für Lastkraftwagen das Höchstgewicht der Ladung.

(II) Der Anzeige ist das Gutachten eines amtlich

anerkannten Sachverständigen beizufügen, das die

Richtigkeit der Angaben unter 4 bis 7 sowie femer

bestätigt, dafi das Fahrzeug den nach dieser Ver-

ordnung zu stellenden Anforderungen genügt. Das
Gutachten hat der Anzeigende auf seine Kosten zu

beschaffen. An Stelle dieses Nachweises kann von

der Landespolizeibehörde eine amtliche Prüfung auf

KoMen des Anzeigenden vorgeschrieben werden.

(III) Änderungen hinsichtlich der Punkte 1, 3 und 4

sowie wesentliche Änderungen hinsichtlich der Punkte

5 bis 7 sind in gleicher Weise anzuzeigen* Eine

Änderung des Wohnorts des Eigentümers ist der

Polizeibehörde des neuen Wohnorts unter Vorlegung

der Bescheinigung (§ 5 Abs. 2) anzuzeigen.

(IV) Die zuständige Landespolizeibehörde ist befugt,

auf Antrag einer Firma, deren Sitz sich im Bezirke

der Behörde befindet, nach einer auf Kosten der

Firma vorgenommenen Prüfung eine Bescheinigung

darüber zu erteilen, daß eine fabrikmäßig gefertigte

Gattung eines Kraftfahrzeugs den nach Maßgabe
dieser Verordnung zu stellenden Anforderungen ge-

nügt. Bei der VeräuBerung eines Kraftfahrzeugs,

das einer derart zugelassenen Gattung angehört, kann

die Firma dem Abnehmer eine mit laufender Num-
mer versehene Ausfertigung der Bescheinigung, die

auch die Richtigkeit der im Abs. 1 unter 4 bis 7

vorgeschriebenen Angaben bestätigen mufi, mit

der Wirkung verabfolgen, daß sie das im Abs. 2
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5 Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. § 5.

geforderte Gutachten ersetzt. Diese Bestimmung
gilt Iflr alle von einer deutschen Zentral- oder

Landespolizeibehörde ausgestellten Bescheinigungen

über die vorschriftsmäßige Beschaffenheit einer

Gattung.

c) Folizeillohe Kennseichnung.

§5.

(I) Die Zulassung des Kraftfahrzeugs zum Verkehr

auf öffentlichen Wegen und Plätzen ist von der

Polizeibehörde abzulehnen, wenn den Vörschriften

des § 4 nicht entsprochen ist

(II) Im Falle der Zulassung hat die Polizeibehörde

das Kraftfahrzeug in eine Liste nach beiliegendem

Muster einzutragen. Demnächst ist das Fahrzeug

mit einem polizeilichen Kennzeichen (§ 7) zu ver-

sehen. Die Angabe der Erkennungsnummer erfolgt

durch die nach § 4 Abs. 1 zuständige Behörde. Der

Antragsteller erhält über die Zulassung und die Ein-

tragung des Kraftfahrzeugs und die Zuteilung des

Kennzeichens eine Bescheinigung nach beiliegendem

Musler 2. Die Bescheinigung isi in Urschrift oder

beglaubigter Abschrift bei der Benutzuns: des Fahr-

zeugs auf öffentlichen Wegen und Plätzen mitzuführen

und den Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen.

(III) Bei Verlegung des Wohnorts des Eigentümers in

einen Bezirk, in dem die Kraftfahrzeuge mit anderen

Buchstaben oder römischen Ziffern (§ 7 Abs. 1) ge-

kennzeichnet werden» ist das Fahrzeug mit einem

Kennzeichen des neuen Bezirks zu versehen und

auf Grund der vorgelegten Bescheinigung eine neue

auszustellen.
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§ 6. 7* Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 7

§ 6.

Vorbehaltlich der Vorschrift im § 29 muß jedes

auf öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrende

Kraftfahrzeug das polizeiliche Kennzeichen tragen.

§7.

(I) Das von der Polizeibehörde zuzuteilende Kenn-

zeichen besteht aus einem (oder mehreren) Buch-

staben (oder römischen Ziffern) zur Bezeichnung des

Bundesstaats (oder engeren Verwaltungsbezirks) und
aus der Erkennungsnummer, unter welcher das Fahr-

zeug in die polizeiliche Liste (§ 5) eingetragen ist.

Das Kennzeichen ist an der Vorderseite und an der

Rückseite des Fahrzeugs nach außen hin an leicht

sichtbarer Stelle anzubringen. Bei Krafträdern kann

die Polizeibehörde aus besonderen, aus der Bauart

des Fahrzeugs sich ergebenden Gründen von der

Anbringung des zweiten Kennzeichens absehen und

demgemäß zulassen, daß nur ein Kennzeichen an

der Vorderseite oder an der Rückseite angebracht

wird.

(II) Das vordere Kennzeichen ist in schwarzer

Balkenschrift auf weißem, schwarzgerandetem Grunde
auf die Wandung des Fahrzeugs oder auf eine recht-

eckige Tafel aufzumalen, die mit dem Fahrzeuge

durch Schrauben, Nieten oder Nägel fest zu ver-

binden ist. Die Buchstaben (oder die römischen

Ziffern) und die Nummer müssen in eine Reihe ge-

stellt und durch einen wagerechten Strich voneinander

getrennt werden. Die Abmessungen betragen : Rand-

breite mindestens 10 mm, Schrifthöhe 75 mm bei

einer Strichstärke von 12 mm, Abstand zwischen den
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8 Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. § 8. 9.

einzelnen Zeichen und vom Rande 20 mm, Stärke

des Trennungsstrichs 12 mm, Länge des Trennungs-

strichs 25 mm, Höhe der Tafel ausschließlich des

Randes 115 mm (Muster 3).

(III) Bei dem an der Rückseite des Fahrzeugs mittels

Schrauben, Nieten oder Nägel fest anzubringenden

Kennzeichen sind die Buchstaben (römischen Ziffern)

und die Nummer auf einer viereckigen weißen

schwarzgerandeten Tafel in schwarzer Balkenschrift

auszuführen. Die Tafel kann Bestandteil einer Laterne

sein (vergl. § 10). Die Buchstaben (römischen Ziffern)

müssen über der Nummer stehen. Die Abmessungen

betragen: Randbreite mindestens 10 mm, Schrifthöhe

100 mm bei einer Strichstarke von 15 mm, Abstand

zwischen den einzelnen Zeichen und vom Rande
20 mm, Höhe der Tafel ausschließlich des Randes

260 mm (Muster 4), Bei Kraftzweirädern ist auf der

Rückseite auch eine sechseckige Tafel (Muster 5)

zulässig. Im Falle des § 10 Abs. 1 Satz 2 kann das

hintere Kennzeichen auch auf die Wandung des

Fahrzeugs aufgemalt werden.

§ 8.

Die Kennzeichen müssen mit dem Dienststempel

der Polizeibehörde versehen sein.

§ 9.

Die Kennzeichen dürfen nicht zum Umklappen
eingerichtet sein; sie dürfen niemals verdeckt sein

und müssen stets in lesbarem Zustand erhalten

werden. Der untere Rand des vorderen Kennzeichens

darf nicht weniger als 20 cm, der des hinteren nicht

weniger als 45 cm vom Erdboden entfernt sein.



§ 10-12. Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. J

§ 10.

(I) Während der Dunkelheit und bei starkem Nebel
ist das hintere Kennzeichen durchscheinend so zu

beleuchten, daß es deutlich erkennbar ist. An Stelle

der durchscheinenden Beleuchtung kann die Polizei-

behörde eine Beleuchtung von au6en zulassen, sofern

der Leuchtkörper oberhalb der Tafel angebracht ist

und die Erkennbarkeit des Kennzeichens dadurch

nicht beeinträchtigt wird. Die Beleuchtungsvor-

richtung muß so eingerichtet sein, daß sie weder
vom Sitze des Führers noch vom Innern des Wagens
aus abgestellt werden kann.

(II) Bei Krafträdern kann die Polizeibehörde auf

Antrag von einer Beleuchtung des Kennzeichens

absehen.

§ 11.

(i) Der Veriust oder das Unbrauchbarwerden eines

Kennzeichens muß der Zuteilungsstelle sofort an-

gezeigt werden.

(II) Tritt der Verlust oder das Unbrauchbarwerden

an einem Orte ein, von dem aus die Zuteilungsstelle

ohne Zeitverlust nicht erreicht werden kann, so ge-

ntigt die Anzeige an die nächste für die Zuteilung

von Kennzeichen zuständige Behörde, die in der-

artigen Fällen das erneuerte Kennzeichen mit dem
Dienststempei zu versehen und, daß dies geschehen,

in der Bescheinigung (§ 5 Abs. 2) ersichtlich zu

machen hat.

§ 12,

Die Anbringung mehrerer verschiedener Kenn-

zeichen ist unzulässig.
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10 Grundsfige, betr.Verkehr mit Kraftfahrzeugen. § 1 3. m-

§ 13.

Bei Ausstellungen von Kraftfahrzeugen können

von der zuständigen Landespolizeibehörde Aus-

nahmen von den Vorschriften der §§ 7, 10 mit der

Maßgabe zugelassen werden, daß für die an der

Veranstaltung teilnehmenden Kraftfahrzeuge die Füh-

rung eines besonderen Kennzeichens vorgeschrieben

wird, dessen Beschaffenheit im Einzelfalle von dieser

Behörde festzusetzen ist. Soweit es sich um Kraft-

fahrzeuge handelt, die bereits in die polizeiliche

Liste eingetragen und mit einem Kennzeichen ver-

sehen sind, muß dies Kennzeichen auch während

der Ausstellung weitergeführt werden.

C. Der Führer des KrafU'ahrz eugs.

a) Bigenschaften des FiUurers.

§ 14.

(I) Das Führen von Kraftfahrzeugen ist nur solchen

Personen gestattet und darf nur solchen Personen

überlassen werden, die mit den Einrichtungen und
der Bedienung des Fahrzeugs völlig vertraut sind

und sich hierüber durch ein von einer sachver-

ständigen Behörde oder einer behördlich anerkannten

Stelle ausgestelltes Zeugnis ausweisen können. Das

Zeugnis ist der Polizeibehörde des Wohnorts des

Führers zur Kenntnisnahme vorzulegen und von

dieser, sofern gegen die Zuverlässigkeit und Be-

fähigung der betreffenden Person Bedenken nicht

bestehen, mit einem hierauf bezüglichen Vermerke

zu versehen. Der Führer hat das Zeugnis bei sich

zu führen und auf Veriangen den zuständigen Be-

amten vorzuzeigen.
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§ 1 5* 1 6. Grundzüge, betr.Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 1

1

(II) Personen unter 18 Jahren ist das Führen von

Kraftfahrzeugen, insbesondere auch von Krafträdern,

nicht gestattet. Ausnahmen können von der Pohzei-

behörde mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters

zugelassen werden.

b) Besondere Pflichten dea Führen.

§15.

(I) Der Führer ist dafür verantwortlich, daß das

Kraftfahrzeug mit den nach dieser Verordnung vor-

geschriebenen Vermerken und polizeilichen Kenn-
zeichen versehen ist, daß es in vorgeschriebener

Weise beleuchtet ist, sowie dafür, daß bei der Be-

nutzung des Fahrzeugs auf öffentlichen Wegen und

Plätzen die durch § 5 Abs. 2 vorgeschriebene Be-

scheinigung mitgefflhrt wird.

(II) Der Führer ist verpflichtet, sich vor der Fahrt

davon zu überzeugen, daß das Fahrzeug in ordnungs-

mäßigem Zustand ist und daß seine maschinellen

sowie die im § 3 vorgeschriebenen Einrichtungen

gut wirken.

§ 16.

(I) Der Führer ist zu besonderer Vorsicht in Leitung

und Bedienung seines Fahrzeugs verpflichtet. Er

darf von dem Fahrzeuge nicht absteigen, solange es

in Bewegung ist, und darf sich von ihm nicht ent-

fernen, solange der Motor angetrieben ist; auch muß
er, falls er sich von dem Fahrzeug entfernen will,

die nötigen Vorkehrungen treffen, daß kein Unbe-
fugter den Motor antreiben kann.

(II) Auf den Haltruf oder das Haltzeichen eines

als solcher kenntlichen Polizeibeamten hat der Führer
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12 Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraitlahi zeugen. §17.

sofort anzuhalten. Zur Kenntlichmachung eines

Polizeibeamten ist auch das Tragen einer Dienst-

mütze ausreichend.

§17.

(I) Die Fahrgeschwindigkeit ist jederzeit so ein-

zurichten, daß Unfälle und Verkehrsstörungen ver-

mieden werden.

(II) Jedenfalls darf innerhalb geschlossener Ortsteile

die Fahrgeschwindigkeit das Zeitmaß eines im ge-

streckten Trabe befindlichen Pferdes — etwa 15 km
in der Stunde — nicht flberschreiten. Außerhalb ge-

schlossener Ortsteile darf sie , wenn übersichtliche

Wege befahren werden, insoweit erhöht werden, als

der Führer in der Lage bleibt, unter allen Umständen
seinen Verpflichtungen Genüge zu leisten.

(III) Auf unübersichtlichen Wegen, insbesondere

nach Eintritt der Dunkelheit oder bei starkem Nebel,

beim Einbiegen aus einer Straße in die andere, bei

Straßenkreuzungen, bei scharfen Straßenkrümmungen,

bei der Ausfahrt aus Grundstücken, die an öffentlichen

Wegen liegen und bei der Einfahrt in solche Grund-

stücke, bei der Annäherung an Eisenbahnübergänge

in Schienenhöhe, femer beim Passieren enger Brücken

und Tore sowie schmaler oder abschüssiger Wege,
sowie da, wo die Wirksamkeit der Bremsen durch

die Schlüpfrigkeit des Weges in Frage gestellt ist,

endlich überall da, wo ein lebhaiter Verkehr statt-

findet, muß langsam und so vorsichtig gefahren

werden, daß das Fahrzeug nötigenfalls sofort und
jedenfalls auf eine Wegstrecke von höchstens 5 m
zum Halten gebracht werden kann.
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§i&i9. Grundzüge, betr.Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 13

§ 18.

(I) Der Führer hat entgegenkommende, zu über-

holende, in der Fahrtrichtung stehende oder die

Fahrtrichtung kreuzende Menschen sowie die Führer

von Fuhrwerken, Reiter, Radfahrer, Viehtreiber usw.

durch deutlich hörbares Wamungszeichen rechtzeitig

auf das Nahen des Kraftfahrzeugs aufmerksam zu

machen.

(II) Auch an unübersichüichen Steilen (§17 Abs. 3)

ist Wamungszeichen zu geben.

(III) Das Abgeben von Warnungszeichen ist sofort

einzustellen, wenn Pferde oder andere Tiere dadurch

unruhig oder scheu werden.

(IV) Warnungszeichen dürfen nur mit der eintönigen

Huppe (§ 3 Abs. 1 Ziffer 4) abgegeben werden.

(V) Das Abgeben langgezogener Huppensignale, die

Ähnlichkeit mit Feuersignalen haben, ist nicht statthaft.

(VI) Merkt derFührer, dafi ein Pferd oder ein anderes

Tier vor dem Kraftfahrzeuge scheut, oder daß sonst

durch das Vorbeifahren mit dem Kraftfahrzeuge

Menschen oder Tiere in Gefahr gebracht werden, so

hat er langsam zu fahren sowie erforderlichenfalls

anzuhalten und den Motor aufier Tätigkeit zu setzen.

(VII) Im Falle eines Zusammenstoßes des Kraftfahr-

zeugs mit Personen oder Sachen hat der Führer so-

fort zu halten und die nach den Umständen des Falles

gebotene Hilfe zu leisten.

§ 19.

(I) Beim Einbiegen in eine andere Straße ist nach

rechts in kurzer Wendung, nach links in weitem Bogen
zu fahren.
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14 Grimdzüge, betr.Verkehr nutKraftfahrzeugen. § 20.2 1

.

(II) Der Führer hat entgegenkommenden Fuhr-

werken, Kraftfahrzeugen, Reitern I Radfahrern, Vieh-

transporten oder dergleichen rechtzeitig und genügend

nach rechts auszuweichen oder, falls dies die Um-
stände oder die Örtlichkeit nicht gestatten, so lange

anzuhalten, bis die Bahn frei ist. Ebenso hat er an-

zuhalten beim Zusammentreffen mit marschierenden

Militärabteilungen, öffentlichen Aufzügen, Leichen-

begängnissen oder dergleichen.

(III) Das Vorbeifahren an eingeholten Fuhrwerken,

Kraftfahrzeugen, Reitern, Radfahrern, Viehtransporten

oder dergleichen hat auf der linken Seite zu erfolgen.

*

D. Die Benutzung öffentlicher Wege
und Plätze.

§20.

Das Fahren mit Kraftfahrzeugen ist nur auf Fahr-

wegen gestattet. Auf Radfahrwegen und auf Fuß-

wegen, die für Fahrräder freigegeben sind, ist der

Verkehr mit Krafträdern nur mit besonderer polizei-

licher Genehmigung zulässig.

§ 21.

(I) Durch allgemeine polizeiliche Vorschriften oder

durch besondere, für einzelne Fälle getroffene polizei-

liche Anordnungen kann, soweit der Zustand der

Wege oder die Eigenart des Verkehrs es erfordert,

der Verkehr von Kraftfahrzeugen auf bestimmten

Wegen, Plätzen und Brücken verboten oder beschränkt,

insbesondere die zulässige Fahrgeschwindigkeit auf

ein bestimmtes Maß herabgesetzt werden.
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§22-24* Grundzüge, betr.Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 15

(11) Atlgemeine Vorschriften dieser Art sind an den

betreffenden Stellen durch öffentlichen Anschlag auf

zu diesem Zweck kenntlich gemachten Tafeln zur

Kenntnis zu bringen.

§ 22.

(I) Das Wettfahren und die Veranstaltung von Wett-

fahrten auf öffentlichen Wegen und Plätzen sind ver-

boten. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der

zuständigen Landeszentralbehörde oder der von dieser

zu bestimmenden höheren Verwaltungsbehörde, welche

im einzelnen Falle die besonderen Bedingungen

festsetzt.

(II) FürZuverldssigkeitsfahrten ist die Genehmigung
der zuständigen Behörde erforderlich.

§ 23.

Das Mitführen von Anhängewagen ist nur auf

Grund polizeilicher Erlaubnis zulässig. Der Erlaubnis-

schein ist bei der Fahrt mitzuführen und den Polizei-

beamten auf Verlangen vorzuzeigen. Auf den Trans-

port schadhaft gewordener Fahrzeuge findet diese

Vorschrift keine Anwendung.

E. Verkehr über die Reichsgrenze und im
Zollgrenzbezirke.

§ 24.

(1) Für die Zulassung und Kennzeichnung der zu

vorübergehendem Aufenthalt in das Gebiet des Deut-

schen Reichs aus dem Auslande gelangenden aufier-

deutschen Kraftfahrzeuge und für die Zulassung der

Führer solcher Fahrzeuge gelten folgende besondere

Bestimmungen:
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16 Grundzüge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. § 24,

a) Die Vorschriften über die Anmeldung und über

die Zulassung von Kraftfahrzeugen zum Ver-

kehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen in den

§§ 4, 5 finden auf die außerdeutschen Kraftfahr-

zeuge keine Anwendung, sofern der Führer des

Kraftfahrzeugs durch eine Bescheinigung der

zuständigen Behörde des Auslandes nachweisen

kann, daß das Fahrzeug den an dem betreffenden

Orte gültigen polizeilichen Vorschriften ent-

spricht; Bescheinigungen dieser Art müssen den

Namen, Stand und Wohnort des Eigentümers,

die Firma, die das Fahrzeug hergestellt hat,

seine Betriebsart, die Anzahl der Pferdekräfte,

das Eigengewicht des Fahrzeugs und bei Last-

kraftwagen das Höchstgewicht der Ladung an-

geben und mit dem Anerkennungsvermerk einer

deutschen Behörde versehen sein.

b) Die außerdeutschen Kraftfahrzeuge müssen an

Stelle der durch §§ 7, 10 vorgeschriebenen poli-

zeilichen Kennzeichen ein besonderes länglich-

rundes Kennzeichen (Muster 6) führen, das zu-

gleich mit der Bescheinigung über die Zuteilung

des Kennzeichens (Muster 7) nach Maßgabe der

besonderen hierüber ergehenden Anordnungen
auf den Grenzzollämtern ausgegeben wird und

beim Verlassen des Deutschen Reichs nebst Be-

scheinigung wieder abzuliefern ist. Das Kenn-
zeichen ist an der Rückseite des Fahrzeugs nach
außen hin an leicht sichtbarer Stelle fest anzu-

bringen und bei Kraftwagen während der Dunkel-

heit und bei starkem Nebel so zu beleuchten,

daß es deutlich erkennbar ist; die Beleuchtungs-
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§ 24. Grundzflge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. IJ

Vorrichtung darf das Kennzeichen nicht verdecken.

Etwa vorhandene ausländische Kennzeichen sind

zu entfernen oder zu überdecken.

Die für das Kennzeichen zu entrichtende

Gebühr beträgt

für Kraftwagen 6 Ji,

„ Krafträder 3 „ .

Wird die Tätigkeit der Amtsstelle außerhalb

der Geschäftszeit, d. h. in den Monaten Oktober
bis Februar vor 7Vt Uhr vormittags und nach

5V2 Uhr nachmittags, in den übrigen Monaten
vor 7 Uhr vormittags und nach 8 Uhr nach-

mittags, in Anspruch genommen, so erhöht sich

die Gebühr

für Kraftwagen auf . . . 10.^,

„ Krafträder „ ... 5 „

.

Beim Ausgang eines außerdeutschen Kraft-

fahrzeugs aus dem Reichsgebiet ist das Kenn-
zeichen mit der über seine Zuteilung ausge-

stellten Bescheinigung der nächsten zur Ausgabe
von Kennzeichen befugten Amtsstelle behufs

Rücksendung an die Eingangsamtsstelle zu über-

geben. Erfolgt infolge dauernden Verbleibs im
Inlande später die Zulassung des Fahrzeugs

gemäß § 5, so hat die Rücksendung durch

Vermittlung der die Zulassung aussprechenden

Polizeibehörde zu geschehen.

c) Die durch § 14 Abs. 1 für die Führer von Kraft-

fahrzeugen vorgeschriebenen Zeugnisse können

für die Führer außerdeutscher Kraftfahrzeuge

durch entsprechende ausländische Zeugnisse er«

setzt werden, sofern diese von einer deutschen
Itaac» Automolill- Recht. 2.Aufl. 2
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1 8 Gnindzüge, betr. Verkehrmit Kraftfahrzeugen. § 2 5.36.

Behörde mit einem Anerkennungsvermerk ver-

sehen sind.

(II) Als »deutsche Behörde", deren Anerkennungs-

vermerk nach Abs. 1 unter a und c die ausländischen

Bescheinigungen und Zeugnisse tragen müssen, gilt

der zuständige deutsche Konsul. Sind die Schrift-

stücke nicht in deutscher Sprache abgefaßt, so muß ihr

Inhalt aus dem Anerkennungsvermerk ersichtlich sein.

(III) Die zuständige Landespolizeibehörde kann von
dem im vorstehenden unter a geforderten Aner-

kennungsvermerk einer deutschen Behörde für die

Bescheinigungen bestimmter Behörden des benach-

barten Auslandes absehen lassen.

(IV) Den Eigentümern aufierdeutscher Kraftfahr-'

zeuge kann von der zuständigen Landespolizeibehörde

auf Antrag gestattet werden, das deutsche Kennzeichen

zu führen. Die betreffenden Kraftfahrzeuge sind in

diesem Falle in polizeilicher Beziehung als deutsche

anzusehen und unterliegen demgemäfi denVorschriften
der §§ 4, 5, 7, 10. Die zuständige Landespolizei-

behörde bezeichnet die Polizeibehörde, welche die

Eintragung des Kraftfahrzeugs in die Liste zu bewirken

und die Erkennungsnummer zuzuteilen hat.

§ 25.

Im Zollgrenzbezirke haben die Beamten der Grenz-

zollverwaltung hinsichtlich der Kraftfahrzeuge die

gleichen Befugnisse wie die Polizeibeamten.

F. Untersagung des Betriebs.

§ 26.

(1) Die Polizeibehörde kann jederzeit auf Kosten des

Eigentümers eine Untersuchung darüber anstellen»
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§27-29> Gnindsflge, betr.Verkehrmit Kraftfahrzeugen. 1

9

ob ein Kraftfahrzeug den nach Maßgabe dieser Ver-

ordnung zu stellenden Anforderungen entspricht.

(II) Kraftfahrzeuge, welche diesen Anforderungen

nicht genügen, können durch die Polizeibehörde vom
Befahren der öffentlichen Wege und Plätze ausge-

schlossen werden.
§27.

Ungeeigneten Personen , insbesondere solchen,

welche die den Führern von Kraftfahrzeugen ob-

liegenden Verpflichtungen verletzt haben, kann das

Führen von Kraftfahrzeugen dauernd oder für be-

stimmte Zeit polizeilich untersagt werden. Sie haben

alsdann das ausgestellte Zeugnis (§ 14 Abs. 1) der

Polizeibehörde abzuliefern. Handelt es sich um aus-

ländische Zeugnisse (§ 24 Abs. 1 unter c), so ist die

Polizeibehörde befugt, den Anerkennungsvermerk zu

löschen.

G. Strafbestimmungen.

§28.

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Be-

stimmungen werden in Gemäßheit des § 366 Nr. 10

des Reichsstrafgesetzbuchs mit Geldstrafe bis zu

60 Ji oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

H.Ausnahmen.
§29.

(I) Von der Verpflichtung zur Führung des Kenn-

zeichens sind befreit:

a) Kraftfahrzeuge, die nur in Schleppzügen für den

Frachtverkehr Verwendung finden,

b) Kraftfahrzeuge der Feuerwehr,

c) Kraftwagen, die im öffentlichen Fuhrverkehre

Verwendung finden und für die Sondervor-

2*

Digitized by Google



20 GnindsOge, betr. Verkehr mit Kraftfahrzeugen. § 30.

Schriften hinsichtlich ihrer Kennzeichen bestehen

(Droschken, Omnibusse usw.).

(II) Auf Antrag können durch die Polizeibehörde von
der Verpflichtung zur Führung des Kennzeichens

entbunden werden:

a) leichte, nur für den Stadtverkehr bestimmte Per-

sonenicraftiahrzeuge mit einer Höchstgeschwindig-

keit auf ebener Bahn von nicht mehr als 15 km
in der Stunde,

b) Geschäftswagen, die in deutlich erkennbarer Form
mit der Firma des Geschäfts versehen sind. In-

soweit mehrere Kraftfahrzeuge zu einem Ge-
schäftsbetriebe gehören, müssen sie indessen mit

besonderer laufender Erkennungsnummer ver-

sehen sein, die den Anforderungen in den §§ 7,

10 zu entsprechen hat.

(III) Auf die Kraftfahrzeuge der Militärverwaltung

und auf die Führer dieser Kraftfahrzeuge finden die

Vorschriften im § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, § 18

Abs. 4, §§ 23, 26 27 keine Anwendung. Krafträder

der Militärverwaltung sind von der Verpflichtung zur

Beleuchtung des Kennzeichens (§ 10) befreit.

(IV) Die Kraftfahrzeuge der Feuerwehren sind von
den Bestimmungen der § 3 Abs. 1 Ziffer 4, §§ 17, 19,

23 ausgenommen.

J. Schlußbestimmungen.

§30.
Diese Vorschriften treten am 1. Oktober 1906 in

Kraft.
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Kotnmentan

Qrundzflge,

betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen,

vom 3. Mai 1906.

Der Bundesrat hat beschlossen, die verbündeten

Regierungen zu ersuchen, in ihren Gebieten den Ver-

kehr mit Kraftfahrzeugen nach Maßgabe der nach-

stehend abgedruckten Grundzüge zu regeln.

Einleitung.

I. Gesohichtlieliefl.

1) Das erste Land, welches eine geseUliche Regelung des

AutomobUverkefars in die Hand nahm, war England.*) Der
Grund lag nicht etwa in dem Umfang des Verkehrs — dieser

war im Gegentdl sehr gering — als vielmehr in der Not-

wendigkeit der Aufhebung einer Rechtskuriosität Die Polizei-

behörden hatten nämlich bei dem Auftreten der ersten Auto-

mobile die alten Vorschriften über Straßenlokomotiven (loco-

motives on highways), die in England zahlreich in Gebrauch

sind, auf das neueVerkehrsmittel angewendet und infolgedessen

verlangt , daß jedem Kraftfahrzeug dn Fußgänger mit einer

roten Fahne vorausging. Diesem Zustand machte die Loco-

motives on Highways Act von 1896 ein Ende. Sie schuf den

Begriff der Leichtlokomotiven, üght locomotives (s. u. § i IVg),

und gab Bestimmungen insbesondere Über Beleuchtung, Signal-

instrument, Feuersicherheit und Geschwindigkeit (14 englische

Mdlen in der Stunde). Die^s Gesetz wurde später beseitigt

*) Vgl. Stella Bloch, AW. 1906 Nr. 15.
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22 Einleitung.

durch die Motor Car Act von 1903, welche in vielen Punkten,

so insbesondere in den Vorschriften über die Disqualifikation

des Lenkers (s. u. § 27), über die Voraussetzungen der Straf-

verfolgung (s. u. § 17) und über die Wegetafeln (s. u. § 21)

von den kontinentalen Verordnungen» einschließlich der deut-

schen Grundzüge, bisher nicht übertrolTen worden ist

2) Auf dem europäischen Festlande ging Frankreich,
welches den bedeutendsten Automobilverkehr hatte, als erstes

von allen Ländern im Jahre 1899 an den Erlaß einer ausfilhr*

liehen einheitlichen Verkehrsordnung, welche nicht bloß für

die romanischen Länder, sondern auch f&r Deutschland vor-

bildlich geworden ist, insbesondere durch die Bestimmungen
über Fahrzeug- und Fahrerprüfung, Beschaffenheit der Fahr-

zeuge, Typen, Anhänger und anderes. Ein späteres Dekret

von 1901 führte zum ersten Male Erkennungsnummern
ein, jedoch nur f&r Fahrzeuge mit einer Geschwindigkeit von
mehr als 30 km.

3) In Deutschland wurden anfangs nur einige orts-

polizeiliche Verordnungen erlassen (z. B. Köln 1900), ja es kam
sogar vor, daß ein Polizeipräsident die Form einer besonderen,

jedem Automobilbesitzer zugestellten polizeilichen Verfügung

wählte.*) Die ersten allgemeinen Verordnungen ergingen

1900 in Sachsen-Weimar und Koburg-Gotha. In Preußen er-

folgte <üe einheitliche Regelung auf Grund der Ministerial-

erlasse vom 15. Dezember 1900 und 8. Mai 1901 (s. Handwörter-

buch der Preußischen Verwaltung unter „löraftfahrzeuge").

Nachdem auf die Umfrage des Ministers der Öffentlichen

Arbeiten (1900) die Notwendigkeit des Erlasses allgemeiner

Vorschriften für die ganze Monarchie verneint, das Bedürfnis

für besondere Automobilverordnungen in möglichst großen

Bezirken dagegen bejaht worden war, ergingen 1901— 1903

inhaltlich ziemlich Übereinstimmende OberpräsidialVer-
ordnungen für die einzelnen Provinzen (jedoch im Landes-

polizeibezirk Berlin vom PoIizeipriLsidenten, in Pommern von

den 3 Regierungspräsidenten). Auch die meisten übrigen

deutschen Staaten erließen solche Verordnungen; die letzte

Verordnung vor Erlaß der Grundzüge erging in S.-Altenburg

(5. Mai 1905) .

*) S. ZUctu.1901. 72f.
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I. Geschichtliches.

Ohne Verordnungen waren bis zum Erlaß der Grund-
züge in Preußen der Regierungsbezirk Sigmaringen, im übrigen

Deutschland Lippe-Detmold, die beiden Reuß und die beiden

Schwarzburg.

4) Noch im Jahre 1900 haben anläßlich der oben erwähnten
Umfrage des preußischen Arbeitsministers anschemend nur
die Behörden von Schleswig- Holstein eine gesetzliche Re-
gelung für ganz Preußen für erforderlich erklärt. Bereits im
nächsten Jahre aber erklärte die bayrische Regierung ein

Reichsgesetz für wünschenswert Auf Anregung des Kar-
tells deutscher und österreichischer Rad- und Motorfahrer-

verbände, welches einen Entwurf einheitlicher deutscher

Vorschriften dem Reichsamt des Innern unterbreitete, setzte

sich der Staatssekretär Graf Posadowski, wie er in der

Reichstagssitzung vom 18. Februar 1903 eröffnete, mit den
übrigen deutschen Regierungen zwecks Festsetzung einheit-

licher Grundzüge für den Automobilverkehr in Verbindung. Das
Ergebnis der Beratungen sind die vorliegenden „Grundzüge*'.

5) DU NotwendigkeU einkeitlickir Autcmiföilgeseiu ist auch im
Auslande längst erkannt worden, wie das unten (S,2q) auf*

• gestellte Verzeicknis lehrt. Von Bundesstaaten hat Nordamerika

nur einzelstaatlicke Gesetze, während die Schweizer Äantone, „von

der Notwendigkeit überzeugt, den Motorwagen^ und Fahrrad'

verkehr in der Schweiz einkeitlieken Bestimmungen zu unterwerfen**,

ein Konkordat eingegangen sind, das in allen Xantonen außer

Uri und Graubünden in Kraft getreten ist,'^)

6) Daräker hinaus haken sich sogar schon Bestrebungen

nach internationaler Ilegelung geltend gemacht. Zur Zeit der

Weltausstellung igoo fand in Paris unter dem Präsidium von

Michel'Lioy, Mitglied des Instituts, und Porestier, General-

Inspektor der BrOcken und Ckausseen, ein internationaler

AsUomobükongreß statt, der sich indes wesentlich mit teclh

nischen Prägen beschäftigte,**) Der franzäsische Automobilklub

hatte angefallen Material zu sammeln * ttm daraus eine gleich-

mäßige Verordnung kerzustellen, die durch Vermittehmg desfron'

*) über die Schwierigkeiten des Zustandekommens diesies Konkordats und

über die Notwendigkeit seiner Fortbildung s. ^ede des Schweizer Bds.-Präs.

Forrer vom 28. April 1906 (AW. 1906 Nr. 30).

**) Vgl. AW. 1904, 825.
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Einleitcmg.

gßsisekm mtswäriigm Amtes an alle RegUrmgen übersmäet

Wirde» sollte (Ztsek 1902, 93)* jedoch ^me Ergeknis. In jihtgster

Zeit hat tn^esandere der Sekteeiter Bumdes/räsideitt auf die

Notwendigkeit internationaler Regelung hingewiesen.*) Vor'

hespreehungen darüber haben im Jumigo^ auf deutschem Boden

zwischen den Vertretern in- und ausländischerKMs staitgefimden,

n. AUgemeinwr Charakter der Qmndsüge.

1) IMe Gnmdzüge sind vom Bundesrat beschlossen am-

3. Mai 1906 (das Datum ergibt sich 2.B. aus denVerordnungen

von Lippe, S.-Meiningen, Schwarsburg^Rudolstadt) und publi-

ziert im Reichsanzeiger vom 28. Mai 1906.

Eine Zuständigkeit des Bundesrats selbst zur

Regelung der Materie war weder durch Artikel 7* der Reichs-

verfassung noch durch besondere reichsgesetzliche Delegation

gegeben (s. Laband Staatsrecht [4] 1 234, II 89. 193). Die Grund-

züge sind daher keine Bundesratsverordnung, sondern

nur ein Ersuchen an die verbündeten Regierungen, in ihren

Grebieten den Automobilverkehr einheitlich zu regeln. Die

Grundzüge schaffen also (ähnlich dem H. G.B. und der Wechsel-

ordnung vor Gründung des Reichs) nicht formell, sondern

nur materiell gemeines Recht Auf Grund der Grund-

züge sind in ganz Deutschland im wesentlichen überein-

stimmende Bestimmungen erlassen worden. Zum Teil geschah

dies in der Weise, daß zu einer einleitenden Verordnung die

Grundzüge wörtlich als Anlage beigefügt wurden (Anhalt^

ReoB 9u L.9 &-Meiniiigen); zum Teil ergingen besondere Ver-

ordnungen, aber unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die

zwischen den Bundesregierungen getroffene Vereinbarung

(Bayenit Hessen, Lippe, ReoBJ«!^ Schwarzburg-Rudolsiadt»

Schwarzburg-Sondershausen, Wflrttembeiig)«

2) Daß die einzelnen Landes- und Provinzial-Verordnungeii

ein matetiell-gemeines deutsches Automobilpolizei-
recht voraussetzen, lehrt schon der Wortlaut, der an
einzelnen Stellen zu dem beschränkten Wirkungskreis der
betreffenden Verordnung gar nicht paßt: z,B. Bremen § 22:

„Genehmigung der zuständigen Behörden aller von ihnen be-
rührten Bezirke, im bremischen Staat diejenige der Polizei-

*) Vgl. S. 23 Anm. *
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n. Allgemeiner Charakter der Gnindzüge. 25

behörde"; SchwarztNiivMdolstadt§ 14 : „derPolizeibehörde .

.

im Fürstentum dem Landratsamt"; Wflrttenberg eod.: ,4n

Württemberg dem Oberamt'S Femer § 24, welcher Bestim-

mungen triflft Über die „in das Gebiet des deutschen Reichs aus
dem Ausland gelangenden außerdeutschen Kraftfahrzeuge",

obwohl jede Verordnung doch nur über die in ihr Gebiet

gelangenden Fahrzeuge verfügen kann, und obwohl die

Geltungsgebiete einzelner Verordnungen (z. B. Berllii) über-

haupt gar nicht an die Reichsgrenze anstoßen. Ferner § 24 a.E.:

,4n polizeilicher Beziehung als deutsche". Endlich §§ 6, 7, in

denen ebenfalls eine allgemeine gegenseitige Anerkennung aller

deutschen Kennzeichen stillschweigend vorausgesetzt wird. —
Auch gehört hierher die (an sich ungewöhnliche und kaum zu-

lässige) Zuweisung gewisser Rechtshandlungen an die Landes-
zentralbehörde durch die preußischen Provinzial-W. (z.B. §22).

Die Folge dieser Grundidee der Grundzüge ist insbesondere,

daß die Prüfung und Zulassung der Fahrzeuge und Führer
sowie die Kennzeichnung der Fahrzeuge in einem Bezirk

Wirkung fär das ganze Reich hat, auch wenn einzelne Ver^

Ordnungen dies nicht ausdrücklich aussprechen (s.u.§6 Anm.5).

3) Völlig stimmen die Landesverordnungen
naturgemäß nicht über ein. Insbesondere ist dem Landes-

recht überlassen: die Bezeichnung der zuständigen Polizei-

behörden, die Wahl des Kennzeichens und die Verteilung der

Nummern, die Regelung der Gebühren (außer denjenigen des

g 24), die etwuge Konzessionierung der dem öffentlichen

Transportgewerbe dienenden Fahrzeuge, die Wegesperrungen
und -Beschränkungen.

Femer haben bezüglich des Zeitpunktes des Inkrafttretens

der Grandzüge einzebie Verordnungen Abweichendes bestimmt.

Auch stimmen die Kennzeichen von S.*Kolnifig*Ootha und
Oldenbttiig nicht ganz mit denjenigen überein, welche der den

Grandzügen beigegebene Plan vorgesehen hatte. Andere un-

erhebliche Abweichungen finden sich zerstreut und werden an

den betreffenden Stellen erwähnt werden. Auch die amtlichen

Erläuterangen zu den Grandzfigen sind nicht überall überein-

stimmend publiziert worden.

4) Selbstverstilndlich sind die einzelnen Staaten in der

Änderung und Ergänzung ihrer Verordnungen
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26 Einleitung.

völlig frei (Schwarzbiiff-SoiidershauMn spricht dies aus*

drücklich aus). Doch setst die Vereinbarung unter den ver-

bündeten Regierungen voraus» daß Änderungen der Gnmdsflge
ohne Not einselstaatlich nicht vorgenommen werden.

5) IflliaHlidi schließen sich die Grundtüge an die früheren

preußischen Verordnungen an.*) Neu sind namentlich die

Bestimmungen über Krafträder mit Seitensitz, Radkränze,
Rückwärtshemmung, eintönige Huppe, übermäßige Schein-

Werfer, Rückwärtsgang, allgemeine Kennzeichenpflicht, vorderes
Kennzeichen, Ausstellungskennzeichen, Generalklauset über
diligentia des Führers, Anschlagspflicht bei Straßensperrungen,

Besonderheiten für ausländische Fahrzeuge und Führer, Frivi*

legien für gewisse Fahrzeuge.

III. Die «mtUolien JSrläatenmgeii*

Gleichzeitig mit den Grundzügen hat der Bundesrat amt-
liche Erläuterungen dazu erlassen. Die Publikation ist jedoch
nicht im Reich8|iizeiger, sondern lediglich in den Einzelstaaten

erfolgt. Daß sie vom Bundesrat erlassen sind, ergibt sich aus
dem übereinstinunenden Inhalt, wird auch von S.-Meimngen
ausdrücklich ausgesprochen.

Genannt werden sie entweder: „Erläuterungen zu den
Grundzügen" (Schlesien), oder bloß „Erläuterungen", oder

„Ausfiihrungsbestimmungen*', oder „Ausfährungsbestimmungen
und Erläuterungen" (Scheswig-Hototein).

Verbmdliche Kraft als Verordnungen haben die Erläute-

rungen nicht, stellen vielmehr nur Dienstanweisungen an die

untergeordneten Polizeibehörden dar (Hessen wählt direkt die

Form der Anrede an die Kreisämter; vgl. S**Melningen: „Bei

der Durchführung** usw.). Sie sind infolgedessen auch ohne die

sonst erforderliche Zustimmung anderer Behörden (s.u. S.33) ein-

fach als Bekanntmachungen der Landespolizeibehörde ergangen.

Rechtsnormen sind sie nicht (vgl. KGJ. 22. C. 3. Na i).

Von allen deutschen Ausf.-VV. ist die von Schleswig-
Holstein die ausfQhrlichste und beste (besondere Listen der

Landräte und Reg.-Präs., freigewordene Erk.-Nummern, Domizil-

wechsel, Einziehung von Kennzeichen, zu § 5; Wegesperrungen,

Tafeln, Radbreite, Raddruck, zu § 21; Anhänger, zu § 23).

*) Im folgenden ist bei jedem § auf den entsprechenden § der früherea

preuA. V. biogewieseo.
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IV. Aufzählung der preuß. Automobilverord. 27

IV Aufzählung der preußischen Automobilverordnungen.

Geltungs-

bezirk
Datum

Nummer des

Amtsblatts

des Haupt-

Reg.-Bez.

1. Berlin
Landespol. -Bez.

(s. S. 35)

2. Branden-

burg

3. Hannover

4. Hessen-

Nassau

5. Ostpreußen

6. Pommern

7. Poten

8. Rhein-

9. Sachten

10. Schlesien

11. Schleswig-

Holstein

12. Sigma-

ringen
(Reg. -Bez.)

13. Wettfalen

14. Wett-
preyfien

29. 9. 06
(in Kraft
13. 10. 06)»)

26. 9. 06

I. 9. 06

6.9 06

24. 8. 06

15.9. 06

22.9.06

1.9.06

30. 8. 06

4. 9. 06

22.9. 06

40

40
Sonderausg
V. 29. 9. 06

38 Beil.

Erliuterungea

(AttsL Best)

Sonstige

Ergtasungeo

14. 12. 06
(in Kraft
».13.

7. 9.06

13. 9.06

36

39 Beil.

S. 529

37

37

38

41

5«

39 Beil.

5. 10. 06
Nr. 41

3. 10. 06

Nr. 40

iS. 9. 06

29. 8. 06
Nr. 36

15. 9. 06
Nr. 39 Beil.

24. 9. 06
(nur Muster u.

Plan für die

Kennz.)

Bemerkungen

Nr. 38

3. 1 1. 06
Nr. 49

(ausführt, u.

beste aller

deutschen
Aiisf.-Wl)

s. S.36

16.11.01 Nr. 48
Straßen-0.§18a
(Huppenverbot
I. and. Fuhrw.)

22.11.01 Nr.48
(3«chverst)

1.9.06 Nr. 38
(Kennseidien)

2. 10.06 Nr. 41
(Nummerveitei-
lung, Sachv.,
Gebühren) 1

6. 1. 03 Stettin^ (Huppen
Nr. 3 I verbot f.

21. 11.03 Stralsd.f andere
Nr. 48 j Ftthrw.)

30. 9. Ol Nr. 41

(Huppenverbot
f. and. Fulifw.)

a) 30. 8.06 Nr. 37
(Huppenverb.)
f. and. Fuhrw.

b) 12. 9. 06 Nr. 37
(Kennz.

Formular)

Oktroyiert (vor Ein-
holung der Zust d.

Pfov.-Rits)

i6.9.o6eod.

Ebenda

Oktroyiert (vor Einholung
der Zust d. Prov.-Rats). Uu-
^aiCie n. d. Rechtspr. d. KO.
(21 B54 Nr. 15, C3 N'r.l. 23
C3 Nr.l), weil in d. Publ.-

Formel nicht ausgesprochen,
daft der Fall keinen Aufschub
snllllt (s. Isaac. Allg.A.Ztg.

1907, Ii 65)

Zu §26 fehlt die Be-
zeichnung: »§ sö"

13. 9. 06 ebenda
Oiuppenverbot
f. and. Fuhfw.)

*) Wo nichts anderes bemerkt, ist die V. am 1. Oktober 1906 in Kraft getreten.
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28 Einleitung.

V. AufzäMuug der übrigen deutschen Automobilverordnungen.

Nr. des

Publikat.

Organs

Eriaulfc-

rungen
(Ausf.-

B«kt.)

Ergänzende

Bestimmungen

1. Anhait

2. Baden

3. Bayern

4. Branmehweio

5. Bremen

6. EUaß-
Lethrinien

7. Hamburg

8. Neuen

9. Uppe

10. Lübeck

11. Mecklenburg*

Schwerin

12. HecNenburg-
StrelKz

13. OUenburg

14. Reufi IL L

15. Reuß j. L.

1 7. 9. 06

Gesetz v.

3.9.06

37.7./4.8.06

2. 9. c6

15.9.06

24.9.06

23. 6. 06

12.; 18. 9. 06

26. 9. 06

26. 9. 06

24. S. 06

27. 06

1
1.9.06

GBl. 31

GBl, 13

RegBl. 21

GS. 15

G.- u. VRl. 32

RegBl. 34

Oß". Anz. 44

GBl. 86

GS. 10

GS. 693

Bktm.v.
17. 10.06
Nr. 60

1) PoiVO. 1.7,64 Nr. 81
2) V. 13. 11. 73 Nr. 383

1) 12. 10. 06 Nr. 42 (Oebfihren
der Sachv.J

2) Straftengesets §34

PoIStOB. Art. 2 Z. 6

Ausf.-B. a) Ges. IG. 24,8. 1790, Ges. .30. 5. 51,

20. 9.06 Dekret 22. 12. 17K9

Zentral-! b) 24.9.CüZ.-u,BAßl.d9 \ Auiheb.
, 40 >d. alten

, 41 f VV.
u. Bez.-i 26.9.06
Amts- 3. 10. Wi „

blatl 38 c) 16.10.06 ,

."JO. lO.OG »

.31. 10.06 ,

25. ll.Üfj ,

16. 1.07 .

21. 1.07 ,

Ausf.-B.
.\mts-

blatt 23

42
44
45
48
4

bfihreo

Sach-

Sj verst

Ausf.-B.

15. 9. 06
Nr. 11

1. I<X 06 (Sacliv.'OebQhren)

25. 6. 06 Nr. 15 (Huppenverbot
f. and. Fahrz.)

12.^ia9.06 Nr.32 (Huppenverbot)

1) Bkim. 29. 9. Ob Nr. .36 (For-
mular)

2) OebO. 24. 11.06 Nr. 37
3) Btctm. 13. 12.06 Nr.48 (Sachv.)

Bktm. 29. 9. 06 Nr. 45 (Form.)

1) Abänd. d. FabrradO. 24.&06
Nr. 86

2) Ausf. d. WegeO. (Huppenver-
bot) 24. 8. 06 Nr. 86

,3) G. 5. 12. 68 Art. 9^6

1) V. 2Ö. 11.06 Nr. 12 (Gebühren)
2) Bktm. 26. 11.06 Nr. 18(KJ1.C.)



V. Aufzählung der übrigen deutschen Automobilverordn. 29

Geltungsbezirk Datum
Nr. des

Publikat.-

Organs

Erläute-

rungen

(Ausf.-

Best)

Ergänzende

ocsuiiiiiiuiigen

i6 Sachsen'^)

•

10. 9. 06 G.- u.VBl. 15

1

Erläut.

eboKla
1) Dienstanw. 29. 9. 06
2) Oes. 30. 4. 06 Nr. 8 (Gebühren)

u. V. V. 26. 1. 07 Nr. 3
3) WegeV. 9. 7. 72
4) Dresden: Bktm. 1.12.01:

14.7.06; UX 2. 04**)
5) Oes. 3. 7. 72 (^.329) §2

17. Sachsen-

Aitenburg

II. 8. 06 GS. IX WegePoiO. &9.06 Nr.V

18. Sachsen - Ko-

burg-Gotha
15. 9.06 GS. 38 1) V. 15.9.06 GS. 29 (Huppe iLa.)

2) Ges. 11. 6. 58 § 34

19. Sachsen-

Meiningen
23.6.06 Sammlung

der Aus-
schi eib. 68

Erläut.

ebenda
V. 3. 12.03 u. 31.8.05 (Nr. 91

U.44), Wegepol.

20. Sachten-
Weimar

5. 9. 06 RegBi. 28 Erläut 1) V. 19. 9. 06 Nr. 30, Wegepol.
3) Oes. 7. 1.54 S. 17

21. Schaumburg-
üppe

18. 9.06 LdsVV. 30 PolVG. 22.5.82

9S Schilfar7h IIrn>

RwloMadt
^ I QQ 1^1 laui«

21.9.06
ebenda

PV. 21. 9. 06 ebenda {Huppen-
verbot ii.a.)

23. Schw.- Son-
dershausen

28. 13.06 GS. 24 Ausf.-V.
28. 12.06
ebenda

1) WegePolO. 27. 12. 06 Nr. 24
2) Oes. 14. 12. 06 (Wege)

24. Waldecl( 19. 9. 06 RegBL 13 Oes. 13.1.75 RegBL $.9

35. WDrIlemberg 13.7.06 RegBU 23 1) V. 13 7. 06 (Hni»penveibot)
ebenda

2) LdspoL Stntges^

VI. AufiBäldang der wichtigsten auBlindlflolien

AntomoMlFerordnimgen.

I. Belgien***). Reglement g6n6ral du 4 aoüt 1899 sur la po-
Mce du roulage et de la circulation.

*) Hierzu vgl. Vollmer. Die im Kgt, Sacbsen gflltlgen Bestfnmniifieii ttr
Kraftfahrzeuge. Leipzig 1907.

**) Dfesdoner V. enchlen während des Druckes (AW. 1907 Nr 82)
•«) Belgiens Aut.-Eiport s. MW. 1906. 702. HaftpfUcbteDtmuf , Senats^

sitningen v. 26. Dezember 1906 mid U November 1906.
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Einleitung.

2. Dlnamirk.*) a) Gesetz vom 30. Mftrx 1906.

b) Bktm. d. Justizmin. v. 16. Mai 1906.

c) „ d.Arbeit8min.v.i8.AprUi905(Taxen).

3. Fnwlcrtlcii.**) a) Dekret d.Prft8. Loubet v.io.M&rz 1899.

b) Qrcttl. d. Arbeitsmin. hierzu v. la April 1899.

c) Dekret d. Präs. Loobet v. 10.September 1901
(R ü c kwärtsgang, Ordnungsnummer^Wett-
fahrten).

d) Erlaß d. Arbeitsmin. hierzu v. 11. Septem*
ber 1901 (Nummerplatte).

e) Circulaire desselben v. 11. September 1901.

f) Erlaß desselben v. 12. Dezember 1901
(Nummerplatte).

g) Steuergesetse v. 13. April 1898 und 10. Juli

1900, CircuK V. 20. Juni 189)8.

4. Groß- a) „Locomotives ön Highwaysf) Act,
britannitR.^*) 1896" (Chaussee -Lokomotivengesets) v.

14. August 1896.

b) „Motor Car Act, 1903" (Motorwagen-
gesetz) V. 14. August 1903.

c) „Motor Car Order, 1903" v. 19. November
1903; Circular v. so. November 1903;
Motor Car Order, 1904'* v. 9. März 1904;

Circular v. 10. März 1904; Order v.

26. September 1904 — sämtlich vom Local
Government Board (Aufsichtsamt für die
Lokalbehörden).

d) „Heavy (schwer) Motor Car (Amendment)
Order, 1907" v. 11. Februar 1907.

5. Halien.tt) a) K q^ lamento di polina atradale (A^ctor
Emanuel III) v. 8. Januar 1905, Nr. 24.

b) Norme per l'applicazione (Ausf&hr.*Vor-
schriften) v. 30. März 1905.

*) Vgl. AW. 1906 Nr. 42. 1907 Nr. 18.

**) Hab«r, L'Automobile devant la loi 5ff. — Imbrecq , L'Aut devant la

justice 162 ff. ~ Touring-aub de Fnnce, Anouiire aut — Prankrddis Ant*
Industrie s. Jahfbucli 22. 1906 hatte Fraokieidi ca. 21600 venteiierte Ani,

1907 ca. 40 OCX).

***) Vgl. Isaac AW. 1906, 428. — AW. 1905, 1568; 1906 Nr. 14. 18. 68. —
MW. 190$, m. — aambacii aai

t) Ober engL talghway •. OermerriMuieii» Wegerecbt <a) 1, 18f. «iiigliway*'

und „Public highway" in den engl. u. amerik. W. umfaßt meist alle Off. Wege
(Cf. New York G. 3. Mai 1904 sec. 1,2; engl. Order 1904 art. I).

tt) Vgl. Isaac AW. 1906, 1660. Aut.-Export MW. 1905, 701.
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VI. Aufzählung der wicht, ausländ. Automobilverordn. 31

c) Zirkular des Arbeitsmin. v. S.Januar 1902
(Krafträder).

d) Kgl. Erlaß v. 5. März 1903 (Nummerachild
T. alle Aut).

e) Zirkular d. Arbeitsmin. v. 5. April 1903.

f) „ V. 24. Juni 1903.

g) Kgl. Dekret v. 8. Januar 1905 (Subsidien für
servizio pubblico, öff. Fuhrbetrieb),

h) Zirk. d. Arbeitsmin. v. S. Mai 1906 (Steuer).

i) Kgl. Dekret v. 17. Juni 1906 (Steuer).

k) Zirk. d. Arbeitsmin. v, 22. Juni 1906 (licenze
di circolazioni).

1) Kgl. Dekret v. 5. August 1906.

m) Zirk. d. Finanzmin. v. 9. August 1906 (Steuer),

n) „ „ Landw.-etc. Min. v.u.Jnli 1906 „

o) „ „ Finanzmin. v. 9. Oktober 1906 „

p) Kgl. Dekret v. 5. November 1906.

6. Niederiande.*; a) Gesetz v. 10. Februar 1905 (Motor-en Rij-

wielwet. Staatsblad no. 69).

b) Kgl. V. V. 6. November 1905 (Stbl. 394).

c) dito ( „ 29s).

d) Bktm. d. Min. v. 13. November 1905 (Staats-
courant 291).

e) Bktm. d.Min. v. 10. November 1905 (Stet 276)^
Kennzeichen. Registrierung.

7. NorweQM. Besondere Bestimmungen in jedem Amtsbezirk^
z. T. nicht gedruckt, sondern handschrift-
lich an Aut-Besitser mit der Konzession
mitgeteilt.

Christiania: V. v. 29. Juni 1899.

8. dslsiTtich.**) V. d. Min: d. Inn. v. 27. September 1905 (RGBl.
Nr. Dazu Durchführungsverfügungen
der Landesstellen über die Prüfung u*
Genehm, d. Fahrz. u. Prüf. d. Lenker.

9. Portugal. V. d. Arbeitsmin. v. 3. Oktober 1901.

10. Ruftland.***) Nur lokale Vorschriften.

*) Henmg«8ib«ii von O. O. van der Hoeven, Haag.

Vgl. AW. 1905, 1166. 1841. MW. 1905, 707. - Vgl. östeir. Haftpflicht-

Oes.-Entw., femer Expertise dazu u. östeir. Referenten-Entwuif.

***) Vgl. MW. 1905, 731. 791.
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Etnldtung.

11. Mwtdtn.*) Kgl. V. V. 21. September 1906 (Författninsrs-

Sämling Nr. 90).

12. Schweiz.**) Vereinbarung Ober eine einheitliche Verord-
nung betr. den Motorwagen- und Fahr-
radverkehr aut schuciz. Gebiet 1902 (gilt

nicht in Uri und GraubQnden).

13. Spanien. a) Kgl. Dekret v. 17. Sei)teml)er 1900.

b) Madrid: V. v. 28. Fehiuar 1907.

14. Vereinigte Einzelstaatliche Gesetze (außer in Arkansas,
Staaten.***) Colorado, Georgia, idaho, Louisiana,

Mississippi, Nevada, Texas, Utah). Auf-
geführt in der Ausgabe des Aut Club of
America v. i. August 1905.

VII. Wer hat die Verordnungen erlassen?

A. in Preußen die Oberpräsidenten der Provinzen,

im Landespolizeibezirk Berlin der PoUzdpräsident;

in Sigmaringen der Regierungspräsident.

B. Im übrigen Deutschland:

a) als Gesetz in Braunschweig.

b) AlsVerordnung des Landesherm bezw. Senats: Bremen,

Elsafi-Lothringen, Lübeck, Mecklenburg.

c) Als Verordnung der Regierung: Anhalt, Baden, Bayern,

Hessen, Lippe, Oldenburg, Reuß, Sachsen, S.-Alten-

burg, S.-Koburg- Gotha, S.-Meiningen, S.-Weimar.

Schaumburg*Lippe, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarz-

burg-Sondershausen, Waldeck, Württemberg.

d) Als Verordnung der Polizeibehörde und der 4 Land-
herrschaften der Geestlande, der Marschlande, Berge-

dorf und Ritzebüttel: in Hamburg.

*) Vgl. MW. 1907, 101
**) Vgl. Bericht d. Bnndesrats (z. Haftpfllchtentw.) v. 15. Deiember 1902

S. 5. — Gugcr, Haftpflicht d. Aut« Halter. — Rede de» Bundesprisideiit«! v.

28. April 1906 (oben Einl. I 5. 6).

*•*) Vgl. Isaac AW. 1904, 399; 1905, 1647 (N.Y. Herald). — Aut.- Industrie s.

Jahftmch 1907, M. — X. P. Huddy, the law ot automobUet. San Pnncisco.
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IL Zw ObenchtUt 33

Orundzfigey

betreffend iton Verkehr^ mit KrafftMneiigeik*)

Auf Grund der^^ werden für den nicht

an Bahngleise gebundenen Verkehr^\ der durch ele-

mentare Triebkraft bewegten Fahrzeuge*) — Kraft-

wagen und Kraftrader*- — auf öffentlichen Wegen
und Plätzen**' folgende Vorschriften erlassen:

Amtl. Erl. Ob ein Kraftfahrzeug als Kraftwagen oder als Kraftrad in-

zusehen ist, ist Frage der tatsHchUcben Feststelluug im einzelnen Falle.

Zur Überachrift.

1) Hier werden in Preußen angefOhrt: Pol. VG. vom
II. März 1850 §§6. It. 12. 15 (in Hannover, Hessen-Nassaa und
Schleswig-Holstein statt dessen die V. vom 20. September

1867 §§ 6. 12. 13, in Schleswig-Holstein auch noch §§ 7. 13. 14

des Lauenburgischen Gesetzes vom 7. Janaar 1870); ferner

Landesverwaltungsgesetz vom 3a Juli 1883 §§ U7* '39*

43^1.

L Die Rechtq^aitigkeit der i^>Uzelven>rdnangeo hängt ab:

a) Formell: von der Genehmigung der zuständigen Be-

hörde (z. B. Provinzialrat, OberPräsident, Berirksausschuß,

Gemeindebehörde) und von der ordnungsmäßigen Publikation

(LVG. § 140)*)

b) Materiell: von der Beobachtung des Grundsatzes, daß

keine Bestimmung mit den Gesetzen oder den Verordnungen

einer höheren Instanz in Widerspruch stehen darf (PVG. § 15).

Nach dem ALR. II 17 § 10 und PVG. sind in Preußen
Automobilverordnungen nur zulässig:

a) zum Schutze der Person und des Eigentums;

b) zur Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken;

c) zur Sorge für Leben und Gesundheit.

*) UngOlUge Publik, der V. von Sdileswlg-Holttelii, t. oben Elnl. IV S. 37".

Isaic, Automobn-Recht 2.Anfl. 3
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34 Zur Oberscbrift i.n.

JDie Frage, ob und inwieweit die Bestimmungen einer

Polizeiverordnung einem Gesetz oder der Verordnung einer

höheren Instanz widersprechen, kann nur im gegebenen
Einzelfall aus einer Interpretation der gegenüberstehenden
Rechtsvorschriften in ihrem gegenseitigen Verhältnisse be-

antwortet werden. Nur wenn ein Gesetz oder eine Verord-
nung höherer Instanz die betreffende Materie erschöpfend
regelt und damit jeden weiteren Eingriff in die persönliche

Freiheit hat ausschliefien wollen, kann über diese Bfaterie

eine besondere Polizeiverordnung nicht ergehen** (KGJ.

C. 13; Ronn PVR. [2] 920*.).

Solche Zweifel an der Rechtsgültigkeit einer Bestimmung
werden insbesondere zu den §§ 26, 27 erörtert werden.

Die Feststellung der Ungültigkeit einer Bestimmung erfolgt

durch Anfechtung der auf Grund der Bestimmung ergangenen

polizeilichen Verfügung (z.B. auf Aushändigung des Zeug-
nisses).

Die Anfechtung geschieht durch Beschwerde (an Landrat,

Reg. -Präs., Oberpräs.), oder Klage im Verwaltungsstreit-

verfahren (LVG. §§ i24flr.), oder bei Strafverfügungen durch

Antrag auf gerichtliche Entscheidung (StPO. §§453ff-)- I^i^

Prüfung .der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit
einer P0I.-V. ist dem Richter entzogen (preuß. P0I.-VG.

§ 17. Bayr. Pol.-StGB. Art. 1 5. Bayr. ObLdsG., SeufiT. Bl. 07, 121).

II. Zuständigkeit der Polizeibehörden zur Regelung des

Automobilverkehrs in Preußen*):

A. Die OrtspolizeibehOrden für ihren Gemeindebezirk,

PVG. §§5, 6; LVG. §§ 143 f. Chausseepolizeiregulativ vom

7. Juni 1844 § IG II; KGJ. 27 C. n. Vgl. die (jetzt aufgehobene)

eigenartige Verordnung der Stadt Cöln vom 10. Juni 1900

(Amtsbl. Nr. 30). Ortspol.-Beh.) ist: a) In den Städten regel-

mäßig der Bürgermeister oder ein Magistratsmitglied, in ein-

zelnen wichtigeren Gemeinden, in der Regel in solchen mit

über 10000 Einwohnern , besondere königliche Beamte (z. B.

Polizeipräsident in Berlin, Königsberg u. a., Polizeidirektionen),

b) In den Landgemeinden der Amtsvorsteher, in Posen Distrikts-

*) Siehe Hue de Orais (18) 325. 318ff.

Lindemann Pol.-Verw. 33.
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1. III. Zur Überschrift 35

kommissar, Westfalen Amtmann, Hohenzollern, Rheinprovinz

und Hessen-Nassau der Landbürgermeister, Hannover Landrat.

B. Die Landräte für mehrere OrtspoHzeibezirke oder für

den ganzen Kreis (LVG. § 142; Chausseepolizeiregulativ § 10 II;

KGJ. 23 C. 100 und 27 C. Ii).

C. Die Landespolizeibehörden*), d. h. die Regierungs-

präsidenten für den Umfang ihres Regierungsbezirks (mit Zu-

stimmung des Bezirksausschusses), im Landespolizeibezirk

Berlin der Polizeipräsident (mit Zustimmung des Oberpräsi-

denten der Provinz Brandenburg. — PVG. §§ iifif.; LVG. §42 II,

43 HI).

Der Landespolizeibezirk Berlin umfaßt die Stadtkreise

Berlin, Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf (Gesetz vom
13. Juni 1900) und seit i. April 1907 auch Dt. Wilmersdorf
(Gesetz vom 27. März 1907 GS. 37). Nach der (richtigen)

Rechtsprechung des Kammergerichts bleibt für Dt. Wilmers-

dorf die Automobiiverordnung der Provinz Brandenburg be-

stehen, während nach der Rechtsprechung des Oberverwal-

tungsgerichts die Berliner Verordnung jetzt in Dt. Wilmers-

dorf gelten müßte ( s Schultzenstein DJZ. 1907, 52; Kronecker
eod. 414. OVG. 3. April 1906, KG. 7. März 1907).

D. Die Oberprftsidenten für den Umfang ihrer Provinz

(mit Zustimmung des Provinziairats. — LVG. §§ 137, 139).

Die Automobilverordnungen sind tatsächlich in Preußen
überall von den Oberpräsidenten erlassen, nur in Berlin vom
Polizeipräsidenten, in Sigmaringen vom Regierungspräsidenten.

Polizeiverordnungen unterer Behörden kommen in Betracht

z. B. zu § 21 (Wegesperrungen), § 13 (Ausstellungen), § 20

(Freigabe von Radfahrwegen), § 24 III (Anerkennung aus-

ländischer Bescheinigungen.

III. Zuständigkeit der Polizeibehörden fär andere Rechts-

handlungen als den Erlaß von Polizeiverordnungen.

Die Grundzüge weisen den Polizeibehörden eine mannig-

fache Tätigkeit auf dem Gebiet des Automol);lverkehrs zu.

So insbesondere die Anordnung der amtlichen Prüiuni;; § 4 II

a. E.), Erteilung der Typenbescheinigung (§ 4 IV), Ablehnung
der Zulassung (§ 5), Erteilung und Stempelung des Kenn-

*) Untersdiied zwiictaen Orts- und UuidespoL s. OVO. 45,116. 2^87.

3*
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36 Im Obenchrift

Zeichens (§§ 5ff.)i Ausstellungskennseichen (§ 13), Vermerk
auf dem Fflhreraeugnis (| 14), Zvlassnng eines Fflhrers unter

1$ Jahren (§ 14), Freigabe von Radfalirwegen (§ 20), Wege-
sperrongen oder -Beschrftnlnmgen (§ 2t), Genehmigung von
Wettfalirten (§ 23), von Anliängewagen (§ 23), von deutschen

Kennzdchen auf fremden Fahrteagen (§ 24 TV), Untersuchung

und Untersagung des Fahrzeugs oder Fahrers (§ 26 f.), Privi-

legierung einselner Fahrzeuge (§ 29).

Femer Entgegennahme von Anzeigen (z. B. § 4), Führung

von Listen (§ 5), Einsichtnahme von Bescheinigungen (§§ 4,

5, 14). Haltruf (§ 16).

Behörden -Übersteht.

Nach den einzelnen Aut -W.*) gelten als:

I. Landeszentral-

bsMMt u. zuständ.
Beh. (im Sinne

des § 22 I. U GZ.)

2. Landespolizei-

behdrde (§§4X1 IV.

13. 24 III. IV GZ.)

3. PoUz»U>0h6Ne

I. Anhalt Hzgl. Staatsmini-
sterium.

Hzgl. Reg., Abt. d.

Inn.

Kreis-PB.

2. Baden Bez.-Amt; wenn
Wettfahrt sich

über d. Grenzen
eines Amtsbez.
erstr.,Min.d.lnn.

Min. d. Inn. Bez.-Amt.

§§ 20.21: Orts- oder
Bez.-Pol.

3. Bayern Abs.I: Staatsmin.

d. Inn. od. die

V. diesem best,

höh. Verwalt.-
Beh.

Abs. II: Kgl.Reg.,
Kammer d. Inn.,

sofern s.d. Ver-
anstaltung nicht
auf cVerwalt.-
Bes. beschränkt

a t Distrikts-PB.

b) München: Pol.-

Direktion.

c) Für mehrere
Distriktsverw.-
Bez.: Reg , Kam-
mer d. Inn.

d) Für mehr. Reg.-
Bez.: Staatsmm.
d. Inn.

a) Distrikts-PB.

b) München: Pol.-

Direktion.
c) Zu den in §§ 2a2t

vorgesehenen€re-
nehmigungen und
allg. Vorschriften
sind auch die
Orts-PB. inner*
halb ihrer Zust.
ermächtigt.

*) Soweit die Atit>W. nichts Betoodens bestimmen, ergibt sich die zn«

ständige Behörde aus den allg. verwaltungsiechtlicliea Bestimmungen des

t)etr. Bundesstaates.
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Zur Überschrift 37

I. Landeszentral-

behttrde u. zustand.
Beh. (im Sinne

des § 22 I. U GZ.)

2. Landespolizei-

behfirde (§§ 4 II. IV.

13. 24 III. IV GZ.)

3. Polizeibehörde

4. Braun»

telmrtig

I: Hzgl. Staatsmi-
nisterium.

TT • T «k«ft<4Aa 1>D11: J^snues-fis.,
wenn Fahrten
s. auf deren Be-
zirk beschrän-
ken, sonstwie I.

a) Landes-PB.

b) BesondereAnord-
nungen ues ^si*
Orts-PB.

c 1 Für Anhänger an
Kraftwagen lan-

despol., an Kraft-

rädern ortspol.

Erlaubnis (§ 23).

5. Brtnon I: Pol.-Kommis-
sion d. Senats.

II: Pol.-Behörden.

Pol.- Kommisssion
des Senats.

§24 IV: v.d. erteil-

tenOenehmigg.
wird d. Senats-
kommission für

Zollangelegen-
heiten durch d.

PoL-Komm. be-
nachrichtigt

a) Stadt Bremen

:

Pol.-Direktion.

b) Landgebiet:
Landherr.

c) Stftdte Veeesack
u, Bremerhaven:
d. dortig. Ämter.

6. Elsaß-

Lothringen

I: Ministerium.

II- Bez-Präs
Bez.-Präs. a) Kreisdirektor.

b) Straßburpu Metz*
Pol.- Präs. bezw.
Pol.-Dir.

c) §20: Orts-PB.
tfl^ fi 9 T ollerem VTofaU/ g — ' dllgCin. VU**

Schriften: Landes-
oder Orts-Pol.

7. Hamburg Örtlich zustd. PB. Pol.-Beh. §4:städt.PB.(Abt.III

Gewerbe- u.Ver-
kehrspolisei). .

8. HesMn

1 •

Min. d. Inn. § 4 II: Kreisamt.

§§ 4 IV. 13: Min.
d. Inn.

Kreisamt.

Allgem. Vorschriften
§ 21; s. Art. 78 f.

Krei^- u. Prov.-O.»
a. 56) StädteO.

^9
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38 Zur Oberachrift. im.

I. Landeizentral-

behtfrde u. zuständ.
Beh. (im Sinne

des § 22 I. n GZ.)

2. Landespolizei-

Mdrde 4 H. IV.

13.. 24 m. XV GZ.)

3. Poltztibeli«rtf6

9* Lippe-

Ocbnald
Regierung. Regierung» Regierung.

§ 4 1 : Anzeige anReg.
durch Vermittl. d.

unteren Verwalt.-
Beh. des Wohn-
orts.

§§ 14 1. S.2, 20, 27
S. 2.3: untereVer-
wau.-i>en.

lo. LUbeck PoI.-Amt. Pol.-Amt. Pol.-Amt.

II. Meckl.-

Schwerin
Min. d. Inn.

c

•

Techn. Kommis.

^24 a.E.: trägt ein

u. erteilt Nr.

4 IV. 24: Min.
d. Inn. (schreibt

auch Anzeige-
formular§4vor).

§41.111. Pol.-B. über-
mittelt d. Anzeige
der Techn. Kom-
mission. Diese ist

Zuteilungssteüe
u. zuständ. n. §§ 5.

7. 8. 10. 13. 14 II.

26f. 29.

§ 1 1 1: Anzeige an
ZuteilgsstelTe u.

FB. des Wohn-
orts.

§ II II: Orts-PB.

§21: Orts-P. — Dau-
ernde Verbote u.

Beschränkungen
nur m.Gen. d.Min.
d. Inn.

§23:Ort8-P.

12. Mecki.-

SMh
Großh. Landes-

regierung.
Wie Meckl.-Schwerin, nur statt Min. d.

Imu: Landesregierung.

13. (Hdmkiiiy I. Staatsminlst

n. Wege-PB.

Staatsmin.Depart.

d' Inn.

Die Ämter (Magi-
strate der Städte
I. Klasse).

20.21: Wege-PB.
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1. m; Zur :]QlNwdurift. 39

*

I. Landeszentral-

behörde u. zustand.
Beh. (im Sinne

des § 22 L U GZ.)

2. Landetpolizel-

behSnle (§§ 4 II. IV.

13. 24 m. IV GZ.)

3. PelbniMörde

14. PrtufieA I. Min. d. öff. Arb.
und des Inn. (so

westfäl. Ausl.-
Anw.).

II. Landrat bezw.
Reg.-Pr. bezw.
Ober-Pr. bezw.
Zentralinstanz
(so westfälische
Ausf.-Anw.). —
Auch Oits-PB.
(S. 34) alsWege-
PB.

S. obenlIICS.35 a) Orts-PB. (s. O.

Anm. II A).

b) Bdbg.: Landrat, in

Stadt, über 10000
Einvv. Orts-PB.

c) Ostpßn.: Nummer-
erteilung Königs-
berg Pol.-Präs.,

Landkreise Orts-

PB., 'die den An-
trag durch Ver-
mittlung d. Land-
rats dem Reg.-Pr.
vorlegt.

d) Sigmaringen

:

Oberamtmann.

Reufi LL II. Platte Land:
j/sLi. juanurats-
amt, Städte:
Gem.-Vorstand.

§4 Fstl.Ld]:atsamt.

13. 24Fstl.Lds.-

Fürstl. Landratsamt

16. Reuß j. L. Landes-PB.: Fstl.

Min.Abtf.d.IniL
Fstl. Min. Abt f. d.

Inn.
Fürstl. Landratsamt.
Gera: Stadtrat

17. SadiMii Minist, d. Fin. u. d.
Inn.

§4n. PB.

9241 v.Aniisnaupt-
mannschaft

§§4 IV. 13. 24 III.

Min. d. Fin. u.

d. Inn.

a) Amtshauptmann-
schaft.

b) Dresden Pol.-Dir.

c) Übr. Städte m.
revid. Städte-0.:
Stadtrat bezw.
Pol.-Amt.

18. Sachsen-

Altenburg

Minist Abt d. Inn. Min. Abt. d. Inn. a) Landratsamt.

b) Stadt Altenbnrg:
Stadtrat.

c) §§2o.2i; Städte:
Stadtrat, plattes

Land: Landrats-
ämter.
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40 Zur Überschnft 1. lU.

I. LandaaitiM-

Beh. (im Sinne
des § 22 I. II GZ.)

2. Landespoiizei»

baMrde i§g 4 II. IV.

13. 24 III. IV GZ.)

3. Polizeibehörde

19. SadiMii-
Koburg-

6»lta

I. Staatsminist.

IL Beairksverw.»
Beh.

Staatsminiaterium. Bezirksverw.-Beh.

20, ftcfcmi I. Staatamin. Abt.
d. Inn.

*

Staatamin. Abt. d.

Inn*

Landrat.

ai. SachsM-
Weiiiar

I. Staatsminist.

n.Bearkadirektor

;

wenn mehrere
Verw.-Bez. be-
rührt werden

:

Staataminiat.

§ 4 IV Bes.-Dir.

SonatStaatamin.
Bec-Dir.

22. SdMumi- Miniateriiim. Ministerium.

Ifiniat Abt.d.Inn. Min. Abt d. Inn.

§ 4 II Landrata-
amt

Landrataamt.

24. Schwarzb.-

Sondert-

hauMii

Miniat Abt.d.Inn. Ilfin. Abt. d Inn.

§4 IV Landrat.

Landrat

85. Waktock Landeadirektor. §§ 4 II. 24 Landes-
dir.

§§4 IV. 13 fehlen.

Kreisamtmann.

26. Württem-

barg

Minist, d. Inn.
•

Min. d. Inn.

§411. Oberamt.

Oberamt.

StuttgartStadtdirek-
tion.
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1. rv. - 3. a. Zur Überschrift. 41

IV. Außer den vorgenannten Behörden werden noch er-

wähnt :

1. Polizeibeamte (§§ 5 II, 16, 23, 25), d.h. die ausführenden

(Exekutiv-) beamten der Orts- und Wegepolizeibehörden,

also in Preußen die staatlich angestellten Gendarmen und
Schutzmänner sowie die Gemeindepolizeibeamten, ferner

die Chausseeaufseher, wohl auch die Feld- und Forsthüter»

soweit es sich um die Zwecke des Forstschutzes handelt

(Gendarm-V. 30. Dezember 1820 § 12; Dienstinstr. v. selben

Tage §23; Feldpol. G. v. 1880 § 62; Daude Feldpol. G. 107;

OVG. 3,354; Hue de Grais (18) 322. RG. in Strafs. jW. 1906,

488,6. — Schwarzburg -Rudolstadt: Wegewärter, Gen-

darmen, Feld- und Forsthüter u. d. sonstigen Angestellten

der Pol.

2. Zuständige Beamte (§ 14 1).

3. Der deutsche Konsul (§ 24 I, II).

4. GrenzsoUamt und GrenssoUbeamte (g§ 34, 25).

2) Nur der Verkehr mit Automobilen ist Gej^enstand

der Verordnung. Ein Verkehr mit Automobilen besteht nur,

wenn man sich der Automobile zum Fahren bedient, also-

nicht, wenn das Automobil geführt oder getragen wird (so K.

G. 21 C 88 bezüglich der Fahrräder).

3) Begriff.

a) Während die früheren preußischen Verordnungen von-

einer Definition des Kraftfahrzeugs absahen, versuchen die
,

Grundzüge den Begriff festzustellen („Die durch elementare

Triebkraft bewegten, nicht an Bahngleise gebundenen Fahr-

zeuge"). Es ist bedauerlich, daß wiederum (wie in den
früheren Verordnungen von Gotha und Köln, auf dem
29. Juristentag 1902, in den Schweizer und österreichischen

Haftpflichtgesetzentwürfen) der Ausdruck „elementare Kraft**

verwendet wird. Dem Techniker ist dieser Ausdruck völlig

unbekannt. Er taucht in der deutschen Gesetzessprache,

soweit ersichtlich, zmn ersten Male in den Unfallversicherungs*

gesetzen auf, wo die e^pmentare Kraft erläutert wird durch

die Worte: „Wind, Wasser, Dampf, Gas, heifie Luft, Elek-

trizität usw.
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Zur Überschrift.

Die Definition ist aus einem dreifachen Grunde verfehlt:

j. Weil das Wort elementar untechnisch ist.

2. Weil der ^i^cwöhiilichc Spracli^ebrauch bei Elcmentar-

kräften nur an besonders heftijr auftretende Naturereignisse,

(Orkan, Vulkanausbruch und dergl.) denkt, sodaß der Aus-

druck demnach zu eng gewählt sein würde. Gemeint ist

vielmehr jede nichtmenschliche oder nichttierische Kraft auch

ohne elementare Heftigkeit.

3. Vor allem deshalb, weil nicht zum Ausdruck gebracht

ist, daß die Kraft dem Fahrzeug inne wohnen muß, sich

also nicht außerhalb des Fahrzeuf^s befinden darf. Nach dem
Wortlaut der GZ. fiele unter den Begriff auch ein hydraulischer

Fahrstuhl (vergl. Handbuch der Unfallversicherung, S. 85); oder

ein gewöhnlicher Wagen, der von Seilen im Kreis herum-

bewegt wird, wenn die Seile durch einen feststehenden Motor

außerhalb des Wagens in Betrieb gesetzt sind; oder ein durch

einen Windstoß den Abhang heruntergetriebener Kinderwagen;

oder ein durch das Wasser fortgeschwemmtes Fahrzeu;:,' ; oder

^ endlich jedes durch die Schwerkraft fortbewegte Vehikel.'*')

b) Der Begriff Kraftfahrzeug, wie er den GZ. zugrunde

liegt, umfaßt daher richtig verstanden Jedes Fahrzeug» das

durch eine Ihn innewohnende, nicht menschliche oder
tierische Triebkraft, nnabhinglg von Schienen, auf dem
Lande fortbewegt wird.***)

I. Nicht durch menschliche oder tierische Kraft
[gezogen, getreten, gestoßen oder sonst fortbewegt]. ,^Ml

mkicks propeüed oikirwise thim by muscuk^ ^ower^* (New Jersty^

New York u. and. amer. W.). Vgl. circuUtire des frz. General'

direktors der direkten Steuern vom 20. Toni iSg8: ,Ja voUure atUO'

mobii^ a pour signe caractiristiqiu de ne pouvoir itre mise en

mouvemmt que par une force autre qtu Celle de tkomme ou des

animaux^\ Vergl. französisches Gesetz vom g. April i8g8. Das
gewöhnliche Fahrrad ist daher kein Kraftfahrzeug (Milse 9).

Vielmehr durch eine sonstige dem Fahrzeug
innewohnende (mechanische) Kraft. Ausland: .

*) Vgl, Motive z. Haftpflicht-Oegenentwurf E. — AW. 1906, 612.

**) Vgl. Vorwerk 11. HUse Haftpflicht 7 L Meüi Kodifikaüon 30 ff.
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3.b. Zur Obersqhrift. 43

a) Frz. Dekret iSoQt art, i, Hrc. iSqq No. i: Jaus Us
v^kiettles ä moteur m/ca»igue, qudle pte soii hur nature"

b) Großbrit G. i8q6: „vekicle propelltd by mechanical power**

s. u. § J IV Anm.

c) Port. art. 2. Span. art. 2.

d) Schweiz art. i. Schweizer Bericht : „Alle Arten von

durch mechanische?! Antrieb bewegten Fahrzeugen".

Nach der Art des zur Verwendung kommenden Kraft-

trägers unterscheidet die Wissenschaft die bekannten drei

Gruppen

:

A. Fahrzeuge mit Dampfmotoren (moteurs ä vapeur)

namentlich in England verbreitet (vgl. öst. Exp. 90 — s. u. §4
Anm. 14 — Amerika siehe Robertson AW. 07, 47). Bahn-

brechend die Wagen Serpoilets*) (s. u. § 4 Anm. 14). Ferner

Dampfomnibusse Scotte, Dion und Bouton u. a.**) Über Dampf-
walzen und Straßenlokomotiven siehe unten § i IV.

B. Fahrzeuge mit Elektromotoren (moteurs 61ectriques).***)

C. Fahrzeuge mit Explosionsmotoren (moteurs ä mdlange

tonnant, ä p6trole, Gemisch von Luft und Kohlenwasserstoff,

wie Benzin, Petroleum, Spiritus usw.) Betrieb einfacher und

gefahrloser als bei Dampfwagen, Kraftträger leichter zu er-

gänzen als bei Elektromobilen. Am bequemsten zu erlangen

ist das Benzin, dem gleichzeitig in kleinem Volumen eine ge-

waltige Kraft innewohnt. Seit der Benutzung des Benzins

(c. 1895) stammt der riesige Aufschwung des Automobil-

wesens.f)
Die GZ. erwähnen diese einzelnen Gruppen nicht, ver-

langen aber Angabe der Betriebskraft bei der Anzeige (§ 4).

Die Vereinigten Staaten zählen meistens die einzelnen Gruppen

*) Geb. 4. Oktober 1858 in Culoz, f H- Februar 1907 in Passy bei Paris. —
Vgl. Baudiy de Saunier, Onindbegriffe as. AW. 1906, 1702; 1907 Nr. 21. 22. 23.

MW. 1907. 126.

**) Dampfwagenkonstruktionen AW. 1906, 447, Jahrbuch 35, 104 ff.

***) Vgl. Vorreiter MW. 1905. 693. Jahrbuch 36, 78 fi. Gemischtes System

(Krieger, elektr. Kraftübertragung) AW. 1906, 462. Jahrbuch 1907, 92.

t) Vgl. Foiestfer inf dem tutemat Ant- Kongreß, Paris 190(^ 49. — Ab-

bildung des ersten Daimleiwageiis v. 1888 s. AW. 1906^ 2211; 1906 Nr. 22. —
Übel des Expl.-Motors (unregelmäßige Vergasung der Brennstoffe, schlechte

Verbrennung beiTemperaturschwankungen. unzuverlässiges Anlassen« Zdadungs-

störungen) MW. 1905, 781.

Digitized by Google



44 Zur Überschrift.

auf (propeUed by steam, gas, eUctricity or oikir smrce of cmrgy),

!^mä€rhesHmmmgen für dnwäni Gruppm finden sich x. B. in

Österreich (§6), ItetUen (norme §j Nr.i). Fahneuge derselben

Type (§ 4) müssen dieselbe Energiequelle haben.

Die Einteilung in Kraftsammler und Kraftselbsterzeuger

Ist bedeutungslos und verwirrend, da Kraft nicht erzeugt

werden kann.

II. Nicht auf Schienen darf das Fahrzeug gehen (ebenso

ausdrücklich Frankreick, Italien, Österreich, Vereinigte Staaten).—
Vgl. Zolltarif Pos. 915, Olshausen DJZ. 1906, 347.

Kraftfahrzeuge sind bereits mehrfach*) (Bayern, Frank-

reich, Venezien) zur Unterstützung der Eisenbahn auf Schienen

verwendet worden; dann fallen sie nicht mehr unter die Ver-

ordnung.**) Anders dagegen ein Elektromobil mit ober-
irdischer Stromzuleitung (Omnibus Siemens & Halske).

Dieses ist jedoch in Sachsen der Verordnung entzogen (s. u.

§ I IV Anm. 5; vgl. Mugdan erste Lesung Haftpflichtgesetz-

entwurf — Olshausen DJZ. 1906, 347).

III. Auf dem Lande muß sich das Fahrzeug bewegen, nicht

in der Luft oder im Wasser (Motorboote, Autopropeller***),

Graf Zeppelins Automobilbarcasse).t) Das dänische Automobil-

amphibium, teils im Wasser, teils auf dem Lande — Meili 13 —
würde unter die Verordnung fallen.

4) Name.

Das Wort Automobil war noch vor einem Jahrzehnt bei

uns so gut wie unbekannt. In grossen Fremdwörterbüchern
noch aus dem Jahre 1803 findet man zwar Autonomie, Auto-

didakt, Automat, aber nicht Automobil. In seiner ersten Hälfte

griechisch, in seiner zweiten lateinisch, ist es eine philologische

Mißgeburt, die jedoch in allen Sprachen der Welt Bürgerrecht»

erworben hat.

Aber, wie Meilift) sagt, „es muß natürlich mit aller Gewalt

«) AW. 1904, 356. ZtKb. 1901, 206; 19Q3, 3; 1903, 6. 17. AW. 1906^ 221L
^) Hilse 8. - Auch du tdbtttttlger Ftbntutd Itt kdii A.

.***) AW. 1904, 77.

t) Vorwerk 14.

tt) RechUiche Stellung der Automobile 8 f. — Isaac MW. 7, 62. — 2t6Cb.

1902, 225 f. ~ Bcflcht des SdnrtUcr Bundctrttt v. 15.DtMnil>tff 19Q2 S. 16. —
MeiU, Kodimcation 20 ff.
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4.;^— 5. Zur Obenchrift. 45

verhindert werden, daß dieses neue Verkehrsmittel auf der

Stanzen Erde mit dem gleichen Namen bezeichnet wird'*. So
finden wir denn folgende offizielle Übersetzungen oder Um-
schreibungen:

a) Kraftfahrzeug in Deutschland (auch im Reichsstempel-

gesetz und Haftpflichtentwurf). Femer in ösUrrHck, CoiwecHcui

(Ver, SUuUm): pmtr wkicU.

Die Bezeichnung ist wenig glflcklich, da jedes Fahrzeug

durch eine Kraft bewegt wird, es fragt sich nur durch welche.

b) Motorfahrzeug. FrOher in Bayern, Württemberg,

S.-Wdunar. — Schweiz: „^^^prwagm» MUarcycles (oder Motor^

vüos) und alle anderen ßktkrwerke mit meekanisckem Anirieb"

(zusammen: Motorfahrzeuge). — Österreich spricht nur von Mo^
torrädem* Ost, Haftpflichtentwurf: „Antomobil oder eht anderes

derartiges, durch elementare Kraß nicht auf Schienen bewegtes

Fahrzeug (Motorfahrzeug)". Nach Ansicht des öst. Referenten'

entwürfe zum Haftpflichtgesetz eignet sich fjbäomchit* nicht als

einheitliche Benennung, weil es nach dem Sprachgehrauch Motor-

räder nicht in sich faßt (§3)' — England: motor car,— Ameriha:

motor vehicle (oder automobile), — Deutscher Zolltarif 1902,

Pos. 915: Motorwagen und Motorfahrräder.

c) Die beste Übersetzung: „Selbstfahrer" fand sich

früher in den Verordnungen von Frankfurt a. M. und Wies-

baden und ist jetzt leider aus der amtlichen Sprache ver-

schwunden.

d) Als volkstümliche Bezeichnung sei endlich noch das

süddeutsche Schnauferl erwähnt.*)

e) Nur die frühere Verordnung von Hessen brachte es

über das Herz, das Automobi! Automobil zu nennen. Ebenso
fast das gesamte Ausland {Peiinsylvanicn: vehicle comino7ily

called an automobile). Kreisschreiben des Schweizer Bundesrats

vom II. August IQ02: „Automobilfahrzeuge (Automobilwagen und

Automobilvelozipede)" . Österreich verwendet Automobil nur für
IVageft, ebenso einige amer. VV.

6) Jedes Fahrzeug* welches dem oben zu 3 festgestellten

Begriff entspricht, fSXXt unter die GZ.

Der Allg. Schnauferlklub in München hat s. Z. ein Preisausschreiben

ffir eine gute Verdeutschung veranstaltet (Ztsch. 1901, 43).
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46 Zur Überschrift

a) Ohne Rücksicht auf die Bauart (Kalesche, Kutsche,

Omnibus, Duc, Coup6, Phaeton, Tonneau, Landaulette, Li-

mousine usw.) Insbesondere unterliegen Kraftwagen and
Krafttahrrider (Motorräder, — cycles, — velos, — velosipede)

im allgemeinen den gleichen Bestimmungen. Näheres s. unten

§ I III. Auch Automobilschlitten (AW. 1906, 612. 1907 Nr. 15),

Automobilstflhle (Weltausstellung St. Louis) usw. fallen unter

die Verordnung.

b) Ohne Rücksicht auf die Verwendungsart. Die GZ.
heben als solche hervor das öffentliche Transportgewerbe

(§§ I, 29), Ausstellungszwecke u), Schleppzweck für den
Frachtverkehr, Feuerwehr- und Geschäftszwecke (§ 29), Stadt-

verkehr (§29, IIa), Personen- oder Lastentransport*) (§4 No. 3).

Andere Verwcndun^fen werden nicht erwähnt (Luxus-,

Reklamcwagen ; Landwirtschaft und Industrie, z.B. fahrbare

Pumpe von Dion und Bouton , elektrischer Montagewagen,

Automobilmoturcn zum iietricb von Drehbänken, Polier-

maschinen und zur HolztürtschafTung, Mutorpfiüge usw.).

c) Ohne Rücksicht auf das Gewicht (s. u. § 3 Anm. 8e).

d) Ohne Rücksicht ob mit oder ohne Anhängewagen.
(frz. circ. iSqq Nr, I: ,,a7:ec oii sans avant-train moteur, circulant

isoUmmtt ou remorquant d'autres tMcules")
;
vergl. jedoch § 25.

e) Ohne Rücksicht auf den Besitzer« Ober Privilegien

siehe § 29.

6) öffentliche Wege und Plätze.

a) öffentliche Wege sind solche, die nach der ihnen aus-

drückfich oder stillschweigend von allen rechtlich Beteiligten

(Eigentümer, Wegepolizeibehörde, Wegebaupflichtiger) ge-

gebenen Bestimmung dem allgemeinen Verkehr dienen

(Germershausen (3) L4).

Abgesehen von den sogenannten historischen Straßen

wird ein Weg zu einem öffentlichen im Rechtssinne nur

durch Anordnung oder Zustimmung der Wegepolizeibehörde,

nicht durch tatsächliche Übung. Eine PV. kann jedoch auch
zum Schutz des bloß tatsächlichen öffentlichen Verkehrs

*) Ober Lattwagen vgl. Jahrbuch 1907, 48.
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it. A. Allgemeine Vorschriften.

auf Privatwegen ergehen (KGJ. 21. C 90, Nr. 26). Dieser

weitere Begriff des öffentlichen Weges wird auch ihren

Zwecken zufolge den GZ. zugrunde zu legen sein (vergl. KG.
29.November 1904, Z.f«R. Bayern 1,59. OLG. München i. Min.
1902 Samml. 2,273).

Tatsächlich, nicht rechtHch öffentliche Wege unterliegefi

der verkehrspolizeilichen Einwirkung jedoch nur, soweit und
so lange der öffentliche Verkehr auf ihnen besteht (KG. eod.);^

vergl. noch OVG. 451247. Fischers Ztschr. 31,355. Schellcher

eod. iff. Eine im Interesse des Marktverkehrs verfügte Be>

schränkung des allgemeinen Verkehrs hebt die Öffentlichkeit

nicht auf (RG. 1. c).

b) öfTentlicher Platz ist auch ein im Privateigentum

stehender Platz, der vom Eigentümer fürjedermann frei zugäng-

lich gemacht ist (Bayr. Ob. Landes- G., Ztschr. f. Rechtspflege

in Bayern 1907, 69, vergl. Annalen des OLG. Dresden 28,18).

A. Allgemeine Vorschriften.

§ 1.

(I) Für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen gelten

sinngemäß die den Verkehr von Fuhrwerken oder

von Fahrrädern auf öflentlichen Wegen und Plätzen

regelnden polizeilichen Vorschriften, sofern nicht nach^

folgend andere Bestimmungen getroffen werden.^

(II) Auf Kraftfahrzeu^^e, welche für den öffent-

lichen Fuhrbetrieb verwendet werden, sowie auf die

Führer dieser Fahrzeuge finden neben den nach-

stehenden Vorschriften die allgemeinen Bestimmungen
über den Betrieb der Droschken, Omnibusse und
sonstigen dem öffentlichen Transportgewerbe dienen-

den Fuhrwerke Anwendung. '^*~*>

(III) Fahrzeuge, die aus einem Kraftrad und einem

damit fest oder mittels Kupplung verbundenen
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A. Allgemeine Vorsphriften. §1.1

besonderen Sitze auf eigenem Rade oder eigenen

Rädern seiilich neben dem Kraftrade bestehen, gelten

als Kraftwagen im Sinne dieser VorschriftenJ"*-*)

(IV) Auf Straßenlokomotiven und schwere Vor-

^annmaschinen finden die nachstehenden Vorschrif-

ien keine Anwendung.

Amtl. Erl. Unter „polizeilichen Vorschriften" sind nicht allein die otia-

oder landMpoUxeil^eo Anordnungen, sMidtm tudi die beelilieBden gesetz-

Udiea BetttBUBungett ta verstehen.

I. Zu Absatz I.

Anwendung allgemeiner JTiüirwerluibeetinimiingen«

— Früher Preußen § i. —
1) Kraftfahneuge (Kraftwagen und -Räder) sind Fuhr-

werke und unterliegen allen für Fuhrwerke Oberhaupt er-

lassenen Bestimmungen, soweit nicht im Einselfall aus dem
Sinn der Bestimmung etwas anderes folgt (vgl. KG. Ztschr.

1903, 7. Femer Ztschr. 1901, 58, 83, 147. Über Begriff Fuhr-

werk siehe OLG. Darmstadt , DJZ. 1904, 952; Wegepoliseiver-

ordnung für Reg.-Bes. Wiesbaden vom 7. November 1899 § i II).

2) Die GZ. heben hervor: die den Verkehr von Fuhrwerken

auf öffentlichen Straßen und Plätzen (in Ausübung der Wege-
polizei) regelnden polizeiHchen Vorschriften. Hierher gehören

auch gesetzliche Vorschriften (so ausdrücklich Braunschwelgy

Waldeck u. amtl. Erl.). Besondere Arten:

a) ChausseepoHzelVorschriften (zusätzliche Vorschriften

zum Chausseegeldtarif vom 29. Februar 1840, No. 7'--23i V. v.

17. März 1839; ^ 20. Juni 1887).

b) Straflenordnungen. Für Berlin diejenige vom 31. De-

zember 1899. (Amtsbl. 1900. 164), Nachträge vom 17. Mai 1901

(Amtsbl. 37), 16. November 1901 (Amtsbl. 246), 18. Juni 1903

(Amtsbl. 290), 12. Juli 1904 (Amtsbl. 276), 11. November 1904

(Amtsbl. 413).

Für anwendbar auf den Automobilverkehr sind zu er-

achten (Breite). § 4 (nur wegen des Begriffs Dunkelheit).'"''')

•> VgL VoUmer 79. **) Siehe unten S 3 Nr. 5.
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§1.1. A*. AUgemeine Vorschriftea. 49

§ 5 (Schrotleitern). §§ to—14 (Ladung; § 13 s. B. nur „sinn-

gemäß")- § t6 II,m (Ftthfer). § 17, 1 (sinngemäß), n (schlagen).

§ so (Anfsicht von Bfilchfnhrwerk usw.). §§ sa—s$ (Fahrwege).

§§ s6—*3o (Fahrsette, Richtunf^. §§ 32-^36 (Ausweichen usw.).

§ 37 (Umwenden). §§ 38*48 (Stillhalten). § 49f (verbotene

Einfahrt). § 51 (enge Bahn). §§ 52—54 (Rdhenfolge» Schritt).

§ 55 (Schlitten). § 89 (Beladen, Entladen). § 90 (Aufhocken).

§ 92 (Mineralsäurentransport). §111 (Fleisch). §§ 113—119
(Müllwagen usw.). § 132 (Eingreifen der Aufsichtsbeamten).

§ 133 (Strafen).

Nicht anwendbar sind: §§2, 3, 6, 7, 8, 9, 15, 16 1, t8f,

2>» 3i> 53> 56—7ii 107 (s. Haber 27f: Stehenlassen eines

Automobils vor einem Caf<6 ohne Aufsicht straflos, Entsch. des

trib. de simple police de BouIogne-sur-Mer).

3) Auch im Sinne aller sonstigen Gesetze gilt das

KraftfahrzeucT als Fuhrwerk oder als Transportmittel (z.B. Zeugen-

gebührenordnung §§ 7, 10).

4) Die Kraftrider (s. § i III, S. 53) unterliegen dreierlei

Bestimmungen: denen über Kraftfahrzeuge, über Fahrräder

und über Fuhrwerke (Definition des Fahrrads in P-V. vom
25. Januar 1896, § i, s. u. S. 53). Vom i. Januar 1908 ab gelten

die Onrndzl^ des Bundesrats betr. den Radfahrverkehr

(Reichsans. v. 8. April 1907). Diese bestimmen in § i

:

,»Auf Fahrr&der, die nicht ausschließlich durch mensch-

„liche Kraft betrieben werden, finden die nachstehenden

„Vorschriften insoweit Anwendung, als nicht in den
„Vorschriften, betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen,

„ein anderes bestimmt ist."

Anwendbar sind: §§8 (rechts fahren; absteigen; Pflicht

entgegenkommender Fuhrwerke). 9 ^flicht su überholender

Fuhrwerke; verbotenes Oberholen). 10 (Benutzung der Bankette

und Fußwege). 1 1 (Umkreisen). 12 (Fußwege, Bankette, in Vei>

bindung mit Kraftfahneug-GZ. §20}. 13. 16II (Verbotene Wege).

Nicht anwendbar §§ 2 (Hemmvorrichtung, Glocke,

Laterne; dafOr gilt g 3 Kfz.-GZ.). 3 (Radfahrkarte, dafür § 14

Kfz.-GZ.). 4-7 (dafür Kfz.-GZ. §§ i6ff)- 14 (<laför Kfz.-GZ. §22).

Vgl. KG. 16, C. I u. AW. 1907» N0.65. — OLG Jena 3. Jan.

1907 (Thür. Bl. 54, 44): „Wenn ein Gesetz von Fahrrädern

Itatc, Aiitomottt-Reclit 2.Aiifl. 4
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50 A. Allgemeine Vonduriften.

spricht, so fallen bei der späteren Anwendung nicht nur die-

jenigen Arten von Fahrrädern darunter, die man nach dem
Stande der Technik zur Zeit der Gesetzesentstehung kannte,

sondern auch alle andern Arten von Fahrrädern, die erst

später in den Verkehr eintreten."

5) Das Kraftfahrzeug hat nicht bloß die Pflichten, sondern

regelmäßig auch die Rechte anderer Fuhrwerke bezw. Fahr-

räder. Vgl. über Recht der Wegebenutzung § 20. Früher be-

stimmte Hessen:

„Den Automobilfahrera gegen&ber haben Fußgänger,

„Rdter, Leiter von Fuhrwerken oder A^ehtransporten usw.

„ein solches Verhalten zu beobachten, welches denAuto-
„mobilfahrem die Erfüllung der ihnen obliegenden Ver-

„pflichtungen ermöglicht; insbesondere ist Jede Handlung
„verboten, welche dahin zielt, den Automobilfahrer am
„Fahren zu verhindern, ihm solches zu erschweren, oder

„seine Person oder sein Fahrzeug zu geHUirden."

Jetzt vgl. Preufi. Minist. Erl. v. 28. Juni 1905 (Anhang).

Vgl. § 19 Anm. 3. IVisconnn, Ver. St., Ges. S- Juni igoß stc. §
(„every owner and Operator of an aut. . , . s/iatl have equal rights

lipon all public highways . . . witk all otJur users of such

kighways .

.

6) Ausland hat entsprechende Vorschriften une unser Absatz I.

Manchmal (z. B. Belgien) sind die Automohilhestimmungen ein

Teil der Straßenordnungen. — Großbritannien: das Automobil

gilt im Sinne jeder Parlamentsakte oder sonstigen Vorschrift als

Fuhrwerk; wird es als Fuhrwerk besonderer Art verwendet , so

unterliegt es den Bestimmungen über diese Fuhrwerke (G.QÖ No. i).—
New-York G. v. r^. Mai i()03 sec. 162: Ausdruck carriage umfaßt
stagc coaches (Postkutscheji)

,
wagons, carts (Karren), steighs

(Schlitten) , sleds {Lastschlitten) y automobiles or motor vehicles,

and every other carriage or vehicle used for the transportation of
persons and goods, or either of them, and bicycles, tricycles, and
all other vehicles propelled by manumotive or pedomotive power, or

by tkciricity» stcamt gasoline, or other source of energy.



A. Allgemeine Vorschriften,

II. Zu Absatz II.

Droschken, OmnibuBse usw.

— Früher Preußen § i. —
(Dieser Absats fehlt in Waldeck.)

1) Voranssetsung des Absats II ist ein Fnhrbetrieb,
d. h. das planndUUge Befördern von Personen oder Sachen
mittels eines Kraftfahrtenges. Eine emmalige gelegentliche

Beförderung flUlt nicht hierunter, auch wenn sie entgeltlich

geschieht.

2) Der Rctrieb muß öffentlich sein, d.h., wie es die

Berliner Omnibus-V. richtig erklärt, das Fuhrwerk muß auf

öffentlichen Straßen und Plätzen zu jedermanns Gebrauch be-

reit gehalten werden.

3) Nicht notwendig ist Entgeltlichkeit. Auch auf

einen planmäßigen öffentlichen unentgeltlichen Fuhrbetrieb

müßten, ihrem sicherheitspolizeilichen Zweck nach, die in

Absatz II genannten Vorschriften Anwendung finden, obwohl

dann ein „Transportgewerbe" nicht vorliegt (vgl. Rohrscheidt

Grew. O. 14).

4) Die Regelung des Automobiltransportgewerbes durch

die Poliseibebörden beruht auf:

§37. Oflvtrbeordnnflg.

JDerRegelung diuch die OrltpollMibeMlfde unteiUegt die UntcHieltiuig

„des öffentlichen Verkehrs Innerhalb der Orte durch Wagen aller Art,

«Ooiidelii, Siofteo, Pferde imd andere Transportmittel "

5) Die allgemeinen Bestimmungen über den Betrieb

der dem öffentlichen Transportgewerbe dienenden Fuhrwerke
finden neben den nachstehenden Vorschriften Anwendung;

d. h. sie ünd unanwendbar, soweit die allgemeinen Be-

stimmungen auf Kraftfahrseuge nicht passen oder mit den

Sonderbestimmungen der GZ. nicht vereinbar md (Braun-

schwelglsche V.: „entspr. Anwendung").

6) Arten: a) Kraftdroschken, in Berlin zum ersten Male

1899 vom Fuhrwesen Thien probeweise eingeführt, regel-

mäßiger Betrieb aber erst später (vgl. Jahrbuch der Automobil-

industrie I 54 f, 1907, 45). Sie unterliegen in Berlin der Drosch-

kenordnung für den Ortspolizeibezirk Berlin (Amtsblatt 1905,

4*
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52 A. AUgemeine Vorächriften. §i.It.

Beil. zu Nr. lo vom lo. März 1905, früher V. V. vom so. Januar

und 7. August 1873, 16. Januar 1874, s. Haynsche Sammlung 2,

33off.). Nicht anwendbar sind §| 20, 2t, 46 Nr. 5, 62 II Satz i,

7t» 86; nur entsprechend anwendbar § 66 ni. Die besonderen

Bestimmungen der Droschkenordnung Aber Kraftdroschken

sind im Anhange mit abgedruckt Vgl. noch V. vom 14. April

1899 (verbotene Straßen).

b) i^vKomnlbiiSBe*) (vergl. Jahrbuch der Automobil-

industrie 1,61, 109 ff. 1907, 50. Automobiikalender 1903/04, 152 ff.

330, Straßenomnibus Siemens Halske 365 IT.) unterliegen in

Berlin der P. V. vom 3. Januar 1865 (Haynsche Sammlung 2,

315 ff.). Anwendbar: §§ i (Konzession), 2 (Fahrplan), 3 (Personal),

4 und 5 (Wagen), 8 bis 21 (Pflichten des Unternehmers), 22

bis 34 außer § 32 (Pflichten des Personals), 35 bis 42 (Konduk-

teur), 43 Satz I und 44-^50.

Bekanntmachung 15. März 1869, 24. Mai 1887, 5. August 1897,

13. Oktober 1898, 22. Dezember 1899 (Kleidung). V. 2. April

1864 (Legitimationsschild). S. Haynsche Sammlung 2, 348.

Nicht anwendbar 4 (Deichsel), 7, 32, 43 Satz 2.

c) Torfuhrwerk, d. h. dasjenige Fuhrwerk, welches „zur

öffentlichen Personenbeförderung bestimmt, ohne vorauf-

gehende Bestellungen auf Straßen oder Plätzen behufs ent-

geltlicher Aufnahme von mehr als 4 Fahrgästen zu nicht

regelmäßigen Fahrten Aufstellung nimmt" (Berliner V. 10. De-
zember 1881, § i).

Die Torwagen werden in Berlin immer seltener; von 1898

bis 1903 sank die Zahl der Einspänner von 112 auf 38, der

Zweispänner von 142 auf 76; unter 12220 öffentlichen Fuhr-

werken Berlins im Jahre 1903 gab es nur noch 1 14 Torwagen.

Sie unterliegen in Berlin der V. vom 10. Dezember 1881

(Haynsche Sammlung 2, 363), welche insbesondere Be-

stimmungen trifft über Zulassung, Halteplätze, Tarif, Führer,

Betriebsmaterial usw.

d) Gasthofsfuhrwerke. Nach § i der Berliner V. vom
8. Dezember 1847 (Haynsche Samml. 2, 369) dürfen sich außer
bestellten Privatfuhrwerken, Droschken und Omnibussen zur

Abholung von Reisenden auf und bei den Eisenbahnhöfen

*) In London 1907 Übet 900 KraRomnlbane in Gobfnoth.
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§1.111. A. Allgemeine Vorschriften. 53

nul die i Uhrwerke der hiesigen Gasthofsbesitzer einfinden.

Die wenigen Bestimmungen dieser V. finden auch auf Kraft-

fahrzeuge Anwendung.

e) Leichenfuhrwerke unterliegen in Berlin der V. vom
i6. August 1872 (1. c. 370). Der Zulassung eines Kraftfahrzeugs

zum Leichentransport stehen Bedenken ethischer Natur nicht

entgegen, sofern der Wagen sich bezüglich der Farbe, Aus-
stattung, Geschwindigkeit etc. an die V. hält.

7)MehrereAotomobilverordnimgen schreiben flu* den öffent*

liehen Kraftfahraeugbetrieb obrigkeitliche Genehmigung
vor, 80 Reufi a. L., Schwarzbafg-Radolsfadt, Schwaiztmiig«

Sondentaansen» Sachsen. Bloße Anzeigepfiicht in S^Attenburg«

8) Auslands Italien, Portugal, Spanien haben besondere

ausfuhrliehe Bestimmungen über de7i ,,servizio publica" von Kraft-

fahrzeugen. Italien gibt Vorschriften über das Schmieren der

Mechanismen, Dimensionen, Platz des Führers^ Rückwärtsgange

Alitführuftg von Reparaturwerkzeugen, Anhänger, Licenzerteilung,

Nummerschild, Kaution, Fahrplan, Speisimg der Kraftquelle,

Straßenbeschädigung u. a. In den Vereinigten Staaten sind

die öffentlichen Lohnfuhrwerke , im Gegensatz zu den Privat-

Kraftfahrzeugen (s. § 4 Anm. jg, § 21J, der lokalen Regelungfrei-

gegeben,

III. Zu Absatz III.

Krafträder (s. o. Anm. I 4 5.49)."^)

— Neue Vorschrift. —
1) Die Abgrenzung der Krafträder gegenüber den ge-

wöhnlichen Fahrrädern macht keine Schwierigkeit (cf.

PV. V. 25. Januar 1896, A.-B]. Potsdam 35: „Transportmittel,

welche ausschließlich durch die Kraft der beförderten Personen

fortbewegt werden (Fahrräder)'* und Fahrrad-GZ. §1: „Fahr-

räder, die nicht ausschließlich durch menschliche Kraft be-

trieben werden")**), wohl aber die Abgrenzung gegenüber den
Kraftwagen.

*) Vgl. Jahrbuch 1907, 196 ff.

**) Kraftrad verliert seine Eigenschaft nicht durch Abstellen des MotOfs:

LC. Blankenburg AW. 1905, 2124f. Q. eod. 1906, 459. 500.
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54 A. Allgemeine Vorschriften. § i. III.

Ein begriffliches Merkmal für das Kraftrad im Gegensatz

zum Kraftwagen sucht man in den GZ. und auch in der

Literatur vergeblich. Die amtlichen Erläuterungen begnügen
sich mit der Erklärung, es sei Frage der tatsächlichen Fest-

stellung im einzelnen Fall.

2) a) Berücksichtigt man die geschichtliche Entwicklung

des Kraftrades aus dem gewöhnlichen Fahrrad, so wird man
das wesentliche darin finden, daß das Kraftrad im Gegensatz

sttin Wagen nicht bloß durch die motorische Kraft , sondern

nötigenfalls auch durch Treten der Pedale (Treter) bewegt

werden kann (so ausdrücklich Circ. des franz. Generaidinkt, der

dir. Steuern vom 20. JutU 1898, ebmso österr. Exp. 74).

b) Hiermit im Znsammenhang steht die Anbringung
des Lenkersitzes unmittelbar zwischen den Radern , und
damit wieder das regelmäßige Fehlen eines Wagen-
kastens über den Rädern.

8) Da es nun heute auch Krafträder ohne Pedale gibt, so

wird man das Merkmal zu 2b) in den Vordergrund rflcken

müssen. Danach ist also für das Kraftrad charakteristisch:

a) Anbringung des Lenkersities unmittelbar zwischen den

Rädern entsprechend dem lediglich durch Treten der Pedale

bewegten gewöhnlichen Fahrrad.

b) Das regehnäßige FeMeii des Wagenkastens über den
Rädern.*)

4) a) Unerheblich ist die Zahl d er Räder. Es gibt einer-

seits zweirädrige Wagen löst. Referentenentwurf 31), anderer-

seits drei- und vierrädrige Veloci{)cdc (s. Schweiz. Bundesrats-

bericht 19. — Fkr. s. u. 7a, anders Großbrit. u. 7b). Die Ge-

bührenordnung für Mecklenburg vom 24. November 1906 setzt

allerdings Krafträder und zweirädrige Kraftfahrzeuge gleich.

b) Unerheblich ist das Gewicht. Vgl. jedoch Großbrit. u. 7b.

5) a) Eine Zwischenstufe zwischen Kraftrad und Kraft-

wagen behandelt Abs. III. Mit dem Kraftrad ist verbunden

ein besonderer Sitz auf eigenem Rad oder eigenen Rädern

und zwar seitlich (nicht vorn oder hinten). Die Verbindung

kann fest sein oder mittels Kuppelung erfolgen. Dieser

*) Vgl. im flbrigea d«& im Antamg «bgedr. Erlais des RvichsschatzAmtet.
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§i.in. A. Allgemeiae Vonchriften.

besondere seitliche Sits auf eigenem Rad erinnert bereits an
den Wagenkasten. Das gesamte Fahneug soll daher als Kraft-

wagen gelten (ebenso Ausffihrangäbest sum Reichsstempel-

gesets Yom 3. Juni 1906 § 104). Der besondere Seitensits bedarf

nur dann der Genehmigung gemäß § 23, wenn er einen An-
hängewagen darstellt (ungenau Vollmer § i Anm. 3).

b) Im übrigen ist es nach den amtlichen Erläuterungen

(oben S. 33) Frage der tatsächlichen Feststellung im einzelnen

Fall, ob ein Fahrzeug als Kraftwagen oder als Kraftrad anzu-

sehen ist Insbesondere gilt dies fQr Krafträder mit vorn
oder hinten angebrachten Anhängern (Vollmer § i Anm. 3

will sie als Krafträder behandehi, soweit nicht im einzelnen

Fall das Fahrrad im Verhältnis zum Anhänger oder Vorsteck-

wagen so zurücktritt, daß die Eigenschaften des Kraftwagens

(welche?) überwiegen, und den besonderen Anforderungen für

diese überhaupt entsprochen werden kann).

6) Kraftwagen und Krafträder unterliegen im aligemeinen

den gleichen Bestimmungen (,s. o. Anm. 1 4). Ausnahmen ; §§ 3III,

4IN0. 7, lol Satz 3, 23, 29 Ic, IIb, 241b (nennen nur Wagen),

§§ 3 II, 7 I, III, 10 II, 20, 24 (Besonderheiten für Räder). Auch die

Gebühren sind regelmäßig verschieden für Wagen und Räder.

Kraftzweiräder und -Dreiräder werden gleich behandelt.

Ausnahme § 7 III (Anm. i&) u. § 20 Anm. 2.

1) AMtoiNf

;

a) Frankreich: Ausdruck Auiomobä umfaßt auch motoeyeUs

(circ. TO, April i8gg). „Le väocipide, mime quand il est muni
dtUM machine mairice, dpü /auwir, au kesoin, Hre actümni au
meyen de /Alaies^* (circ, 20* Juni X898). V, 12* üetemker igoi

unterscheidet

1) motocyclest nämlich tristes und ptadricycles auttmuMes;

2) motocyclettes, d, h. hieyclettes ä moteur,

b) Großbrit.: Motor cycles sind regelmäßig motor cars

designed to traveL an not ?nore tkaii threc wheels (Räder) and

weigki7tg, unladm,not morc than three cwt (—ca. 152^1% kg). Add.03.

c) Italien: Nicht zu dem Automobil rechnen die Fahrzeuge

mit 2 oder 3 Rädern, die durch menschliche Kraft mittels Pedale

und subsidiär durch mechanische Motore bewegt werden (circ,

8. Januar 1(^2).
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56 A. Allgemeine Vorschriften. § I. IV.

d) Vcr. Staaten: New Jersey ujoö: thc term „motor cycle"

inclndcs only motor vehiclcs having pedals and saddU witk driver

sitting astride inttlint^sK — Motorrad fällt in New York, Cali-

formen u. a. nichi unter die VV, mit Ausnahme einiger Fahr-

vorschriften»

IV. Zu Absatz IV.

BtraßenlokomotiTen und aefawera Vonpftnnmaicliineii.

— Neue Vorschrift —
1) Straßenlokomotiven (zu denen auch die Dampfwalzen

gehören— so ansdrOcUtch Schwarzburg-Rudoltttdt» Sdiwarz-

bwg-SonderSluuiten. WArttenbefg— in SondmIiMMeii auch

Dampfpflüge erwähnt — Vollmer, Anm. 3) und schwere Vor-

spannmaschinen (d. h. AutomobUmaschinen von besonders

großem Gewicht, die lediglich zum Vorspannen vor Fahrzeugen,

Maschinen oder dergl. verwendet werden) gehören begrifflich

zu den Kraftfahrzeugen mit Dampfmotoren (ebenso Schwz.

Bundesratsbericht S. 19, Kobis Oest. Exp. 88. AndererAnsicht

Olshausen DJZ. 1906, 347 für den Haf^flichtentwurf). Ihre

Besonderheiten, welche eine polizeiliche Ausnahmestellung

rechtfertigen, sind:

a) Ihr grofies Gewicht

b) Das Entweichen des Dampfes oder Rauches an sicht-

barer Stelle (Schornstein).

c) Ihr besonderer Zweck (nicht gewöhnlicher Personen-

oder Gütertransport, sondern Leistung schwererer Arbeit:

Lastentransport, Betrieb von Dampfpflügen, Dresch- oder

sonstigen Arbeitsmaschinen).

2) In Preußen wurde zuerst der Bergbau-Aktiengesellschaft

Weichselthal im Reg.- Bez. Bromberg behufs Kohlentransports

das Befahren einer Chaussee mit einer englischen Straßen-

lokomotive gestattet (Reskr. v. 18. Februar 1864, Min. Bl. 53).

Die Zulassung wird durch PVV. auf Grund des PVG. (§ 6) ge-

regelt (z. B. Reg -V. vom 11. November 1872, Amts-Bl. Potsdam

377). Sie sind bewegliche Dampfkessel im Sinne der Gew.-O.

§ 24 Abs. 4, Bek. des Bundesrats vom 5, August 1890 §§ 16 ff.

(ebenso w ie Lokomobilen, die jedoch durch Zugtiere fortbewegt
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werden. Vgl. PV. vom 12. Jnni 1893, Amtsblatt Potsdam 250.

Dampfpllüge: Erlaß vom 20. Januar 1886, Min. Blatt 21).

3) Die Straßenlokomotiven sind namentlich in England

verbreitet. Geschichtlich hat sich das Kraftfahrzeug aus den

Versuchen, die Straßenlokomotive zum Personenfuhrwerk zu

machen, entwickelt. In den Handbüchern der Automobil-

industrie sieht man noch heute die Straßenlokomotiven mit

aufgeführt und mit abgebildet. Mehrere Staaten wollen in

ihrer Automobil -Verordnung die Straßenlokomotive mit ge-

regelt wissen (s. u. — Früher auch Süddeutschland). Daß die

GZ. die Straßenlokomotiven ausnehmen mußten, ergibt sich

aus folgendem:

a) Die Vorschriften über die Lenk- und Bremsvorrichtungen,

Erkennungsnummer usw. passen nur fQr die leichteren und
schnelleren Kraftfahraieuge.

b) Die fflr Kraftfahrzeuge zugelassene Geschwindigkeit

wäre bei Straßenlokomotiven gefährlich oder unmöglich. Die
V. von 1872 (oben a) schreibt 30 Minuten für die Meile vor.

c) Der Schornstem ist für Kraftfahrzeuge ausdrück-

lich verboten, während die Straßenlokomotive stets einen

solchen hat.

4) Auch im Zolltarif sind Motorwagen und Lokomotiven
getrennt (Fos. 893, 915).

5) WUrttembeig schreibt ministerielle Genehmigung für

4en Betrieb von Straßenlokomotiven etc. vor. In Bayern gilt

die alte Aut-V. v. 7. Mai 1902 (G. u. V. Bl. 173^ fQr Str.-L. etc»

fort (insbes. §2,* Felgenbreite von mindestens 10 cm bei

Motorwagen von mehr als 3000 kg Gesamtgewicht ohne
Gummibeschuhung, mindestens 15 cm bei mehr als 4500 kg
Gesamtgewicht; § 10 distriktspol. Erlaubnis z. Inbetriebn. v.

Motorfahrz., dessen Gewicht bei voller Belastung 4000 kg über-

steigt, oder das dazu bestunmt ist, andere Wagen fortzubewegen.

Sachsen nimmt auch Motorwagen mit Kraftzuführung aus

elektrischer Oberleitung von der V. aus (s. o. z. Überschrift 3 b II).

6) Ausland:

a) Belgien: Prüfung und Konzession nur bei Straßmr
lokomotivm, nicht bei anderen Kraß/ahrzeugen.
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58 B. Das Kraftfahrxeag.

i) Großbritannien (s.o.z. Übtrsckrift3h III): Light loko-

motim (moior cor) ist nur äasjtnigi durch mickaniuke Kraft
gUrUittm Fakrteug, vdckes

1, unMadm unier 3 Tonnen wiegt (mit Anhänger 4 Tonnen),

2, nicht mehr als ein Fakirxeug tu ziehen bestimmt ist,

j. so gebaut ist, dq/f hem Hauch oder sich^arer Darnff ent-

strömt, außer infolge vori&ergehenderoder mfiUliger Ursachen,

Andernfalls liegt eine Straßenlohomotioe (loc, on higkwajO vor

{G. 9. tSgö Art, I, Order 1904 Art, 1, II Addendum 1903^),

c) Osterreich § i: Von V, ausgenmmen sind Aut.-Feuer'

Ufschwagen (s. «. § 2q), sowie solche KFZ,, welche weder mr Be^

förderung von Personen noch sum Tlransporie von Lasten bestimmt

sind, wie Straßmdamffwalzen u. dergl.

d) Ver» Staaten: New Jersey 1906: Nicht unter die V,

fallen automobile fire engines (Feuerspritzen) and such self-pro-

pelling vehicUs as ar used neitherfor the conveyance ofpersansfor
hire, pleasure or business nor for the transportation offreigkt,

such as steam road rollers (DampfStraßenwalzen) and tracHon

engines (Lohomobilen), Ähnlich andere amerikanische VV.

B. Das Kraftfahrzeug.

a) Beschaffenheit und Ausrüstung.

Vorbemerkung zu Abschnitt B.

A. Abschnitt B enthält die Bedingungen, welche erftült

sein müssen, bevor das Kraftfahrzeug dem Verkehr übergeben

werden darf. Das Verhalten im Verkehr selbst regeln die

Abschnitte C, D, E. Die Bedingungen f(ir die Inverkehrsetznng

zerfallen in:

a) technische §§ 2, 3,

b) polizeiliche §§ 4—13

• B. Der Abschnitt B ist von erheblicher Bedeutung für den

Hersteller des Fahrzeugs. Die Industrie kann nur solche Fahr-

zeuge verkaufen oder sonst in Verkehr bringen, die den Vor-

schriften dieses Abschnittes entsprechen.
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§ 2. 1. 1. B. Das Kraftfahrzeug. 59

Dennoch ist der Hersteller als solcher polizeilich

nicht verantwortlich für die Beobachtung der folgenden

Bestimmungen, denn die GZ. regeln nur den Verkehr mit

Kraftfahrzeugen und die Verantwortlichkeit während des Ver-

kehrs. Der Hersteller kann nur zivil- oder strafrechtlich

haftbar gemacht werden.

C. Wie bei uns, so stehen in den meisten ausländischen Ver-

ordnungeyi die technisdien Vorschriften aji Zahl und Bedeutung

hinter den polizeilichen zurück (am meiste?i wohl in Amerika).

Eine erfreuliche Ausnahme macht Italien, dessen AusführungS'

normen eine Fülle technischer Anweisungen für die Prüfungs-

heamten entkcUtcn und in vielen Funkten vorHldlick sein können*

§2.

(I) Die Kraftfahrzeuge müssen betriebssicher^- ^••>

und insbesondere so gebaut, eingerichtet und aus-

gerüstet sein, daß Feuers- und Explosionsgefahr^)

sowie eine Belästigung von Personen und Gefähr-

dung von Fuhrwerken durch Geräusch''), durch Ent-

wicklung von Rauch oder Dampf**) oder durch üblen

Geruch^) möglichst ausgeschlossen ist. Die Vorrich-

tung zum Auspuffen des Dampfes oder der Gase

mufi an einer möglichst wenig sichtbaren Stelle an-

gebracht sein. " ">

(II) Die Radkränze dürfen nicht mit Unebenheiten

versehen sein, welche geeignet sind, die Fahrbahn

2U beschädigen."^-*)

I. Absatz I.

— Früher § 2. —
1) Verständigerweise stellen die GZ. (wie die früheren

preußischen VV.) einen allgemeinen Grundsatz an die

Spitze: den der Betriebssicherheit. Sie ersparen dadurch:

I. die Aufzählung der einzelnen Teile, welche betriebssicher

sein müssen;
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60 B. Das Kraftfahrzeug. §2. LI

2. die Aufzählung der einzelnen Gefahren, denen vorgebeugt

werden soll.

Der Grundsatz der Betriebssicherheit bedeutet:

A. Sämtliche Teile des Fahrzeugs müssen einen sicheren

Betrieb trewährleisten. Die Hervorhebung einzelner Teile

wird vermieden (afuicrs ausländische W., z. B. Spaniai, J^oriuf^^al,

welche an Slcllc des ganzen Fahrzeugs besonders wichiige Teile

nennen, welche sicher sein sollen).

Folgende mehr oder minder wenige Teile sind zu er-

wähnen :

a) Die Kraftquelle (s. zur Überschrift 3b I), apparccchio \;t-

ncralorc dcll' cncrgia, meccanismo getieralorc ; bei Dampfvvagen der

Dampfkessel, bei Serpolletdamiifwagen der Schnellverdampfer

(Momentgenerator, Transformator), bei elektrischen Wagen
der Akkumulator (vgl. Österreich §§ 6, 13), bei Explosions-

fahrzeugen der Karburator iHrennstoffbehälter mit Vergaser)

oder sonstige Apparate zur Vermischung des Gases mit Luft.

b) Der Motor (erwähnt in § 16), der die zugeführte Kraft

in Bewegung (Vorwärtstreiben des Fahrzeugs) umsetzt: Zylinder

mit Kolben, bei Elektromobilen der zwischen Magneten krei-

sende Anker.

c) Zubehörteile z. B. Schmierapparate, Ventile, Kühlvor-

richtung (z. B. Österreich § 13, Italien norme sez. II § i).

d) Die Vorrichtung zur Übertragung der Bewegung auf

die Räder (Italien, früher Weimar § 7).

e) Geschwindigkeitsregulierung.

f) Bremsvorrichtung (§ 3 Nr. 2).

g) Lenk- und Steuervorrichtung (§ 3 Nr. i).

h) Signalvorrichtung (§ 3 Nr. 4)

i) Beleuchtungsvorrichtung (§ 3 Nr. 5).

k) Auspuffvorrichtung (§ 2).

1) Rückwärtsgang (§ 3 III).

m) Vorrichtung zur Verhinderung der Rückwärtsbewegung

bei Steigungen (§ 3 Nr. III).

n) Vorrichtung zur Unterbrechung der Kraitzufuhr (früher

Sachsen).

o) Vorrichtung zur Abstellung der Bewegungsübertragung

(früher Sachsen).

p) Radkränze der Triebräder (§ 2 Absatz II).
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q) Anzeigeapparate (Frankreich Art. 4).

r) Sitz*) des Führers (früher Westfalen § i).

Italien weist nicht mit Unrecht die Prüfungsbeamten zur

genauesten Untersuchung aller Teile an; denn die Unzuver-

lässigkeit eines Teils kann schon die Betriebssicherheit auf-

heben, zumal Unglücksfälle gewöhnlich durch das Zusammen-
wirken mehrerer ungünstiger Umstände entstehen (Zeitschr.

1901. 31).

B. „Betriebssicher" müssen alle Teile sein, d. h. so ein-

gerichtet, daß Gefahren für Insassen uiui Dritte, sowie Be-

triebsstörungen, welche geeignet sind, die öffentliche Ruhe,

Sicherheit und Ordnung zu beeinträchtigen, möglichst ausge-

schlossen erscheinen.**)

Hierunter fallen zunächst solche Gefahren, die auch bei

anderen Fahrzeugen entstehen können fz. B. durch Achsenbruch,

Schwäche der Räder, Platzen des Kessels, Kurzschluß).

Dann die Gefahren, welche dem Kraftfahrzeug eigentümlich

sind, aber bei ordnungsmäßiger Konstruktion nicht vorkommen
sollen : Brand und Explosion infolge Ausfließens entzündbarer

Flüssigkeiten und Gase, Berührung mit erhitzten Teilen, Frei-

werden der elektrischen Energie, geringe Widerstandskraft

des Motors gegen den Druck der Explosionsgase, Fehler an

den Lenk- und Bremsvorrichtungen, an den Pneumatiks,

Schleudern***) usw.

2) Speziell Feuers- und Explosionsgefahr.

Zur Betriebssicherheit insbesondere der Exiilosionsmotoren

gehört, daß selbst bei einem Unfall die Explosion oder Ent-

zündung der Brennstoffvorräte ausgeschlossen ist cMüllendorf 30.

Vgl. Hiise 33, Vorwerk 67).

Der Laie macht sich über die Feuers- und Explosions-

gefahr des Benzins oft falsche Vorstellungren und hält na-

mentlich beide Gefahren nicht richtig auseinander.

a) Das Benzin ist allerdings überaas leicht brennbar
und zwar schon bei niedriger Temperatnr. Bei mehr als einem

*) Vgl. Kölner BrfickentaiU (AW. 1906 Nr. 52.)

**) Vgl. Köster mit, Aiit.-Kal. 365«.
***) Verhütung der Gefahr des Schleudems durch sogen. Gleltschutz-

vorrichtungea, s.u. S. 76, oder durch sacbgemAfies Sprengen der Wege. VgL
Küster 143.
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62 B. Das Kraftfabneug. §a.I.2.

Liter entsteht eine außerordentlich große Flamme. Unfälle

sind namentlich dadurch entstanden, daß beim Einfüllen Benzin

anf erhitste Maschinenteile tropfte und dadurch in Brand
geriet. Zur Begegnun|; von Entzündungsf^efahr muß der

Benzinbebälter so gebaut sein, daß nichts verloren gehen und
keine Berührung mit erhitzten Teilen stattfinden Icann.

(Italien norme — Aut. Kai. 1903/04 328E); im übrigen grdfite
* Vorsicht beim Einfallen.

b) Dagegen ist das Bensin (vgl. Regierungs- und Ge-
werberat Dr. Leymann-Wiesbaden Ztschr. 1903, 1S7) für sich

allein keineswegs explosibel. Das Bensin, das nur aus

Kohlen- und Wasserstoff besteht, kann nur explodieren, wenn
der Dampf dieser Bestandteile sich mit Luft vermischt und
auch nur in engen (jrensen und unter gans bestimmten Be-

dingungen. Auf ein Raumteil Benzindampf müssen mindestens.

19 und dürfen höchstens 41 Teile Luft kommen, wenn es

explodieren soll; alle anderen Gemische brennen ohne Ex-
plosion ab. BenzingeHiße sind also nur explorionsgefthrlich,

wenn sie unter Luftdruck stehen: entweder bei Oberdruck

eines ganz mit Benzin gefüllten CreftUSes, ähnlich wie bei einem

mit Wasser gefüllten Dampfkessel, oder wenn sich über der

Flüssigkeit ein Luftgemisch gebildet hat, oder wenn der

Benzinbehälter von außen erhitzt wird, z. B. bei Brand des

ganzen Fahrzeugs, und der Behälter nicht mit einem explo-
sionssicheren Verschluß versehen ist Die Anbringung

solcher Verschlüsse sollte von der Polizei gefordert werden,

und zwar nicht nur fOr Benzinbehälter, die einen Bestandteil

des Fahrzeugs bilden, sondern im selben Maße für alle Trans-

port- undLagergefäße (vgl. Küster i34f Aut Kai. 1905/06, S. 245.

Zentralblatt fOr Automobil- und Radfahrwesen, t, 53s. —
Österreich s.u. 3d).

Bei dem Elektromobil ist Feuersgefahr vorhanden im
Fall des Kurzschlusses, der durch Reiben der Drähte unter-

einander oder an Tdlen des Fahrzeugs entstehen kann. Dem
wird durch sicheres Anbringen der Verbindungen zwischen

Stromverteiler (Kontroller), Maschine und Batterie begegnet

(Müllendorf 43, 45).

c) Beachtung venfienen noch jetzt die früheren Vor-

schriften zur Verhütung von Feuers- und Explosionsgefahr in
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den Provtnsen Sachsen und Schleswig-Holstein (Belenchtoag

desErkennungsschildes unterbleibt beiExplononsgefahrX sowie

im Königreich Sachsen (NachiHllen der Behftlter mit Gas oder

feuergeAhrlichen FItkssdgkdten ist nur an vom öffentlichen

Verkehr nicht berfihrten, feuersicheren Orten gestattet;

ähnlich früher Gotha und Weimar. Vgl. auch Erlaß des

sächsischen Ifmisteriums des Innern ftber Lagerung und Auf-

bewahrung von Mineralölen).

Vgl. auch Strafgesetzbuch f 367 No. 6.

3) Aasland»

a) Frankreich: Reservoire, Rohre und sonstige, die explo-

sivm oder entzündlichen Produkte enthaltenden Stücke sind so zu

konstruieren, daß sie keinen Stoff entweichen lassen, der Ex-

plosion oder Brand verursachen konnte. Apparate so einrichten,

daß ihre Anwendung keinen besonderett Anlaß zu Gefahren gibt*

{Ähnlich Portugal, Spanien. Vgl. Großbrüannien 1896 Art,St C.

Order 04 Art.

b) ItalUn verlangt sickere Gewähr gegen Brand, ExpioHon

oder andifg ünglücksfiUle und Gefahren* Lekrreiehe Anweisungen

in dem ,fnorme^*: kein Entweichen von Gas, enhsßndbarer FtiUsig'

heit, Freiwerden von elekirischer Energie; keine Berührung mit

erhitzten Teilen: Zylinder nicht übermäßig erhitzen; Widerstands-

kraft desselben gegen den Druck der Gau; komprimierte oder

flüssig gemackte Gase, z.B. Koktensäure, Luft, verboten; besondere

Vorsickl bei Acetylenlampen. Beim EinfüUen der Brenn' oder

Bxplosiostoffe an Fahrzeugen im öffentHcken Fithrbetrieb müssen

die Fahrgäste aussteigen und sich entfernen.

c) Niederlande: In Amsterdam soU Jeder Wagen nur

S Liter Gasolin mitführen und zwar in einem mit Asbest bedechten

Metallgefäß,

d) Osler reich: §6: die zur AufnaiiDU kUht brennbarer

Stoffe, als Benzin, Petroleum, Spiritus, Gas, dienenden Behälter

sind aus feuerfestem, ^enin-md starkem Material, dicht schließend

herzustellen und derart anzuinin^eyi, daß sie gegen Wärmeeinjliisse

und äußere Beschädiginigoi timlichst geschützt sind. Die Füll-

Öffnungen sind mit Sicherheitsvorkchrungeu gegett Explosions-

gefahr zu versehen. Akkutnulatoren müssen derart gesichert ein-

gebaut sein, daß ein Versfritzen von Säure ausgeschlossen ist.
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e) Vereinigte Staaten haben vor lauter poHzeUicken Be*

Stimmungen die teckniscken Vorschriften durchaus vernachlässigt

{s. 0, Vorhemerhung zu Abschnitt B S,S9)*

4) Auch das betriebssichere Kraftfahrzeug kann
Gefahr bringen, insbesondere vermöge seiner Geschwindigkeit.

Diese Gefahren haben mit der Frage der Betriebssicherheit nichts

zu tun, sondern höchstens mit der Frage der Haftpflicht.

5) Zum „guten" (nicht zum „sicheren") Betriebe gehört,

daß Insassen und Dritte nicht durch fehlerhafte Einrichtung des

Fahrzeugs Verunreinigungen, Erschütterungen oder sonstige

Unbequemlichkeiten erleiden, die zwar keine Gefahr mit

sich bringen, aber sich nach dem Stande der Technik ver-

meiden lassen.

Deshalb fordert die Schweiz „gute Ko)istruk(ion" . Portu-

gal verbietet Gefahren oder Unbequemlichkeiten. Brüssel {Art. so)

erwähnt überhaupt nickt die Gefahren, so7idern nur die Unbequem-

lichkeitcji und verbietet jedes Automobil, dessen Funktionieren

„serait nicommode ä raison du bruitt de la fumee ou de taute

autre cause".

Mit der Frage der Betriebssicherheit haben solche un-

gefährlichen Nachteile nichts zu tun. Deshalb verbieten die

GZ. solche incommodi nicht allgemein, sondern nur einzelne

Fälle (Satz i, 2). Damit wird emer übermäßigen und unzu-

lässigen Einwirkung der Polizei auf die Automobiltechnik ein

Riegel vorgeschoben (KG. 26 C. 21: Polizei kann auf Grund
des § 10 II. 17 ALR. nur Handlungen verbieten, die in ihrer

Allgemeinheit geeignet sind, die öffentliche Ruhe, Sicherheit

und Ordnung zu beeinträchtigen oder die nahe Wahrschein-

lichkeit einer Schädigung von Personen herbeizuführen. Vgl.

KG. 23 C. 13 Nr. 3). — Nach einer in Zeitungen mitgeteilten

KGEntsch. kann Bestrafung wegen übermäßigen Benzingeruchs

(s. u. 9) nur eintreten, wenn der Geruch so intensiv ist, daß
Passanten dadurch veranlaßt werden, andere Wege einzu-

schlagen, als sie beabsichtigt hatten (Voss. Ztg. 1904 Nr. 562).

6) Betriebsunsicher dagegen erscheint ein Kraftfahrzeug,

welches (z. B. wegen zu geringer Leistungsfähigkeit des Motors,

Mängel der Zündung, Vergasung, Ventile, Wasserzirkulation,

Schmierung, Pneumatiks und dergl.)*) Betriebsstörungen

*) Vgl. Ztschr. 1902, 230, 241, 253.
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erwarten läßt, die die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ord-

nung beeinträchtigen würden. Dies wird namentüch bei Kraft-

omnibussen und -Droschken der Fall sein, wo ein größeres

Publikum in Mitleidenschaft gezogen wird (daher Berl. Dr.-O.

§ 2 V, s. Anh.), weniger bei Krafträdern und leichten Fahr-

zeugen, die ev, von Zugtieren fortgeschafft werden können,

ohne den Verkehr lange zu hindern. Soweit eine solche

Gefährdung der öffentlichen Ordnung nicht zu befürchten ist,

hat sich die Polizei um die Leistungsfähigkeit des Fahr-

zeugs nicht zu kümmern.

Vgl. Berl. Omnibus-V. § 41.

italien fordert für öffentlichen Kraftfahrzeugbetrieb Mit-

führung einer Reihe, von Reparaturwerkzeugen.

7) Geräusch.

a) Das übermäßige Geräusch des Kraftfahrzeugs wird von

seinen Gegnern als wichtiges Argument ins Feld geführt. Die

verschiedenen geräuschlosen Fahrzeuge, die es jetzt schon

gibt, lassen hoffen, daß die Beseitigung des überlauten Fahr-

zeugs nur eine Frage der Zeit ist (vgl. Baudry de Saunier 11).

Das laute Knallen, das man öfter bei Kraftfahrzeugen ver-

nimmt, rührt von einer Fehlzündung her (das Gemisch ent-

zündet sich erst im heißen Auspufftopf [Jahrbuch 1907, 40]).

Das wichtigste Mittel gegen das Geräusch des Kraftfahr-

zeugs ist heute noch der sogenannte Auspufftopf (pot

d'öchappement) oder Schalldämpfer. Die Entfernung des

Schalldämpfers (kommt bei Wettfahrten vor) ist regelmäßig

eine Übertretung der Verordnung (Haber 8). — Motoren mit

Wasserkühlung gehen meist geräuschloser als solche mit Luft-

kühlung (AW. 1906, 286).

b) Unstatthaft ist regelmäßig nur ein nach dem Stande

der Automobiltechnik übermäßiges Geräusch, durch welches

Personen belästigt und Fuhrwerke gefährdet werden (vgl. § i.8).

Dies ist im einzelnen Fall Frage der (ev. richterlichen) Aus-

legung. Ein Pariser Urteil: „Das durch das Automobil ver-

ursachte Geräusch war übermäßig groß (excessif) und geeignet,

auch ein ganz ruhiges Pferd zu erschrecken" (Haber 8). Die

Rechtsprechung zu § 906 BGB. kann entsprechend heran-

gezogen werden (z. B. OLG. Jena 2. Februar 1903, Thür. BK

50, 277; Sörgel 1903).

Isaac, Automobil-Recht 2.Atifl. e



66 B. Das Kraitfahneug. §2.1.7.8.

IMe Dresdener- Bekanntmachung vom lo» Februar 1904

(Vollmer 81) verbietet das Anfahren aller Kraftfahrzeuge, außer

geräuschlosen Elektromobilen, vor Theatern, wegen der mög-
lichen Beunruhigung von Wagenpferden (vgl. AW. 1904, 222).*)

^ Über die Verantwortlichkeit des Führers auch nach Antritt

der Fahrt s. Berliner V. § 14 I Sats s (unten § 14).

c) Attiiand^ Brüssel tßerAieUf ein Äuhmobü ,,incommoäe ä

raison du hruU'\ Frankreiek verlangt seUke Einriektu7ig, daß
P/erde nickt ersekreeken kennen; dknlich Spanien. Ösierreiek

verbietet übermäßiges Gerdusck, Portugal Jedes ineommodo, Groß-

britamtien das geräuschvolle Weiterarbeiten des Motors nach Ab-

stellen der Kraftübertragung, außer zur Prüfung der Maschine

bei Störungen (Order igo4 art. V). — Österreich: in geschlossenen

Ortschaften darf nicht mit offenem Auspuffrohre gefahren werden.

d) § 906 BGB. ist nur anwendbar, wenn auf einem

Grundstück ein ständiger Kraftfahrzeugverkehr stattfindet

(z. B. Rennbahn).

8) Rauch, Dampf.

a) Belästigender Rauch oder Dampf fehlt beim Elektro-

mobil, während bei Dampf- und Explosionsmotorfahrzeugen

das Ausströmen von Rauch, Dampf, verbrannten Gasen nicht

vermieden werden kann. Verboten ist jeder nach dem Stande

der Technik übermäßige Dampf, nicht bloß der übel-

riechende (siehe dagegen unter 9). Bestrafung auch nur im

Falle von Verschulden, insbesondere wenn Eigentümer oder

Führer bewußt ein Fahrzeug benutzen, welches erheblichen

Rauch auch ohne ihr Zutun zu entwickeln pflegt (KG., AW.
1907 Nr. 3). — Über die Verantwortlichkeit des Führers auch

nach Antritt der Fahrt s. Berliner V, § 14 I Satz 2 (unten

§ 14).

b) Ausland* In Portugal allgemeines VerbotJedes nicommodo;

Italien fordert, daß der Motor in Tätigkeit Fuhrwerke und Fuß-

gänger nicht belästigt. Brüssel :fumie incommode undJede Dampf-
entwicklun^ auf öffentlichen Wegen verboten. — Großbritannien:

zum U esen der light loco7notive (motor car) gehört, daß kein

Rauch oder siclUbarer Dampf ausströmt, außer aus zeitweiligen

oder zufälligen Gründen {s. 0. § i IV öb). — Frankreich ver-

^) Neuerdings beseitigt (s. S. 29
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12. 1.8—10. B. Das Kraftfahrzeug. 67

bietet übelriechende ausströmende Gase, Österreich belästigende

Kauchentwicklung
, Dampf- und Gasausströmung

, ferner das

Herausfallen glühender Teile des Brennmaterials oder van Rück-

stäfide?i. Auch New Jersey verlangt Vorrichtungen gegen das

Herausfallen von heißer Asche oder Residuen des Brennmaterials,

9) Oerncli.

a) Belästigende flble GerQche entstehen nicht nur durch

ausströmenden Dampf des Dampfwagens oder ausströmende

verbrannte Gase des Exploslonsfahrseugs, sondern auch

durch unvollkommenes Verbrennen des Benzins oder des zum
Schmieren des Explosionszylinders verwendeten Materials

(Jahrbuch 1907, 40; Ztsch. 1901, 191. Siehe Österreichische

Fahrrad- und Aut.-Z. 1905, 3). Das Elektromobil ist frei da-

von. KG.-Entscheidung über Übermäßigen Benzingeruch s. o«

Nr. 5. — Über die Verantwortlichkeit des Ffihrers auch nach
Antritt der Fahrt s. Berliner V. § 14 I S. 3 (unten § 14).

b) Ausland. J- rankreich und Brüssel sprechen von jedem

unbequemeti Geruch, während Portugal mit dem allgemeinen Be-

griff des „Unbequemen" auskotnmt (s. 0. A'r.j). In Österreich

und der Schweiz dürfen die Kraftfahrzeuge nach Belieben riechen.

10) Auspuffvorrichtuiig.

a) Die bekannten vier Takte des Explosionsmotors sind f

I. Das Ansaugen des Gases durch den Kolben.

3. Das Komprimieren des Gases durch den zurückgehenden

Kolben.

3. Das Zurücktreiben des Kolbens durch das explodierende

Gas.

4« Das Ausstoßen» Auspuffen der verbrannten Gase durch

den wieder zurückgehenden Kolben.

Bei dem letzten Takt öffnet sich ein vom Mutor selbst

gesteuertes Auspuffventil , durch welches die Gase in den

AuspufTtopf (s. o. 7) gelangen. Diese Vorrichtung hat Satz 2

hauptsächlich im Auge. Es ist dies ein weiterer P all eines die

Betriebssicherheit an sich nicht berührenden, aber trotzdem

verbotenen Nachteils (s. o. No. 5).

b) Das Verbot des Auspuffens an sichtbarer Stelle soll

weniger die Gesichts* als die Geruchsnerven schützen. Schorn-

s*
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B. Oae Kraftfahrzeug. § 2. 1. 11.

steine sind somit verboten (deshalb fallen Straßenlokomotiven

nicht unter die GZ., s. o. § i IV).

11) Sonstige, die Betriebssicherheit an sich

nicht berührende Nachteile.

a) Obermäßige Staubentwicklung auf Chausseen.

Diese üble Begleiterscheinung schnell fahrender Fuhrwerke,

über die auch im Parlament wiederholt Klage geführt wurde
(z. B. Abg. Kelch, Preuß. Abg.-Haus 1901, Stadthagen, i. Lesung

Haftpfl.-Entw. 2S. April 1906), kann nach dem Stand der Technik

nur durch Verbesserungen an den Wegen- selbst oder auf

kostspieligere Art durch Anlegung besonderer Automobil"

Straßen gemildert werden. Mannigfache Versuche sind ge-

macht worden (Bearbeitung mit Petroleum; Teerung der

Rivieranach Dr. Guglielminetti
;
Rohölbesprengung in Amerika;

neuerdings Westrumit, ein mit Wasser emulgierendes Öl).

Sogar Verbände gegen den Staub haben sich gebildet (z. B.

• Frankreich, München), — Vgl. Ztschr. 1902, 194, «74. Wissen
für Alle 4» 552. MW. 1904, 538. AW. 1903, 1196. 1904, 998, 5, 6,

885, 78 f„ 151, 436, 552, 641, Beibl. 14. — 5. Deutscher Auto-

mobiltag eod. 1904, 1016.

Vorschriften nach irgend welcher Richtung sind nicht

erlassen.

b) StraßenverunreiniguAg durch Absonderung von
Öl oder sonstigen Sachen war früher verboten in Brenden,

Hamburg, Lübeck (vgl. o. No. 8 b).

c) Übermäßige Erschütterungen sollen vermieden

werden (Müllendorf 30; vgl. Ztschr. 1902, 144), sind aber nir-

gends verboten. (Nach Dr. Vermeiden kann die Erschütterung

sogar als Ersats für Vibrationsfanteuils zu Heilzwecken ver-

wendet werden. Ztschr. 1901, 3<h.)

d) Strai^enbeschädigung s. Abs. U, No. i.

II. Zu Absatz II.

— Vorschrift stammt aus den süddeutschen VV. —
1) Rftder.

a) Im Gegensatz zum Schienenfahrzeug haben die Räder
eines Kraftfahrzeugs bedeutende Stöße auszuhalten; die An-
forderungen eines sicheren Betriebs an die Räder sind daher
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außerordentiich groß. Geeignetstes Material Holz, aufief für

gans leichte Wagen; für den Beschlag Pneumatik, bei schweren

Wagen Vollgummi (MftUendorf 39 f.). Unfälle infolge Reifen-

bruchs nahmen wiederholt traurigen Ausgang (Tod des

Schwagers von Vanderbilt nebst Gattin, Ztschr. 1902. 234, Tod
des amerikanischen Meisterfahrers Elkes 1903, 170. — Ober
Versuche Edges, mit geplatztem Reifen zu fahren, vgl. AW.
1904, 885).

b) Zur Vorschrift des Absatz II zu vergleichen PreuSen V.

vom 17. März 1839 (Ges. vom 20. Juni 1887) § 1: Beim Be-

fahren der Kunststraßen soll an allen Last- und Frachtfuhr-

werken der Beschlag der Radfelgen eine Breite von mindestens

5 cm haben. Ausgenommen sind diejenigen Fuhrwerke, deren

Gesamtgewicht einschl. der Ladung nicht mehr als 1000 kg
beträgt.

§ 9: Verboten sind auf Kunststraßen Radfelgen, an denen

die Köpfe der Radnägel, Stifte oder Schrauben nicht

eingelassen sind, sondern vorstehen, oder der Beschlag

keine gerade Oberfläche bildet, sofern die gewölbte Oberfläche

nicht eine Folge der Abnutzung ist.

Verhältnis von Radfelgenbreite und Gewicht siehe § 3.

Bayern § 32 : Für Kraftfahrzeuge ohne Gummibeschuhung
gilt § 2 III V. v. 7. Mai 1902, s. o. § I IV 5.

c) AuslB.nd, Italien: Zulassungsgemch muß angeben Zahl

und Belastung der Radachsen ; in öster reich: Radstand der

Spurweite, Felgenbelag, Zahl und Adhäsionsgewicht der gebremsten

Räder, bei Lastwagen auch Felgenbreite. /?. ) .S'. u. §s Anm. 13.

Nach Vorschlägen einer außerparlamentarischen Kommission

in Frankreich sollte der Höchstdurchmesser der anzuwend€7iden

Räder und die Zahl der Radumdrehungen im Verhältnis zur

Tourenzahl des Motors bei Höchstgeschwitidigkeit angegeben werden

auf einer am Fahrzeug angebrachien Tafel. (A IV. 1^04, 428,)

Anhang:

Gröfie des Kraftfahrzeugs (Länge, Breite, Höhe).

a) Berlin: Breite eines Fuhrwerks darf 1,90 m, Länge

(incl. Deichsel) 8,20 m nicht übersteigen, sonst strafbar. An-

wendbar auf Kraftfahrzeuge, doch nicht auf solche, die auf

den die Stadt berührenden Chausseezügen hier ankommen.

Digitized by Google



70 B. Das Kraftfahneug. §3. IL3^
dufchgeheii oder von lüer abfahren. (Straßen-Ord. t 1.) —
Droschken: s. DroschkenOrd. § 8.

b) Preußen: Auf Kunststraßen keine mehr als 9 Fuß
breite Ladung (V. vom 17. Märs 1839, § 10).

c) Ausland: Zulassungsgesuck muß in eiuuüun Staaten die

Breite und Länge des H^agens angeUn (Italien; österreick auch

Hfiie; Länge des Wagenmges in ßrankreick bei Fahrzeugen mit

Anhängern. Vgl. § 5 Anm, ij), Italien Art* 27: Dimensionen der

Ankeraeksen und Jedes Teiles müssen im Hinblick auf die eu er^

leidende Spannung derart sein, daß die Siekerkeit nickt gefährdet

vnrd. — Großkriiasmien: Breite kßckstens 7 J^Hß ^ Zcü (MC.
Order 1904, Art. II, 2).

3) Welche Folgen hat die Außerachtlassung der
Bestimmungen des § 2?

a) Versagung der Zulassung (§ 5 I).

b) Ausschluß des Fahrzeugs, falls es bereits zugelassen

ist (§ 26).

c) Bestrafung des Eigentümers (§ 28).

d) Bestrafung des Führers (§§ 15—28).

e) Zivilrechtliche Haftung des Verkäufers (BGB. §§ 459ff0»

f) Zivilrechtliche Haftung des Eigentümers und des Fahrers

auf Schadenersatz (BGB. § 823).

g) Strafrechtliche Verantwortlichkeit für Sachbeschädigung,

Körperverletzung, Tötung.

4) Kann die Polizei mit dem Fortschreiten der Technilc

höhere Anforderungen stellen?

Die Betriebssicherheit ist ein relativer Begriff; es gibt

keine absolut sicheren Betriebe, aber die Sicherheit nimmt zu

mit dem Fortschreiten der Technik. Benzin und Pneumatik

gelten heute noch als betriebssicher, sind aber in einigen

Jahren vielleicht durch neue Erfindungen weit überholt. Kann
dann die Polizei Fahrzeuge mit Benzin und Pneumatik für

betriebsunsicher erklären und verbieten? Dies wird zu be-

jahen sein, da der Begriff der Betriebssicherheit kein absoluter,

für ewige Zeiten feststehender ist, sondern sich nach dem je-

weiligen Stande der Technik richtet, ebenso wie z. B. auf bau-

polizeilichem Gebiete Strohdächer einstmals erlaubt waren

und jetzt nicht mehr.
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§3* B. Das Kraftfahneiig.

Vit Polizd maß jedoch wohlerworbene Rechte schonen,

darf also nicht bloß die bereits zugelassenen, sondern auch
die bereits gebauten oder im Bau befindlichen Fahrzeuge und
Fahrzeugteile nicht verbieten, muß vielmehr eine geräumige
Frist stecken, innerhalb deren die Fabrikation Zeit hat, sich

neu einzurichten. (Vgl. Isaac AW. 1904, 1096; OVG. 5, 286;

Stenglein, Nebengesetze (3) 757^-: GO. § i6a, 7.)

§ 3.

(I) Jedes Fahrzeug muß versehen sein:

1. mit einer kräftigen Lenkvorrichtung, welche ge-

stattet, sicher und rasch auszuweichen und in

einem möglichst kleinen Bogen zu wenden^);

2. '^ mit zwei''> voneinander unabhängigen''^ Brems-

vorrichtungen von denen mindestens die eine

unmittelbar auf die Triebräder oder auf Bestand-

teile, die mit den Rädern fest verbunden sind,

wirken^), und von denen jede für sich geeignet

sein muß, den Lauf des Fahrzeugs sofort zu

hemmen *> und es auf die kürzeste Entfernung

zum Stehen zu bringen'-*);

3. mit einer Vorrichtung, die beim Befahren größerer

Steigungen die unbeabsichtigte jRückwärtsbewe-

gung verhinderte^;

4. mit einer eintönigen*) Huppe zum Abgeben von
Wamungszeichen *>;

5. ^^ nach eingetretener Dunkelheit*- und bei

starkem Nebel '^-'^^ mit mindestens zwei^\ an den

Seiten in gleicher Höhe angebrachten«^ hell-

brennenden Laternen mit farblosem Glase, welche

den Lichtschein derart auf die Fahrbahn werfen,

*J Poramern: „eintönigen**.
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72 B. Das KraftfahnEeug (Lcnkvorrichtung). 1 3»
^

dafi diese auf mindestens 20 m vor dem Fahr-

zeuge von dem Führer übersehen werden kann/>

Übermäßig stark wirkende Scheinwerfer dürfen

nicht verwendet werden.«"~>

(II) Für Krafträder gelten Ziffer 2 -^'') und 5*>») mit

der Einschränkung, daß eine wirksame Bremsvor-

richtung und eine Laterne der bezeichneten Art ge-

nügt; Ziffer 3 findet auf solche Fahrzeuge keine

Anwendung.*)

(III) Jeder Kraftwagen, dessen Eigengewicht 350 kg
übersteigt, muß so eingerichtet sein, daß er mittels

des Motors vom Führersitz aus in Rückwärtsgang

gebracht werden kann.*>

(IV) Die Griffe zur Bedienung des Motors und
der in Absatz 1 bis 3 angeführten Einrichtungen

müssen so angebracht sein, daß der Führer sie,

ohne sein Augenmerk von der Fahrtrichtung abzu-

lenken, leicht und auch im Dunkebi ohne Ver-

wechslungsgefahr handhaben kann.'')

(Y)8«.b) Jedes Kraftfahrzeug muß mit einem

Schilde versehen sein, welches die Firma, die das

Fahrzeug hergestellt hat''\ die Anzahl der Pferde-

kräfte'') des Motors und das Eigengewicht^) des

Fahrzeugs angibt.

I. Iienkvorrlohtmig.

— Früher § 3 -
a) Die bessere Lenkbarkeit des Kraftfahrzeugs im Gegen-

satz zum Pferdefuhrwerk ist durch mannigfache Versuche nach-

gewiesen. Während die Lenkun«^ eines bespannten Wagens
sich erst durch verhältnismäßig^ umständliche Einwirkung auf

den selbständigen Willen der Zugtiere vollzieht, und mehrere

Zugtiere den Wagen sogar nach verschiedenen Richtungen

hin- und herzerren können, bilden die Gestellteile des pferde-

Digitized by



§ 3, K B. Dm Kraftfjüirzeug (Lenlcvorriclitang). 73

losen Fahrwerks „nur ein eumges, der Lenkung augenblick"

lieh gehorchendes Ganse", und „nichts ist einfacher als zu

konstatieren, mit welch unvergleichlicher Leichtigkeit ein

Automobil vor einem zerstreuten Passanten kurz angehalten

werden kann, wie geschmeidig es sich überall durchwindet."

(Baudry de Saunier 8. Vgl. Ztsch. 1903, 157. Müllendorf 49.)

Allerdings wird gerade diese leichte Lenkbarkeit des

Kraftfahrzeugs von den Vertretern des Haftpflichtgedankens

wiederum als besonders gefährlich bezeichnet (Motive

zum Haltpfl.-G.-Entw. 8,7; Hilse 32J vgl. auch Lutz MW.
1904, 302).

Als Lenkräder dienen bei allen Kraftwagen die Vorder-
räder des Wagens, welche durch eine Kupplungsstange mit-

einander verbunden sind und parallel gehalten werden (Baudry

de Saunier 73). Eine bestimmte Art und Weise für die Lenk-

vorrichtung ist nirgends vorgeschrieben (vgl. Aut.- Kai. 1905/06,

92; Küster 139).

b) Die frühere Vorschrift, wonach Kraftwagen auf Straßen-

dämmen von 10 Meter Breite, Krafträder auf solchen von

3 Meter Breite umzukehren imstande sein müssen, ist ge-

strichen. Nicht gefordert ist auch, daß das Wenden in un-

unterbrochener Fahrt geschieht, daher sind auch solche Fahr-

zeuge, die die geforderte Wendung nur mit Benutzung des

Rückwärtsganges vollziehen können, als zulässig zu erachten.

c) Anbringung der Lenkvorrichtung s. Absatz 4, Rück-
wärtsgang 3.

d) Ausland: Ähnliche Vorsckrifte» in Frankreich: Fahrzeug
muß in Bogen von kleinem Radius wenden kännen (iaumer avec

facüiU äans Us couräcs de peHt rayon).

I^aiien: iä der ProU/akri sind die Lenkwrrickitmgen an
möglichst e^gen Kurven tu prüfen; der Fükrerhttndideit muß

enge Wendungen beschreiben,

Österreich: Jedes Kraftfakrweug muß ^.entsprechend**

lenkbar und eein Lenkapparat se beschaffen sein, daß das ptr"

läßliche Funktiemieren des Apparates unter aüen Umständen ge-

sichert ist.

Portugal: Fahrzeug muß in kleinem Bogen tuenden können.
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2. Bremsvorriohtimg.

— Früher § 4. —
a) Der Zweck der Bremse ist, eines oder mehrere Räder

in ihrer Umdrehung rasch und mit Sicherheit aufzuhalten,

wodurch dann infolge des Luftwiderstandes sowie des Wider-

standes der gleitenden Reibung auf der Straße das Fahrzeug

zum Stehen kommt (Aut.-Kal. 1905/06; Küster 128).

Die Bremsen sind entweder Bandbremsen, d. h. metallene

Bremsbänder, welche über Bremsscheiben oder Trommeln
laufen (vgl. Baudry de Saunier 74), meist als Fußbremsen; oder

Bremsbacken, welche im Innern von Trommeln auseinander

gespreizt werden und sich dadurch gegen die Innenleibung

der Trommeln anpressen. (Über Luftradbremsen s. AW.
1904, 109.)

„Unter Bremsmitteln kann man nicht nur die Mechanismen

verstehen, welche das Anziehen von Bremsen im eigentlichen

Sinne bewirken, sondern auch die dem G^endampf analogen

Hemmvorrichtungen." (Frankreich Zirk. v. 10. Mai 1899 Nr. 6.)

„Die Bremse ist eines der wichtigsten Organe am
Automobil. Von ihrer guten, raschen und sicheren Funktion

hängen Leben und Sicherheit der Fahrenden sowohl wie

anderer Personen ab** (Aut.-Kal. 1905/06, lai). Die Polizei-

behörde muß daher auf dieses Organ besonderes Gewicht legen.

b) Jeder Kraftwagen (Krafträder s. IL unten k) muß
3 Bremsen haben, da eine Bremse leicht versagen kann.*)

Die schwächere bewirkt für gewöhnliche Fälle Änderung der

Geschwindigkeit und langsames Anhalten, die stärkere (Ge-

fahrenbremse) sofortiges Halten bei Gefahr (Aut-Kal. 1. c.)>

Ausland: s. unten L

c) Die Bremsen mftssen unabhängig zu handhaben sein.

Eine ist meist auf der Nebenwelle des Übertragungsmechanis-

mus gelegen und wird mit dem Fuß betätigt Die zweite ist

seitlich von den Triebrädern des Wagens, mit diesen fest

verbunden, angebracht und wird mittelst eines mit der Hand
bewegten Bremshebels angesogen (Baudry de Saunier 74). Der
Prafungsbeamte muß sich, wie Italien ausdrflcklich vorschreibt,

*) Nur wenige besonders schwere Wagen, namentlich Ketteawageo,

fahren drei Bremsen (vgl. Intern. Aut Ausst Berl. 1906; Allg. AZ. 44).
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% 3i *. B. Das Kraftfahneug (Bremsvorrichtiing}. 75

vergewissem, daß irgendwelcher Mangel der einen Bremse
dem tadellosen Funktionieren der anderen Bremse nicht im

Wege steht. — Ausland s. 1.

d) Die Vorschrift, daß eine Bremse unmittelbar auf
die Triebräder wirken muß, ist för Norddeutschland neu.

Daß die andere Bremse von verschiedenem System sein müsse,

ist nicht vorgeschrieben (anders Frankreich, Italien, Portugal,

Spanien).

e) Die sofortige Hemmung des Laufes des Fahrzeuges

ist, wenn man sie wörtlich nimmt, nach allgemeinem Natur-

gesetz unmöglich, da eine Bewegung sich nicht sofort ohne

Übergang in Stillstand umsetzen kann (RG. Q.Januar 1905;

JW. 142, 21). Zu ergänzen ist daher: „soweit dies bei der

Geschwindigkeit des Fahrzeugs und der Beschaffenheit des

Weges möglich ist". (Früher wurde j^efordert, jede Bremse
müsse für sich imstande sein, den Wagen auf ebenem trocke-

nem Asphaltpflaster bei 15 km Geschwindigkeit mindestens

auf 8 m Länge zum Stehen zu bringen.) Vgl. auch § 17 a. £.

Selbstverständlich muß die Bremse auch auf anderem als

dem Normalpflaster schnell und sicher wirken (siehe Schwdz:
bei allen Gefällen; Italien: die Probefahrt findet auf horizon-

taler und auf abschüssiger Straße statt). Die Gleitschutz-

wettbewerbungsfahrten in Frankreich sind absichtlich auf

feuchten mit Kot bedeckten Landstraßen angestellt worden
(AW. 1904, 226).

Nach Stoppversuchen des englischen Automobilklubs kann
ein in voller Fahrt befindliches Kraftfahrzeug von durchschnitt-

lich 1200 kg Gewicht bei einer Geschwindigkeit von:

17—22 km die Stunde auf i*/« Wagenlänge,

24^~a7 )) M »I »» 2

«9— 3* M ». j> »» 2»/*

32— 38 „ „ „ 3V1

(eine Wagenlänge = 3,5 m) zum Stillstand gebracht werden.

Also selbst bei mehr als 15 km Geschwindigkeit noch auf

weniger als 8 m Ein mit 32 km gesteuertes Kraftfahrzeug

kann in kürzerer Distanz gestoppt werden als ein Pferde-

fuhrwerk bei 16 km Geschwindigkeit (vgl. Experimente d.

franz. Aut.-Klubs, Ztsch. 1903, 157).
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f) Zusätzliche Vorachrifteii ntni pr^ischen Chamsce«
^eldtarlf (1840 § 10): Zur völligen Hinderung der Radumdre-
hungen sind nur Hemmschuhe mit ebenen Unterflftchen
auf Chausseen erlaubt. IMe Anwendung von Klapperstöcken

sowie Anhängen und Schleifen schwerer Gegenstände am
Hinterteil des Wagens ist verboten« (Vgl. Weimar, V.

17. Februar 1900 § 9.)

g) Für Kraftfahrzeuge mit Anhängewagen gilt keine

besondere Bestimmung. Doch kann die Polizeibehörde auf

Grund des 9 23 Bedingungen stellen (Frankreich, Italien,

Portugal, Spanien s. u. 1).

h) Besondere Oleltschatzvorrichtniigeii zur Verhinderung

des seitlichen Schleuderns auf schlüpfrigen Straßen sind nir-

gends vorgeschrieben.

Sie bestehen gewöhnlich aus besonderen Einrichtungen

am Radreifen und werden, namentlich auf Grund besonderer

Wettbewerbe in Frankreich und England, immer mehr ver-

vollkommnet

1) Die Bremse setzt der treibenden Kraft des Motors eine

hemmende Kraft entgegen. Außerdem muß selbstverständlich

bei jedem Motor die Möglichkeit bestehen, die Krafterzeu-
gung selbst oder die Übertragung der Bewegung auf die

Räder zu unterbrechen. Dies war überflüssigerweise in der

alten sächsischen V. noch gesagt
k) Absatz z.

Bei dem Kraftrad wird im allgemeinen t Br. genügen,

da auch die Gegenkompression des Motors wie eme Brems-
vorrichtung wirkt Es kann jedoch z. B. bei dem Befahren

starker Gefälle die Br. versagen und die Gegenkompression

nicht ausreichen oder bei Riemeabruch gar nicht wirken

(AW. 1904, 109). Dies ist wokl der Grund, weshalb Franko

reich, Italien, Portugal, Spanien auch hier 2 Br» fordern (ebenso

früher Baden, Elsaß-Lothringen, Württemberg).

Die eine Br. muß „wirksam" sein. Dies ist der Fall bm
der Bandbr., während die oft für Räder benutzte Gummibr.
nicht ausreichend erscheint (AW. 1904, 109).

1) Ausland:
Belgien: i Br. (Charleroi 2), so/ortigi und unmittelbare

Wirkung auf die Räder,
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Frankreick: 2 Br, virsckiedenm Sysims, Jede muß auto-

moHsck die Tridfkraft des Motors unterdrücken, eine unmiiidbar

auf die Räder wirkend. Jeder Ankängewagen muß eme vom

Auiomobilfükrer oder besonderem Führer tu handhabende Br.

haben. Außerdem eine vom Atäomobiljuhrer beiäügte Br. mit

Wirkung auf die Räder kinter dem Autonubü. Vorricktung

gegen RückwärtsgUiten namentlick iei Ankängem. Für Kraft-

räder keine Ausnakme»

Großbritannien: 2 unabkängige Br., Jede so wirksam,

daß 2 Räder derselben Achse wirksam am ff^eiierdreken verkin-

dert werden (betw. ein Rad bei Krafträdern); ebensoicke Br. bei

Ankängem über 2 Ztr.

Italien: 2 Br. versckiedenm Systems. Etwaige Mängü
der einen Br. dürfen dem tadeUosen Funktionieren der anderen

nickt kinderlick sein. Beim Elektromobil muß mindestens eine

meckanisck setn.

Osterreich: Automobil'wagen mindestens 2 voneinander un-

abhäns^ige kräftig wirkende Bremsvorrichtungen, von welchen eine

unfnittclhar auf die Triebräder oder auf Bcs/andteile, die ?nii den

Rädcni fest 7'crhu)!dcn sind, einwirken muß. Jede einzelne muß
allein hinreichen, den Hai^e?/ m cDij^cmfsscnrr Zeit zum Stillstand

zu bringen. Eifie der beiden Br. muß mit don f uß zu betätigtn

sein. Für Motorrad i^enügt eine mit der Hand zu betätigende

Br. Sperrvorrichtinig siehe unten J.

Portugal: ^cie Frankreich.

Schweiz: jeder Motoricagen (nicht Kadj 2 unabhängige

Br.
, Jede allein stark genug , den in vollem Lau/ bejindlichen

Wagen bei jeder Gesch-u'indigkeit und auf allen Gefällen oder

befahrenen Straßen anzunalten. Gebrauch der Bremse auf ab-

fallendem Terrain obligatorisch.

Spanien: wie Frankreich.

Vereinigte Staaten: meist eine Br. (good and efficient). —
Mehr Br. (brakes) : Kalifornien, Iowa, Kansas, Kentucky, New
Jersey (mindestens zwei, kräftig, unabhängig voneinander, eine

direkt auf die Triebräder oder auf die mit den Triebrädern fest

verbundenen Teile des Mechanismus wirkend. Jede allein geeignet,

das Fahrzeug in geeigneter Zeit zu halten, eine mit Fuß zu

betätigen; bei Autos bis lO HP. genügt r Br., Kraftrad r Br.,

kann Handbr, sein ; — fast genau wie in Deutschland), New York,
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78 B. Das Kraftfahrzeug (Rdckwärtshemmiisig). §3»**

Süd-Karolina, Süd-Dakota, fVashingion, Wisconsin. — Brake or

brakes: Maryland, Pennsyivanim* — In mekrerm Staaten über'

kauft keine Vorschriften,

3.

Die besondere Vorrichtung zur Verhinderung des Rflck-

wärtsgleitens auf abschüssigen Wegen ist für Deutschland

(außer Bayern) neu. (Vgl. Ztsch. 1901, 32.) Für Krafträder
nicht vorgeschrieben fs. Abs. II). Vorgeschrieben auch in Frank-

reich (namentlich bei Anhängern Art. 2/;), Italien [nur im öffmt-

lichen Fuhrbetrieb); Osterreich:jedes Kraftfahrzeug, dessen Gewicht

350 kg übersteigt, und das keine auch nach rückwärts wirkende

Bremsvorrichtung besitzt, ist mit einer vom. Sitze des Lenkers

aus zu betätigendeft , sicher wirkenden Sperrvorriehtung oder

Bergstütze m versehen, um bei Steigungen den Wagen gegen

ein RßckwärfsroÜen zu versickern; Spanien. Vgl. Sst. Export, z.

Haftpfi.'Eniw. S.3S.

4. Huppe.

— Früher 8 5- r-

a) Wie j^senbahnen und andere Fahrzeuge hat das Kraft-

fahrzeug sein bestimmtes Signalinstrument, die Huppe, um-
schrieben von der alten mecklenburgischen Verordnung als

die Signaltrompete der Kraftfahrzeuge. Die Huppe war
flbrigens in Köln und Basel z. B. verboten (Ztsch. 1903, 43).

Die Huppe besteht aus einem Schalltrichter und einem Gummi-
ball, dessen Luftinhalt durch das Zusammenpressen mit der

Hand in die Trompete gelangt und sie ertdnen läßt (Jahrb.

1907, 1S7 (f.). Entscheidung des Amtsgerichts Hannover (MW.
1906, 616): jedes eintönige Instrument, bei dem der Ton durch

eine durch Anblasen in Bewegung gesetzte Metallzunge hervor-

gerufen wird, gleichgültig, ob Anblasen durch Mund oder durch

Gummiball.

b) Die einzige Eigenschaft, die ausdrücklich von der

Huppe verlangt wird, ist die Eintönigkeit (Pommern:
„eintönig"). Früher war dies nicht vorgeschrieben, vielmehr

wurden 2-» 4- oder mehrtonige Instrumente von den Gerichten

zugelassen (s. AW. 1905, 1477, 2041; 1906, 382. MW. 1905, 743.

Vgl. Vollmer 4). Nicht vorgeschrieben hingegen ist:
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§3.*. B. Das Kraftfahrzeug (Huppe). 79

1) tiefer Ton (früher Provinz Sachsen, Anhalt, Braunschweig,

jetzt noch Italien, Schweiz, Spanien);

2) kurze Zeichen (früher Provinz Sachsen, Anhalt, Braun-

schweig)
;

3) Abweichung des Tones von denen anderer Signalinstm-

mente (früher K(Vnigreich Sachsen).

c) Auch Krafträder, Kraftdroschken etc. müssen die

Huppe führen.

d) Benutzung der Huppe: s. i8.

Nach der Dienstanweisung des sächsischen Ministeriums

vom 29. September 1906 Nr. 3 schließt Ziffer 4 nicht aus, daß

Begleiter des Fahrers auch eine andere Huppe mit-

führen. Sie muß jedoch auf denselben Ton gestimmt sein (?)

und darf mit der zum Kraftfahrzeug gehörigen Huppe nicht

gleichzeitig benutzt werden (Vollmer 40).

e) Über die Anbringung der Huppe ist nichts vor-

geschrieben (siehe Abs. IV). Richtig sagt Vollmer (5), daß

auch sie so angebracht sein muß, daß sie während der Fahrt

jederzeit sofort in Tätigkeit gesetzt werden kann, und zwar,

falls kein Begleiter vorhanden, vom Fahrer selbst. — OLG.
Dresden (3. Mai 1906 Fischers Z. 31, 198): zwischen Signalhorn

und Wagen muß eine dauernde Verbindung bestehen.

f) Die Feuerwehr ist von Nr. 4 ausgenommen (s. § 29).

g) Ist die Benutzung der Huppe anderen Fahr-
zeugen verboten? Nur, wenn eine ausdruckliche Vorschrift

darüber besteht. Die Rechtsgültigkeit einer solchen Vorschrift

kann nicht bezweifelt werden, da sie zweifellos ,,der Ordnung,

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs" dient (PVG. § 6.

Entsch. d. KG. Voss. Zt^ 2. Februar 1904. AW. 1904, 152).

Von dieser Befugnis haben z. B. Gebrauch gemacht*)

1) in Preußen: Berlin, Reg.-Bez. Stettin, Stralsund, Prov. Posen,

Sachsen, Westpreußen; 2) im übrigen Deutschland: Bayern,

Braunschweig, Hessen, Lippe, Lübeck, Oldenburg, Reuß ä. L.,

Kgr. Sachsen i^VV. v. 8. Dezember 1905 und 11. September 1906,

außer bei Kraftfahrzeugen nur noch bei Feuerwehr und Straßen-

lokomotiven zulässig; Vollmer 4), S.-K.- Gotha, S.- Meiningen,

*) Siehe Aufziiilung der Verordnungen Einleitung S. 27 ff.
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30 Kraftfahrzeug (Laterne). § 3*

S.-Weimar, Schwarzburfr-Rudolstadt, Sondershausen, Württem-
berg; 3) Ausland: Italien.

h) Ausiand:
Freiheit in der Wahl des Signalinsiruments lassen: Belgien,

Großbritannien, Spanien, V'ereinigte Staaten. - Jluppe in Frank-

reich (trombe), Italien (tromba, starker Ton, für Räder cornetla

M$l scharfem Ton)» Österreich, Schweiz (tiefer Tan), Neben item

SigncUappartä verlangt Charleroi in Belgien nach eine permamnie

Schelle an der Varderaehse» wie hei Schlitten» In Italien ist nur
außerhalb bewohnter Orte und nur subsidiär der Gebrauch anderer

Sigfudinstrumente als der Huppe satlässig,

5. IiaUni«.
*

— Früher §§ 7, 31. —
Vgl. Jahrbuch 1907, 123.

a) Der Begriff der Dunkelheit wird sich far jede Polizei-

verordnung zunächst danach richten, wie die Dunkelheit in

den sonstigen, für die anderen Fuhrwerke geltenden Verord-

nungen erläutert wird. Berlin, Str.-O. (4: Die Dunkelheit

bestimmt sich nach der Zeit, während welcher die Straßen-

laternen brennen (vgl. KGJ. 19, 266). Ebenso z. B. Hamburg.
Abgesehen davon kann man mit Vollmer (5) als Dunkelheit

die Zeit ansehen, während der gewöhnliche Schrift im Freien

nicht leserlich ist. KG.: etwa iStd. nach S.U. bis iStd. vor

S.A. (DJZ. 1907, 661). — Andere Bestimmungen:

A, SonnenuniergttHg bis Sonnenaufgang: Portugal, ebenso

Fra$dtreich nach Entscheidungen des Kassatianshofes (Haber 2S)*

Florida, Kentucky, Süd-Karolina (U. S,).

B, Ab '/s Stunde nach Sonnenuntergang (ohne Endbestim'

mung) : DistriktKohmbia ( Ver, St,) ; frUher auch Bremen, Lübeck

(bis ijs Stunde vor Sonnenaufgang),

C, r Stunde nach Sonnenuntergang bis / Stunde vor Sonnen"

aufgang: früher Gotha, Meiningen, Oldenburg, auch Jetzt meist

Ver, Staaten,

D, i^&unde nachSinmenuntergang bisSonnenaufgang: Italien.

E, Von B^nn der Dämmerung an während der Nachtzeit:

Schweiz,

Heller Mondschein entbindet nicht vom Anbrennen der

Laternen (KG. AW. 1905, 1063 u. Urteil v. 14. März 1907 DJZ. 661).
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B. Das Kraftfahrzeug (Laterne). 81

b) Den Nebel erwähnen auch die meisten anderen W.
{Portugal art.jS: wenn so dickt, daß man nicht weiter als 20 m
sehen kamt).

c) Die Laternen brauchen nur zu brennen, solange das

Fahrzeug sich im „Verkehr" befindet (s. o. z. Überschr. 2 S. 41).

Am Fahrzeug brauchen sich die Laternen nur zu befinden

nach eingetretener Dunkelheit und bei starkem Nebel. Dies

war früher streitig (s. i.Aufl. S. 54; KG. 19, 261). Sachsen

führte in seinem früheren Schema unter der Spalte „Ergeb-

nisse der Besichtigung" an: „Nicht für zulässig befunden, da

Laternen zur Beleuchtung der Erkennungsnummer fehlten".

Das ist jetzt nicht mehr berechtigt.

Ebenso wie GZ.: Großbritannieft, Massachusetts, Schweiz.

d) Zahl: 2. Hierzu kommt die Beleuchtung des hinteren

Kennzeichens (§ 10). Haber (82) bedauert, daß in Frankreich

die dritte rote Laterne nur bei Automobilen mit Anhängern

vorgeschrieben ist, und fordert allgemeine Einführung dieser

hinteren Laterne.

Omnibusse, Droschken, Ausland s. u.

e) Platz: An den Seiten, eine rechts und eine links, in

gleicher Höhe. In Berlin bei Fuhrwerk zur Personenbeförde-

rung so weit wie mo^'lich nach vorn (Str.-O. § 4 zu a).

Ausland: siehe unter m.

f) Eigenschaften: hellbrennend, farbloses Glas, Leucht-

kraft 20 m. Die Stadt Köln verlangte früher Refraktor-Licht.

— Die Übersicht der Fahrbahn wird an Kurven dadurch er-

schwert, daß das Licht meist tangential vorbeigeht. Abhilfe

siehe AW. 1905, 1849; 'QO^i 44^ (Utermöhle). Die Polizei

wird hierauf besonders zu achten haben.

g) Obermättig stark wirken die Scheinwerfer, wenn sie

dritte Personen oder Tiere schon in erheblicher £ntfemang
blenden und dadurch ein rechtzeitiges Ausweichen erschweren

können. Auch in England sind Klagen laut geworden über zu

helle Au/omobillaiemmt ^och Hai das Local Government Board
keine Abhilfe dagegen geftmden tmd vertraut darauf, daß die

Automobilfakrer selbst diesen Besckwerdegrund beseitigen werden

(Addendum IQ04, Abs. ö).

h) Für Krafträder genügt, wie i Bremse, so auch 1 Laterne

(Absatz II). Die eine Laterne muß den Anforderungen der

Isaac, Automobil-Recht 2.AafL 6
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B. Das Kraftfahrseug (Laterne). § 3, \

Ziffer s entsprechen. Die Vorschrift über die Anbringung an
den S^ten Ist nicht anwendbar» die Laterne kann anch vom
befestigt werden.

i- Berliner Gm n i bu s Verordnung §5: drei Laternen. —
Kraltdroschken müssen zwei Droschkenlaternen mit Num-
mern fähren, Scheiben im Lichten 14 cm hoch, 13 cm breit,

weiß bei Droschken i. Klasse und Taxametern, blau 2. Klasse,

rot Gepäckdroschke (Droschkenordnung § 14). Neben den
farbigen Droschkenlaterncn müssen die farblosen Kraftfahr-

zeug-Laternen geführt ucrden.

k) Eine Bestrafung wegen Übertretiinrj j^r Ziffer 5 tritt,

wie immer, nur im Falle eines Verschuldens ein. Wenn die

Laternen, obwohl in gutem Zustande, durch die außergewöhn-

liche Heftigkeit des Windes und des Regens mehrmals aus-

gelöscht worden sind, trifft den Fahrer keine Schuld. iKass.

Hof 18. Februar 1860 und 10. Januar 1879; Haber 25; vgl. RG.

25. Januar 1903 JW. ixi: besonders heftiger Nordostwind).

I) Im Zusammenhange mit Ziffer 5 ist hervorzuheben, daß
auch umgekehrt die Beleuchtung gewöhnlicher Fuhr^
werke grade zur Sicherheit entgegenkommender Kraftfahr-

zeuge von großer Bedeutung ist, zumal das Geräusch des
Motors das Nahen eines anderen Wagens übertönen kann.

Deshalb ist ein Droschkenkutscher, in dessen unbeleuchtetes

Fuhrwerk ein Motorradfahrer hineinfuhr, mit Recht wegen
fahrlässiger Körperverletzung bestraft worden (AW. 1903, 1218;

vgl. 1905, 1544 und preuß. Il^.-Erl. Anhang).

m) Ausland:

Belgien: 2 L., i hinten für die Ordnunv;snum?ncr. Farbe

in Charleroi z. B. weiß. Antxücrpcn: auf den 3 sichtbaren Seiten

jeder L. muß in roten oder schwarzen Buchstaben die Ordnungs-

nummer stehen.

Frankreich: 2 L. Bei Auf. mit Anhängern 3. Außerdem
Beleuchtung der hinteren Nummernplatte. Platz vorn, die dritte

hinten, i weiß, i grün; daß eine rechts, die andere links stehen

muß, ist niclU vorgeschrieben. Die 3, L. bei Aut, mit Anhängern

ist rot.

G roßbritannien: t L. ga?tz rechts, weiß nach vorn, rot

Mick hitUm sichtbart oder besondere rote LcUeme hinten, Unbe^
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£. Das Kraftfahrzeug (Laterne). 83

weglich zu befestigen, „as the moving beam {strakl) from ihe.se

lights is found to be very alarming to horscs an a highway".

(Vgl. Ord. ig04, Art. II, 7. Addendum IQ04, Abs. 5.) Bei Motor-

rad nicht anwendbar. Außerdem i Laiemefür kiuteres Nummern'
Schild,

Ji allen; Hei Kraftwagen 3 L., 2 vorn, i hinten. Farbe:

grün vorn links, weiß hinten, vom recJUs keine Farbe vorge-

schrieben. Leuchtkraft ca. 50 m. Hintere Laterne zur Beleuch-

tung der Lizettznummer. Prüfujigiheamtcr soll darauf achten,

daß keine Entzüjiduns^ oder Gasentweichung zu befürchten ist,

z. B. bei Acetylcn-BckuciUung. Kraftrctd i weiße Reßektor-

laterne vorn.

Österreich: 2 L, bei Wägen, an VorderseUen, dU seitiicke

Begrertgung des Wiedens aneeigend, weiß, Leuchtkraft 20 m.

Kraftrad iL,, eo, seitUeher Beiwagen muß ebenfalls eine die

äußere seiHiche Begrenzung ameigeitde L, habe»,

Portugal: 2 L. bei Wagen, 3 bei Wagen mit Anitängern,

die dritte hinten. Farbe: i grün, I weiß, hinten rot, Leuchtkraft

20 m, Motorrad i weiße L,

Schw ei z: .? L. bei Motorwagen , die dritte hi nten

braucht nur zu brennen, wenft der Wagen stillsteht.

Farbe: vorn links grün (kann auch in der Mitte weiß sein oder

weiße Streifen habeti), vorn rechts weiß, hinten rot. Motorvelos

j weiße L.

Spanien: 3 L,, 2 vom, i hinten, vom i weiß, i grün,

hinten rot,

Ver. Staaten: Meist 2 weiße L. vom mit Nummern,
1 rote hinten. Nur i Vorderlatente statt 2 verlangen: Iowa,

Kansas, Maine, Minnesota, Nord- Dakota, Ohio, Oregon, Penn-

sylvania, Süd^Karolina, Süd-Dakota, Washington. Überhaupt

nur 1 L.: Wisconsin. Leuchtkraft 100 Fuß: Penn.^kaniat,

200: Delaware, Maryland, Massachusetts, 230: New Jer:.,y. —
Brennten gewöhnlich i St. nach SU. bis i St. vor SA. SU. bis

SA.: Florida, Kentucify, Sud-Karol^, 'Ii .SSf. nach SU.: Distrikt

Kohmbia.

6*
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S4 Das Kraftfahrzeug (Rückwärtsgang). § 3»
*

6. BüokwirtBgaaig.

(Marche arri6re, Reversier-Vorrichtung, Reversier- Getriebe.*)

a) Ein großer Fehler des Benzinmotors besteht darin, daß

er nicht reversierhar ist, d. h. daß die Richtung seiner Dreh-

bewegung sich nicht umkehren läßt. Wenn der Motor für

eine Drehung von links nach rechts konstruiert ist, kann man
ihn unmöglich sich von rechts nach links drehen lassen (anders

.

Dampfwagen. S. Aut.-Kal. 1903/04, 342), Daher wurde ein be-

sonderer Apparat notwendig für die Rückwärtsfahrt, welche

meist aus einem dritten Zahnrad besteht.

Die Anordnung des Rückwärtsganges bedeutet fürFreußen

eine erfreuliche Neuerung (vgl. AW. 1903, 1270).

b) Nur Wagen, nicht Räder Jbrauclien einen Rückwärts-

gang.

c) Eigengewicht s. u. 8.

d) Ausland: Auch hier ist der Rückwärtsgang immer nur

für schwere Afaschineti vorgeschrieben, nämlich in Spanieri bei

mehr als 250 kg Leergiwickt^ in Frankreickt Portugal bd tnehr

als 350 kg,

7. Anbringung der Einrichtungen.

— Früher §6. —
a) Zu den Griffen zur Bedienung des Motors gehört nicht

die Andrehkurbel (vgl. im Übrigen Küster 8 ff.).

b) Der Zweck der Vorschrift des Absatzes 4 wird erfüllt

durch verschiedene äußere Form der verschiedenen Vor-

richtungen und durch ihre verschiedene Stellung, rechts oder

links, oben oder unten vom Fahrer u. dgl. Unzulässig wäre
es, wenn einzelne Vorrichtungen die Aussicht versperrten oder

der Fahrer inch tief bücken oder sich umsehen müßte.

c) AiaamAx
Italien: Die Vorrichtungen müssen im ffandbereick sein.

Österreich: Sämtliche Hebel und Griffe des Mechanismus

sind so anzubringen, daß sie der Lenker des Fahrzeugs ohne

Gefahr einer Verwechselung und ohne die Augen von dem Wege
abwenden zu müssen handhaben kann.

*} Batidiy de Saunier 72fr. Aut KaL 1906^ 67.

Digitized by Google



§ 3* B. Das Kraftfabneog (Anbringmig d. Einricht.). 85

d) Der Grundsatz der Betriebssicherheit zwingt zo einer

analogen Ausdehnung des Absatzes 4 dahin:

A. Daß auch alle übrigen Vorriclitungen leicht und
ohne Verwechselungsgefahr gehandhabt werden müssen (vgl.

Vollmer § 3 Anm. 4; Huppe siehe oben 4);

B. daß keine Vorrichtung die Aufmerksamkeit des
Lenkers von der Fahrtrichtung ablenken darf. Deshalb schrieb

die alte westfälische V. mit Recht vor, daß der Sitz des
Fahrers so eingerichtet sein müsse, daß der Ausblick weder
nach vom noch nach hinten behindert ist (§ 2 der Berl. Str.-O.

findet nach seinem Wortlaute nur auf die von Zugtieren ge-

zogenen Fuhrwerke Anwendung).

Ausland: Der Satz m 2 ist dmiUch in dtr spanisckm V,

ausgesprochen. Mehrere VV. gehen &ir die denischen insofern

hinaus, als sie noch mehr Teile denennen, die die Airfmerhsamheit

nicht ablenken d&rfen, z. B. Frankreich, Portugal: sMliche
MandMer'Organe. Zu erwähnen ist noch die Vorschrift in

Frankreich, Portugal, Spanien, daß die Anzeige^Apparate
(appareils indicatmrs) gut sichtbar piaziirt sein müßten,

8. Schüd.

— Früher § 8. —
a) Das in Absatz 5 vorgeschriebene Schild dient tech-

nischen, nicht polizeilichen Zwecken. Es unterscheidet sich

dadurch von dem polizeilichen Kennzeichen des | 5 und ist

mit Recht in diesem 1 3 geregelt Das Schild entspricht den
technischen Angaben bei Eisenbahnwagen u. dgl. (Das Schild

für gewöhnliche Fuhrwerke § 3 der Berl. Str.-O. enthält tech-

nische und polizeihche Angaben.) IMe Angaben des Schildes

müssen in deutscher Sprache abgefaßt sein (vgl. KG. 10. De-
zember 18S8; KGJ. 9, 240 ff.).

b) AasUatd:
Frankreich und Österreich ähnlich wie DeutschUmd. Öster-

reich: neu erbaute Kraßfahrzeuge haben die Firmatafel des Er-

zeugers und die Erzeugungsnummer zu tragen.

c) Die herstellende Firma.

Auch diese Angabe dient zur technischen Charakteri-

sierung des Fahrzeugs, da eine polizeiliche Verantwortlich-

keit des Herstellers als bolchen nicht Platz greift. Wenn der

Digitized by Google



86 fi. Das Kraftfahrzeug (Schild).

Hersteller keine eingetragene Firma hat, tritt selbstverständ-

lich sein Name an deren Stelle (so früher Prov, Brandenburg,

Sachsen, Schlesien). Der Wohnort des Herstellers gehört zur

genauen Angabe (so früher Prov. Sachsen, Anhalt).

Die herstellende Firma ist auch in der Betriebsanzeige

anzugeben (g 4). In FranknUk wird sie im das RegisUr der

numerierien Automobile edtgefrage», in Fremkreick und Italien

auch in die Anmelde- bee». Prüfungsbescheinigu$^. Neben der

Firma ist die Tffe und lypennummer in manchen Ländern an-

zug^en, z, B, Frankreich Österreich, S, 0, b*

d) Die Anzahl der Pferdekräfte (PS).

Die Leistungsfähigkeit des Motors wird herkömmlich durch

Pferdekräfte ausgedrückt. Pferdekraft ist die Kraft, welche

in der Sekunde eine Arbeit von 75 kg leistet, d. h. in der

Sekunde 75 kg im hoch oder i leg 75 m hoch hebt.

Die Anzahl der Pferdekräfte ist iin der Betriebsanzeige

(§4) anzugeben und ist vor allem von Bedeutung für die

Steuer (s. Anh.). Die Leistungsfähigkeit von Explosions-

motoren hängt neben dem Kolbendurchmesser von der je-

wdligen Tourenzahl ab. Da es genaue Leistungsmesser für

Automobil-Motoren nicht gibt, hat man sich auf empirisch

gewonnene Formeln einigen müssen, die das richtige Resultat

annähernd ergeben. Die Famtel für Benzin- und Spiritusfahr-

zeuge (sogenannte Fabrikanten-Formel) nach den Vorschlägen

des Vereins deutscher Motorfahrzeug-Industrieller lautet:

N. (Leistung in PS.) = 0,3 i (Anzahl d. Zyl.) • d'^ (Durchm. in cm) • s

(Hub in cm I, z. B. Zylinder-Motor von 10 cm Durchmesser und

II cm Hub = 0,3 • 4 • loo • II = 13,2 PS. (S. Dienstanweisung

des sächsischen Ministeriums, Vollmer 41.)*)

Mehrere Fahrzeuge derselben Type können verschieden

leistungsfähige Motoren haben (s. Frankreich Zirk. Art. 5 und
unten § 4 Abs. 4).

Über die zivilrechtliche Bedeutung der Zusicherung von

„5—6 PS." siehe RG.VII 174, 1906; AW. 1907, Nr, 27.

*) Vgl. den Antrag Speck im Reichstag 6. Mai 1907, betr. Besteuerung

nach den „wirklichen" (?) Pferdekräften.
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§3.*. fi. Das Kraftfahrzeug (Schild).

In New York (Highway law iss) sind Dampfwagen van

weniger als 2$ PS, von den strengen Vorschriften über Dampf'
wagen befreit. In New Jersey sind die Kraftfährzmge in Klassen

geteilt nach der Zahl der PS.; die PSkrerlizenz berecitigt nur

zum Pahren der darin bestimmten Xlasse oder einer solchen mit

Wender PS.

e) Das Eigengewicht des Fahrzeugs.

A. Man unterscheidet Leergewicht (ohne fietriebsmaterial),

Betriebsgewicht (mit Betriebsmaterial, z. B. Wasser, Kohlen,

Werkzeugen usw.), Nutzlast (Reisende, Gepäck u. dergl.) und

Gesamtgewicht des Kraftfahrzeugs.

Ein Hauptvorzug des Serpollet-Wagens gegenüber den

alten Dampfwagen (s. o. zur Überschrift 3 b I S. 43) besteht in

dem geringen Gewicht (ca. 650 kg). Auch ein Benzinmotor

Daimler von 5 PS. wiegt nur ca. 200 kg, und man hat Benzin-

motore gebaut, bei denen auf jede effektive Pferdekraft nur

6 kg Eigengewicht fallen (lopferd. Motor z. B. 60 kg). Einen

solchen Motor hat Santos Dumont in Paris für sein Luftschiff

benutzt Diese Gewichtsgrenze wird immer mehr nach unten

gedruckt. Dagegen wiegen Elektromobile schwerer und ein

pampfomnibus von Scotte hat z. B. ein Leergewicht von

4300 kg, mit Last 5250 kg, ein Personenzug von De Dion et

Bottton sogar 9910 kg (s. Mfillendorf 17 ff.).

B. Für den Bej^riff des Kraftfahrzcupfs ist sein Gewicht

in der Rej^Tel i^rleich^'iltifj. Frankreich Zirk. Der Ansdntck

AutomobiL iinitaßl .jicn seulement les aiitomohilcs de poids lourds

et de poids /noxcfi, mais encorc les vehicuLes Legers tels que voiiu-

rettcs, inotocycLes etc.'' Doch kann ein besonders großes Ge-

wicht eines der Merkmale der Straßeniokomotive sein. (S. § i IV.)

C. Das Gewicht gehört in der Regel zu den Eigenschaften

einer bestimmten Type (vgl. unten §4 Anm.31, so ausdrück-

lich Italieti). In Österreich hat die Automobü^Prüfungshommission

twecks Feststellung des Begriffs „Type" die Ättomobile in drei

Gruppen eingeteilt:

J. Lachte Lahrzeitige ivie Motorräder , kleine Transporträder,

ziocisitzi^c Vüiturettcs auch mit einem Notsitz bis zum Gc-

wiciil von 4.00 kg in unbelastetem betriebsfähigen Zustande.
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88 B. Das Kraftfahrzeug (Schild). § 3, ^

2. Sckufere Fakrziugi: a) für Personenbe/äräerung,

b) für Lastwagtn.
j. RtnHfakrziuge* (Ztschr. 1901, S.)

D. Verhältnis von Gewicht und Radbreite: siehe Zusam-
menstellung unten.

E. Preuß. Gesetz vom 20. Juni 1887, §7: Führer eines

Last- und Frachtfuhrwerks müssen auf Kunststraßen dem
Chaussee- Aufsichtsbeamten , Polizeibeamten oder Gendarmen
auf Erfordern das Ladungsgewicht angeben und glaub-

haft nachweisen. Können oder wollen sie diesen Nachweis

nicht führen, müssen sie in Begleitung des Beamten das F'uhr-

werk bis zum nächsten Ort führen, um dort die Ermittelung

des Gewichts vornehmen zu lassen (vgl. Ges. f. Schl.-Hol. v.

27. Juni 1890, GS. 2x9, ferner vgl. amtl. Erl. zu §21, IV).

F. Rückwärtsgang siehe oben Nr. 6 und Zusanunenstellung

unten.

G. Angabe des Gewichts in der Betriebsanseige §4, 1 Nr. 6.

H. Befreiung vom Kennseichen § 29, IIa.

L Die Gefahr, welche von zu schweren Wagen droht,

besteht namentlich in der Beschädigung der Strafien. Damit

begründet man auch das Automobilverbot in manchen Kantonen

der Schweiz, wo die Kunststraßen mit ungeheuren Kosten

erbaut sind. Aus demselben Grunde verweigerten holländische

Zollstationen den von Belgien kommenden Lastautomobilen

das Befahren holländischer Straßen. Doch ist dagegen zu

erwähnen, daß beim Kraftfahrzeug das Aufschlagen der Pferde-

hufe wegfällt, und daß die Räder eines leicht federnden Motor-

wagens weniger heftig in die Straßenfurchen einfallen, als die

manchen anderen Fuhrwerks (vgl. AW. 1903, 12 17. Amtl.

Erl. zu § 21, IV). Mädcpfiicht bei Straßenbesckädigungm in

Italien [Art. 44).

K. AttsUulä: Im Ausland hängm auck sonstige Bestim-

mungen vom Gewicht ab, z. B. Fakrerprüfung in Frankreick s,

§ 14, Xonzession s, §s> GebOkren: engl, act, gö, Art, S. Stkweiz:

Angabe des Gewickts auf der Fakrkarte,

i^iijM^cj L,y Uoogie



fi. Das Kraftfahrzeug (Schild).

L. Zttsammenstellttiist

^rig'!* * Bestimmungen:

150 Frankreich: Für Motorräder nnter 150 kg erhält der

Fahrer ein Befähigungszeugnis unter erleichterten Be-
dingungen.

200 Frankreich: Kraftfahrzeuge mit Anhänge -Voiturettes

von nicht mehr als 200 kg einschließlich der Reisenden

unterliegen nicht den erschwerenden Bestimmungen der

Art. 18—27 des Dekrets vom 10. März 1S99.

250 Spanien: Rückwärtsgang.

350 Deutschland» Frankreich, Österreich, Portugal:
Rückwärtsgang. Österreich: Rückwärtshemmung.

500 Schleswig-Holstein: Höchster zulässiger Raddruck
(Eigengewicht und Nutzlast zusammen) 500 kg bei Felgen-

breite von s-^V* cm (AA. 23. September 1906).

625 Schleswig-Holstein: desgleichen bei Felgenbreite

von 6\/i— IG cm.

762 Großbritannien: a) Wenn das Leergewicht 15 Ztr.

(ä 50,8 kg) übersteigt, und das Kraftfahrzeug nicht mit

Pneumatiks oder elastischen Reifen versehen ist, so ist

das Gewicht rechts an sichtbarer Stelle, weiß auf schwarz,

oder schwarz auf weiß, mindestens einen Zoll hoch an-

zugeben (Order 1904, Art. II, 5).

b) Bei Leergewicht über 1 5 Ztr. Radbreite 2^1 Zoll.

1000 Preußen: a) auf Kunststraßen können Fahrzeuge mit

Gesamtgewicht einschließlich Ladung von höchstens

1000 kg Radfelgen von weniger als 5 cm Breite haben
(Gesetz vom 20. Mai 1887).

b) Zweirädrige Fahrzeuge dieses Gewichts müssen
5—6V» cm Radfelgenbreite haben.

Großbritannien: Bei Leergewicht über eine Tonne
Radbreite 3 Zoll.

1250 a) Preußen: Zweirädrige Fahrzeuge dieses Gewichts
müssen 6Vs—10 cm Radfelgenbreite haben.

1250 b) Schleswig-Holstein: Höchster zulässiger Rad-
druck (s. o.) 1250 kg bei Felgenbreite von 10— 15 cm
(AA. 22. September 1906).
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90 B. Das Kraftfahrzeug (Schiid). g 3, ».

Gewicht
*

in kg.

1875 Schleswig- iiolstein; Siehe Gesetz vom 27. Juni 1890.

2000 a) Preußen. Fahrzeuge dieses Gewichts müssen 5 bis

6Vt cm Radfelgenbreite haben (atil^ xweir&drigen).

b) Großbritannien: Bei Leergewicht von 8—3 Tonnen
Radbreite 4 Zoll.

2500 Preußen: a) wie vor: 6*/«— 10 cm.

b) zweirädrige Fahrzeuge wie vor io-r-15 cm.

3c»o a) Bayern: Motorwa^jen von mehr als 3000 kg Gesamt-

gewicht (Eigengewicht und Ladegewicht) müssen,

wenn ohne Gummibeschuhung, eine Felgenbreite von
mindestens 10 cm haben (Y. 7. Mai 1902 §2, V. 17. Sep-
tember 1906 ^ 32).

b) Großbritannien: Nur Fahrzeuge unter 3000 kg
ohne Ladung fallen unter die light locomotives (motor

cars). Wasser, Feuerung, Akkumulatoren nicht mit-

gerechnet

4000 a) Schleswig-Holstein: Mehr als 4000 kg Ladungs-

gewicht auf nicht ausgebauten Nebenlandstraßen und
wichtigeren Nebenwegen nur gestattet, wenn unteil-

bare Last, und nur mit Genehmigung der Straßen-

verwaltung (Ges. 27. Juni 1890).

b) Bayern: Kraftfahrzeuge, deren Gewicht bei voller

Belastung 4000 kg übersteigt, bedürfen zur Inbetrieb*

nähme besonderer distriktpolizeilicher Erlaubnis.

Einzureichen Gesuch mit Beschreibung, Zeichnung

und Angabe, ob und auf welcher Straße etwa ein

regelmäßiger Fahrbetrieb eingeführt werden soll.

Soweit Staatsstraßen und <3iemeindewege durch den

Fahrbetrieb berührt werden, wird Gesuch nach An-

hörung des zuständigen Kgl. Straßen- und Bauamts

bezw. der betr. Gemeindebehörde beschieden (V.

17. September 1906 § 32» vom 7. Mai 1902 § 10).

c) Großbritannien: Fahrzeuge mit Anhängern dürfen

bis 4000 kg wiegen, um unter die light locomotives

(motor cars) zu fallen.
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84- B. Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnahme). 91

Gewicht
in kg.

5000 Preußen: F'ahr^cuge dieses Gewichts müssen xo—iscm
Radfelgenbreite haben. 1

6000 Berlin: Fahrzeuge mit Ladung dürfen 6000 kg nicht

übersteigen.

7500 Preußen: a) Fahrzeuge bis zu diesem Gewicht müssen
mindestens 15 cm Radfelgenbreite haben.

b) Ladungsgewichte über 7500 kg sind nur bei unteil-

baren Lasten unter Genehmigung der Straßenverwaltung

transportabel.

c) Schleswig-Holstein: Hehr als 7500 kg Lade-
gewicht auf ausgebauten Haupt- und Nebenlandstraßen

nur gestattet , wenn unteilbare Last, und nur mit Ge-
nehmigung der Straßenverwaltung (Ges. 27. Juni 1890).

b) Inbetviebnalime.

Nach' den technischen Voraussetzungen der Zulassung

des Kraftfahrzeugs im vorigen Abschnitt werden nun die

polizeilichen Voraussetzungen im eigentlichen Sinn behan-

delt: Prüfung und Betriebsanzeige. Über die Befugnis zum
Erlasse dieser Vorschriften s. oben S. 34 f.

§4.

(I) ^-^^ Wenn ein Kraftfahrzeug in Betrieb genommen^^
werden soll, hat der Eigentümer ^> hiervon der zu-

ständigen Polizeibehörde seines Wohnortes'^ eine

schriftliche Anzeige ^> zu erstatten, in welcher anzu-

geben sind:

1. Name, Stand und Wohnort des Eigentümers,

2. die Firma, welche das Fahrzeug hergestellt hat^^,

3. die Bestimmung des Fahrzeugs (Personen- oder

Lastfahrzeug) >

4. die Betriebsart %
5. die Anzahl der Pferdekräfte

6. das Eigengewicht des Fahrzeugs ^^>,
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92 B. Das Kraftfahneng (Inbetriebnahme). § 4*

7. für Lastkraftwagen das Höchstgewicht der La-

dung.*^>

(II) Der Anzeige ist das Gutachten eines amtlich

anerkannten Sachverständigen^^-' beizufügen, das die

Richtigkeit der Angaben unter 4 bis 7 sowie femer

bestätigt, dafi das Fahrzeug den nach dieser Ver-

ordnung zu stellenden Anforderungen genügt. ^'"'*>

Das Gutachten hat der Anzeigende auf seine Kosten zu

beschaffen. An Stelle dieses Nachweises kann von

der Landespolizeibehörde eine amtliche Prüfung auf

Kosten des Anzeigenden vorgeschrieben werden.

(III)
i») Änderungen*^ hinsichtlich der Punkte 1^>, 3

und 4 sowie wesentliche Änderungen hinsichtlich der

Punkte 5 bis 7 sind in gleicher Weise anzuzeigen. Eine

Änderung des Wohnorts®^ des Eigentümers ist der

Polizeibehörde des neuen Wohnorts unter Vorlegung

der Bescheinigung (§ 5 Abs. 2) anzuzeigen.*^"«*

(IV) Die zuständigeLandespolizeibehörde«» ist be-

fugt"^ auf Antrag einer Firma ^, deren Sitz sich im Be-

zirke der Behörde befindet, nach einer auf Kosten der

Firma vorgenommenen Prüfung«^ eine Bescheinigung*')

darüber zu erteilen, daß eine fabrikmäßig gefertigte

Gattung''- ^> eines Kraftfahrzeugs den nach Maßgabe
dieser Verordnung zu stellenden Anforderungen ge-

nügt. Bei der Veräußerung**^ eines Kraftfahrzeugs^

das einer derart zugelassenen Gattung angehört, kann

die Firma dem Abnehmer eine mit laufender Num-
mer versehene Ausfertigung der Bescheinigung, die

auch die Richtigkeit der im Abs. 1 unter 4 bis 7

vorgeschriebenen Angaben bestätigen muß, mit

der Wirkung verabfolgen, daß sie das im Abs« 2

geforderte Gutachten ersetzt*> Diese Bestimmung
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i 4, ^"K B. Das Kraftfkhneug (Inbetriebnahme). 93

gfilt für alle von einer deutschen Zentral- oder

Landespolizeibehörde ausgestellten Bescheinigungen

über die vorschriftsmäßige Beschaüenheit einer

Gattung.^* ^>

— Früher §§ lo bis i3. —
Vergleiche hiersn Behördenübersicht oben zur Überschrift

I. III S. 56.

Besonderheiten zu Abs. 2: Hamburg (s. u.).

Abs. 2 Satz 3 fehlt in Reufi J. L. und S.-Altenburg.

Abs. IV fehlt in Waldeck.

1 ) Die Betriebsanzeige des § 4 gilt gleichzeitig als Antrag

auf Zulasung (§ 5). Die beiden §§ stellen somit den Grund-
satz der Konsessionspflicht für Kraftfahrzeuge auf.

Diesem Konzessionszwang unterliegen nicht nur die im Trans-

portgewerbe verwendeten Fahrzeuge, sondern auch — ein
ganz außergewöhnlicher Fall — jedes Privatfahrzeug,

sofern damit öffentliche Straßen befahren werden. Zu Unrecht

bezweifelte früher Hilse (Haftpflicht der Kraftfahrzeuge 12)

die rechtliche Zulässigkeit dieser Vorschrift Diese er-

gibt sich mit Sicherheit aus § 6 PVG. (S. 33) und wird wohl

neuerdings kaum noch angefochten. ^

2) Früher bestand in Baden, Bayern, Elsaß-Lothringen,

Württemberg Konzessionspflicht nur für Kraftfahrzeuge über

4000 kg und Kraftfahrzeuge nüt Anhänger, fOr andere Kraft-

fahrzeuge nur polizeiliches Ausschließungsrecht; letzteres (ohne

Konzessionspflicht) auch in S.-C-Gotha, S.-Meiningen; weder
Konzessionszwang noch Ausschließungsrecht bestand in Hessen.

3) Inbetriebnehmcn bedeutet: dem Verkehr auf öffent-

lichen Plätzen und Wegen übergeben (s. Einleitun^j tinJ L her-

schrift der GZ., Nr. 2 zur Überschrift). Die Benutzung auf

einem geschlossenen Fabrikhof z. B. ist konzessionsfrei.*)

Probefahrten. Die Bestimmung des Reichsstempelgesetzes

vom 3. Juni 1906 (IV b SS)- „Probefahrten" (d.h. Fahrten,

welche von Fabriken oder Händlern mit den zum Verkauf

*) Nicht aber Fahrt voo der Repantuiwerkstatt in den 8cliuf»pen des

Besitzes (KO, AW. 1907 Nr. 81).
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94 B. Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnabme). §4, ^

gestellten Fahrzeugen ohne Entgelt veranstaltet werden, Aus-
führungsbestimmungen § 106) „gelten nicht als Ingebrauch*

nähme im Sinne dieser Vorschrift** fehlt in den GZ. und kann
auch nicht hineininterpretiert werden, da die Ausnahme zwar
vom stempelfiskalischen» nicht aber ohne weiteres auch vom
sicherheitspolizeilichen Standpunkt aus gerechtfertigt erscheint.

Jedoch bestimmen die Amtllcheii Erlinterniigto:

MP«Mkan oder Hindier, welcl» mit dta mm Vtilcaufo getMltn Pahr-

„»ttgeo Probefahrleo «uf flffeiitlich«ii W«gen und Plltzen veranstalteii

„wollen, haben bei der fflr den Sitz der Firmen zttttindigfen Pollzelbehfirde

„die Zulassung der Kraftfahrzeuge im Sinne der i?i?4, 5 der Polizeivcrord-

„nung zu bewirlKen. Zuverlässigen Firmen kann auf Antrag von der Polizei-

„behörde fflr solche FSUe eine Anzahl von Erkennungsnummem zu wieder-

„kebtenderVeiwendung mit der Mnfigabe aberwieteo werden, dafl die Pifmn
„beim Verkauf eines jeden Faltneugti svecks Zuteilung der nunmehr end-
„gültig zu führenden Erkennunß^snummer, ohne Verzug Anzeige an die

„für den Wohnort des neuen Eigentümers zuständige Polizeibehörde er-

„ stattet."

Die für Probefahrten bisher in einzelnen Bundesstaaten

übliche Kennzeichnung „Probewagen" ist jetzt höchstens

neben dem Kennzeichen des § 5 zulässig (Vollmer 8 Anm. 9).

(Die Beteiligung an einem Rennen ist nach einem

Entscheide des Reichsschatzamtes keine steuerfreie Probefahrt,

weil die Fahrzeuge dabei nur in ihrer Wettbewerbsfähigkeit

gegenüber den Erzeugnissen anderer Fabriken gezeigt, nicht

aber auf ihre Gebrauchsfähigkeit überhaupt geprüft oder

einem bestimmten Kaufliebhaber vorgeführt werden sollen,

AW. 1907, 61, — Im übrigen s. Anhang.)

Fahrt zum Prüfungsort. Wenn der Prüfungsplatz sich

nicht dort befindet, wo das Fahrzeug hergestellt ist, so darf

das Fahrzeug an sich nicht zum Prüfungsplatz gefahren werden,

da darin ein Verstoß gegen § 6 liegt (vergl. OLG. Dresden

Ztsch. 1903, 260). Man kann sich damit helfen, daß man es

auf Grund besonderer Erlaubnis von einem anderen Kraft-

fahrzeug gemäß § 23 oder in sonstiger Weise befördern läßt,

ohne das Fahrzeug selbst in Betrieb zu setzen. Läßt sich

jedoch die Fahrt zur Prüfungsstelle nach den obwaltenden

Umständen unmöglich umgehen, so kann in dieser Fahrt

ein Verstoß gegen § 6 nicht erblickt werden , da es nicht die

Absicht der V. ist, die Herbeiführung der Prüfung unmöglich

zu machen. Die Fahrt zum Prüfungsort muß dann als Teil
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§ 4, B. Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnahme). 95

der Prflfungsfahrt selbst gelten (Arg. Amtl. Erl. zu § 24 I).

Man tat gut, sich zu dieser Fahrt die Begleitung eines Polizei-

beamten zu erbitten. (Vgl. Grofibrit, unten § 5 Anm. 13 c.)

4) Eigentümer. Daß die AnzeigepÜicht dem Eigen-

tümer auferlegt ist und die Zulassung und Kennzeichniin«,^

sich nach dessen Wohnort richtet, ist wenig glücklich. Wird
das Fahrzeug z. B. dauernd zu Zwecken eines in Berlin be-

findlichen Geschäftsbetriebes verwendet, wohnt der Eigen-

tümer aber in Leipzig, so muß die Anzeige und Zulassung in

Leipzig erfolgen und das Fahrzeug das sächsische Kennzeichen
tragen, obwohl es dauernd in Berlin fährt.

Hat der Eigentümer aber gar seinen Wohnsitz im Aus-
land, so ist eigentlich überhaupt kein AnzcigepHichtiger vor-

handen, da die inländische V. dem ausländischen Eigentümer

die Anzeige hei der ausländischen Polizeibehörde seines Wohn-
orts nicht vorschreiben kann. Andererseits ist ab< r eine amt-

liche Anzeige, Zulassung und Kennzeichnung im Inland er-

forderlich, denn nur die vorübergehend in Deutschland

befindlichen ausländischen Fahrzeuge sind davon befreit

(§§ 24, 6).

Diese offenbare Lücke in den GZ. kann (mit Zuhilfenahme

der §§ 6, 24 I b am Ende, 28) nur dadurch ergänzt werden,

daß im solchen Fall der inländische (nicht bloß vorüber-

gehende) Besitzer des Fahrzeugs für die Anzeige und die

Führung des Kennzeichens als verantwortlich anzusehen ist.

Deshalb sagt auch die Ausf.-Anw. von Westfalen zur Ein-

leitung, daß im Sinne der V. unter Polizeibehörde die Orts-

polizeibehörde des Besitzers des Kraftfahrzeugs zu ver-

stehen ist.*)

5) Zuständig ist die Polizeibehörde des Wohnorts. Un-
erheblich ist, wo das Fahrzeug sich befindet (z. B. Eigentümer

wohnt in Berlin, das Fahrzeug ist in der Fabrik in Tegel; dann

ist Berlin zuständig). Bei offenen Handelsgesellschaften und
juristischen Personen gilt der Sitz des Unternehmens als

Wohnort (Vollmer 7). — Ortspolizeibehörde siehe zur Ober-

schrift I IIA S.34.

^) Die Aut.- Statistik kennt den Begriff des „regelmafilgen Standorte«**

de« KFx. (s. Anbang). VgL ö«terreicli (gg 13,26), s. u. §5 Anm. 13 e.
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96 B. Das Kraftfalmeug (Inbetriebnahme). § 4i
*

6) Anzeige.
AmtL BrL: »Um das SdinUnreilc »t vtmdndefii iui4 nin Mtfraubtnd«

ROckfeageii zu vermel<teii, empHelilt m sieb, dafl die Aamtidttiig von Knft-

fahrzeugen b«I der Polizeibehörde enf Formularen nach nachatehendem Muater

eifolgt"

Muster der Anmeldimg.

, den. 190...'

(Wotantuig) (Nr.)

.

1. Nam^ Stand und Wotinort dea Eigen-

tflnefa:

% Die Firma, welche daa Fahrzeug her-

geateUt hat:

3. Die Bestimmung des Fahrzeugs:

4. Die Betriebsart:

& Die Anzahl der Pferdekräfte;

6. Das Eigengewicht des Fahrzeugs:

7. Das Höchstgewicht der Ladung:
(Nur bei Lastwagen.)

zeige Ich hiermit an, daß ich das

nebenstehend beachiiebene Kraft-

fahrzeug in Betrieb nehmen will.

Das Gutachten eines amtlich an-

erkannten Sachverständigen, welches

die Richtiglieit der Angat)en unter

4 bis 7 sowie femer bestitigt, daS
das Fahrzeug den polizeilich zu

stellenden Anforderungen entspricht,

liegt bei.

(oder: Eine Bescheinigung, wel-

che die Richtigkeit der Angaben
unter 4 bis 7 aowie femer bestätigt,

daß die dem vorzuführenden Fahr-

zeug entsprechende, fabrikmäßig ge-

fertigte Wagengattung den polizei-

lichen Anforderungen entaprieht,

liegt bei.)

Ich beantrage, die Erkennunga-

nummer für das Fahrzeug anzu-

geben, einen Termin für seine Vor-

laiirung zwecka Abatempdung der

Kennzeidien anzusetzen, es dem-
nächst zum Verkehr auf öffentlichen

Wegen und Plätzen zuzulassen und

die hierüber auszufertigende Be-

scheinigung an michauazuhlndigen.

An

(Name)

.

(Stand).

zu
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§4,*'^'. B. Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnahme). 97

Spätestens 3 Tage vor der Ingebrauchnahme ist auch die

Erteilung der verstempelten Erlaabniskarte zu beantragen

(§ 57 Reichsstempelgesetz).

7) Über die herstellende Firma siehe § 3 Nr. 8 c.

8) Über die Bestimmung des Fahrzeugs siehe z. Uberschrift

S. 46. Obligatorisch ist nur die Angabe, ob Personen- oder

Lastfahrzeug (vgl. §§ 13. 29).

9) Über Betriebsart siehe S. 43.

10) Über Pferdekrätte siehe § 3 Nr. 8d.

11) Über Gewicht siehe § 3 Nr. 8e.

12) Die Prüfung des Fahrzeugs ist obligatorisch. Früher
galt in Norddeutschland nur polizeiliche Prüfung (vgl. i. Auflage

64. 67. 70. Bekanntm. des Polizeipräs. Berlin vom 29. Juli 1901).

Jetzt erfolgt die Prüfung entweder durch einen amtlich an-

erkannten Sachverständigen oder (Satz 3) durch die Polizei-

behörde. Die erstere Methode (Beifügung eines Sachverstän-

digengutachtens zur Anzeige) stammt aus den süddeutschen VV.

Der Sachverständif^e muß amtlich, d.h. von der zu-

ständigen Polizeibehörde oder der vorgesetzten Behörde, an-

erkannt sein, ein für alle mal oder von Fall zu Fall. Sach-

verständiger ist in Reuß j. L. der fürstliche Gewerbeinspektor,

in S. - Altenburg der herzogliche Gewerbeinspektor (beide

Staaten kennen keine polizeiliche Prüfung, s. Nr. 18); in

Sachsen sind allgemein anerkannt die Mechanisch-Technische

Versuchsanstalt der Technischen Hochschule zu Dresden und
die Technische Kommission des Sächsischen Automobilklubs

(siehe Vollmer 7 Anm. 4).

Am 11. Erl. (z. B. Westfalen): „Die Zulassung von Gutachten der in

andern preuß. Provinzen oder anderen Bundesstaaten anerkann-
ten Sachverständigen ist unbedenklich, wenn gegen die Sachkenntnis der

Sadiventindig«!! und gegen die Echtheit der Betthelnigungen Bedenken nicht

vorliegen. Sich hierüber Gevrlfthelt m vencbeffen, Ist Sache der verantwort-

liehen OrtepoliMlbehArde.'*

Ffir Preußen bestimmt die Mlnisterial-Verfflgimg vom
29. September. 1903 betreffend die Prüfung der Kraftfahrzeuge

und die Ausstellung von Bescheinigungen ffir die Wagenführer
(Min.-Bl. 1903, 217):

»Wie wir ans den Berichten anf den Rnnderfaß vom 28. Oktober v.J.

ersehen haben, ist das Verfahren bezflglich der Prüfung der Kraftfahrzeuge

und der Ausstellung^ von Bescheinigungen ffir die Wagenführer In den ein-

laaac. Automobil -üecht. 2. Aufl. 7
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fehwn Laadtstenea tthr vtndiltdra geregelt Um eiiie tuoUdist gldcli-

mäfiige HttuUitbung der poHzeUlclitB Vonchriften für den Verkthr mit
Kraftfahrzeugen im Bereiche der ganzen Monarchie sicher zu stellen, Ist

es erwünscht, einheitliche Anordnungen für das Verfahren zu treffen,

soweit dies bei der Verschiedenaitigkeit der örtlichen Verhältms&e mügiich

Ist Unter Berflcktiditigung der In Ihren Bertehten «ntlialtwien VorKhIige
emidien wir Eure Exzellenz daher, das in den elnielnen Teilen der dortigen

Provinz bisher beobachtete Verfahren im Sinne der nachstehenden Aus-

führungen einer Nachprüfung zu unterwerfen und gegebenenfalls für eine

entsprechende Änderung der bisher getroffenen Anordnungen Sorge zu
trtgen.

1. Dit PrOfunf der Knftfthrxeng« wird svncknMig in den Stadt«

krefien lowie den im § 27 der Krelsofdntuig für 'die Provlnx Hannover vom
6. Mai 1884 genannten Städten von der Pollzeiverwaltung und in den

übrigen Städten sowi in den Landkreisen seitens des Landrates wahrzu»

nehmen sein. In denjenigen Fällen, in denen die Organe dieser Behörden

ein abschiieftendea lÄtaü fllMr «Ke Znlissigkeit dea Fdmengia nicbt ab-

angeben venn(igen» empll^t aldi die Hinanxlehnng der unter Ziff. 2 er*

wihnten Sactaveiatlndigen.«)

2. Als SachverstSndige zur Erteilung von Bescheinigungen im Sinne

der Ziff. 9 des Runderlasses vom 15. Dezember 1900 (ij 2! der Verordnung)

sind die Ingenieure der Dampikessel-Überwachungsvereine
besonders geeignet. Der Umstand, dafi die Grenzen der Zuständig-

Iceitsbereldie dieser Vereine nicht immer nrit den potittacben Orenzen der

Kreise oder Regierungsbezirke zusammenfallen, ist hierbei ohhe Bedeutung»

da die Sachverständigen durch ihre Ernennung ohne örtliche Beschränkung

allgemein die Befugnis erhalten, die erwähnten Bescheinigungen auszu-

stellen. Die Oebflbrenfrage wird durch Vereinbarung mit den beteiligten

OlWfwacbnngavereinen zu regdn sein. Um indessen auch in diesem

Punkte flberall tunlichst gleichartige Verhältnisse zu schaffen, behalten

wir uns vor, mit dem Ausschuß des Zcntralverbandes der preußischen

Dampfkessel- Überwactaungsvereine zu Frankfurt a. O. in Verbindung zu

treten.

Die Ernennung der Sachverständigen muA dem Regierung»-
prisidenten voibebalten bleilwn. Es empfiehlt sich, die Namen der an

Sacbverstflndigen ernannten Ingenieure Im Amtsblatt zu veröffentlichen.

Soweit das in den verschiedenen Bezirken bisher beobachtete Ver-

fahren hiervon abweicht, ist eine alsbaldige Änderung nur dann erforder-

lich, wenn sich Mängel herausgestellt haben, die eine Aufhebung der früher

getroffenen Anordnungen obnebln wflnschensvert erscheinen lasaen. Im
übrigen wOrde nicfata dagegen elninwenden sein, daß die 1»isher ernannten

Sachverständigen bis auf weiteres neben den außerdem noch zu bezeich-

nenden Ingenieuren der Dampfkessel - Übenn'achungsvereine in Tätigkeit

bleiben. Die Anordnungen des Runderlasses vom 3. Januar 1901 bleiben

nnberOhrt

*) Jetzt anderes Veilahren, s. Anm. 18.
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Die Entscheidung über die Frag«, in welchen Fallen eine Ändenmg
des gegenwärtig üblichen Veifatuens erfofdeilicb ist, wollen wir Ibrem
Ermessen überlassen.

3. Die Beautsichtigung der Fahrschulen muä demRegierungs*'

pitiideitten voibelietteii bteitwo, da dieae Einrlditttiigen für die EtetwidGelmig

dca Verlcebra mit Kraftfahrzeugen Im Laufe der Zeit vorausalditlidi eine

wesentliche Bedeutung erhatten werden. Etwaige Zweifel wegen der an
solche Schulen zu stellenden Anforderungen werden gegebenenfalls unter

Hinzuziehung der in Ziffer 2 des Erlasses erwähnten Sachverständigen auf-

znkUren aetn.

Berlin, den 29. September 1908.

Der Minister des Innern. Der Minister für Handel und Gewerbe.

LA.: V. KItaing. LV.: Lobmann.
Der Minister der OHentUctaen Aibeiten.

LV.: Setaula.««

Hierzu vgl. Bekanntmachung des Berliner Polizeipräsi-

denten, 39. Juli 1901 (Haynsche Sammlung Nachtrag 157):

»Als von mir anerkannte Sachverständige, welche sich bereit erklärt

haben, für die Führer von Kraftfahrzeugen die im §21*) der Verordnung

vorgeschriebenen Befähigungszeugnisse auszustellen, bezeichne ich auf

wdteres folgmde Henren:

[1. Direktor Altmann von der Motorfalirzeug- und MotorenfabrÜc Berlin,

au Marienfelde bei Berlin, Stadtbureau Unter den Liiiden4^.**)

2. Oberingenieur Moewes, Südende bei Berlin.

3. Direktor Freund von der Permanenten Automobilausstellung zu

BerUn, Dofotiieenstr. 6.

4. Ingenieur VoOnier, OiarlottenburK» Saixufer 4.

5. Direktor Lontzky, Berlin, Französische Str. 49.

6. Zivilingenieur Zechlin, Charlottenburg, Englische Str. 1.

7. Stadtelektriker Privatdozent Dr. Kallmann. Berlin, lUosterstr. 68.

Der lelitere wird jedocb nur Bescheinigungen Uber dieBelifaigung zur

Ffibrnng von eldrtfischen Kraftfataiaengen ansateHen."

Muster fflr ein (hitacbten:

Gutachten.
Auf Grund des § 4 der Verordnung, betr. den Verkehr

mit Kraftfahrzeugen, vom ~ ist das in

der beifolgenden Anmeldung beschriebene Kraftfahrzeug

des von dem Unterzeichneten am
19.... in untersucht worden.

Dabei hat sich ergeben':

*) Jetzt ß 14.

**) t August 1905 bei einer Explosion in Breslau.

7*
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t. die Angaben 4—7 der Anmeldung sind richtig,

2. das Fahrzeug entspricht den nach §§ 2 und 3 der

angefahrten Verordnung zu stellenden Anforde*

Hingen.

, den 19 . .

Sacbventlndigw.

13) Ufflfuig der PrOfung. Das Kraftfahrzeug muß allen
vorgeschriebenen Bestimmungen genOgen. Die Prüfung, ob
das Kennzeichen ordnungsmäßig angebracht ist, liegt jedoch

stets der Polizeibehörde, nicht dem Sachverständigen ob (§ S

und Amtl. Erl. dazu).

Die Prüfung muß mit der peinlichsten Sorgfalt und Ge-
nauigkeit ausgeführt werden und darf keinen Teil des Fahr-

zeugs außer acht lassen. Der prüfende Beamte kann vor der

endgültigen Bestätigung diejenigen Bedingungen bezeichnen,

weiche nötig sind, um die volle Betriebssicherheit herzustellen.

Die Behörde kann auch ein für allemal bestimmte Teile oder

Einrichtungen als betriebsunsicher bezeichnen und so deren

Verwendung hindern (so verbietet Italien im allgefneifien den

i ku? auck komprimierter oder ßüssig gemachter Gase als Energie-

quellen) .

Von der Bcdcuhing der rriifung für die Betriebs- und Ver-

kehrssicherheit legen die italienischen, vom Minister der öffcnt-

liclien Arbeiten erlassenen Ausführungsnormen, die den Einzelheiten

der Prüfung mehrere Sci/cii widmen, beredtes Zmgnis ab. Diese

Normen , welche Besichtigung (visiia) und Probefahrt (prova)

unterscheiden, können als mustergültig bezeichtiet werden.

über die Art und Weise der Prüfung gibt das Zirkular des

französi s cheyi Ministers Krautz von iSqq bemerkenswerte An-

leitungen. Einerseits sollen Unfälle und unnütze Bescliädigungen

des Fahrzeugs vermieden , ajiderseits aher die völlige Sicherheit,

namentlich der Bremsen
,
dargetan werden. Beide Bedingungen

sollen dadurch verei?it werden, daß man das unbekannte Fahrzeug

nicht gleich zuerst bei großer Geschwindigkeit schroff anfüllten

läßt, zumal an abschüssigen Stellen, sondern daß man stufen-

weise fortschreitet bis zu den strengsten Anfordennigen, wobei

nicht vergessen werden sollt daß das Fahrzeug nach bcstandeticr
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Prüfimg auf sämtUckm noch so aisckässige» Wegen im gansen

Lande fahren darf
Das Regiment, sagt der Mi$iister, gibt den Beamten beträcht-

Uche Befugnisse, „In der Ausübung dieser neuen Fimktionen

müssen sie sieh bemühen, die berechtigten Anforderungen der

öffentlichen ^herheit in Anklang zubringen mit der gerechten
Forderung einer hochinteressanten Industrie, die um so

mehr ermutigt zu werden verdient, als sie noch in ihren Anfängen

ist» Wie der Geist des Dekrets vom lO, März 1899 beiweist, soll

ihre Freikeit nur beschränht werden, wenn es ni^g ist, um sie

allgemeineren oder htfheren Interessen zu opfern,"

14) Prüfung der Dampfkraftfahrzeuge.

a) ,,Das Prinzip der Dampfmaschine ist ein höclist ein-

faches. Irgend ein Feuerraum, welcher Kohle, Gas, Petroleum,

mit einem Worte eine Wärmequelle enthält , erhitzt einen

großen geschlossenen, Dampfkessel genannten Behälter, der

ungefähr bis zur Hälfte mit Wasser gefüllt ist. Infolge der

Hitze verwandelt sich das Wasser in Dampf, d. h. in

ein gasartiges Fluidum, dessen Moleküle eine starke Tendenz

haben , sich voneinander zu entfernen. . . . Die Kraftäußerung

der sich gegenseitig abstoßenden Moleküle wird dazu benutzt,

den Kolben im Zylinder zu bewegen" (Baudry de

Saunier 22 f.). Der Dampfkessel ist also der regelmäßige Kraft-

träger (s. zur Überschrift 3 b I S. 43) im Dampfkraftfahrzeug.

b) Mit Rücksicht auf die Gefahr, welche insbesondere

der starke Druck des Wasserdampfes auf die Kesseiwände
hervorruft, bestimmt

g24 Gewerbeordnung.

,Zur Anlegung von Dampfkesseln, diese mögen zum Maschinenbetriebe

bestimmt sein oder nicht, ist die Genehmigung der nach den Landes-

gesetzen zuständigen Behörde erforderlich. Dem Gesuche sind die zur

Erllutcninf crfofdefUdicn Zddiiiuiigen und BcMbreibuiicai beixufügen.

Die Bdiflfde lurt die Zulflssigkeit der Anlagen nacli den bestehenden

bau«, feuer- und gesundheitspolizeilichen Vorschriften, sowie nach denjenigen

allgemeinen polizeilichen Bestimmungen zu prüfen, welche von dem Bundes-

rat über die Anlegung von Dampfkesseln erlassen werden. Sie hat nach dem
Befunde die Gendimigung entweder «1 versagen, oder unbedingt xn cftdien,

oder Mdlidi bei Erteüung dersdben die erfordeilidien Voricetarungen und
Einrichtungen vorzuschreiben.

Bevor der Kessel in Betrieb genommen wird, ist zu untersuchen, ob

die Ausführung der Bestimmungen der erteilten Genehmigung entspricht.
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Wer vor dem Empfange der hierüber auszufertigenden Bescheinigung den
Betrieb beginnt, bat die im 1 147 ancedrabte Stral^ vefwltkt

Die vorstehenden Bestimmungen gelten ancb fttr beweg-
liehe Dampfkessel.

Für den Rekurs und das Verfahren Ober denselben gelten die Vor-

schriften der §§ 20 und 21."

Auf Grund dieses Gesetzes sind ergangen:

a) Preußisches Gesetz vom 3. Mai 1S72.

b) Allgemeine polizeiliche Bestimmungen des Bundesrates

vom 5. August 1890.

c) Bestimmtmgen des Poltseiprättdenten von Berlin vom
14. Oktober 1890.

d) Preuß. Min.-£rlasse vom 25. März, 18. Blai und 28. No-
vember 1897.

e) Preuß. Min.-£rlaß vom 12. März 1900.

f) Anweisung des Preuß. Handelsministers vom 9. März 1900

(s. Haynsche Sammlung 2, 38 ff.).

g) Der Dampfkessel dnes Dampfwagens ist ein beweg-
licher Dampfkessel im Sinne des | 24 Abs. 4 GO. (§ 16

Best vom 5. August 1890; Best vom 14. Oktober 1890 Nr. II).

Deshalb bestimmt Bremen: „Bei Fahrzeugen mit Dampfbetrieb

ist von dem Nachsuchenden außerdem der Nachweis zu fOhren,

daß die für den Betrieb von Dampfkesseln bestehenden be-

sonderen Vorschriften befolgt sind." (Diese Bestimmung galt

früher in fast ganz Norddeutschland.)

Nach § I Anw. vom 9. März 1900 können filr Klein- oder

Zwergkessel besondere Alisaahmen zugelassen werden. Die

GZ. lassen keine Ausnahmen zu, wohl aber die beiden folgenden

Mlnjsterjalverfflgttagen (vgl. Vorwerk 22).

I. Verfügung vom 3. Januar 1900, betr. die Bestim-
mung, daß Serpollet-Dampferzeuger als Dampf-
kessel anzusehen sind (Min.-Bl. 1900, 94):

.Serpollet-Dampfeneagcr'*)» bestehend aus starkwandigen, im Feuer-

raum liegenden Röhren von geringem lichten Querschnitt, denen Wasser

nur in dem Maße zugefülirt wird, als dem Gewichte des verbrauchten Dampfes

entspricht, sind, obwohl die RBbren Im allgemeinen nur mit flberbltitem

Difli^f «ngttfillt ibid, alcbt ale Dampiabedütser im Sinne des §22 Ziff. 2

der allgemeinen polizeilichen Bestimmungen Uber die Anl^;ung von Dampf-

*) S. a &43.
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kesseln, vom 5. August 1890 (MiQ.-BL 1890, 227), sondera als Dampfkessd

anstueliea und demgcniid Im Berddie mebicr Verwaltiuig dw Cenehmi-
guagspflicht nach |94 GO. unterworfen.

Der Besonderheit der Kesselbauart entsprechend, werden jedoch dieseji

Ktsseln nach AnhörmiK der technischen Deputation der Gewerbe im Ein-

veistindnis mit dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten nachfolgende

Erklcirteniiifan sewitait:

L Hilisichtllcli der Dnictafaimmg dar allganiciiien poHseilidieii Be-

stfaninuiigen vom S. August 1890:

Der § 2 Abs. I daselbst flndet keine Anwendung, auch wenn die Kessel

mit einem Dampfsammeirohr von mehr als 10 cm Weite versehen sind. Der

Ausrüstung der Kessel kann auf die Speisevorrichtungen, ein Manometer mit

Kontronflantch, ein Slcherbeltsventll und du etwa an der Kesielverkleidung

anaubringeade Pabriksdiild beschränkt werden. FaUs mit der Speisevorricfa-

tung ein Sicherheitsventil in der Welse verbunden wird daß der Rücklauf

des Speisewassers bewirkt wird, sobald der genehmigte Dampfdruck über-

schritten wird, so kann dieses Sicherheitsventil an Stelle des vorgeschriebenen

treten.

II. Hinsichtlich der Anweisung, betr. die Genehmigung und Unter*

anctamg der Dampfkessel, vom 15. März 1897 (Min.-Bl. 1897, 55):

Die reg;elm3ßig wiederkehrenden Untersuchungen werden auf eine alle

6 Jahre zu wiederholende fiufiere Untersuchung unter Fortfall der Druck-

proben und inneren Untarandiungen bcscbrinkt Von der ersten Druckprobe

und Annalime ist nidit Abstand au ndimen, eine Ermäßigung der Od>abren-

Sätze hierfür findet nicht statt. Dagegen werden die JahresgebQhren für

solche Kessel auf den dritten Teil der für bewegliche Kessel festgesetzten

Beträge herabgesetzt, wobei die Heizfläche nach Maßgabe der Gesamtfläche

der im Feuer liegenden Rolire »i beredmen ist

Berlin, den 3. Januar IflOQ.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

LV.: Lob mann.**

2. Verfügung vom 13. Juni 1902, betr. die Kessel-
revision von Dampfautomobilen (Min.-Bl. 1902, 137):

»Nacta §26 Abs. III der Anweisung, betrettend die Gendnnigung und
Untersuchung der Dampfkessel, vom 9.JV|ln 1900 (Min.-Bl. 1900. 139). sind

die Besitzer beweglicher Dampfkessel verpflichtet, ihren Betrieb vor dem
B^nn der Ortspolizeibehörde anzumelden, auch liegt ihnen nach § 27 Abs. V
a. a. O. die Verpflichtung ob, die Genehmigungsurkunde nebst Anlagen und
das Revisionsbuch an der Betriebsstätte des Kessels autsutwwaliren und
jedem zur Aufsicht zuständigen Beamten oder Sachverständigen auf Verlangen

vorzulegen. Die Anwendung dieser Bestimmungen auf Kraftfahrzeuge

(Automobilwagen) mit Dampfbetrieb würde durch die damit verbundene Be-

schrinlcung der VerlmhrsCrelheit die Benutnmg dieser Fahrseuge als Verkehrs»

mittel wesentlich beeinträchtigen; auch wird der durch sie verfolgte Zweck

in denienigen Bezirken, In welchen der Verkehr mit Kraftfehrzeugen durch
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besondere PoUtetverordanogen gtrcgeK «ordeo ist*), durch dk VapfUclittuic

der Besitzer zur Anmeldung Ihres Bctrichci bei der OrtspolifdMlttnle OUCS
Wohnorts, durch die Zuteilung einer an dem Fahrzeuge anzubringenden

Erkennungsnummer, durch die Beschr&nliung des Verkehrs der Kraftfahrzeuge

auf besondere Wege und die Verpflichtttuc «uf Anruf poUseUlcbcr Enkuthr-
beamten anzuhalten , vollständig erreicht Es erscheint daher unbedankUch,

Dampfautomob i]f in denjenigen Bezirken, in welchen die eru'ähnten be-

sonderen Bestimmungen bestehen, von der Verpflichtung der ihre Verkehrs-

freiheit beschränkenden Bestimmung des § 26 der Kesselanweisung zu ent>

binden, wenn die OftspollseibchQrden dcsW<riinorts der Pahrseugbeiitser

besonders darauf hingewiesen werden, daß ihnen bei Fahrzeugen mit Dampf»

betrieb die Verpflichtung obliegt, dem zuständigen Dampfkessel -Ober-

wacbungsverein von der inbetriebsetxung solcher Fahrzeuge Kenntnis zu

fiben. Auch in denienigen Betlricen, In wddien die erwilinten besoodeifn

poUsdlichen Bestimmungen nicht bestehen, genflgt es fflr die Folfe, daA
Automobildampfkessel nur bei der OrtspoUzeibehOrde des Wohnortes der

Fahrzeugbesitzer anzumelden sind.

Ferner halten wir es für unbedenkUch. die BestUer der Fahrzeuge,

deren Pcnon der Helmatit>eh0nle durch die Anmddung des Betriebes ge-

nügend bekannt ist, von der MitfOhrung der KonzesaSonsurkondt und dea

Revistonsbuchs fflr den Dampfkessel zu entbinden, wenn diese Papiere erst-

malig bei der Anmeldung vorgelegt werden. Es wird sich empfehlen , sie

bei der Übermittlung der Anzeige der Inbetriebsetzung an den Dampfkessel-

verein gegen Retournierung bdzufflgen, um sie auf VoUstindlgkdt und
darauf prüfen zu lassen, ob die fUUgen Revisionen des Kessds nidrt ver-

absäumt worden sind.

Ew. (Titel) ersuchen wir, die Polizeiverwaltungen Ihres Bezirks hiemach

mit entsprechender Anweisung zu versehen. Dem Zentralverbande der

preußischen Dampfkessel-Obciwacbungsvereine In Frankfurt a.O. ist Abschrift

.

dieses Erlasses mitgeteilt worden.

Berlin, den IS. Jnnl 1909.

Der Minister der öffentlichen Arl>eiten. Der Minister für Handel u. Gewerbe.

LA.: Schultz. I.A.: Neuhaus.

Der Minister des Innern.

I.V.: Peters."

15) Prüfung der Kraftomnibusse und -Droschken: Berl.

Omn.-V. §4, Dr.-O. §§1,2 bleiben in Geltung (Droschken-

schein). Absatz IV.V § 2 Dr.-O. s. Anhang.

16) Die Kosten der polizeilichen Prüfung und Zulassung

des Fahrzeugs durften früher nicht vom Besitzer gefordert

*i Was jetzt Qberaü der r all ist (s. S. 27).
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werden (anders die Kosten des Führerscheins, vgl. i.Auflage82).

Jetzt ist maßgebend für Preußen das

Gesetz,

betr. die Kosten der Prüfung

flberwacbuogsbedfirftiger Anlagen»

vom & Juli 190&

^ I. Soweit durch Polizeiverordnuog des Oberprflsidenten. des Regie»

rungspräsidenten (in Berlin des Polizeiprisidenteo) oder des Oberbergemts
angeordnet wird, daß

1. Aufzüge,

2. Kraftfahrzeuge,
3. Dampffässer,

4. Gefäße für verdichtete oder verRflssigte Oase,

5. Mineralwasserapparate,

6L Ace^j^enanlagen,

7. Eteklrfsitttiaaiagai.

durch SidiverstiiMUge vor der Inbetriebsetzung oder wtoderliolt wShrend des

Betriebes geprüft werden, kann in diesen Verordnungen den Besitzern die

Verpflichtung auferlegt werden, die hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vor-

richtungen bereitzustellen und die Kosten der Prüfung zu tragen.

§ 2. Ober Art md VmUaag der In die PoHntverofdoungen autan
nehmenden Anlagen, sowie Ober die bei Prüfung dieser Anlage anzuwendoih

den Grundsätze erlSBt der zustfindige Minister allgemeine Anweisungen.

§3. Mitglieder von Vereinen zur Überwachung der im § 1 bezeich-

neten Anlagen, die den Nachweis führen, daß sie die Prüfungen mindestens

in dem bdiOfdHch voifeaclifidbeiieii Umfange durch ancricannte Sachver-

ständige sorgfUtig ausfflhieo lassen, können durch den Minister für Handd
und Gewerbe von den amtikhcn Prikfungan ihrer Anlagao widemiflich

befreit werden.

Die gleiche Vergünstigung kann einzelnen Besitzern derartiger Anlagen

fOr deren Umfang gcwlhrt werden, aadi wenn tle einem Obttwadrangt-

verein nicht angehören.

<i4. Die Kosten der Prüfungen können nach Tarifen berechnet

werden , deren Festsetzung oder Genehmigung (g 3 Abs. 1) den zuständigen

Ministem vorbehalten bleibt

SS. Die Beitreibung dar femU f 4 amtlich tatgaselsten Kosten der

Prüfungen erftigt Im Vcrwaltungsverfahren.

S 6. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf solche Anlnj^en, die

der staatlichen Aufsicht nach dem Gesetz über die Kisenbahnunternehmungen

vom 3. November 1838 (Gesetzsamml. S. 505) oder nach dem Gesetz Über

Kleinbahnen und PrlvatansChlußbahnen vom 2& Juli 18B2 (GesetzsammL

untcillegan.

§ 7. Die zustlndigen Minister sind mit der AusfOhrung dieses Ge>

setzes beauftragt.
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106 ^- Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnahme). §4,^^"".

17) Landespolizeibehörde: s. Behördenübersicht zur Über-

schrift I III S. 36 ff.

18) Dieser Satz fehlt in ReuB J. L. und S.-AltenbttiY

(s. o. Nr. la). Homlnirg und Mecklenlnirg schreiben umgekehrt
prinzipaliter amtl. Prüfung durch die Polizeibehörde (bezw.

Techn. Kommission) vor, wovon bei Vorl^ung eines Gut-

achtens abgesehen werden kann.

Der Ort der Prüfung ist nicht vorgeschrieben. Der Aus-

gangspunkt wird gewöhnlich der Sitz der Behörde sein, der

das Fahrzeug vorzuführen ist (s. Berliner Bekanntmachung vom
39. Juli 1901. Hamburg: Vorführung. Mecklenburg: an einem

von der Techn. Kommission zu bestimmenden Ort). Im übrigen

wird das französische Zirkular von i8g8 Art. 6 zum Vorbild

dieften können; danach sollen Wege mit gewöhnlicher Neignn^ ge-

wählt werden , auf daicn sehr "wevit^ Verkehr herrscht, und der

Versuch soll -imUrbrockcn wtr4im^ wtuu fiakettdc F/trdi Zäcken

von Angst erkennen lassen.

Fahrt zum Prüfungsort s. o. Anm. 3.

19) — Früher § 20 PV. —
a) Die Anzeige von Änderungen (außer Veräußerung des

Fahrzeugs und Domizilwechsel) war bisher nicht vorgeschrieben

(vgl. I. Aufl. X04. Dampfkessel-V. 9. März 1900 § 28). Anders in

Großbritamtim (Order ZQ03 Art. V) ItaUmt Portugal. Zweck
der Vorschrift ist die Krmöglichung fortdauernder polizeilicher

Kontrolle über das Fahrzeug im Interesse der Sicherheit und

Ordnung (daher zulässig auf Grund des § 6 PVG.» vgl. unten

f. 361).

b) Außer der Anzeigepflicht können weitere Folgen der

Änderung sein:

A. Bezüglich der Steuer (§ 112 Ausf.-Best. zum Reichs-

stempelgesetz), s. Anh.

B. Erfordernis einer neuen Sachverständigenbescheinigung

oder amtlichen Prüfung.

C. Neues Kennzeichen (§ 5 III).

D. Vgl. ferner § 3 Anm. 8 d. e S. 86 f.

Nach dem Wortlaut („in (gleicher Weise anzuzeigen'') ist

eine neue Prüfung auch bei bloßer Änderung zu i, insbe-

Digitized by Google



§ 4i B. Das Kraftfahrzeug (Inbetriebnahme). 107

sondere also bei Veräußerung des Fahrzeugs erforderlich,

auch wenn das Fahrzeug selbst nicht geändert wird. So fassen

es auch die amtlichen Erläuterungen zu § 5 III auf. Die^ ist

merkwürdig, da die Prüfung und die Bescheinigung (§ 5) sich

auf das Fahrzeug als solches beziehen, ohne Rücksicht auf

den Eigentümer („Das umseitig beschriebene Kraftfahrzeug ist

hier geprüft . . . und zugelassen worden usw."J, und der Punkt i

(Nationale des Eigentümers) auch bei der ersten Anzeige keiner

Bestätigung bedarf, wie die Punkte 4 bis 7.

Der Verkäufer des Kraftfahrzeugs kann danach nicht ver-

pflichtet sein, dem Käufer die Bescheinigung auszuliefern

(BGB. §§ 444. 97 unanwendbar).

Steuer bei Veräußerung: Stempelgesetz § 56 III Ausf.-B.§ 114.

Die Anzeigepflicht zu Punkt i war übrigens früher, als das

System der lokalen Kennzeichen galt (§ 7), noch von größerer

Bedeutung als jetzt.

c) Nur die Veränderung des Wohnorts, nicht der

Wohnung innerhalb eines Orts verpflichtet snr Anzeige (s. je-

doch unten g); auch nicht vorübergehende Verlegung des

Aufenthalts an einen andern Ort Lflbecks Wohnortsänderung

innerhalb des Staatsgebiets ist dem Pol.-Amt Lübeck, Wohn-
ortsverlegung nach anderm Ort ist der PBeh. des neuen Wohn-
orts ansnseigen. — ScUeswlg-Holstelm OrtsPBeh. des neuen

Wohnorts zeigt die Wohnortsändemng der Zulassungsbehörde

binnen 3 Tagen an.

d) Nicht anzuzeigen ist die Übertragung des Besitzes
auf andere Personen (Mieter» Entleiher).

c) Frist für die Anzeige ist nicht vorgeschrieben. Sie

muß daher sofort erfolgen, sobald die Veränderung erfolgt

(früher zu Punkt i: Braunschweig 3 Tage, Hessen 8 Tage).

f) Folgen der unterlassenen Anzeige:

1. Bestrafung § 28.

2. Untersuchung und ev. Ausschließung § 26.

g) Berliner Omnibus-V. § 15: Von jeder Verlegung der

Wohnung hat Unternehmer dem Verkehrskommissariat binnen

24 Stunden schriftliche Anzeige zu machen. Droschken-O. § 33
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ebenso und bei jeder Veränderung des Orts, wo die Wagen
untergebracht sind.

) Anzeige- und Konzessionspflicht im Ausland s. zu

§ 5 Anm. 13.

21) TypenbcstMniciiiig.

— FrOher §§ n. 12. —
a) Type ist eine fabrikmäßig gefertigte Fahrzcug^^attung.

Das französische Zirkular von i8gg § ^ sagt hierüber:

„Unier Fahrzeu^type darf man nicht bloß die Natur der

Kraftquelle und das System der Molorapparate verstefun,

sondern namentlich dasjenige der Übertra^utigs-, Brems- und

Lenkvorrichtungen ,
desgleichen alle Anordmmgeii , welche die

Aietkode charakterisieren ^ durch welche das Fahrzeug den

Vorschriften der Art, (tmUpreckmd unseren §§ 2ff.)

nackkommt. So kSmun zum sttäm Typus zFakruuge gehören,

deren Wägengesteli adweickt; nickt aber wenkn zum seOeu

7)ffus 2 Fahrzeuge gehSren, deren Brtmsen nickt ganz äkn-

iicke Anordnung zeigen; im aUgemducn setzt die Typeueinkeit

voraus, daß die ErfüÜungjeder der Vorsekriftm der Art, 2—6
durch gieieke Mittel in gleickwertigen Massen gesickert ist.

Derselbe Typus kann Fahrzeuge umfassen» die durck die

Dimensionen ^Itrer Organe und die Kraft tkrer Motore ab'

weicken, vorausgesetzt, daß die Untersckiede nickt großgenug
sind, um die Metkode zu ändern, durck die die Fahrzeuge

den verschiedenen maßgebenden Vorschriften nachkommen."

Ein erheblicher Uniersckiedin der Höchstgeschwin dig-

heit beseitigt die Zugehärigkeit zu einer Type (circ. 1901,, § 5).

Der Typenbegriff ist daher, wie auch das Zirkular her"

vorhebt, kein unveränderlich fixierbarer, vielmehr muß es dem

Ermessen der Sachverständigen überlassen bleiben, festzu-

stellen, ob ein Fahrzeug noch unter einen bestimmten Typus

fällt oder nicht,

Österreich s.o. §3 Anm. S e. C S^Sjf.

b) Polizeiliche Bedeutung der Type: An Stelle

eines einzelnen Fahrzeugs kann die ganze Gattung zugelassen

w erden, so daß sich eine Prüfung der einzelnen dazu gehörigen

Fahrzeuge erübrigt.
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c) Die Zulassung geschieht durch £rteilung der Be-
scheinigung.

Beispiel einer Typenbescheinigung (AW. 1907, 4$}.

K. Württ Ministerium des Innern.

Nr. 4898-

Stuttgart, den 26. März 1907.

Bescheinigung.

Gemäß § 4 Abs. 4 der Verfügung der Königlichen Mini-

sterien des Innern und der Finanzen betreffend den Verkehr

mit Kraftfahrzeugen, vom 13. Juli 1906 (Reg.-Bl. S. 221) wird den
Neckarsulmer Fahrradwerken A.-G. zu Neckanulm

auf Grund der vorgenommenen Prfifung bescheinigt, daß die

fabrikmäßig gebaute Gattung der nachstehend beschriebenen

Personenkraftfahrzeuge den nach Maßgabe der erwähnten

Verfügung zu stellenden Anforderungen genügt.

t. Bezeichnung der Gattung und der Anzahl der Zylinder^)
N. S. U.-Motorrad einzylindrig.

2. Betriebsart: Benzin.

3. Anzahl der Pferdekräfte (nach dervom Verein Deutscher

Motorfahrzengindustrieller angenommenen Formel*): N. gldch

0^3 i d* s) und Eigengewicht:

Durch-

messer (d)
Hub (s)

Pferde-

kräfte
Gewicht

a) 62 mm 70 mm 0.8 etwa 40 kg
b) 70 mm 75 mm i|i

*

c) 75 mm 75 tarn 1.3

d) 80 mm 75 mm 1,4 etwa 75 kg
e) 80 mm 80 mm '.5

f) 82 mm 86 mm 1,7

Ausfertigung Nr. 15. Für den Staatsminister:

Haag.

d) Zuständige Landespolizeibehörde: s. zur Ober-

schrift I n C und Behördenfibersicht eod. 1. III (Frankreick

*) S. o. §3 Aiim,8.
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/ngeniair des mines; Italien Arbeitsminister ; Österreich politische

Landcsstelle , in deren Vcr-uaUufigSi^clnct die lirzcu^un^sstätte

iu^t, bei ajisländisehen Typen dicjcnii:;e politische luindcsstcllc, in

deren Gebiet der Aujenthaltsort des Vertreters des ausländischen

Erzeugers Ue^l).

e) Muß die Behörde eine Type zulassen, wenn den Be-

stimmungen des IV genügt ist? Die Fraj^e ist zu bejahen,

trotz des Ausdrucks „ist befugt" (Planck BGB. i, 25; DJZ. 4, 234).

f) Efste Voraussetzung der Typenculassung: Antrag
einer Firma mit Sitz im betreffenden Landespolizeibezirk.

Das Wort Firma war früher in Brandenburg und Posen ge-

sperrt gedruckt, um nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß
nur eine handelsgerichtlich eingetragene Firma, zu deren Ge-

schäftsbetrieb die Herstellung von Kraftfahrzeugen gehört,

antragsberechtigt ist. Nur eine solche Firma kann eine

Typeneinheit gewährleisten.

g) Zweite Voraussetzung: Prüfung. Sie erstreckt sich

darauf, ob den Anforderungen der GZ. genügt ist und ob das

vorgefahrte Fahrzeug nch zur fabrikmäßigen Fertigung eignet

Dagegen ist nicht nötig, daß bereits mehrere Fa^euge
fabrikmälUg hergestellt sind (früher Osterreich „herzustellen

beabsichtigt").

h) Die Wirkung der Typenbescheinigung zeigt sich bei

der Veräußerung. Die Bestimmung greift aber auch dann

Platz, wenn der Fabrikant ein Typenfahrzeug selbst in Betrieb

nehmen will.

i) Die Wirkung der Bescheinigung besteht darin, dal?s der

Fabrikant dem Abnehmer (oder sich selbst) eine Ausferti-

gung der Typenbescheinigung erteilen kann. Diese ist mit

laufender Nummer zu versehen. Bei dem Antrag auf Zulassung

des einzelnen Fahrzeugs reicht der Eigentümer die Ausfertigung

mit ein. Die Polizeibehörde braucht nun nicht mehr zu prüfen,

ob das Fahrzeug der V. genügt. Wohl aber muß sie fest-

stellen, ob das vorgeführte Fahrzeug zu der in der Beschei-

nigung genannten Type gehört („rigorosamentc igual", Portugal).

Ist dies der Fall und ist auch im übrigen dem § 5 entsprochen,

so erteilt die Polizeibehörde Kennzeichen und Beschemigung.
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Die Bescheinigung über die Zolassun^^ des ein-

zelnen Fahrzeugs und über die Zuteilung des Kenn-
zeichens wird diirch die Typenbescheinigung nicht
ersetzt.

k) Typenbescheinigungen eines nicht zum deutschen Reich

gehörigen Staates gelten nicht. Bei vorübergehendem Auf-

enthalt s. § 24.

1) Aus /and. Dm Begriff der Type hahoi noch inilcr aiiderm

Frankreich, Italien, Österreich, Portugal. Frankreick und Öster-

reich gehen sogar davon aus, daß die Zulassuiig der Type
die Regelt die Zulassung von Einzelfakrzeugen die Ausnahme
hädei, was auek dm iatsäekücim VerkäUnissett entspricki,

c) Folizeiliohe Kennzeiolmung.

§5.

(I) Die Zulassung des Kraftfahrzeugs zum Ver-

kehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen ist von der

Polizeibehörde''^^ abzulehnen, wenn den Vorschriiten

des § 4 nicht entsprochen ist.^*

(II) Im Falle der Zulassung hat die Polizeibehörde

das Kraftfahrzeug in eine Liste nach beiliegendem

Muster einzutragen. Demnächst ist das Fahrzeug

mit einem polizeilichen Kennzeichen (§ 7) zu ver-

sehen. Die Angabe der Erkennungsnummer erfolgt

durch die nach § 4 Abs. 1 zuständige Behörde.'') Der
Antragsteller erhält Aber die Zulassung und die Ein-

tragung des Kraftfahrzeugs und die Zuteilung des

Kennzeichens eine Bescheinigung nach beiliegendem

Muster 2.**^ Die Bescheinigung ist in Urschrift oder

beglaubigter Abschrift bei der Benutzung des Fahr-

zeugs auf öffentlichen Wegen und Plätzen mitzufahren

und den Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen.*)

(III) Bei Verlegung des Wohnorts des Eigen-

tümers in einen Bezirk, in dem die Kraitfahrzeuge
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mit anderen Buchstaben oder römischen Ziffern (§ 7
Abs. 1) gekennzeichnet werden, ist das Fahrzeug mit

einem Kennzeichen des neuen Bezirks zu versehen

und auf Grund der vorgelegten Bescheinigung eine

neue auszustellen.^^*

— Früher 8§ 9, 10, 25. —
1) Zulassung. Ober dasKonsessionsprlnzip s. o. §4Anm i.

2) Zuständige Polizeibehörde §4 I.

3) Von anderen Bedingungen, insbesondere der Bedürfhis-

frage, darf die Zulassung nicht abhängig gemacht werden. —
Beschränkung der Zulassung auf bestimmte Wege s. § 21

Vollmer 9 Anm. i.

4) Rechtsmittel gegen Verweigerung der Zulassung in

Preußen. Die Versagung der Zulassung gilt als Polizeiverftigung

(OVG. 32, 40S; 34, 429; 37, 33S) und unterliegt den gegen Polizei-

verfugungen zulässigen Rechtsmitteln.

a) Beschwerde bdm Landrat, gegen dessen Bescheid Be-

schwerde beim Regierungspräsidenten, gegen dessen Bescheid

Klage beim OVG.; oder statt des Beschwerdewegs Klage bdm
Krdsausschuß.

b) Gegen Verweigerung durch Ortspolizeibehörde in Stadt-

kreisen oder in Landstädten über 10000 Einwohner oder durch

Landrat: Beschwerde an den Re^erungsprästdenten, weiter

Beschwerde an den Oberpräsidenten, weiter Klage beim OVG.;
oder statt des Beschwerdewegs Klage beim Bezirksausschuß.

c) Gegen Verweigerung durch Polizeipräs. Berlin: Be-

schwerde beim Oberpräs.' Potsdam, weiter Klage beim OVG.;
oder statt des Beschwerdewegs Klage beim Bezirksausschuß.

d) Klage bei Kreis-, Bezirksausschuß oder OVG. kann nur

darauf gestützt werden:

1. Daß der angefochtene Bescheid durch Nichtanwendung
oder unrichtige Anwendung des bestehenden Rechts, insbe-

sondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zustän-

digkeit erlassenen Verordnungen, den Kläger in seinen Rechten

verletzt; oder

2. daß die tatsächlichen Voraussetzungen nicht vor^

banden sind, welche die Pol.-Beh. zum Erlaß der Verfügung

berechtigt haben würden (LVG. §§127, ff ).
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e) Ausland gewährt ebenfalls Rechtsmittel, wobei hervor*

zuheben ist, daß manchmal Anhörung von SachverstäU'
digen vorgeschrieben ist, was sehr muhahmetiswert ist. So in

Frankreich: Entscheidung des Alinisters nach Anhörung der

durch Automobilsachverständige ergänzten Zentralkommission der

Dampfmaschinen.

5) Liste.
Muster u

Bezeichnung der Polizeibehörde

Liste der sugelassenen Kraftfahrzeuge.

e

Tag
der

Prü-

fung

Name,
Stand

und

Wohn-
ort des

Eigen-

tamen

Firma,

welche

das

Falir*

zeug

her-

gestellt

hat

Bestim-

mung Be-

des triebs-

Fahr- \ art

zeugs

Anzahl

der

Pferde-

krafte

[Höchst

gewicht

der
Eigen-

8^«^*<**|udttng
des

Fahr-
;

zeugs
kraft-

wagen)

Tag
der Zu-

(Nurbeitteiluiig

Last- der Nr.

Erken-

nungs-

nnm-
mer

Die polizeiliche Liste der Kraftfahrzeuge besteht schon

nach den meisten früheren W. Daß sie Öffentlich ist, ist

nicht vorgeschrieben. (Anders z, B. in einigen Staaten der Union

und engl. Circ. 1903, 4-)

Außerdem Steuerliste (§ 1 18 Ausf.-B. Reichsstempelgesetz).

Sachsen kennt 2 Listen: eine ortspolizeiliche gemäß § 5

und eine kreishauptmannschaftliche Liste über die Zuweisung

der Erkennungsnummern (Dienstanw. 29. September 1906 Nr. 5,

Vollmer 42).

Schleswig-Holstein sogar 3 Listen: neben der ortspolizei-

lichen Liste die der Landräte und des Reg.-Präs. über die von

ihnen verteilten Nummern (Ausf.-Best. § 5 II).

Bremen: Eintragung auch den späteren Veränderungen in

bezug auf Eigentümer und Beschaffenheit.

6) A. Die Erteilung des Kennzeichens versah früher in Preu-

ßen -einen doppelten Zweck: sie war einerseits ein Identitäts-

nachweis und andererseits die Form, in welcher das Kraft-

fahrzeug zugelassen wurde. Diese zweite Funktion erfüllt jetzt

die Eintragung in die Liste (§ 5 II), die erste Funktion aber

ist geblieben. Ein unbedingt sicheres Mittel zur Feststellung

Isaac, Antomobil»Recht 2.Aufl. g

Be-

mer-

kiin-

gen
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der Identität ist allerdings das Kennzeichen auch nicht, aber

ein besseres ist bisher nicht gefunden worden. Daher ist der

Nummernzwan^ beinahe überall eingeführt, insbesondere nach-

dem in Frankreich unter dem Druck der öffentlichen Meinung

das Dekret Waldeck -Rousseaus vom 10. September 1901 er-

gangen war, welches für Kraftfahrzeuge mit mehr als 30 km
Geschwindigkeit zwei Identitätsplatten Cplaques d idcntit^) mit

Ordnungsnummer und Arrondisscmentsbuchstabcn verordnete

(Haber 55). Auch der belgische Automobilkongreß 1903, der

österreichische Automobilklulj und andere haben sich dafür

ausgesprochen (über Beratungen in Österreich s. MW. 1904, 68).

Nach außen hin tritt die Zulassung des Fahrzeugs durch

die Anbringung des KZ., welche jedoch nicht Sache der Be-

hörde ist, m di€ Erscheinun^r.

B. § 59 Reichsstempelgesetz: Die Zuteilung oder die Aus-

gabe der Kennzeichen darf nur gegen Vorlegung der ordnungs-

mäßig verstellerteil Erlaubnlskarte erfolgen. Dies jedoch nur,

soweit eine solche Karte nach dem Stempelgesetz erforderlich

ist (so ausdrücklich sächsische Dienstanweisung Nr. 7). Er-

forderlich ist sie nur für Kraftfahrzeuge, die zur Beförderung

von Personen dienen, mit Ausnahme der Dienstfahrseuge des

Reichs, eines Bundesstaats oder einer Behörde und der aus-

schließlich dergewerbsmäßigen Personenbeförderungdienenden
Fahrzeuge (Tarif zum RSt Nr. 8. AusfQhrungsb. § 106 ff.).

Hessen beschreibt das Verfahren bez. der steuerpflichtigen

Fahrzeuge genau (Ausf.-A. § 7):

a) Prüfung des Fahrzeugs durch Sachverständige.

b) Anmeldung bei PolB.

c) Eintragung in Liste (§ 5) und Erteilung der Bescheinigung

nach § 106 Abs. 6 Ausf.-B. zum Tarif Nr. 8 und §§ 53-62 RStG.

d) Vorlage der Bescheinigung, Erteilung der Erlaubniskarte

durch Hauptsteueramt nach Versteuerung.

e) Nach Vorlage der ordnungsmäßig versteuerten Erlaulniis-

karte definitive Zuteilung des KZ. 59 RStG.; und Erteilung

der Bescheinigung nach § 5 GZ.

i"^ AnbringunfT der KZ. durch Eigentümer und Vorführung

zur Abstempelung i§8). Beschlagnahme der KZ. wegen Nicht-

erneuerung der Steuerkarte: RStG. § 59 II.
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Vgl. im übrigen Preufi. M!n.-V. vom 28. Juni 1906 (Abg.-

Ztrbl. S. 1155 — abgedruckt im Anh.)* Nach dieser Vfg. lautet

die Bescheinigung zu c (nicht zu verwechseln mit der Be-

scheinigung zu e, s. XL Anm«8):

Muster.

Beleg zur Anmeldung Nr.

Das Königliche Hauptsteueramt zu Neuwied wird hierdurch

benachrichtigt, daß bei der polizeilichen Prüfung eines Kraft-

fahrzeugs, dessen Zulassung und Kennzeichnung seitens des

Fal)rikhesitzers Paul Schwenzer zu Unkel a. Rhein beantragt

worden ist, nachstehende Ergebnisse festgestellt worden sind:

Name, Stand,

Wohnort
des

Eigentümers.

Oes gfeprflften Kraftfahrzengt

Bemerkungen.
Oattung.

Her-
stelhings-
flrma.

Betriebsart.

Anzahl der
Pferde-

kräfte.

Eigen-

gewicht

Paul

Schwenzer,

Fabrikbes.,

zu Unkel

a. Rhein.

Kraft-

wagen.

Gebrüder

Daimler

zu

Cann-

statt.

Benzin-

motor.

14 326

Das vorstehend verzeichnete Kraftfahrzeug ist fQr den
Verkehr auf Öffentlichen Wegen und Plätzen zugelassen und
wird nach Vorlegung der ordnungsmäßig versteuerten Erlaub-

niskarte das polizeiliche Kennzeichen I Z. 42 zugeteilt erhalten.

Unkel a. Rhein, den ia.Juli 1906.

Die Polizeibehörde,

von Altrock, Bürgermeister.

C. BezQgl. der steuerfreien Kraftfahrzeuge vgl. die

Allgemeine VerfOgang des Finanzministers, betreffend

die Ausstellung steuerlicher Bescheinigungen für Kraft-

fahrzeugbesitzer im Falle beanspruchter Steuerfreiheit»

Vom 8. Juni 1907.

J.-Mr.m 10286 (Abg.-Ztrbl. S. 169).

8*
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„Einer Mitteilung des Herrn Reichskanzlers zufolge ist es

bei ihm angeregt worden, daß die Steuerbehörden angewiesen

werden möchten, in Fällen des i; 53 Absatz i Schlußsatz oder

der Befreiungsvorschrift 2 der Tarifnummer 8 des Reichs-

stempelgesetzes sowie in sonstigen Fällen steuerfreier In-

gebrauchnahme von Kraftfahrzeugen den Besitzern der Fahr-

zeuge Bescheinigungen über die Steuerfreiheit auszustellen,

auf Grund deren die Polizeibehörde in der Lage wäre, un-

geachtet des Fehlens der Steuerkarte die polizeiliche Erlaubnis-

karte zu erteilen, ohne ihrerseits in eine Prüfung der Frage

eintreten so müssen, ob der Ansprach auf Steuerfreiheit be-

gründet Ist.

Mit dem Herrn Reichskanzler bin ich darin einverstanden,

daß es sich empfiehlt, dieser Anregung Folge zu geben. Die

steueramtlichen Bescheinigungen würden etwa dahin zu lauten

haben,

„daß der Eiycnhcsitzer des Fahrzeugs das Gewerbe des

Personenfuhrwerksbetriebs angemeldet und erklärt habe,

daß das zu bezeichnende Kraftfahrzeug in diesem Ge-

werbebetrieb ausschließlich Verwendung finden solle",

oder

,,daß der Eigenbesitzer erklärt habe, daß das Kraftfahr-

zeug zu dem näher zu bezeichnenden steuerfreien Zwecke,

also z. B. als Prolicfahrzeu«:^, oder zu Fahrten behufs Er-

probung neuer Konstruktionen , dauernd oder vorüber-

gehend in Gebrauch genommen werden solle".

In dem zuletzt erwähnten Falle würde die vorübergehende

Dauer näher zu bestimmen und die Gültigkeit der Bescheinigung

demgemäß zeitlich zu beschränken sein. Ein solches Verfahren

würde den Steuerbehörden gleichzeitig eine geeignete Kon-

trolle darüber an die Hand geben, daß der Steuerpflicht nach

Wegfall des Steuerbefreiungsgrundes rechtzeitig genügt wird.

Euere Hochwohlgeboren wollen dem Vorstehenden gemäß
Anordnung treffen.**

Ebenso Bayern, Bektm. v. 25. Juli 1907 (Ges.-u.V.-61. Nr. 44

S. 545).

7) Erkennungsnummer (s. § 7 Anm. 3).
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Amtl. Erl.

(Z.B.Westfalen): „Die Überweisung der Erkennungsnummern an die Polizei«

behörden erfolgt durch die zuständige Landespolizeibehörde."

Landespolizeibehörde s. Behördenübersicht z. Übersch. 1 III

S. 36. Die Überweisungen bestimmter Nummern an die Landes-

PB. werden im Amtsblatt veröffentlicht — Schleswig-Holsteins

Reg.-Pr. verteilt weiter auf die Kreise, der Landrat an die

Orts-PB.» ev. auch auf Vorrat; Listen s. o. Anm. 5. Freige-

wordene Nummern können von der Orts-PB. von neuem aus-

gegeben werden. Beim Wohnortswechsel innerhalb der
Provinz Schleswig-Holsteia behält das KFz. Nummer und
Beschdnigung, ist jedoch in der Liste der zulassenden Orts-PB.

des neuen Wohnorts zu fflhren, von dieser auch gemäß § 26 zu

kontrollieren. — Berlin: neue Nummer bei Verlegung desWohn-
orts nach andenn Stadtkreis des Ldspol.-Bez. Berlin (z. B. von

Rixdorfnach Charlpttenburg). Ausf.-A.vom 5.Oktober 1906 zu 4.

8) Bescheinigung.
Muster a.

Auf Leinwandpapier. (Vorderseite.)

Name, Stand und Wohnort des

Eigentümers.*)

Die Firma, welche das Falir-

zeug hergestellt hat.**)

Die Bestimmung des Fahr-

zeugs.***)

Die Betriebsart.f)

Die Anzahl der Pferdekräfte.tt)

Das Eigengewicht des Fabr-

zeugs.ftt)

Das Höchstgewicht der Ladung.

(Nur bei Lastkraftwagen.)

*) S. §4 Ziffer 1. *«) 94 Anm.?. •••) S. §4 Anm.«.

t) S. 9 4 Asiiii.9. tt) S. i4 Anm. la fff) S. §4 Aan. 11.
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(Rflckaeite.)

Das umseitig beschriebene Kraftfahrzeug ist unter

der Erkennungsnommer

für den Verlcehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen

zugelassen worden, nachdem festgestellt war, dafi es

den Anforderungen der §§ der PoUzeiverordnung,

betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen entspricht.

, ....^ 190..

(L. S.)

Liste Nr

Die Fahrzeugsbescheinigung ist mit dem Führerschein

(§ 14) nicht zu verwechseln.

Amfl. Erl.:

der Obeüwdsuiig von Erkennungsnummern an Fabriken oder Hlndler

gemäß den Erläuterungen zu § 4 ist die in t; 5 der Polizeiverordnuag vor-

gesehene Bescheinigung mit entsprechendem Vermerke zu versehen.

Ebenso hat die Polizeibehörde in die Bescheinigung einen entsprechenden

Vermerk einzutragent wenn «uf Omnd der im § 7 Abs. 1 Setz 3, % 10 Abs. 2,

SM Abc 4k § 99 Abs. 3 eine Ansnsbmebewilllgimg erteilt Ist**

9) Verantwortlich für die Mitfährung der Bescheinigung

ist der Führer (| 15). Zur Rechtsgültigkeit dieser Bestimmung

ist zu bemerken, dafi eme PV. nicht zu dem ausschließlichen

Zwecke erlassen werden darf, der Polizei eine ihr obliegende

Beaufsichtigung zu erleichtem; sonst fiele sie über den Rahmen
des § 10 n 17 ALR. und des PVG. hinaus. Dies ist aber bei

der vorliegenden Bestimmung (und bei § 14 Abst I Satz 3)

nicht der Fall» da im Interesse der Verkehrssicherheit die

sofortige Feststellung der Fahrberechtigung des Fahrzeugs

und des Führers uneriässlich , eine solche Feststellung aber

nicht möglich ist, wenn die Papiere nicht auf der Stelle ein-

gesehen werden können (KG. 30. März 1903, 26 C. 5 und KGJ. 21

C. 62).

Polizeibeamte? s. zur Überschrift vor § i Anm.IV 1.S.41.
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10) Wohnortsverlegung s. § 4 III Satz 2 und oben Anm. 7.

11) Nur auf Grund der alten Bescheinigung, ohne neue
Prüfung wird eine neue Bescheinigung erteilt (s, jedoch § 26).

Ein in einem deutschen Bundesstaat zugelassenes KFz. bedarf

in einem andern deutschen Bundesstaat keiner neuen Zulassung;

ein vorübergehend in einem andern Bundesstaat verwendetes

Fahrzeug bedarf auch keines neuen KZ. (so ausdrücklich

Mecklenburg).

Bayern gibt beim Verzuge in einen andern Bezirk inner-

halb Bayerns kein neues KZ.; das bayrische HauptKZ. {II)

ist ohne Rücksicht auf die Ver^schiedenheit des Buchstabens

als ein einheitliches anzusehen. Amtliche Auskunftsstelle ist

die Königl. Poiizeidirektion München 1 Ausf -B. zu § 7 Nr. 2). —
Umgekehrt Baden: neues KZ. bei Verlegung in andern Amts-

bezirk, obwohl Buchstaben und römische Ziffern dieselben

bleiben. — Bremen: Ablieferung der früheren KZ. und der

Bescheinigung und Benachrichtigung der früheren Behörden.

12) Amtl. Erl.:

„Wfrd ein zum Verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen "bereits zu-

gelassenes Krattlalirzeug verkauft, so greifen die Vorschriften des §4 Platz.

HIeniacli hat der Kiufer der PollzeibeMrde seines Woluorts die vorgeschriebene

Anzeige zu erstatten. Die frfiher zugeteilte Erkennungenummer darf in solchen

Fällen regelmäßig nur dann beibehalten werden, wenn Käufer und Verkäufer

ihren Wohnsitz in demselben Poiizeibezirke haben. Bei Erteilung der Bescheini-

gung (§ 5 AbMts 3) an toi Kiufer ist die don Vcfidhifer erteilte Beechelnlgung

elnzttslehen*' (s. $ 4 Anm. 19b). ^ Schleswig-Holstein: MDatselbe gilt

von sonstigen gegenstandslos gewordenen Bescheinigungen, insbesondere der

von auswärts nach Schleswig -Holstein verziehenden Kraftfahrzeuge." Die GZ.

selbst sehen eine Zurückforderung der Bescheinigung bei Ausschließung des

Fahneugs (§ 3(9 nicht vor (s. dagegen 9 27).

13) Ausland.

a) Belgien: Kein Prüfmigs- und Konzessionszwang, außer

bei Straßenlokomotiven. Polizei kann jedoch Fahrzeuge verbieten,

die durch Lärm, Geräusch oder andere Umstände belästigen.

b) Frankreich: Dekret iSi^g art. S—io, Zirkular iS(ji^ art. 10,

Zirkular j<^) art. 6, Haber ^. ( I gt. tableau des formalites en

France im Annuaire des belgischen Automobilklubs 1903, 224//.)

A. Prüfung durch das Bergamt (service des vi ines).

B. Einreichung einer Erklärung an den Prafekten auf ge-

stempeltem Papier mit ProtokoUabsckrift über die Prüfung. Diese
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Abschrift enthält auch die wichtige Angade, ob die Hd'chstgesekiufm'

digkeit mehr als 30 km btträgt, da nur in diesem Fall Nummern"
zwang besteht.

C. Weitergahe der Erklärung vom Präfekten an den inginitur

en che/ des mines, der ep*, nämlich bei mehr als 30 km Gesckurtn-

digkeit, die Ordnungsnummer erteilt.

D. Zulassung durch Bescheinigung über die eingereichte

Deklaration mit der evtl. Ordnungsnummer.

Muster.

( Vorderseite.)

La declaration faite dans un departenmit su/Jit pour toutc

la France (art. 10 du decret du 10 mars tSqq),

Ripublique Franfaise,

Ministere Departement

des d
Travaux Fublics,

Circulation des Autonwhiks.

(Decret du 10 7nars iSijg.)

Recepissi de Ddclaration,

(Rückseite.)

Le Prefet du departcfnent d
Vu le decret du 10 mars i8(^, portant regleme?it relatif ä la

circulation des automobiles, et specialement les articles S, p> et 10
de ce decret,

Certifie avoir regu une declaration en date du par
laquelle M domicilii ä dcclare etrc proprietaire du
vehicule ä moteur inccanique deßni comme il suit:

Nom du constructeur:

Indicaiion du type:

Numero d'ordre dans la serie du type:

Ladite declaration a e'te enregistree ä la prefecture sous
le no

/<?....

Le Prefet,

(Außerdem das Visum des ingfyiieur en chef des mines Ober
die eo, Eintragung in seinem Register.)
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Listen werden zwei geführt:

/. Vom inginkur en ckef des mines ein »registre d'imma'
triculation des autamaöites eaßadles de marcker ä plus de

30 kihmUres ä l'keure^* (circ. igoi § 6),

2. Registres de diclaration, bei der Prä/ektur und dem
Service des mines, über die eingegangenen Anträge. Das Register

des Minenamis dient m statistischen Zwecken (circ. iSgQ § w),

c) Großbritannien: kern Prüfungs- und Konzessionszwang.

Gesuch um Registrierung an den Grafschafisrat nach vorge'

schriehoicni Schema. Keine Strafe, wenn erwiesen wird,

daß man keine G elegenheit zur Registrierung hatte

und das J'ahrzeug nur zum Zweck der Registrierung fuhr
(s.o. § 4 Anm. 3). Herst eller und Händler können eine

Generalidentitätsmarke erhalten, welcfie für Jeden zur Prüfung
bestimmten IVagen gebraucht werden kann. Diese Marke ist am
Wagen zu befestigen. Liste vom Grafschaftsrat geführt (Register

of motor carsj s. Order 1^03 art. i Schema 2 (i. Auflage dieses

Buchs 77).

d) Italien: Gesuch um Besichtigung (visita) und Prüfung
(prova) des Fahrzeugs an den Präfekten der betreffenden Provinz.

Weitergabe an das Zivilingenieuramt; Prüfung durch dasselbe,

Zulassung durch den Präfekten auf das Prüfungsprotokoll hin

durch Erteilung der licenza di circolaziom,

Präfekt führt Register,

e) ösUrreich: Ansuchen um Genehmigung der Type vom
Erzeuger oder seinem Vertreter bei der politischen Landesstelle, in

deren VerwaltungsäezirJt die Erzeugungsstätte liegt (bei auslän-

dischen Tippen, wo Aufenthaltsort des Vertreters des isländischen

Erzeugers liegt). Bei Einzel/ahrzeugen Antrag des Besitzers,

B. Beilagen in je 2 Ext mpcarcii:

1. Kotierte Zcichnu ng des Fahrzeugs [bei Einulfahrzeugen
auch schematische Zeich )iiing oder Photographie) , aus der besonders

ersichtlich Alotor, l 'bersetzung
, Lenk-, Bremsvorrichtung. Min-^

dcstens */io natürliche Größe.

2. Tccitnischc Beschreibung:

a) Allgemeine Beschreibung.

b) Kraftquelle, System des Motors.

c) Leistung des Motors in PS, Tourenzahl in der Minute,
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122 ^- Kraftfahrzeug (Poliz. Kennzeichnung). §5,**.

dj Hei l'irhrcNJifnis^s- und Explosionsniotorcn Bcsclucibinig

der /und- und Kühlvorrichtu7ii:;c7i, hei Dampfmotor eil

Beschreibung des Dampu rztui^ers , bei elektr. Motoren

Beschreibung der Akkumulatoren oder der verwendeten

Dynamomaschine samt Antrieb.

e) Kraftüherb d^un\; und Lenkiforrichtun^.

f) Zahl und Art der Bremsvorrichtungen, Überseizungs-

verhäituis dtrsti/Hn.

g) Beleuchtungs-, Signalvorrichtun^.

h) Bei PVagen: Größte Länge, Breite, Höhe, Radstand,

Spurweite, Gewic/U, Felgcnbelag, bei Lastwageti auch

Felgenbreiti und Tragfähigkeit (s. o. § 2 Anm» 13, 12c;
§3 Anm.S).

i) Bei IVagen: Zahl und Adhäsionsgewieki der Räder
(s. 0. § 2 Anm. J2c),

C, Prüfung durch die von der polnischen Landesstelle zu

bestellende Prüfungshommission,

D, Zulassung durch die Landesstelle mittels Erteilung einer

• Bescheinigung (mit Namen, IVohnort, den oben wiedergeg^enen

Ai^aben des § 13 Nr, 2, Zeichnung, Typenzeichen),

E. ZuProbefahrten hännenHändler undHersteller eine Anzahl

von Evidenznummem erhalten , die nicht an bestimmte Fahrzeuge

gebunden sind.

F. Zuteilung der Erkennungszeichen durch politische Bezirks-

behäreU des St andortes des Fahrzeuges (s. 0. ß 4 Anm. 4 a. E.)

— sog. Evidenzbehörde. 2 Register bei Evi^Unzbehörde (für Auto-

mobile undfür Motorräder),

f) Portugal: Gesuch an Zivilgouvemeur unler Beifügung

der Prüfungsbescheinigung des Direktors der öffentlichen Arbeiten

mit der Serie' und 'Ordnungsnummer des Fahrzeugs, sowie unter

Betfügung des Befähigungszeugnisses des in Aussicht ge-

nommenen Führers.

g) Schweiz: Prüfung durch Sachverständige.

h) Spanien: Gesuch mit Beschreibung an Gouverneur der

Provinz. Zulasswv^ durch Ingenieur. Bescheinigung mit Prä-

fungsprotokollabSchrift

.

i) Vereinigte Staaten:

A. Gesuch um Registrierung {application for registration),

aber ohne vorherige Prüfung.
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B. Prüfung des Fahrzeugs und Verweigerung derRegistrierung

wegen Mängel nur in New Jersey.

C. Delaware und Minnesota: application for license mit Be-

scheinigung, daß Eigentümer zu fahren imstande ist (also Ver-

quickung von tahrzeugbcst heinignng und Fülirerbescheinigung).

Sotist bezieht sich „licettze" auf den Puhrer, „registration" auf das
Fahrzeug, s. Massachusetts.

D. Bei Eigentumswechsel regelmäßig neue Kegisincrung.

Keine Registrierung in Illinois , Kansas
,

Kentucky,

Missouri, Mtmtana, Norä'Dakoiat Ohio, Süd-Karolina, Virginia,

außerdem in den Staaten okne V. (s. Eint. VI S.32).

F, HersteUer und Händler teils gane frei von Registrierung,

teils besondere Marken für Probefahrten,

G, In West' Virginia erbringt die Nummer in Jedem Prouß
den prima fade Beweis, daß das Fahrzeug demjenigen gehört
und von demjenigen geführt wurde, auf dessen Namen es

eingetragen ist,

§ 6.

1' Vorbehaltlich der Vorschrift im § 29»^ muß»)
jedes auf öffentlichen Wegen und Plätzen ver-

kehrende Kraftfahrzeug das polizeiliche Kenn-
zeichen tragen.

— Früher § 9. —
1) Über den Zweck des Kennzeichens stehe § 5 Anm. 6.

2) S.-K.-Ootha zitiert auch § 24.

3) Verantwortlich für die Führung des Kennzeichens ist

nach § 1 5 der Führer, außerdem der Eigentümer (§§ 4. 2S) und
wohl auch der (nicht bloß vorübergehende) Besitzer.

4) Auch Krafträder (siehe § 7 1 Satz 3 und Anm. 7). Hier-

gegen belgischer Automobilkongreß 1903 (AW. 1903, 1244).

In Württemberg früher nur gewöhnliche Fahrradnummern
mit Ortsbezeichnunt^.

T)) Alle von einer zuständigen deutschen Bch()rde zuerteilten

Erkennungszeichen sind Kennzeichen im Sinne des § 6 iso aus-

drücklich Schleswig-Holstein Ausf.-ß. Vgl. frühere V. 14. 12}.

Siehe oben Einleitung II 2 S. 24 f.

Digrtized by Google



124 B, Das Kraftfahnseug (Polis. Kenmeichnung). § 7.

§ 7.

(I) Das von der Polizeibehörde zuzuteilende Kenn-

zeichen besteht aus^*^^ einem (oder mehreren) Buch-

staben (oder römischen Ziffern) zur Bezeichnung des

Bundesstaats (oder engeren Verwaltungsbezirks) und

aus der Erkennungsnummer ^ unter welcher das

Fahrzeug in die polizeiliche Liste (§ 5) eingetragen

ist. Das Kennzeichen ist an der Vorderseite ^> und
an der Rückseite des Fahrzeugs nach aufien hin an

leicht sichtbarer Stelle^' anzubringen. Bei Kraft-

rädern '^^ kann die Polizeibehörde aus besonderen,

aus der Bauart des Fahrzeugs sich ergebenden

Gründen von der Anbringung des zweiten Kenn-

Zeichens absehen und demgemdfi zulassen, dafi nur

ein Kennzeichen an der Vorderseite oder an der

Rückseite angebracht wird.

(II) Das vordere Kennzeichen ist in schwarzer

Balkenschrift auf weißem, schwarzgerandetem Grunde

auf die Wandung des Fahrzeugs oder auf eine recht-

eckige TafeP> aufzumalen, die mit dem Fahrzeuge

durch Schrauben, Nieten oder NägeP^ fest zu ver-

binden ist. Die Buchstaben (oder die römischen

Ziffern) und die Nummer müssen in eine Reihe ge-

stellt und durch einen wagerechten Strich von-

einander getrennt werden. Die Abmessungen be-

tragen^^^: Randbreite mindestens 10 mm, Schrifthöhe

75 mm bei einer Strichstärke von 12 mm, Abstand

zwischen den einzelnen Zeichen und vom Rande
20mmy Stärke des Trennungsstrichs 12 mm, Länge
des Trennungsstrichs 25 mm, Höhe der Tafel aus-

schließlich des Randes 115 mm (Muster 3).^**
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(III) Bei dem an der Rückseite des Fahrzeugs mittels

Schrauben, Nieten oder Nägel fest anzubringenden

Kennzeichen sind die Buchstaben (römischen Ziffern)

und die Nummer auf einer viereckigen weißen

schwarzgerandeten Tafel in schwarzer Balkenschrift

auszuführen. Die Tafel kann Bestandteil einer Laterne

sein (vergl. § 10).^^' Die Buchstaben (römischen

Ziffern) müssen über^^^ der Nummer stehen. Die

Abmessungen betragen Randbreite mindestens

10 mm, Schrifthöhe 100 mm bei einer Strichstärke

von 15 mm, Abstand zwischen den einzelnen Zeichen

und vom Rande 20 mm, Höhe der Tafel ausschließ-

lich des Randes 260 mm (Muster 4).^^^ Bei Kraft-

zweirädern ist auf der Rückseite auch eine sechs-

eckige Tafel (Muster 5) zulässig. Im Falle des § 10

Abs. 1 Satz 2 kann das hintere Kennzeichen auch auf

die Wandung des Fahrzeugs aufgemalt werden.""">

— Früher § 13. —
Amil. Erl,:

„Nach dtn bisher gesammelten Erfahrungen wird von den Eigentümern

der Kraftfahrzeuge auf die vorschriftsmäßige Beschaffenheit der Nummemtafeln
wenig Wert gelegt. Dies dürfte hauptsächlich darauf zurückzuführen sein, daß

die Poitzeibehörden die für die Kennzeichnung bestehenden Bestimmungen nicht

immer mit genflgendem Nedidmclte diudigefilllut liaben. Den PoUzeibeamten
wird datier zur Pflicht zu machen sein, in Zukunft darauf zu achten, daß die

Bestimmongen Aber die Kennzeiclmimg genau befolgt werden.**

1) Früher war das Kennzeichen in Preußen ein lokales:

Erkennungsnnmmer und Bezeichnung des Sitzes der Polizei*

behörde, welche die Nummer ausgegeben hat. Seit Anfang

1902, nachdem kurz vorher in Frankreich das Waldeck-
Rousseausche Dekret ergangen war, wurde in ganz Preußen
das provinziale KZ. eingeführt, bestehend

a) aus einem Buchstaben zur Bezeichnung der Provinz

(oder des Landcspolizeibezirks Berlin), und
b) aus einer Erkennungsnummer.
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In Baden, Bayern, Elsaß -Lothringen, Württemberg
bestanden bis zur Einführung des GZ. nur Lokalbezeichnungen:

An{,'abe des Namens und Wohnorts des Besitzers. Kein

Nummcrnzwnn^f ( Anrcj^mnt^' des Verbandes zur Wahrung der

Interessen der bayrischen Rad- und Mot(>rfahrer, Ztsch . 1901,

iiQ, vgl. cod. 1902, 79), nur durch ortspolizeiliche Vorschriften

konnten in bayrischen Gemeinden mit über 50000 Einwohner

Nummern emgetuhrt werden. In den übrigen deutschen

Staaten war das Kz. wie in Preußen für einen größeren Bezirk

oder den ganzen Staat eingeführt. Den Buchstaben vertrat

teilweise ein ganzes Wort * Mecklenburg, 01denl>urg), in Sachsen

römische Ziffer. Gotha, Meiningen, Weimar hatten keine KZ. —
Für die Zeit des Gordon-Bennet Rennens 1904 galten besondere

Kennzeichen (GB.), vgl. Berliner P\\ 2. Mai 1904 (ABl. 194}.

2) Das frühere j)reußische System ist in die GZ. über-

gegangen. Übersicht der KZ. s. u. 21.

3) Die Verteilung der Buchstaben beruht auf Über-

einkommen der verbündeten Regierungen, die Verteilung
der Nummern auf Ministerialverfiigungen (vgl. Bekannt-

machung des Ob.-Präs. von Schleswig-Holstein vom 22. Januar

1903, ABl. 33, Min.-Verf. vom 33. März 1903, MinBl. 46, femer

MinBI. 1903, 204, 217). Die Nummern sind innerhalb der Provinz

auf die Regierungsbesirke und Kreise verteilt (s. o. § 5 Anm. 7.

Bekanntmachungen ABl. Potsdam 1902, 51a 1903, 185. 409.

425. 476. 495. 1904, 86. 17t. 187. 230. 310. 1906, 307. 398). Dabei

waren einzelne Bezirke so kurz weggekommen, daß sie bald

mit neuen Nummern bedacht werden mußten; z. B. hatte

Reg.-Bez. Posen nur Nr. i—6d, dagegen Dandg Nr. t—600;

Cöln bekam anfangs nur 251—500 und sfÄter noch 3001—4000.*)

4) Berliner Straßenordnung § 3 findet keine Anwendung.

5) Die Anbringung des KZ. auch an der Vorderselte ist

für Deutschland eine Neuerung (gefordert z. B. im Preuß.

Abg.-Haus von Stroßer). In Oldenburg und Schaumburg

früher rückwärts oder an beiden Seiten. Ausland s. u. 20

(vom und hinten in Belgien, Frankreich, Großbritannien, Öster-

reich, Schweiz, z. T. Vereinigte Staaten. Frankreich: möglichst

auf Lenkachse. Schweiz: Atibringung an beiden Seiten, uenyi

Bauart es nicht anders gestattet, Großbritannien: An-

*) Vgl. SUtist Jahrbuch 1907, 77.
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bringung an der im Registrierungsgesuck angegebenen Stelle;

Order igoj art. VIII).

6) Eine bestimmte Stelle vorn und hinten ist nicht

vorgeschrieben (oben, unten, rechts, links, Mitte); s. jedoch

S 9 Satz 2.

Anbringung senkrecht zum Erdboden oder rechtwinklig

zur Fahrtrichtung ist leider nicht vorgeschrieben. Man sieht

manchmal das KZ. an einer Einl)uchtung der Rückwand an-

gebracht, was die Polizei verbieten sollte.

Anders früher Braunschweig und Provinzen Hannover und
Hessen-Nassau. Ferner noch jetzt Frankreick (iji einer vertikalen

Ebene, senkrecht zur Lenkachse. Erlaß i^i Art. 3), Groß-

britannien (in an upright Position, so tltat every letter orßgure on

ihe plate is upright; order nj03 art. VIII).

7) Krafträder s. § i III und Anm. § 6 Anm. 4. Die An-

bringung des KZ. macht hier besondere Schwierigkeiten. Vgl.

Eingabe der deutschen Motorfahrer-Vereinigung an den Reichs-

kanzler AW. 1907 Nr. 47.*)

8) Tafel. Möglichst glatte Oberfläche ist nicht mehr vor-

geschrieben (Italien z. B. emailliertes Schild).

Wcc die Tafel anzufertigen hat, ist nicht vorgeschrieben.

Bremen, Hamburg. Hessen, Lübeck ließen die Tafel nur durch

die Behörde ausgeben, ebenso jetzt noch die Schweiz. In

Frankreich und Schweiz darf das KZ, auf dem Fahrzeug selbst

nicht angebracht wcrdeji.

Großbritannien stellt den Councils die Lieferung der plates

gegen Erhebung elfter Gebühr anheim, verbietet KZ. auf dem
Fahrzeug selbst, gestattet aber, bei Tag und bei Nacht , sowie zu

verschiedenen Gelegenheiten verschiedene identification plates

SU verwenden
t sofern sie nur der V. etitsprecfien (order 1^03

art. VIII).

Ö sterreich: entweder auf der IVand des IVagens selbst mit

Farbe oder an derselben mittels einer aus dauerhaftem Material

mit möglichst glatter Oberfläche hergestellten Tafel.

Vgl. Bayr. Bktm. V. 25. Juli 1907: „Auf das KZ. an der Röckseite kann

bei Kraftridem dann verzichtet werden, wenn dessen Anbringung^ für den Fahrer

gefiluUdi wire. Eine tolcht GcfUuliclikdt wird rieh Im flbr^jcn Im aUgemeliien

dadnrdi venDeldtn lassen, dsft fflr Krattiider nur höchstens dfelstdltge Erk.-NnL.

verwendet weiden, wofür eine geringen Breite der sedisecklgen Tafel genfigt.**
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'A. BA

Vereinigte Staaten: z. T. Ausgabe durch die Behörden. In
OmnecOcut z, B. erkäUJeder regisir. Aut.-Eigentümer tum Kosten-

Preis so viel Tafeln als er verlangt. Massachusetts: Tafeln

privaten Musters können nur auf beschränkte Zeit gesteUtet werden,

wenn die behördliche Tafel verloren worden ist*

9) Die Verbindung durch Schrauben mit versenkten Köpfen,

welche bei Fahrrädern technisch nicht ausfiUirbar war, ist

nicht mehr vorgeschrieben. — Unzulässig sind Drähte,
die mit den Sattelfeldern verbunden and (KG. MW. 1905, 711,

AW. 1905, 1748).

10) Anders das hintere KZ. (IIT).

Großbrilannien stellt zur Wahl efUweder übereinander i

oder nebeneinander (A. B. 242}.

11) Ahmessiin ^en.

Im sächs. Abg.-Haus hatte Schubart Vi m große Schrift

gefordert.

G roßhritann ien : Hohes ^'a ^oll; BreiteJedes Teils vonJedem

Buchstaben oder Ziffer Zoll; Totalbreite des Raums Jedes Buch'

sta/fCHs oder Jeder Ziffer 2^li Zoll; Raum zwischen zwei Buch-

staben oder zzoei Ziffern V« Zoll; Raum zwischen Spitze bzw.

Boden der Platte einerseits und dem nachstcu Teil des KZ. ^jt Zoll;

zwischen den Seiten der Tafel und dem nächsten Teil des KZ,
I Zoll; zwischen oberer und unterer Linie '/i Zoll; zwischen Buch'

Stäben und Nummer, wemi sie nebeneinander stehen, /^jt Zoll, —

'

Bei Motorrädern bis 3 Cwt. Hälfte dieser Dimensionen,

Frankreich haf foIv:cnde Dimcnsioncv

:

Vorder-

platte

Hinter-

platte

Moiocycles
(tricycles

et

quadricycles

automobiles)

Moto-
cyclettes

(bicy-

ciettes ä
moteur)

Höhe der Ziffern oder

Buchstaben .... 75 100 mm 60 mm 50 mm
Breite des Grundstrichs n ^5 n 7 n

Breite der Ziffer oder
des Buchstelbens . . 4S » 35 » 30 »

Zwischenraum zwisclien

den Ziffern oder den
Buchstaben .... SO „ 35 » 15 » i2 „
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•

Vot'der- Ilinter-

tlalte.

Moto-
cycles

(tricyles

et quadri-
cycles

auto-

Mot<h

cyclettes

(bicy

clettes ä

moieur)

iw „ TO

arme des *^richs zwt'
scheu Ziffern und
Buckstain n .... 12 „ rs » 7 ,f

Länge desselben . . . 45 » 60 „ 20 „ ^5 »
Raum zwischen dem

Strich und den Zif-

fern oder Buchstaben 30 „ 35 » 5 n 5 n

Österreich: rückwärts; Buckstaben (rämiscke Zahl) 2 cm
über Nummer. Nummer mindestens I2cm hoch. Stärke im Grund'

strich mindestens zcm,-^ Vom: äkereinander oder nekenänander;

im letzteren Fall mindestens 7 cm Abstand gwischen Buchstaben

und Nummer, Mindestens Sem hoch, Grundstrich rem stark.

12) Aiiiüiches Muster 3:

A — 1084

13) Rückseite. Hier ist also Anbringung auf der Wandung
des Fahrzeu^Ts selbst unzulässipf; s. jedoch den Schlußsatz

dieses Paragraphen. Vgl. im übrigen wegen der Tafeln Anm. S.

14) Bestandteil einer Laterne; obligatorisch in einigen der

Vereinigten Staaten.

Berl. Omn.-V. § 5, Droschken O. 8 14.

15) Über der Nummer: im Gegensatz zum vorderen KZ.

16) Abmessungen s. Anm. u.

Isaac, Automobil -Recht 2. Aufl.
, 9
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17) Amttiches Muster 4s

A
1084

18) Kraftzweiräder. Dies ist der einzige Fall, in

welchem Kraftzweiräder und -Dreiräder anders behandelt

werden (s. g i III Anm. 6 S. $5* Vgl. jedoch § 20 Anm. 3).

Amtliches Muster 5:

19) Für Anhänger keine besondere Bestimmung. Da aber

das hintere KZ. des Fahrzeugs infolge des Anhängers nicht

mehr an „leicht sichtbarer Stelle" ist, so muß es auf dem An-
hänger ebenfalls angebracht werden (s. Vollmer 12).

20) AttOandi
a) Belgien: 2 Nummerplaüen, /

b) Frankreick: AaUomolriUr wdcke mehr ats 30 km in

der Stande mrOckl^eH kännen, müssen z NummerplaUen mü
Ordnungsnummer unäArrondissementS'Bucksiakenfähren. Weiß
auf sckwarz. An SieUe der kinieren Platte ist zulässig Laterne

mit Nummer auf sckwarzem Grund, Für Motorräder besondere

Vorsckriften über Größe des KZ, Vgl, ferner Anm. s, ö, 8, 11,

e) Großbritannien: Nummersekild mit Bueksiaben und
Nummer (index mark), i vom, i hinten» VbrderschUd kann bei

Motorrädern bis 3 Cwt, so angebracht werden, daß twn beiden

Stitensick^ar. Weiß auf schwarz, Vgl.femcrAnm.5t6.8,ii.

d) Italien: Vom und hinten emailliertes MetaUsehild in

weiß mit Provitiz-Nummer in rot undLizenz^Nummer in schwarz
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(s, Meldung Amutaric des Touring, Chtb Ital. igo7, 27), Kräfte
rad J Schild kintm,

e) ösUrreick: Vom und rückwärts, schwarz auf weiß;

beim Motorrad irgendwo am sick^arer Stelle, Beiwagen zum
Motorrad seitwärts oder rückwärts muß Wenfalls an derMüch^
wand KZ. treten. Vgl, femer Anm, s,

f) Portugal: MetaUsckHd auf Rückseite mit Idsenmummer
und Distriktiexeicknung,

g) Schweiz: 2 Schilder mit Ordnungsnummer und dem
kantonalen Wappen, vom und hinten. Vgl, Anm, s-

h) Spanien: Nur Typennummer.

i) Vereinigte Staaten: KZ, nom und hinten: Connecticut,

Maine, Massachusetts, New Hampshire, New Jtrs^, Ptunsytr

wmim, Tmussu, Nur hinten: Kalifornien, Delawetre, Distr,

Kolumhia, Florida, Indiana, Iowa, Michigan, Minnesota, Nebraska,

New York, Oregon, Sf^-Dakota, Washington, Wisconsin, Keine

Pkttxbestimmung : Missouri, Rhode Island, Vermont, In übrigen

Staaten kein KZ, — Kalifornien, Indiana, Iowa, Michigan,

Nebraska, NewYork, Süd^Dakota geben außerdem ein kreisförmiges

Siegel aus Aluminium oder dgl, mit dem Stempel „Registered

motor veMcle, No, —, State of—" oder ähnlich,

KZ, besteht aus Slaatenmunen (meist abgekürzt oder Anfangs-

Buckstaben) und Nr,, zum Teil auch nur Nr,

Farbe: Massachusetts: weiß auf dunkelblau; Oregon und
Washington: leichtgefärbtaufdunklem Grund; Michigan: schwarz

auf weiß oder weiß auf schwarz; sonst meist schwarz auf weiß.

21) Übersicht der Kennzeichen.

(Frühere Kennzeichen siehe i. Auflage Tabelle II.)

A. Deutschland.

I Preußen, und zwar:

lA LandespolizeibezirkBerlin.

IC Ostpreußen,

ID Westpreußen.

IE Brandenburg.

1 H Pommern,
IK Schlesien.

IL Reg.- Bez. Signiaringen.'")

IM Provinz Sachsen.

IP Schleswig- Holstein.

IS Hannover.

IT Hessen -Nassau.

IX Westfalen.

lY Posen.

IZ Rheinprovinz.

*) Feiute in dem den OZ. beigefügten Plm. Vgl. S. 35* und twyr. Bktm.

vom 2S.'Jii]i 1907 m §7.
9*
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II Bayern, und zwar:

IIA Stadtbezirk München.
IIB Regierungsbezirk Ober-

bayem.
HC Regierungsbezirk Nieder-

bayem.
HD Regierungsbezirk Pfalz.

IIE Regierungsbezirk Ober-

pfalz und Regensburg.

IIH Regierungsbezirk Ober-

franken.

IIN Stadtbezirk NOmberg.
IIS Regierungsbezirk Mittel-

franken.

HU Regierungsbezirk Unter-

franken und Aschaffen-

burg.

HZ Regierungsbezirk Schwa-
ben und Neuburg.

III WOrttenberg« Buchst.

B, etc.

Sachsen:

I Kreishauptmannschaft

Bautzen.

II Kreishauptmannschaft

Dresden.

III Kreishauptmannschaft

Leipzig.

IV Kreishauptmannschaft

Chemnitz.

V Kreishauptmannschaft

Zwickau.

IVB Baden.*)

V Hessen, und zwar:

VO Provinz Oberhessen.

VR Provinz Rheinhessen.

V8 Provinz Starkenburg.

VI EUafi-Lothringen, und
zwar:

VU Bezirk Unterelsaß.

VI B Bezirk Oberelsaß.

VI C Bedrk Lothringen.

A Anhalt.

B Braunschweig.

CG Sachsen-Coburg-Gotha.**)

HB Bremen.

H H Hamburg.
HL Lübeck.

L Lippe.

MI Mecklenburg-Schwerin.

Mll Mecklenburg-Strelitz.

Ol Oldenburg.***)

RA Reuß ältere Linie.

RJ Reuß jüngere Linie.

S Großherzogtum Sachsen-

Weimar.

SA Sachsen-Altenburg.

St Schaumburg-Lippe.

SM Sachsen-Meiningen.

SR Schwarzburg-Rudolstadt.

SS Schwarzburg - Sonders-

hausen.

W Waldeck.

Die Anlage zu den OZ. nennt fllMUIdi als badlMbes KZ. IV A, IVB etc.

**) Anlage zu den OZ. nennt fUacliUcta als KZ. KO.

***) Anlage zn den OZ. nennt fUscIillcli als KZ. O.
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A Arrondissement Alais.

B Arrondissement Bordeaux.

C Arrondissement Chalon-

sur-Saöne.

0 Arrondissement Douai.

E Arrondissement Paris (und

G, J, U, X).

F Arrondissement Clermont-

Ferrand).

G Arrondissement Paris (und

E, J, U, X).

H Arrondissement Chamb^ry.

J Arrondissement Paris (und

B. Frankreich.

L Arrondissement Le Mans.

M Arrondissement Marseille.

N Arrondissement Nancy.

P Arrondissement Poitiers.

R Arrondissement Arras.

S ArrondissementSt.Etienne.

T Arrondissement Toulouse.

U Arrondissement Paris (und

E, G, J, X).

X Arrondissement Paris (und

E, G, J, U\

Y Arrondissement Rouen.

Z Arrondissement Rouen.

E, G, ü, X).

Anmerkung: Wenn 999 Nummern auf einen Buchstaben

ausgegeben sind, l)eginnt eine neue Reihe mit i unter Ver-

doppelung des Buchstabens oder Verwendung der Ersatsbuch-

Stäben (Paris, Rouen).

C. Großbritannien.

Zusammenstellung siehe Order 1903 Anhang I, II.

D. Österreich.

A Wiener Polizeirayon.

B Niederösterreich mit Aus-

nahme des Wiener Poli-

zeirayons.

C Oberösterreich.

D Salzburg.

E Tirol.

F Kärnten.

H Steiermark.

J Krain.

K Küstenland.

M Dalmaticn.

N Prager Polizeirayon.

0 Böhmen mit Ausnahme des

Prager Polizeirayons.

P Mähren.

R Schlesien.

S Galizien.

T Bukowina.

W Vorarlberg.

§ 8. •

Die Kennzeichen müssen mit dem Dienststempel

der Polizeibehörde versehen sein.^~^>
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— Neue Bestimmung. —
Amtl. Erl.:

nl. Bevor die Pollzeibeböfxle die Kennzeichen mit dem Dienstttempel
versieht, iiat sie sich dufch socgilltige Pritfung davon zu fibenengen, daft das
Fahrzeug: Insbesondere auch den Vorschriften der §§ 7, 9, 10 entspricht. Zu
diesem Zwecke ist alsbald nach Eingang der fn ij 4 vorgesehenen Anzeige des

Eigentümers ein Termin für die Vorführung des Fahrzeugs am Sitze der

PoUaefbahafda ansiisetzeo.

2. Die Kraftfahrtente der JHIlitlrverwaltung werden dnicta die zu-
ständige Militärbehörde geprüft; eine besondere Prüfung dieser Fahrzeuge durch
die Polizeibehörde ist daher nicht erforderlich. Die Polizeibehörde hat der

iVUiitflrbehörde auf Antrag eine Zahl von Erkennungsnummem zu überweisen

and die daraufhin gefertigten von der Militärbehörde vorgelegten Kennzeichen

mit dem Dienststempel zu verseilen.

3. Für die Abstempelung der Kennzeichen aind zweclcmlßig Seit abtönen
zu verwenden."

1) Nach Vollmer (13) ist der Abclnick des Stempels auf

dem üblichen Emaillelack-Kennzeichen leicht zu erwärmen,
wodurch er sich dauerhaft mit dem KZ. verbindet

2) Ohne Dienststempel darf nicht gefahren werden. Doch
wird die Fahrt zwecks Vorfahrung vor der Polizeibehörde für

zulässig gehalten werden müssen (vgl. § 4 Anm. 3), nicht aber

die Fahrt von der Reparaturwerkstatt nach dem Schuppen

des Besitzers (KG., AW. 1907 Nr. 8t).

3) Über eine besondere Geböhr für das Stempeln in Lippe

siehe AW. 1907, 12.

4) Die Stempelung des KZ. ist der letzte Akt der Zulassung

des Fahrzeugs (s. § 5 Anm. 6).

5) Vgl. DroschkenO. Berlin § 27.

§ 9.

Die Kennzeichen dürfen nicht zum Umklappen

eingerichtet sein^>; sie dürfen niemals verdeckt sein

und müssen stets in lesbarem Zustand erhalten wer-

den. 2- Der untere Rand des vorderen Kennzeichens

darf nicht weniger als 20 cm, der des hinteren nicht

weniger als 45 cm vom Erdboden entfernt sein.^* ^>

1) Verbot der Umklappeinrichtung (neu) versteht sich

eigentlich von selbst, da das KZ. mit dem Fahrzeug fest ver-

bunden sein muß (§ 7). Denselben Zweck verfolgt § 10 1 Satz 3.
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2) Verzierun gen (früher ausdrücklich verboten) sind

nur zulässig, soweit dadurch die Vorschriften der 7, 9 nicht

verletzt werden. Dies wird jedoch fast immer der Fall sein.

Nach einer Entscheidung des tribunal de simple poIice

de la Seine vom 2. Februar 1902 (Haber 57) sind leichte Ver-

unstaltungen eines der vorderen Erkennungsbuchstaben keine

Übertretung, wenn die Nummer mit demselben vollständigen

Buchstaben hinten deutlich sichtbar bleibt (Anwendung des

Grundsatzes, daß unerhebliche Fehler am Erkennungs-

zeichen den ordnungsmäßigen Zustand nicht aufheben).

3) Eigentümer und Führer sind dafür verantwortlich, daß

das KZ. vorhanden ist und sich in ordnungsmäßigem Zustand

befindet i§§ 4, 15, 28). Letzteres ist nicht der Fall, wenn es

durch Kleidungsstücke der Insassen verhängt oder in sonstiger

Weise verdeckt ist (vgl. früher Bremen, Lübeck § 10 a. E.).

Der Führer kann sich nicht damit entschuldigen , daß er von

der Verdeckung nichts gewußt habe, sondern er muß dartun,

daß er alle, verständigerweise geeigneten Maßregeln ergriffen

hat, um ein Verdecken zu hindern, insbesondere auch die

Insassen darauf aufmerksam gemacht hat (Entscheidung des

KZ., in Zeitungen abgedruckt. Ejigl. act IQ03, art 2 Abs. 4:

J>roves that he has takm all steps reasoiiably practicable to prevent

tlie mark being obscured or rendered not easily disti7if[^uishable)

.

Keine Verantwortung für Verstaubung des KZ. während
der Fahrt (Sch.-G. Hartenstein, AW. 1905, 544). Teilweise Ver-

deckung durch das Hintergestell ebenda 1721. Österreich § _^6:

Nötigenfalls sind die KZ. während der Fahrt öJUr von Staub

und Straßenschmutz m reinigen"

4) Amtl. Erl.:

„Je weiter das hintere KZ. vom Erdboden enUernt ist, um so besser wird

seine jeüerzeitige Erkennbarkeit gewahrt sein. Die Polizeibehörden haben daher

dttguf zu haltep, dafl d«t wo es die Bauart des Fahrzeugs gestattet, das hintere

KZ. mflgUchst hoch angehradit wird.**

5) Vgl. Berliner Droschken-O. § 2S.

§ 10.

(I) Während der Dunkelheit und bei starkem NebeP^

ist das hintere ^> Kennzeichen durchscheinend^^ so zu
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beleuchten, daß es deutlich erkennbar ist. An Stelle

der durchscheinenden Beleuchtung kann die Polizei-

behörde eine Beleuchtung von aufien zulassen, sofern

der Leuchtkörper oberhalb der Tafel angebracht ist

und die Erkennbarkeit des Kennzeichens dadurch

nicht beeinträchtigt wird.*> Die Beleuchtungsvor-

richtung muB so eingerichtet sein, dafi sie weder

vom Sitze des Führers noch vom Innern des Wagens
aus abgestellt werden kann.'>

(II) Bei Krafträdern *> kann die Polizeibehörde auf

Antrag von einer Beleuchtung des Kennzeichens

absehen.'^'

— Früher § 13 m. —
1) Dunkelheit und starker Nebel: s. § 3 Anm. 5.

2) Das vordere KZ. ist selbstverständlich auch dann nicht zu

beleuchten, wenn das Fahrzeug auf einer kurzen Strecke mittels

des Rückwärtsganges nach rückwärts f^hrt (s. AW. 1907,11).

3) Die durchscheinende Beleuchtung, welche vor

der früher üblichen große Vorzüge hat, ist erst jetzt durch

die Vorschrift des § 7 III Satz 2 (die Tafel kann BestandteU

einer Laterne sein) ermöglicht.

Amtl. Erl.:

„Nach den Vorschriften der § 7 Abs. 3, § 10 werden als hintere KZ. der

Kraftwagen in der Regel Transparentlaternen Verwendung finden. Auf-

gäbe der Indmtrie wird es sein, eine Ltteme herzutteUen, die sowold den

poUsdlidieB AnfördemageD als auch den Wttnsdien der Fahier entepriclii

Die PoHzeibehörden werden einstweilen ihr Augenmerk darauf zu richten

haben, daß die Vorrichtung ausreichend festvnbnut ist und daß sie es ermög-

licht, auch nach Eintritt der Dunkelheit die Lrkennungsnummer ohne Schwierig-

keit auf einige Entfernung feststellen zu kOnnen. Als Vorrichtungen» die den
Vorsckrlften der Verordnung schon jetzt genügen, sind auf 'Qrund der an-

gestellten praktischen Versuche die folgenden Systeme zu bezeichnen:

1. System t. ¥. A. Schulze. (Die Vorderseite der Laterne besteht aus einer

perforlertai weißen BtachtaMI mtt aufgenieteten KZ.)

2. System J. Sebwars. (Die Vorderseite der Laterne bestellt aus einer vollea

weißen Blechtnfel , die auf das Kennxeichen sckwars aufgemalt Ist; die

Schriftzeichen sind durchlöchert.)

3. System Dr. Dieterich - Helfenberg. (Die Vorderseite der Laterne besteht

aus einer weiften Blecbtafet, die In das KZ. eingeschnitten ist; hinter der

Vofderwand befindet Ott eine auswechselbsie Scheibe.)
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4) Amtl. Erl.:

„Neben der Transparentlateme kann von der Polizeibehörde in geeigneten

Fällen auch die Beleuchtung von aufien zugelassen werden. In der Regel

wird in solchen Fillen eine elektrische Lampe verwendet werden, die in der

Ponn eines Sclielflweffef» das Llciit von oben auf die Bleciitafel wirft Es Ist

bei dieser Art der Beleuchtung des Nummerzelchens unbedingt darauf zu achten,

daß die Lichtquelle ausreictaend stark ist und daß der I^mpenarm das KZ.
nicht verdeckt.

Ferner haben die Pollxclbeamten darauf liinxnwirken, da6 die Lampen
der Im Betriebe beflndlldien Pahracage stets aoticichend heU brennen.'*

^) Vgl. § 9 ni Anm. i.

6) Krafträder s. § i HI.

AintL Erl«:

„Omndsitzlich ist erwflnscht, daß auch bei Kraltrldem das ICZ. beleuchtet

wird. Von einer Beleuchtung des KZ. Ist daher nur dann abzusehen, wenn
nach der Bauart des Kraftrades der Ffllirer durch die Beieuchtungsvorrichtung

gefährdet werden würde."

Solche Gefährdung liegt vielfach vor, daher diese neue

Bestimmung (früher in Braunschweig kein KZ.-Beleuchtung).

Vgl. die neuere bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907:

J)u bei der Bdenchtung des rückseitigen KZ. der Krafträder nach dem
dermaligen Stande der Technik eine Gefährdung des Fahrers nicht aus-

geschlossen ist, so besteht keine Erinnerung dagegen, daß von der Ermächti-

gung zur Urngangnahme allgemein Gebrauch gemacht wird" (cf. § 7 Anm. 7).

Militärkrafträder sind von der Verpflichtung der Be-

leuchtuniT des KZ. gänzlich befreit (§ 29).

7) Weitere Ausnahmen von der BeleiTchtungspflicht machten

frühere W. mit Rücksicht auf Explosionsgefahr. So Provinz

Sachsen (bei Kraftdreirädern mit Benzinmotor, wenn durch

Anbringung einer Laterne Explosionsgefahr begründet wird,

was namentlich bei einem hinten angebrachten offenen Motor

der Fall sein konnte, sowie bei Krattzw cirädern) und Schleswig-

Holstein (wenn Beleuchtung des hinteren Erkennungsschiides

unausführbar oder wegen Explosionsgefahr bedenklich). Nach
dem jetzigen Stande der Technik erübrigen sich diese Aus-

nahmen.

§ 11.

(1) Der Verlust oder das Unbrauchbarwerden eines

Kennzeichens muß^^ der Zuteilungsstelle sofort an-

gezeigt werden.')
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138 B. Das Kraftfahrzeug (Poliz. Kennzeichnung). § 12.

(II)*> Tritt der Verlust oder das Unbrauchbarwerden

an einem Orte ein, von dem aus die Zuteilungsstelle

ohne Zeitverlust nicht erreicht werden kann, $0 ge-

nügt die Anzeige an die nächste für die Zuteilung

von Kennzeichen zuständige Behörde, die in der-

artigen Fällen das erneuerte Kennzeichen mit dem
Dienststempei zu versehen und, daß dies geschehen, in

derBescheinigung(§5Abs. 2) ersichtlich zu machen hat.

— Neue Vorschrift. —
1) Verpflichtet zur Anzeige ist zunächst wieder der

Eigentümer (vgl. §4!. §28); ferner aber auch der (nicht bloß

vorübergehende) Besitzer (s. o. § 4 Anm. 4). Auch der Führer

dürfte verantwortlich sein (§ 15).

2) Zuteilungsstelle: § 5 I II Sate 3, § 4I. Behörden-

überschrift: zur Überschrift I III S.36.

3) Zweck der Anzeige:

a) Verhütung von Mißbrauch, den ein Unbefugter mit dem
verlorenen oder unbrauchbaren KZ. treiben kann.

b) Ersatz des KZ. durch ein neues (mit gleicher oder

anderer £rkennungsnummer). Das neue KZ. ist wieder mit

dem Dienststempel (§ S i zu versehen (s. Abs. 2).

Das Fahren in der Zeit zwischen dem Verlust oder dem Un-

brauchbarwerden des KZ. bis zu seinem £rsats ist verboten (§6).

4) Zum Abs. 2 Amtl. Erl«:

„Die Vorschrifl des § 11 Abs. 2 verfolgt den Zweck, den Kraftfahrern den

Ersatz eines verloren gegangenen oder unbrauchbar gewordenen KZ. nach Mög-

lichlceit zu erleichtern. Die Polizeibehörden haben daher darauf Bedacht zu

nehmen, alle Anträge der in Betradit luMmnendeii Art schleunigit zu erledigen

und den Antragstellern unnOtIge Weiterungen zu ersparen.**

§ 12.

Die Anbringung mehrerer verschiedener Kenn*

zeichen ist unzulässig.

— Neue Vorschrift. —
1) Der Nachdruclc liegt auf „verschieden". Man kann

dabei:
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1 13. B. Das Kraftfahrzeug (Poliz. Kennzeichnung). 139

a) an KZ. mit gleichem Buchstaben (römischer Ziffer) und
Nummer, aber verschiedener äußerer Form und Ausstattung

denken; oder

b) an KZ., deren Inhalt (Buchstabe, Nummer usw.) eben-

falls verschieden ist (z. B. aus verschiedenen Polizeibezirken;

oder ein inländisches neben einem ausländischen, vgl. § 24 zu b).

Offenbar ist nur der Fall b gemeint, da nicht ersichtlich

ist, warum man das zugeteilte KZ. nicht z. B. noch an den

Seiten, wenn auch in anderer Form und Ausstattung, soll an-

bringen dürfen.

2) Selbstverständlich bleibt auch die Anbringung sonstiger

Bezeichnungen (z. B. Name oder Firma des Besitzers) neben

dem KZ. zulässig, vorbehaltlich des § 9 Satz i.

3) Verantwortlich sind wieder der Eigentümer, der (nicht

bloß vorübergehende) Besitzer (§11 Anm. i) und der Führer

(§ 15). Vgl. § 4 Anm. 4.

§ 13.

*>Bei Ausstellungen von Kraftfahrzeugen können

von der zuständigen Landespolizeibehörde ^> Aus-

nahmen von den Vorschriften der §§ 7, 10 mit der

Maßgabe zugelassen *> werden, daß für die an der

Veranstaltung teilnehmenden Kraftfahrzeuge die Füh-

rung eines besonderen Kennzeichens vorgeschrieben

wird, dessen Beschaffenheit im Einzelfalle von dieser

Behörde festzusetzen ist.') Soweit es sich um Kraft-

fahrzeuge handelt, die bereits in die polizeiliche

Liste eingetragen und mit einem Kennzeichen ver-

sehen sind, muß dies Kennzeichen auch während

der Ausstellung weitergeführt werden.*)

— Dieser Paraj^raph fehlt in Waldeck. —
— Neue Vorschrift. —

1) Zu besonderen Gelegenheiten (z. B. Gordon Bennet-

Rennen s. o. § 7 Anm. i) wurden auch früher schon besondere

KZ. zugelassen, jedoch immer nur durch besondere Polizei-VV.
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140 C. Der Führer des Kraftfahrz. (Eigensch. d. F.). S >4*

2) Zuständige JLandespolizeibehörde: s. zur Überschrift i II

C. S. 35.

3) Nur Ausnahmen von §§7, 10, nicht von §§4—6, 8, 9, 11, 12.

4) Zulassung der Ausnahmen wird nicht durch einfache

zuzustellende Verfügung (Hue de Grais 326), sondern durch

eine (zu publizierende) Polizeiverordnung zu erfolgen haben.

5) Amtl. Erl.:

„Das hier vorgeschHebene Verfahren hat nur bei denjenigen Fahrzeugen

Platz zu greifen, die ein KZ. bisher nicht geführt haben. Insbesondere werden

bterii«! ntue, nun Vefkaitf^ fwtellte oder zur Bc^htigung und Erprobung

vorgcfOlirte Wagen in Betracht Icommen."

(Schleswig-Holstein): »Die Art der Kennzeichnung ist gei^jebenenfalls zwischen

der Polizeibehörde, welche die Veranstaltung genehmigt, und der gemAfi g 4 ffir

die Zuttituiiü der Kennzeichen zuständigen Behörde zu vereinbaren.'

<)) Nicht neben, sondern an Stelle des besonderen Aus-

stellungszeichens (s. § Ii).

C. Der Ffihrer des Kraftlahrzeugs.

a) Bigensoliaften dem Vührars.

§ 14.

(In Waldeck § 13.)

01-3) i^gg Führen von Kraftfahrzeugen ^> ist nur

solchen Personen gestattet und darf nur solchen Per-

sonen überlassen werden ^\ die mit den Einrichtungen

und der Bedienung des Kraftfahrzeugs völlig vertraut

sind'^^^^und sich hierüber durch ein von einer sachver-

ständigen Behörde oder einer behördlich anerkannten

Stelle ausgestelltes Zeugnis*^ ausweisen können. Das

Zeugnis ist der Polizeibehörde des Wohnorts des

Führers zur Kenntnisnahme vorzulegen und von

dieser, sofern gegen die Zuverlässigkeit und Be-

fähigung der betreffenden Person Bedenken nicht

bestehen, mit einem hierauf bezüglichen Vermerke

zu versehen.^^) Der Führer hat das Zeugnis bei sich
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^ § C. Der Führer des Kraftfahrz. (Eigensch. d. F.). 141

ZU führen und auf Verlangen den zuständigen Be-

amten vorzuzeigen.

(II) Personen unter 18 Jahren ist das Führen von

Kraftfabrzeugen, insbesondere auch von Krafträdern,

nicht gestattet.^*)' Ausnahmen können von der Polizei-

behörde mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters

zugelassen werden. ^*~^*>

1) Amtl. Erl.:

»Die Vorschriften der ^ 14—19 finden nicht allein auf berufsmäßige Kraft-

filirer ^ItauHdue), sondern audi auf alle amtortn Penonen Anwendung, die

dauernd oder vorOberfdieDd ein Kraftfahrzeug fflhr^L"

2) Der Name „Führer** Ist mit Recht an Stelle des Wortes
Chauffeur gesetzt, welches -nur historisch aus der Entstehung

des Kraftfahrzeugsvom Dampfwagen zu erklären ist (s. § i IV3).*)

8) Über die Notwendigkeit einer Prttfnng und eines Be^

fähigungsnachweises herrscht unter Automobilisten und Nicht-

automobilisten nur dne Stimme (vgl. belgischer Automobil*

kongreß, AW. 1903, 1244).^) Die genauste Kenntnis der

dnzelnen Teile des Motors und ihres Zusammenwirkens ist

vollkommen unerläßlich, damit der Führer jede Betriebsstörung

in ihren Ursachen sofort erkennen und daher beseitigen kann.

Nicht bloß der Benzin- und der Dampfwagen, sondern nament-

lich auch das Elektromobil „cxige une connaissance appro-

fondie de la m6canique, diflßcile ä rencontrer dans les foules

ainsi qu'une prudence de conduite qui n'est pas donn^e ä tout

le monde" (Forestier aufdem internationalen Automobiikongreß

in Paris 1900, Vhdlgn. 49).

Demgemäß forderte Professor Lutz (MW. 1904, 313) ähnlich

wie für Lokomotivführer eine gewisse Arbeitszeit in einer

Automobilfabrik, welche den Führer längere Zeit und auch

bei schwierigen Aufgaben beobachtet und ein ausführliches

Zeui^nis ausstellt, worauf dann noch eine Prüfung durch Sach-

verständige zu erfolgen hätte.

•) S. MelU Kodif. 96.

**) Ein entgegenstehender Antrag auf dem Pariser internat. Aut-Kongr.

1900 wurde zurOck»^ezo>^en (Vhdlgn. £81). — Loubet flbcr die Eigenschaften des

Führers s. AW. 1905, 1482.
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142 Der Führer des Kraftfahrz. (Eigensch. d. F.). § 14, *.

An mehreren Orten sind bereits Chauffeurschulen ent-

standen, z. B. in London, am Teduulrani in Aachaffenburg in

Bayern u. a. Der Unterricht auf der letzteren z. B. zerfällt in

einen theoretischen und einen praktischen Teil. Der erstere

umfaßt die Lehre vom Motor, von der Dampfmaschine wid
von der Elektrizität, soweit solche bei dem Kraftfahrzeug in

Betracht kommt Der praktische besteht in FahrObungen

jeder Art, im Montieren mid Demontieren von Motorfahrzeugen,

in Reparaturen usw. Jeder Kursus umfafit durchschnittlich

zehn Wochen und schließt mit einer strengen Prüfung ab

(AW. 1904, 998. Vgl. Schönfeld ebenda 1319. Berl. HL Ztg. 1904,

841, Ztach. MMV. 1905, 435, 15t, 452. AW. 1906 Nr. 25, 38, 3s,

34. — Michaelis, Wagenl&hrerbemf, AW. 1906 Nr. 61 ff.).

Auch in die technischen Hochschulen hat der Auto-

mobllismus seinen Einzug gehalten (Kolleg von Prof.von Borries

in Chariottenburg mit Übungen s. MW. 1904, $12. Vgl. Lutz,

Aut-Bau- und Hochschule, MW. 1905, 660)..

In Deutschland hatte unter anderen der Verband zur Re-

gelung des deutschen Automobillenkerwesens die Ausbildung

der Führer in die Hand genommen und darüber auf dem
5. Deutschen Automot^tage in Breslau 1904 Bericht erstattet

(AW. 992 f). Nach der Ansicht des Verbandes sollten zu

Führern in erster Reihe Leute verwendet werde«, die als

Schlosser, Marinemaschtnisten oder als Soldaten der Verkehrs-

truppen eine sachgemäße Vorbildung erhalten haben, doch
sollten auch Angehörige anderer Berufe, wenn sie «ch sonst

als brauchbar erweisen, nicht ausgeschlossen bleiben. Der
Grundgedanke des Verbandes war, daß die Verbandsvereine

die Überwachung der Führer übernehmen und sich die be-

stehenden Gelegenheiten, Ausbildung in Fabriken, größeren

Reparaturwerkstätten, technischen Schulen usw. zu nutze

machen. Diese Ideen sind allerdings bis jetzt im wesentlichen

unausgeführt geblieben.

4) Die Prüfung und Bescheinigung ist auch bei Führern

von Krafträdern notwendig.

In Frankreich werden für Krafträder unter ißo kg

Sfezialzeugnisse auf Grund erleichterter Prüfung ausgestellt.

Die Frage» ob man den Lenkern einer gewissen Klasse von Fahr-
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§ i4i ^ C. Der Führer des Kraftfahrz. (Eigensch. d. F.)* 143

zeugen die Lizcnzpjlicht ganz erlassen könnte, ist voyi der fran-

zösischen außerparlamentarischen Kommission verneint worden.

5) Ist die Anordnung des Befflhigttngsmichweises gesetz-

lich zulässig?

Das Führen von Kraftfahrzeugen kann zu verschiedenen

Zwecken geschehen*):

a) Der Führer fährt rein privatim, ohne gewerblichen

Zweck.

b) Der Führer betreibt das Führen von Kraftfahrzeugen

als solches gewerbsmäßig und zwar selbständig.

c) Der Führer betreibt das Führen von Kraftfahrzeugen

als Gewerbegehilfe eines andern, und zwar entweder:

a) als Gewerbegehilfe eines öffentlichen Fuhrbetriebsunter-

nehmers (Omnibus-, Droschkenfuhrer), oder

/?) als Gewerbegehilfe eines sonstigen Gewerbetreibenden

(z, B. Führer eines Brauereifahrzeugs).

Zu a) Für die Fälle eines privaten Fahrens ist das Er-

fordernis eines Befähigungsnachweises zulässig auf Grund des

§ 6 PVG.
Zu b) Der selbständige gewerbsmäßige Betrieb des Füh*

rens von Kraftfahrzeugen fällt unter die Gewerbeordnung.
Nach dem Prinzip der Grewerbefreiheit (§ i) kann jedermann

dieses Gewerbe betreiben, soweit nicht durch die Gewerbe-

ordnung selbst Ausnahmen vorgeschrieben oder zugelassen

sind. Eine solche Ausnahme gibt der § 37 GO. für die

Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs innerhalb der Orte

durch Wagen aller Art, sowie für das Gew^erbe derjenigen

Personen, welche auf öffentlichen Straßen ihre Dienste an-

bieten. Auf diese Vorschrift kann jedoch § 14 GZ. nicht ge-

stützt werden. Denn § 37 GO. gestattet die Regelung dieser

Gewerbe nur den Ortspolizeibehörden, also ausschließ-

lich im Interesse lokaler Bedürfnisse. Die GZ. sind aber keine

Orts-, sondern eine landespolizeiliche V,

Trotzdem ist § 14 für rechtswirksam zu erachten. Denn
durch § I GO. sind Beschränkungen, welche reichs- oder

landesrechtlich dem Gewerbebetrieb aus anderen als aus

*) Vgl. Bürner, dss richtige Verhältnis zwischen dem Motoiwageabetitzer

und dem MotorwagenfiUirer in Privatdiensten, Berlin 1907.
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eigentlich gewerblichen Gründen gegeben sind, nicht beseitigt,

die Gewerbetreibenden und ihr Hilfspersonal sind nicht von
der Beachtung derjenigen Beschränkungen entbunden, welche

sich aus allgemeinen polizeilichen, teils in Gesetzen» teils in

Polizeiverordnungen enthaltenen Vorschriften ergeben und die

auf jedermann, er mafj ein Gewerbe betreiben oder nicht,

Anwendung finden (KGJ. 6, 31a Rohrscheidt, Gewerbe-O. i 41).

Eine solche Vorschrift ist § 14: eine Sicherheitsmaßregel

bezüglich aller Kraftfahrzeugführer, gleichgültig ob sie ein

Grewerbe betreiben oder nicht.

Zu c. Das Prinzip der Gewerbefreiheit bezieht sich nur

auf selbständige Gewerbetreibende, nicht auf Gewerbe-

gehilfen (RG. vom 9. März 1891; 27, 259; OVG. 2, 3 18 ff.; Rohr-

scheidt § I Anm. 20). Jedoch begreift nach § 41 GO. die

Befugnis zum selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes

das Recht in sich, in beliebiger Zahl Gehilfen jeder Art anzu-

nehmen, und in der Wahl des Hilfspersonals finden keine

anderen Beschränkungen statt, als die durch die GO. fest-

gesetzten. Eine solche Beschränkun<7 wäre der J> 37, der

jedoch aus den oben erwähnten Gründen auf die vorliegende V.

keine Anwendung findet. Vielmehr ergibt sich die Zulässig-

keit des § 14 für gewerbec^ehilfliche Kraftfahrzeugführer aus

dem oben erwähnten Grundsatz: der Führer muß sich den für

jeden Privatmann geltenden Vorsciiriften unterwerfen.

Eine andere Frage ist, ob die Entziehung der Fahr*

«riaubnis gesetzlich begründet ist. Hierüber s. § 37.

6) Wer ohne genügende Qualifikation fährt, begeht eine

strafbare Übertretung (§§ 14, 28) und ist für den angerichteten

Schaden zivilrechtlich (BGB. § 823) und strafrechtlich (z. B.

StGB. § 230) verantwortlich. Zu % 230 StGB. vgl. RG. 8. Mai 1906

2. f. R. Bayern 319, JW. 607

:

Bezüglich des Angestellten, der sich im Lenken
von Kraftwagen erst ausbilden wollte, fehlte die

Gewißhdt, daß er schon zur Zeit des Unfalls aus solchem

Lenken ein Gewerbe machte, oder daß er als Lehrling

oder Gehilfe in dem von einem andern betriebenen Ge-

werbe des Lenkens von Kraftwagen tätig gewesen ist.
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Verschulden Ufft darin, daß er die Lenkung auf

verkehrsreichen Straßen übernahm, ohne im Besitze
der erforderlichen Übung und geistigen Fähig-
keit zu sein, nicht in der infolge Kopflongkett un-

richtigen Bedienung des Steuers.

Verantwortlich für die Überlassung der Füh-
rung sind ferner der Eigentümer, der (nicht bloß vorüber-

gehende) Besitzer und ev. auch der Führer, der die Führung
an eine nach § 14 ungeeignete Person abgibt (Brandenburg

und Westpreußen sprachen diese Verantwortlichkeit früher

ausdrücklich aus. Vgl. jetzt § 16 I S. 2 a. E.).

Das in § 14 ausgesprochene Verbot der Überlassung der

Führung an ungeeignete Personen erhebt die diligentia in

eügendo und custodiendo (BGB. §831)*) aus einer bloß

zivilrechtlichen zu einer strafrechtlichen Pflicht. Die

strafrechtliche Verantwortlichkeit erstreckt sich jedoch (anders

als die zivilrechtliche) nicht auf die moralische, sondern nur

auf die technische Befähigung des Führers.

a) Der Eigentümer oder Besitzer ist strafbar, wenn er sich

vor der Überlassung des Fahrzeugs von der technischen Be-

fähigung und dem Vorhandensein des Zeugnisses nicht über-

zeugt (culpa in eligendo).

Nach RG. (18. Dezember 1905, Ztschr. für Rechtspflege in

Bayern 1906, 208) genügt der Herr seiner diligentia in eligendo

bezüglich eines Kutschers, wenn er sich die Zeugnisse vor-

legen läßt, und bei der letzten und vorletzten Dienstherrschaft

persönlich erkundigt. — Es genügt nicht, daß der Herr

über den Kutscher nichts Nachteiliges erfährt. Er muß viel-

mehr positive gute Zeugnisse oder gute zuverlässige Auskünfte

über ihn erhalten (RG. 20. September 1906, Gruchot 51, 6ooflf.).

Vgl. für die zivilrechtliche dilig. in elig. RGJW. 1904, 28S; RG.

14. Juni 1906, Sächs. Arch. ^, 107.

Vgl. Öst. KreisG. Leitmeritz, Öst Zentralblatt 1906, 594:

zivilrechtliche Haftung des Eigentümers, dessen Führer den

fieföhigungsnachweis erst 4 Tage nach dem vorgefallenen

«) Vgl. Gsterr. BOB. § 1315.

Isaac, Automobil - Recht 2. Aufl. lo
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Unfall erbracht hat. — Öst. Ob. Gerichtshof 22. Januar 1902

(Pfaff 39 Nr. 173: Anstellung eines zu jungen Kutschers). —
RG. 8. Dezember 1905 (AW. 1906 Nr. 16: Verschulden durch Be-

stellung eines noch nicht 17jährigen Burschen ohne maschinen-

technische Kenntnisse zu einer 60 km langen Fahrt auf einem

den Führer unbekannten Wege).

b> Der Eigentümer oder Besitzer ist femer strafbar, wenn
er die Ffihning des Fahrzeugs dem Führer weiter flbertäßt»

nachdem sich seine technische Unfähigkeit herausgestellt hat.

Vgl. Öst. Ob. Gerichtshof 20. April 1906, Öst. Zentralblatt 1906»

594 (sivilrechtlich; außerordentlich weitgehend!).

Nicht strafbar hingegen ist die Weiterbeschftftigung eines

Führers, dem nach § 37 das Zeugnis entzogen ist, weil § 27

rechtsungültig ist.

7) Das Fllliren von Kraftfahraengeii (auf öffentlichen

Wegen, s. Oberschrift vor § i) setzt voraus:

a) Die allgemeine Zuverlässigkeit Dies ergibt sich aus

Satz 2 und § 27. Die süddeutschen VV. hoben es früher aus-

drücklich hervor. Eine Bestrafung trifft jedoch weder den
Eigentümer oder Besitzer, noch den Führer selbst wegen all-

gemeiner UnZuverlässigkeit, sondern nur wegen Zuwiderhand-

lung gegen bestimmte Vorschriften.

b) Das völlige Vertraotselii • mit den Einrichtungen und
der Bedienung des Fahrzeugs.

Die GZ. erfordern Befähigung und Befähigungsnachweis.

Wer also trotz erhaltener Bescheinigung mit Einrichtung und
Bedienung des Fahrzeugs nicht völlig vertraut ist, handelt der
V. zuwider. Ebenso entbindet die Bescheinigung den Eigen-

tümer und Besitzer nicht von der Verantwortlichkeit, wenn
der Führer sich trotz der Bescheinigung als ungeeignet heraus»

stellt (§ 28).

c) Zeugnis, s. u. Anm. 8.

8) Zeugnis. Über die behördlich anerkannte Stelle vgl.

vgl. 4 II und die dort abgedruckten Ministerialverfflgungen»
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Bekanntmachungen von Sachverständigen s. Amtsbl. Potsdam

1903, 63. 337. 386. 1904> 34- 157- 1906, 139'

Bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907:

Jta» Bayerische Automobil-Klub bat von der K. P(d.-Dft.

Mfincben in jedcneit widerruflicher Weise die behördliche Anerkennung 2uir

Ausstellung solcher Zeugnisse erhalten. Demnach sind die Zeugnisse des

Klubs von allen Distriktsverwaltungsbehörden bis auf Weiteres als Zeugnisse

einer behördlich anericaniiten Stalle Im Sbmt dei 1 14 Abs. 1 anzuerkennen.

Die Zengnisse müssen ohne RUcksIdrt MtdeaWdtanortdermltdenelnsdnen
Prüfungen betrauten Mitglieder vom Vorstande des Klubs ausgefertigt werden.

Die Befugnis sonstiger behördlich anerkannter Stellen und sachverst&ndiger

Behörden zur Ausstellung von Zeugnissen bleibt unberührt."

Muster.

(Zeugnis für FQhrer.) (Faibe: grün.)

Auf Grund des § 14 der Verordnung betr. den
Verkehr mit Kraftfahrzeugen, vom 19

wird dem

geboren am „ in wohn-
haft in bescheinigt, daß er mit den Ein-

richtungen und der Bedienung von Kraft mit

-Betrieb völlig vertraut ist.

. , den , 19

Behördlich anerkannter SachventiaAger.

Gesehen mit dem Anfügen, daß
gegen die Zuverlässigkeit und Be-
fähigung der vorstehend bezeichneten
Person Bedenken nicht bestehen.

...... ..................f den ...«•..^............... 19

(StempeL)

10*
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148 Führer des Kraftfahrz. (Eigensch. d. F.)- § 14, *•

A. Selbstverständlich hat der Ausstellung des Zeugnisses

eine Prüfung durch den Aussteller voranzugehen. Art und

Umfang der Prüfung sind dem Sachverständigen überlassen.

Als Vorbild können die nachfolgenden Grundsätze des franzö-
sischen Zirkulars vom 10. April 189g Art. 11 gelten:

a) Die Prüfung besteht in der Lenkung eines Lahrzeui:;s von

der Art desjenigen, welches der Kandidat zu führen beabsichtigt,

b) Der Prüfende nimmt auf dem Wagen mit Platz.

c) Der Prüfende hat besonders zu achten auf die Vorsicht,

Kaltblütigkeit und GeistesgC'genxi'art des Kandidaten, die Richtigkeit

seines Blicks, die Sicherheit seiner Lenkung, seifte Geschicklichkeit

im Verändern der Geschwindigkeiten Je nach Bedürfnis , die

promptheit in der Anwendung der Bremsen und die Empfindung

für die Bedürfnisse des Verkehrs auf öffentliclun Wegen.

d) Der Prüfende richtet Fragen an den Kandidaten über

die Rolle und A?m>endung der verschiedenen Hebel, Pedale oder

Handgriffe, über die Vorbereitungshandluyigen zur Ingangsetzung

des Fahrzeugs , über die Mittel zur Beseitigung der einfachsten

Zwischenfälle, welche utiterwegs eintreten Iwnnen. Diese Fragen

sollen kein theoretisches Examen darsteUen, sondern die praktischen

Kenntnisse des Kandidaten erproben.

e) Die Führung von Fahrzeugen mit Wasserdampf

'

motoren erfordert spezielle Kenntnisse und eine ganz besondert

Aufmerksamkeit (vgl. Baudry de Saunier 22ff).
Der Kandidat muß vertraut sein mit den Sicherheitsbedingungen

im Gebrauch der Generatoren (Dampferzeuger) , mit der Rolle

und zweckmäßigen Befragung der Sicherheitsapparate, mit den

nötigen Maßnahmen zur Erhaltung richtiger Angaben und guten

Funktionierens dieser Apparate, und mit den erforderlichen Maß-
rtgtln im FeUU Wassermangels, Feuersgefahr oder übermäßigen

Dampfdrucks.

Italien: Fragen und Probefahrten. Prüfung soll streng

(completo e rigoroso) sein und ist so lange auszudehnen oder so

oft zu wiederholen, bis der Beamte die volle, absolute Überzeugung

der Befähigung des Kandidaten erlangt hat. Probefahrt unter

möglichst schwierigen Bedingungen auf Straßen mit Abhängen,

engen Kurven usw. Kandidat muß verschiedene weite und enge

Wendungen, Geschwindigkeitsänderungen, plötzliches Aniiaiien,
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§14,*-*. C. Der Führer des Kraftfahrs. (Eigensch. d. F.). 149

Bremsen und alle anderen in der Praxis vorkommcHden MaiUfoer
aus/akrm (Norm § III),

Österreich: die Prüfung hat sich auf den Nächweis Jemr
Kenntnisse dir maschinellen Minrichtungen vonKFm, m erstrechen^

welche zur sicheren Führung eines FZ. der vom Gesuchsteller he*

zdchneien Gattungen er/orderlich sind. Außerdem Probefahrt
am Nachweis der prahtischen Fahigheit war Führung eines

seilchen FZ.

fi. Das Zeugnis kann sich auf alle oder bestimmte Fahr*

sengarten beziehen. Man wird die folgenden fransösischen

Grundsätze anwenden können:

„Obwohl es wünschenswert ist, möglichst wenig Kategorien

m schaffen und Jedem Zeugnis eine so große Allgemeinheit

zu gehen, wie es die Fähigkeiten und Kenntnisse des Antrag-

stellers gestatten, so wird es doch im allgemeinen notwendig

sein, die Natur der Energiequelle derjenigen Fahrzeuge zu

spezifizieren , in deren Führung der Kandidat für tauglich

öe/undCTi worden ist, und oft sogar die Tragweite des Zeug-

nisses noch mehr zu begrenzen durch die Bczeichnuyig eines

bestimmten Fahrzeugsystems , wobei es dem Kandidaten frei-

steht, das Zeugnis erweitern zu lassen, indem er sich in der

Führung vcfschiedener Fahrzeuge prüfen läßt."

Italien: Zeugnis für bestimmte Energieart. In Schleswig-

Holstein wurde früher die Bescheinigung für die von

dem Kandidaten bediente Fahrzeuggattung ( Benzin -
,

Gas-,

elektrische usw. Motore), ausgestellt, in Hamburg wurde der

Fahrschein sogar nur für ein bestimmtes Fahrzeug erteilt

(ähnlich in einigen Staaten der Union, s. u.).

Jn der Schweiz wird Beschreibufig , Nummer und Gewicht

des Wagens in die Karte aufgenommen.

C. Die Kosten der Prüfung sind keine Kosten der Polizei-

verwaltung, sondern Privatkosten des Führers, die dieser zu

tragen hat. Vgl. Sächsische Gebührenordnung im Gesetz vom
30. April 1906 (Vollmer 45). Der Anspruch der prüfenden Be-

hörde oder des Sachverständigen ist rein privatrechtlicher

Natur und im Wege des Zivilprozesses geltend zu machen.

9) Polizeibehörde: s. Übersidm zur Überschr. vor § i

Anm. lUI S. 36if.



ISO C. Der FOhrer des Kraftfahn. (Eigensch. d. F.). § 14,^*.

10) ZnveiiiBsigkeit s. o. Anm. 7 a«

Die technischen und polizeilichen Kenntnisse nützen dem
Führer nichts ohne eine allgemeine Ausbildung seiner physi-

schen und moralischen Eigenschaften. Er muß zunächst ein

gutes Au^G besitzen, auch ein feines Ohr, welches gewöhnt
ist, jede Unregelmäßigkeit im Gang des Motors sofort wahr-

zunehmen (Müllendorf 42 f.). Dies ist um so wichtiger, als

beim schnellen Fahren das Fahrzeug fast über dem Pflaster

schwebt und Stoß und Widerstand beinahe unbemerkt bleiben.

Der Führer soll ferner lernen, in allen Situationen Kaltblütig-

keit zu bewahren. Endlich müssen ihm die vom OLG. Colmar
unter Billigung des RG. formulierten moralischen Eigenschaften

innewohnen: Besonnenheit, Charakterstärke und ein Gefühl

der Verantwortlichkeit, die er im Hinblick auf die Gefahren

des Gefährtes für den Verkehr dem Publikum gegenüber auf

sich nimmt; nicht nur das Vermögen, sondern auch der ernste,

aus der Achtung vor der öffentlichen Ordnung und vor der

Persönlichkeit der Mitmenschen entspringende Wille, jede

Gefährdung anderer Personen zu vermeiden" (OLG. Colmar

vom 3. November 1903, Recht 7, 551, RG. 28. März 1904» JW".

2S8f. Vgl. Isaac MW. 1904, 239).

Die bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907 sagt hierzu:

„In dieser Hinsicht ist zu beachten, daß es für die Zuverlässigkeit und

Befähigung eines Führers nicht nur auf die Kenntnis der maschinellen Ein-

richtungen des Fahrzeugs und ihrer Handhabung ankommt, sondern ganz

iMSonders tnf die körperliche und geistige Flbiglceit, dasPalirceug aucli

auf verkelirsreichen Straßen und unter den schwierigsten
Verhältnissen mit Ruhe, Sicherheit und Geistesgegenwart zu
führen. Hiertiber, insbesondere über den Vollbesitz des Seh- und Hör-

vermögens wird die Distriktsverwaltungsbehörde in der Regel das Gutachtca

eines amtlichen Arates einheten. Ferner hat sich dieselbe fiber das Vor-

liandensein derjenigen sittlichen Eigenschaften, welche ffir ein

rflcksichtsvoiles Verhalten gegen andere volle Oewihr bieten,

SU vergewissern.

Da der Kraftfahrer die entscheidende Probe seiner Befähigung und

Zuverllssigkeit eigentlich erst durch eine länger dauerndeÜbung im

Verkehre auf WentUchen StiaBen ablegt, so werden die Distrlkttvecwaltaags-

bchSrden ihr Augenneik- auch darauf zu richten haben, äb diese Probe

nach angemessener Frist als bestanden erachtet werden kann, und vcr-

anlaßtenfalls das Zeugnis nach §27 der oberpolizeilichen Vorschriften (s.u.)

einziehen."
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8 14,"'". C. Der Führer des Kraftfahrz.(Ei^enscit. AT.). 151

Für die Würdigung des peMönHcheM'Vcrhaltfl'ilslist.selbs^ .*\

bei Vorliegen einer gerichtlichen: Bc^fi^a-fun-g r.i.chU die

Bestrafung an sich, sondern nur der 'dec BestrafäcW; ,äigrunde

liegende Tatbestand in Betracht zu ziehen (Entsch. d. bayr.

Verwalt.-Ger.-Hofs v. 21. November 1906, Reger Bd. 27; bezieht

sich auf § 33 11^ Gew.-O.).

11) Durch den Vermerk wird die Befähigung und gleich-

zeitig die Zuverlässigkeit als dem § 14 entsprechend polizei-

lich anerkannt Rechtsmittel gegen Versagung des Vermerks

s. § 5 Anm. 4 S. tia.

Ohne den Vermerk ist die Bescheinigung nicht vorschrifts-

mäßig. Militärpersonen bedürfen keines polizeilichen Ver-

merks (§ 29). Ausländische Zeugnisse s. § 24 c. Listen über

die Vermerke in Sachsen Dienstanweisung Nr. 9, Vollmer 45.

Sigmarlngen schiebt als Sats 3 ein:

.Lieft ein Zeugnis nldit vor, so wird ein solcfaes von dem Obenrntmann

unter den vorstebendeo Vocauss^sunieii tii*gestdlt*

12) Mitführung des Zeugnisses s. § 5, II Anm. 9 S. 118 und

§ 15 Anm. 4.

13) Altersgrenze (früher § 23).

a) Auch besfiglich der Altersgrenze herrschte früher in

Deutschland bunte Mannigfaltigkeit. Wenn der Franzose Haber

(81) tadelti daß in Frankreich keine Altersgrenze vorge-

schrieben sei, so ist dem gegenüber zu bemerken , daß jede

solche Grenze etwas Willkürliches hat und daß eine Prüfung

der Reife im einzelnen Fall vielleicht vorzuziehen ist. Jeden-

falls ist die Grenze von 18 Jahren am besten gewählt (vgl.

AW. 1904, 25 bezüglich Schleswig-Holsteins 1905, 1122).

Die Vorschrift gilt selbstverständlich nur für das Fahren

auf öffentlichen Wegen und Plätzen (s. Überschrift vor § i).

b) Für andere Fuhrwerke beträgt das Mindestalter in

Berlin 16 Jahre (Straßen-O. § 15). Wo die Altersgrenze für

Droschken- und Omnibuskutscher höher ist als 18,

behält es für Kraftdroschken und -Omnibusse sein Bewenden

(§ 1 II. — BerHn Droschken-O. § 46: 21 Jahre).

c) Fährt eine Person unter 18 Jahren, so macht nicht nur

sie selbst, sondern auch der Eigentümer oder Besitzer sich
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152 C. Der Führer des Kraftfahn. (Eigensch. d. F.). § M*^*^'**

# «* *'*
/; .-strÄrbarv f^gl: •§ Ein Vertrag mit einer Person unter

i8 Jahr.en , wdr^er : auf Führung eines Kraftfahrzeugs auf

Verkrehrs^j^^R giÜ^CihXßt ist, würde nichtig sein (BGB. § 154,

EG. ärt 2).

d) Eine Person über 18, aber unter 21 Jahren muß für

befugt gelten, die Erteilung des Fahrscheins selbständig za
beantragen.

e) Das Recht zur Znlassiing von Ausnahmen stammt aus

der alten bayrischen V.

AmfL Erl.:

Jm FaOe der BewQligiiiig ebur AuanslunefemU § 14 Abs.2 litt die PoUsd-
bdiörde eliieii entsprectacndM Vcmierk In das Ztngnls dnintncciL*

14) Das Geschlecht des Fahrers ist gleichgültig (in Wien
hatte eine Bezirksvertretung einmal beantragt, nur Männern
die Fahrerlaubnis zu erteilen).

15) Kraftdroschken: Kletdmig Berliner Droschken-O.

§ 23, Befähigung § 35, s. Anhang.

16) Ausland,

A. Belgien. Brüssel: Befähigung und Alter voniS Jakren.

Keine Prüfung,

B. Frankreich. Zeugnis des Präfecten des Departements

auf Grund Berichts des servicc des mims. Keine Altersgrenze.

Prüfung s. 0. Anm, 4, 8a.

C. Großbritannien, Lizenz vom Grafscltaftsrat, immer

auf 12 Monate. Alter Jj Jahre, beim Motorrad 14 Jahre.

Lizenz für Motorwagen erstreckt sich auch auf Motorräder, nicht

. aber umgehehrt.

Muster einer Lizenzurhunde:

No
Motor car Act, igos.

County \

or \ of . , ,

,

County Borough )

License to drive a motor car {or motorcycle).
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§ 14,^** C. Der Fahrer des Kraftfahrs. (£igensck. d. F.). 153

A. B., of , is hereby licensed to drioe a Motor Cor (or

Motor CyeU otüy) /or fhe period 0/ iweive motttkr front the , , *

.

äanf of untü tkc day ^ ...... . inclusive.

Clerk to ihe Couniy Council

or Town Clerk or duly mtthorised officor,

NB. Partlcalars of «ny. endonement of any Uccooe picvloady Md by tbe

pcnon licensed must be entered ob (he tadt of thU licenoe.

D. Italien. Prüfung durch Zivilingenieuramt und certificato

d'idoneitä des Präfecten. Scliein mit Photographie, auf dem
die Übertretungen vermerkt werden,

E. Österreich, a) Altersgrenze 18 Jahre.

h) Gesuch um Prüfung mit Angabe der Gattimg oder der

Gattungen von Fahrzeugen, für die die Prüfung abgelegt

werden soll.

c) Prüfung vor dem von der politischen Landesstelle bestellten

Prüfungskommissar (s. 0. Anm. S).

d) Erteilung eines Zeugfiisses über die bestandene Prüfung.
e) Erteilung der „Fahrlizenz" durch die politische Bezirks-

hehffrde des Wohnorts. Angabe der Fahrzeuggatiung in der Ldtenz

und Beifügung der Photographie.

f) Kein Liunzzwemg hei einspurigen Fahrzeugen*

F. Por tugal. Befähigungsnachweis. Alter 18 Jahre.

G. Schweiz. Befähigungsnachweis. Karte mit Photo-
graphie des Führers, Beschreibung , Nummer und Gewicht des

Wagens , Dauer der Bewilligung und Auszug der Konkordats'
Verordnung. S.o. Anm. 8B.

H. Spanien, Befähigungsnachweis und Erlaubnis des Gow
verneurs.

/. Vereinigte Staaten.

/. Lizenzzwang ausdrücklich verboten in Kalifornien^

Connecticut, Florida, Iowa, Michigan, Nebraska, New York,

Süd-Dakota, Washington, meistens jedoch mit Ausnahme
für deft öffentlichen Fuhrbetrieb.

JI, Registrierung der Fahrer ohne Prüfung: Florida,

Missouri, Pennsylvanien [die Registrierung. gUt hier als

Lizenz für das Fahrzeug], West- Virginia,



154 C Der Führer des Kraftfahrz. (£igensch. d. F.). § 1$.

///. Befähigung und Lizenz (,fiperat9r*s Ucms^*) 9orge>-

schrieen in (^bimiia, Main$,Massaclmseits, IhmHampskire,

Newjeruy, Vermont.

In Delamare und Minnesota ist Fakrbefäkigung des

Eigentümers» Jedoch ohne Prüfung, vorgeschriAen, also

Verguickung von Fahrlizenz und Fahrzeugh'zenz (s, o. § S
Anm, iji).

In New Jersey gilt die Lizenz für eine hestimmte Fahr-

zeughlasse (die Jüassen hestizmen sich nach den PS.) und

für diejenigen Fahrzeuge, welche weniger Pferdtkräfte haben.

Lizenz oft nur auf ein Jahr güUig. Für tfffenHiehen

Fuhrhetritb wird mohrfach eint SpeaalUztnz (professional

Chauffeur^s Hcense) gefordert.

IV. iMmUM im Fahren: in Columbia hein Lizenzzwang für
Lernende. Der Lernende ist von einem zugelassenen Fedsrer

zu begleiten, der die poUziiUche Verantwortung trägt.

Newjersey: besondere schriftliche Erlaubnis zum lernen

für bestimmt Zeit, höchstens j fVochen, unter Aufsicht eines

zugelassenen Fahrers. Beide sind für alle Obertretus^en

verantwortlich.

V. New Jersey verbietet das Fahren ohne Erlaubnis des Eigen-

tümers (furtum usus! wichtig für die Haftpflicht] vgl.

Gegenentwurf § i Abs. 3 und Begründung dazu S. fj. *)

VI, Altersgrenze New Jersty 16, Fennsylvanien 18 Jahre.

b) Besondere Fflichtea des Führers.

§15.

(In Waldeck § 14 )

(I) Der Führer ist dafür verantwortlich, daß das

Kraftfahrzeug mit den nach dieser Verordnung vor-

geschriebenen Vermerken und polizeilichen Kenn-

zeichen versehen ist'>, daß es in vorgeschriebener

Weise beleuchtet ist^^ sowie dafür, daß bei der Be-

nutzung des Fahrzeugs auf öffentlichen Wegen und

*) Cf. MeUl Kodifikation.
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§ 1 5,*-*. C. Der Führer des Kraftfah«. (Bes. Pflicht d. F.). 155

Plätzen die durch § 5 Abs. 2 vorgeschriebene Be-

scheinigung mitgeführt wird.*-'>

(II) Der Führer ist verpflichtet, sich vor der Fahrt ^>

davon zu überzeugen, dafl das Fahrzeug in ordnungs«

mäßigem Zustand ist und daß seine maschinellen

sowie die im § 3 vorgeschriebenen Einrichtungen

gut wirken,*^

— (Fröhcr §§ 35, 26.) —
1} Ober die Verantwortlichkeit des Eigentümers und des

Besitzers vgl. zu §§ 4. 6, 11, 28. Der frühere besondere Ab-
schnitt darüber ist jetzt beseitigt.

2) Verantwortung für die Vermerke und KZ. s.§§ 4 V, 5 ff. 24.

Früher bestand nur die Verantwortung für das KZ., außer in

Bremen und Lübeck.

Die Vorschrift ist notwendig, damit das KZ. seinen Zweck
erfüllen soll.

a) Der Führer ist zunächst verantwortlich für das Vor-
handensein der Vermerke und KZ.

b) Ferner dafür, daß das KZ. ordnungsmäßig ist (§ 7ff.).

c) Endlich dafür, daß das KZ. stets sichtbar ist (§9).

Die Verantwortlichkeit des Führers ist eine völlig selb-

ständige. Ein Verschulden des Eigentümers bei der An-
bringung der KZ. und der Vermerke entlastet ihn nicht,

ebensowenig wie sein Verschulden den Eigentümer entlastet.

3) Beleuchtung s. §§ 3!^ 5II.

4) An Bescheinigungen sind mitsuführen:

a) Diejenige des § 5n über die Zulassung des Fahrzeugs.

b) Das Befähigungszeugnis des § 14.

c) Die versteuerte Erlaubniskarte des § 60 Reichsstempel*

gesetz (Bayern Amtl. Erl. zu § 15).

d) Die ausländische Bescheinigung des § 24 zu a.

e) Die Bescheinigung über Zuteilung des besonderen KZ.

§ 24 zu b.

f) Das ausländische Führerzeugnis § 24 zu c.

Rechtsgültigkeit: s. § 5II Anm. 9 S. 118.
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156 C Der Führer de« Kraftfahrs. (Bes. Pflicht d. F.). §15.*"^

5) Pflicht des Führers zum Nachweis des Ladutigs^

gewichtes auf Kunststrafien: s. Ges. vom 20. Juni 1887, §7
(o. §3 Anm. S£.).

G) Folgen der Zuwiderhandlung.

Der Aufsichtsbeamte, dem das Führerzeugnis nicht vor-

gelegt werden kann , muß ohne weiteres für befugt erachtet

werden, den Führer am Weiterfahren zu hindern, solange bis

seine Fahrberechtigung nachgewiesen werden kann. Dies

ergibt sich aus § 14.

Zweifelhaft dagegen kann ein solches Anhaltungsrecht

sein, wenn nur die Bescheinigung über das KZ. fehlt. Deni|

nach § 6 genügt wohl das Vorhandensein des KZ. am Fahrzeuge

um die Fahrberechtigung herzustellen. Der Beamte wird dem-
nach bei dem F^len der Bescheinigung nur dann zum An-
halten des Fahrzeugs berechtigt lein, wenn begründeter Ver-

dacht besteht, daß das am Fahrzeug befindliche KZ. daselbst

widerrechtlich angebracht ist Hierüber muß allerdings das

pflichtgemäße Ermessen des Beamten entscheiden.

Neben dem Recht zum Anhalten besteht natürlich das

Recht zur Bestrafung nach § 28.

7) Ausland. Beide Bescheinigungen sind mitzuführen ifi

Frankreich; die Lizenz des Führers in Großbritajinien, Italien

u. a. Vgl. Großbritannien Circ. 1903, 7 (Arretierung ohne

Haftbefehl).

Pennsylvaniin: das registration certificate ist auf einem solchen

Platz im Wagm uaUratMngen, daß ts Uichi geprüft werden kann.

Sckuniz: Ausweis oder Fäkigieiisgeugm's miifBkrem,

In Franknick ist die zivitrechtliche Haftung des Führers

ohne weiteres begründet, wenn er den UnfäU herbeigeführt hat

und die beiden Scheine nicht wrzeigen hofm, ehne daß man ihm
ein Verschulden nachzuweisen braucht. Dies ist ständige Xecht-

sprechung {Haber 12f). Nach deutschem Reckt ist dies nicht

anzunehmen (anders früher ALR, Vgl, Vossen 26. Jurtsteniag)^

Nack einer franzäsiscken Gericktsentsckeiduug heum der Eigen'-

tOmer eines durch Pferde beschädigten nicht deklarierten Automobils,

dessen Führer kein Zeugnis besaß, heinen Sckadensereatz beaui^

Strücken, denn das Fekkn der Bescheinigung begründe die Prä-
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sumpHm der üngeschickUckkeit, ünvorsickHgkeit und Unfähigkeit,

wtkke die Schdd des Besekädigers neutralisiere (Hoher tot),

8) Nach dem Wortlaut der GZ. ist der Führer nur ver-

pflichtet, sich vor der Fahrt von dem ordnungsmäßigen

Zustand des Fahrzeugs zu überzeugen. Eine weitergehende

Beaufsichtigung während der Ruhezeit des Fahrzeugs ist dem
Führer nicht auferlegt; insofern ist seine Verantwortlichkeit

geringer als die des Eigentümers (§§ 2 ff., 28).

Jedoch wird man die Fortsetzung einer verhältnismäßig

lange unterbrochenen Fahrt als neue Fahrt im Sinne der

Vorschrift ansehen müssen, so daß der Führer sich also in

solchem Fall auch vor der Fortsetzung der Fahrt von dem
Zustand des Fahrzeugs überzeugen muß. Wann die Fortsetzung

einer Fahrt als neue Fahrt anzusehen ist, ist Tatfrage. Vgl.

Berlin § 16I Satz 2 (s. u. § 16 Anm. 2).

Die Vorschrift des Abs. 2 wird verletzt, wenn der Führer

die Fahrt mit einem Fahrzeug antritt, das sich nicht in ord-

nungsmäßigem Zustand befindet, und zwar entweder:

a) obwohl ihm der ordnungswidrige Zustand bekannt ge-

worden ist, oder

b) weil er eine Prüfung des Fahrzeugs aus Vorsatz oder

Fahrlässigkeit nicht vorgenommen hat, oder

c) weil er die Prüfung des Fahrzeugs schuldhafterweise

80 ungenau vorgenommen hat, daß ihm die Ordnungswidrigkeit

des Zttstandes entgangen ist.

Hat der Führer dagegen vor der Fahrt eine ordnungsmäßige

Prüfung vorgenommen und sich von dem ordnungsmäßigen

Zustand überzeugt, so ist er nicht verantwortlich, wenn sich

unterwegs herausstellt, daß das Fahrzeug nicht oder nicht

mehr in Ordnung ist Der Führer ist dann auch nicht ohne
weiteres zur Einstellung der Fahrt verpflichtet (vgl. jedoch

§ 16 Satz 1).

9) Die allgemeinen Rechtsgrundsätze über Ausschluß der

Rechtswidrigkeit, Verschulden usw. finden auch auf die Ver-

antwortung des Führers Anwendung (§ 28). Die Haftung des

Führers ist insofern schärfer als die des Eigentümers oder

Besitzers, als er seine Funktionen regelmäßig persönlich aus-

zuüben hat und Stellvertretung nicht zulässig ist.
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§16.

(In Waldeck § 15.)

(I) Der Führer ist zu besonderer Vorsicht in Leitung

und Bedienung seines Fahrzeugs verpflichtet. Er
darf von dem Fahrzeuge nicht absteigen solange es

in Bewegung ist, und darf sich von ihm nicht ent*

fernen solange der Motor angetrieben ist'>; auch

mufi er, falls er sich von dem Fahrzeug entfernen

will, die nötigen Vorkehrungen treffen, daß kein Un-
befugter den Motor antreiben kann.^"®>

(II) Auf den Haltruf oder das Haltzeichen eines als

solcher kenntlichen Polizeibeamten hat der Führer

sofort anzuhalten. Zur Kenntlichmachung eines

Polizeibeamten ist auch das Tragen einer Dienst-

mutze a|isreichend.^^"^^>

— Früher §§ 34, 35. —

1) Diese Vorschrift stammt aus der frOhereii bayrischen

V. Dem Fuhrer wird damit eine besondere Pflicht cur
diligentia auferlegt, die diejenige gewöhnlicher Fuhrwerks-
lenker übersteigt Denselben Grundsatz hat fQr das Zivilrecht

das Reichsgericht schon früher aufgestellt. Vgl. folgende

Entsdieidangen:

a) Die außerordentlich große Gefahr, welche mit dem
AutomobUverkehr auf öffentlichen Straßen verknüpft ist, be-

dingt im Interesse der Sicherheit des Publikums eine gans
besonders große Aufmerksamkeit und Vorsicht des Auto*
mobilfahrers (JW. 1906, 681).

b) Verschulden, wenn man bei Ausführung der Absicht»

eine vorhandene Gefahr von anderen abzuwenden, ganz unge-
eignete Mittel ergreift (RG. 5. Mai 1904, JW. 356«).

c) Die durch einen gesunden und normalen Verkehr
gewonnenen Erfahrungen dürfen dem einzelnen Fahrer
die Grundlage geben ßlr sein Urteil über die GefiUirlichk^t

oder Zulässigkeit seines Verfahrens (RG. 11.Mai 1904, JW. 356
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Jedoch darf er bei mangeltfder Sorgfalt auf eine im Ver-
kehr eingerissene Nachltaigkeit oder Unsitte sich nicht be-
rufen (RG. ii.lfn 1904» JW. 357*).

d) Der Automobilbetrieb ist nicht so wichtige daß'

ihm die körperliche Integrität von Menschen zum Opfer ge-

bracht werden dflrfte» wenn diese sich auch leichtsinnig oder
mutwillig benehmen (RG. 14. April 1904, JW. 1904, 387, aus-

gesprochen Hlr den Straßenbahnbetrieb).

e) Die Anforderung an die im Verkehr erforderliche Sorg-
falt darf nicht so hoch gespannt werden, daß der Führer
mit jeder Ungeschicklichkeit und Unbesonnenheit dritter Fer^
sonen zu rechnen hätte (RG. 10. Oktober 1904, JW. 57s, 1).

f) RG. sS. März 1904, JW. 288 s. o. § 14 Anm. la

2) Berlin schiebt als Satz 2 ein:

«Anch nach Antritt der Fahrt hat er dafür Sorge zu tragen, dafi eine

Bdistigung von Persooen und GefUinlang von Fiitarwerken dnidi Entwicklung

von Rauch oder Dampf oder durdi fiblea Gemdi nllfllditt atiagescUoasen Mcibt.'^

Vgl. hierzu § 15 Anm. 8.

9) Abs teige n. Diese Vorschrift stammt aus den frfiheren

süddeutschen W.
Der Fahrer darf auch dann noch nicht absteigen, wenn

der Motor zwar ruht, die durch ihn hervorgerufene Bewegung
des Fahrzeugs aber noch fortdauert (solange ist .das Fahrzeug:

noch „im Betrieb" im Sinne des Haftpflichtentwurfs).

4) Entfernung vom Fahrzeug ist verschieden vom
Absteigen und liegt erst dann vor, wenn der Führer das

Fahrzeug sich selbst überläßt.

5) Der Motor (s. S. 60) ist angetrieben:

a) Bei Explosionsmotorfahrzeugen, wenn das Gemisch von'

Gas (Benzindampf, Spiritusdampf und dgl.) und Luft durch

die Zündung zur Explosion gebracht wird und auf den Motor
(Kolben im Zylinder) wirken kann.

b) Beim Elektromobil, wenn der Kontakt hergestellt ist,,

d. h. wenn die vom Akkumulator ausgehende Elektrizität auf

den Motor (Magnetsystem mit Anker) wirkt.

c) Bei Dampfwagen, wenn der Dampf aus dem Kessel

durch die geöffneten Hähne in den Motor (Zylinder mit Kolben^

dringt.
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Will der Führer sich vom Fahrzeug entfernen, so genügt

es nicht (wie früher nach § 35, s. i. Auflage S. 2030, daß er

den Motor nur ausschaltet (d. h. die Übertragung der Be-

wegung des weiter arbeitenden Motors auf die Räder unter-

bricht, so daß das Fahrzeug stillsteht während der Motor

weiterarbeitet), sondern er muß den Motor selbst zum Still-

3tand bringen. Bei Dampffahrzeugen und Elektromobilen be-

wirkt das Ausschalten des Motors übrigens stets gleichzeitig

den Stillstand des ganzen Fahrzeugs (beiDampfwagen Schließung
des Hahns, der den Dampf von dem Kessel in den Zylinder

strömen läßt, bei £lektromobilen Ausschaltung des Kontrollers).

Wenn der Führer nur absteigt, darf der Motor ange-

trieben bleiben (w^en des Lärmverbots vgl. §§ 2, 16 Satz i,

8. o. Anm. I, 2).

6) Vorsorge gegen Antrieb durch Unbefugte
(auch in den früheren VV.). Bei den Beratungen zum öster-

reichischen Haftpflichtgesetzentwurf wurde den Sachverstän-

digen die Frage vorgelegt, ob, wenn das Fahrzeug bewegungs-

bereit an einem dem öffentlichen X'erkehr zugänglichen Orte

sich befindet, sich dann durch Anbringung oder Auslösung

einer einfachen Vorrichtung ein Zustand schaffen läßt, der es

nur jenem, der den Schlüssel besitzt, ermöglicht, die Bewegung
hervorzurufen. Diese Frage wurde von den Sachverständigen

bejaht.

Für gewöhnliche Fälle dürfte aber bei Benzinfahrzeugen

auch die Abstellung der Zündung und Abdrosselung der Benzin-

zufuhr genügen, weil dann das Fahrzeug nur von einem sach-

verständigen Kenner aller technischen Einzelheiten in Be-

wegung gesetzt werden kann.

Auch genügt es, wenn der Führer statt solcher Vorsichts-

maßregeln eine zuverlässige Person zum Schutz des Fahrzeugs

zurückläßt. Andererseits ist die Vorschrift der Berliner
Straßen-O. (§ 19), daß bespanntes Fuhrwerk auf öffent-
licher Straße nicht ohne Aufsicht bleiben darf, auf

Kraftfahrzeuge nicht anwendbar (Schöffengericht I Berlin,

Motorblatt 1905, Z96. Kammer-G. i. S. c. Dr. Köhn (Halle),

MW. 1906, 615. Vgl. AW. 1906, Nr. 15. Französische Ent-
scheidungen Haber z8. — Anders Antwerpen).
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7) Berlin hat fol<7enden Satz 4:

»Bei längerem Halten hat er den Motor abzustellen."

Also auch dann, wenn der Führer hält, ohne abzusteigen.

Vgl. § 18 VI: („außer Täti<^keit setzen").

Hat der Führer die in diesem Paragraphen vorgeschriebenen
Pflichten erfüllt und wird trotzdem ohne sein Verschulden
das Fahrzeug in Bewegung gesetzt, so trifft ihn keine Verant-
wortung.

8) Auüanäm Frankreich und S^oftün: Vorsorge gegen un-

zeitgemäße Ingangseisung und g^en jeden UnfäU, Italien und
Portugal: Vorsorge gegen Unfälle. Osterreich: Maschine ab-

stellen^ Bremse anziehen und Vorsorge gegen Unberufene.

9) Haltzeichen, insbesondere Hochheben des Arms
[z. B. Großbrt.].

10) Poliseibeamte s. zar Oberschrift vor § i Anm. i IV
(froher „polizeiliche Exekutivbeamte").

Sachsen;
»Polizeibeamte ebuchUeftUdi der StnAeniufeithtsbetinten.*'

Vgl. Vollmer 17 (auch 'die mit Dienstmütze versehenen

staatlichen Straßenbeiarbeiter). Die Marke dnes nicht uni-

formierten Polizeibeamten genügt nicht zur Kenntlichmachung
(Vollmer 17). Wenn der Polizeibeamte nicht kenntlich ist,

vgl. 59 StGB.

11) Berliner Straßen-0. § 132 findet Anwendung. Danach
ist den zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Rein-

lichkeit und Ruhe in der öffentlichen Straße ergehenden An-
ordnungen der Aufsichtsbeamten unbedingte Folge zu

leisten (vgl. Olshausen StGB. § 366).

Enger z. B. belgisches Geiieralreglement 4. August iSgg; nur

bei starkem Verkehr, [In/all, drohendem Unfall oder zwecks Fest-

stellung der Erfüllung der Vorschriften des Reglements habeti die

Fuhriverke auf Anordnung des Polizeibeamten zu halten. Dagegen

Brüssel art.sö wie Berlin.

12) Besondere Befugnisse der Polizeibeamten
sind:

a) Das Itecht zur vorläufigen Festnahme (StPO. §§ 127,

112 f.), wenn die Voraussetzungen eines Haftbefehls vorliegen

Isaec, Atttomoliil-Rectit 2. Aufl. Ii
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(dringende Verdachtsgründe und Flucht- oder KoUusions-

verdacht) und Gefahr im Verzuf^e ist. Der Festgenommene
ist dem Gericht vorzuführen (§ 128). Das Recht zur vor-

läufigen Festnahme steht übrigens auch jeder Privatperson zu^

wenn jemand auf frischer Tat betroffen oder verfolgt wird

und fluchtverdächtig ist, oder seine Persönlichkeit nicht sofort

festgestellt werden kann.

b) Das Recht zum Waf f c n g ebrauc h (Gendarm.-Instruk-

tion 28 und Kab.-O. 4. Februar 1854).

c) Beschlagnahme des Fahrzeugs steht bei Gefahr im

Verzuge denjenigen Polizei- und Sicherheitsbeamten zu, welche

Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft sind (Löwe Anm. zu § 15s

GVG.).

13) Ausland. Meist ähnliche Vorschriften. In den Ver-

einigten Staaten steht das Recht, das Kraftfahrzeug mittels

Handhochheben zvm Stillstehen zu veranlassen, auch jedem
Tiertreiber zu. — New Jersey hat besondere motor vehicle

inspectors mit besonderen KZ. auf der linken Brust, welche

jedes Kraftfahrzeug anhalten, untersuchen und den Führer

ohne Haftbefehl wegen etwaiger in ihrer Gegenwart begange-

nen Übertretungen festnehmen können.

§17.

(In Waldeck § 16.)

(I) ^-*> Die Fahrgeschwindigkeit ist jederzeit so ein-

zurichten, daß Unfälle und Verkehrsstörungen ver-

mieden werden.^^

(H)'^ Jedenfalls darf innerhalb geschlossener Orts»

teile die Fahrgeschwindigkeit das Zeitmaß eines im
gestreckten Trabe befindlichen Pferdes — etwa

15 km in der Stunde — nicht überschreiten.

Außerhalb geschlossener Ortsteile darf sie, wenn über*

sichtliche Wege befahren werden, insoweit erhöht

werden, als der Führer in der Lage bleibt, unter allen

Umständen seinen Verpflichtungen Genüge zu leisten^

Digitized by Google



§ 17,^ C. Der Führer des Kraftfahrz. (Bes. Pflicht, d. F.). 163

Auf unübersichtlichen Wegen, insbesondere

nach Eintritt der Dunkelheit oder bei starkem Nebel ^\

beim Einbiegen aus einer Straße in die andere, bei

Straßenkreuzungen, bei scharfen Straßenkrümmungen,

bei der Ausfahrt aus Grundstücken, die an öffentlichen

Wegen liegen und bei der Einfahrt in solche Grund-

stücke, bei der Annäherung an Eisenbahnübergänge in

Schienenhöhe ^\ femer beim Passieren enger Brücken

und Tore sowie schmaler oder abschüssiger Wege
sowie da, wo die Wirksamkeit der Bremsen durch

die Schlüpfrigkeit des Weges in Frage gestellt ist»

endlich überall da, wo ein lebhafter Verkehr statt-

findet, muß langsam und so vorsichtig gefahren

werden, daß das Fahrzeug nötigenfalls sofort und

jedenfalls auf eine Wegstrecke von höchstens 5 m
zum Halten gebracht w^den kann.^^~^^>

— Früher §§ 28. 30. —
Hierzu bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907:

„Im Hinblick auf die fortwährenden Klagen über allzuschnelles Fahren

der Kraftfahrzeuge und die häulig vorkommenden Unfälle sind die Polizel-

OffgaiitaucinrtiMii, ditBIidialtiiiig dtrvoisescliriebcnen Fahrgeschwindigkeit,

namentlidi In Ortschaften oder auf imfiberaichUIcben Wegen, sttenge zu
flberwathen nndZuwldettiandliuifen ohneNachsicht ziarAnzeige zn brbigen.^

1) Der französische Generalinspektor der BrQcken und
Chausseen, Forestier, hat auf dem internationalen Automobil-

kongreß in Paris (Vhdign. 48) den Automobilismus kühn de-

finiert als die Notwendigkeit, um jeden Preis mit Geschwindig-
keiten, die unseren Vätern unbekannt waren, eine unbegrenzte

und manchmal phantastische Kilometerzahl zurückzulegen. In

der Tat ist die Schnelligkeit die Seele des Kraftfahrzeugs.

Das Kraftfahrzeug hätte nicht erfunden zu werden brauchen,

wenn nicht das Bedürfnis bestanden hätte, wie auf anderen
Gebieten des Lebens, so auch auf der alten Landstraße sich

on der begrenzten Kraft der menschlichen oder tierischen

Gehorgane zu emanzipieren. Den wirtschaftlichen Nutzen, den
ein schnellfahrendes Transportmittel fOr bestimmte Gebiete

11*
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und schließlich ganze Länder im Gefolge haben kann, braucht

man kaum hervorzuheben.

Die Entwicklnngf die die Automobilindustrie in diesem

"wesentlichsten Punkte seit 1895 durchgemacht hat» ist erstaun-

lich. Während man noch im Jahre 1898 einen Rennwagen»
der auf guter ebener Straße 55—60 km leisten konnte, als

,,Mordmaschine" verdammte (Allgemeine Automobilzeitung 1903

Kr. 46), wurden bereits im Jahre 1901 bei einer Automobilfahrt

im südwestlichen Frankreich 540 km mit einer Greschwindigkeit

von ca. 75Vt km die Stunde zurückgelegt und in Philadelphia

ein Automobil für den Zeitungsdienst nach den Vororten mit

94 km die Stunde gefahren. Zu der Femfahrt Paris—Berlin

1901 brauchte Foumier 24 Stunden, also nur wenig mehr als

die Eisenbahn. Die höchste Greschwindigkeit, welche Edison

im Jahre 1903 auf besonderen Rennbahnen für erreichbar hielt,

nämlich 160 km die Stunde, ist bei dem deutschen Gordon-
Bennet-Rennen 190^ von Th^ry mit dem Richard-Brasierwagen

und von Jenatzy mit dem Mercedeswagen nicht nur erreicht,

sondern bei starken Gefällen noph um 20 km übertroffen wor-

den, ohne daß ein Unglücksfall vorkam. Solche Leistungen,

die einen Schnellzug beschämen, haben selbstverständlich nicht

für den normalen Verkehr, sondern nur als Maßstab für die

Ldstungsfähigkeit des Motors Bedeutung. Auf der Landstraße

ist schon eine Geschwindigkeit von 30 km, also die doppelte

dnes Pferdes, sehr erfreulich; selbst ein bescheidenes Motorrad
von 3 Pferdestärken kann heute schon eine Geschwindigkeit

von 50 km erreichen (vgl. AW. 1905, 1719).

2) Die Freude an diesen technischen Fortschritten wird
nun aber getrübt durch die Gefahr, welche die Schnelligkeit

des Fahrzeugs naturgemäß mit sich bringt. Die Schnelligkeit

des Fahrzeugs ist eben nicht nur sein Hauptvorzug, sondern

auch sein Hauptnachteil. Die Gefahren aus etwaigen tech-

nischen Mängeln des Fahrzeugs treten gegenüber dieser Gefahr

ganz zurück, und wenn man eine Automobilverordnung mit

einem einzigen Paragraphen erlassen wollte, so müßte dieser

lauten: „Übermäßig schnelles Fahren ist verboten".

Die Angriffe gegen das Kraftfahrzeug setzen denn auch
gewöhnlich an diesem Punkte an, und in den deutschen Land-
tagen, im Reichstag sowie auf dem Juristentag sind gegen
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diesen furor automobilis die schärfsten Worte gefallen. Jedoch
beruht, wie der Staatssekretär Nieberding hervorgehoben hat,

ein erheblicher Teil dieser Angriffe auf nnverbOrgten oder gar

widerlegten Preßnachrichten, und erst die jetzt in Deutschland
eingeleitete Statistik kann über die relative Gefährlichkeit oder
Ungefährlichkeit des Kraftfahrzeugs gegenüber anderen Fuhr-

werken Aufschluß geben (s. Anhang).

Die Gewöhnung des Publikums an den neuenVerkehr ist

übrigens ein ebenso wichtiges Moment wie die Mäßigung der
Automobilfahrer.

Mit Recht erinnerte der Bürgermaster von Bruxelles, de
Mot, daran, daß auch die erste Karre, der erste Postwagen,

die erste Eisenbahn und das erste Fahrrad die Fußgänger
erschreckten, um dann allmählich zur Gewohnheit zu werden
(AW. 1904, 5).

In Frankreich wurde vom Minister des Innern eine

Enquete veranstaltet. In der Zeit vom i. September bis

15. Oktober 1903 wurden außerhalb des Seinedepartements

Über 2580 Verkehrsunfälle Ermittlungen angestellt mit dem
Ergebnis, daß davon 372 auf Rechnung von Motorwagen und
Motorrädern, die übrigen 2208 auf Rechnung von Pferden,

Straßenbahnen und Fahrrädern kamen. Die allgemeine franzö-

sische Statistik über VerkehrsunßUIe zeigt deutlich, wie die

Verkehrsunfälle zunächst in den Kinderjahren des Automobi-

lismus (1S95— 99) gestiegen sind. Es wurden durch Verkehrs-

unfälle getötet und verletzt:

In den Jahren 1891—95 jährlich 1205 Personen,

1898 1312 „

1899 1534

Ganz anders aber wird das Bild in der folgenden Statistik:

Jahr Zahl «l«r Automobile ZaU der Getöteten und Veiletzten

1899 1672 1534

1900 2997 1473

1901 5386 1466

1902 9207 1352

Während also in den 4 Jahren 1899 bis 1902 die Zahl der

Automobile in Frankreich beinahe um das sechsfache gestiegen

ist, haben die Unfälle abgenommen, ein Beweis, daß die dgent«
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liehe Gefahrperiode des Kraftfahrzeugs vorftber ist (MW. 1904»

308; vgl. Ztsch. 1903, 8. Börner AW. 1905, i4S5 mui eod. 1472).

Diese Tatsache ist wohl der Gewöhnung des Pnblilcuais

und der sunehmenden Selbsteniehimg der Antomobilfahrer au
verdanken, insbesondere auch den verschiedenen Klubs, welche
die vom Prinzen Heinrich den Automobüfahrem gegebene
Parole, ihren Nächsten wie sich selbst au lieben, in die Tat
umzusetzen bemftht sind (vgl. die Aufrufe des Hersogs von
Ratibor, Priddenten des Deutschen Automobilklubs, sowie des
österreiclüschen Automobilklubs, Ztsch. 1903, 147, 168). Ein
Zeichen des Umschwungs war es jedenfalls, daß das englische

Gesetz von 1903 die Maximalgeschwindigkett von 14
auf ao Meilen erhöht hat.

3) Die Behörden können einer übertriebenen
Geschwindigkeit in doppelter Weise entgegen-
wirken:

a) Indem sie Einrichtungen vorschreiben, die das
Überschreiten einer gewissen Geschwindigkeit
unmöglich machen. Eine solche Vorschrift kannte die

Verordnung der Stadt Cöln. Heute nimmt man überall davon
Abstand, weil der Industrie damit übertrieben Fessein angelegt

würden. „La voiture automobile doit £tre rapide ou eile ne

aera pas" (Intern. Automobilkongreö 1900^ 50). Auch im Deut-

schen Reichstag hat man sich dagegen ausgesprochen (v.Maltzan

85. Februar 1904, Sitzungsberichte 1298 f.).

Zweclunäßiger ist es, den Bau langsamer Fahrzeuge für

gewisse Zwecke dadurch zu fördern, daß man solche Fahr-

zeuge privilegiert. So sind in Frankreich Kraftfahrzeuge,

welche nicht mehr als 30 km zurücklegen können,
vom Nummernzwang befreit, eine Vorschrift, die für

unseren §29 IIa vorbildlich geworden ist; der österreicliische

Haftpflichtgesetzentwurf von 1904 § 3 befreit Kraftfahrzeuge

bis so km von der Haftpflicht, desgleichen der deutsche Ent-

wurf Fahrzeuge bis 15 km.

b) Der zweite Weg» der in allen Verordnungen beschritten

Ist, ist der, daß das übermäßige Fahren unter Strafan-

drohung verboten wird. Hiermit haben sich die weiteren

Ausfuhrungen zu beschäftigea.
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4) A. Zweckmäßigerweise setzen die GZ. an die Spitze

dieses Paragraphen keine bestimmte Geschwindigkeitsgrenze,

sondern eine Qeneralklausel , welche für die Beurteilung des

einzelnen Falls freieren Spielraum läßt Der Wortlaut: „die

Fahrgeschwindigkeit ist jederzeit so einzurichten, daß Unfälle

und Verkehrsstörungen vermieden werden" stammt aus den

früheren VV. von Baden, Elsaß-Lothringen, Württemberg.

Ebenso GZ. über den Fahrradverkehr § 5.

B. Attsiand,

a) Frankreich, Österreich, Schweiz: Führer muß stets Herr
seift er Geschw indigkeit bleiben {Österreich: Fahrgeschwin-

digkeit unter allen Umständen so zu wählen, daß Lenker Herr

seiner Geschwindigkeit ist U7id die Siciierheil der Personen und

iies Eigentums nicht gefährdet wird).

Diese Klausel hat namentlich bei den Beratungen zum öster-

reichischen Haftpßichtgesetz sich eines großen Beifalls erfreut.

Nach Ansicht des Referenten Dr. Pattai liegt in dieser Bestimmung

bereits die Haftpfliclit von selbst. Demi hat der Führer elften

Menschen überfahren, obwohl er Herr seiner Geschwifidigkeit war,

so wäre er eift Mörder; war er aber sticht Herr seiner Ge-

schwindigkeit, so wäre er haftpflichtig (Ost. Exp. j. 4Ö). Alles

dies würde auch für die deutsche Formel Geltung haben. Hierbei

ist jedoch übersehen, daß immer noch ein besonderes Verschulden

nachzuweisen ist.

b) Großbritannien beginnt seine tnotor car (Ut mit dem

Grundsatz:

„ Wenn eine Person einen Motorwagen auf einer öffent-

lichen Landstraße ungeschickt oder nacklässig (reck-

lessly or negligently) fährt, oder mit einer Geschwindigkeit

oder auf eine Art und Weise, welche dem Publikum gefährlich

ist, unter Berücksichtigung aller Umstände des Falls, Hn'

schließlich Natur, Lage und Gebrauch der Landstraße, sowie

der Größe des Verkehrs, welcher gerade stattfindet oder ver-

ständigerweise auf der Straße vorausgesetzt werden kann, so

soU diese Person einer Verletzung dieses Gesetzes schuldig sein*"

Das ZirktUar r^s weist darauf hin, daß je nach den Um'
ständen der Führer sich der Häihstgesehwindigheit bald nähern

darf, bald hinter ihr zurächbleiben muß.
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c) Italien: Geschwindi^^^kcit überall ermäßigen , wo Gefahr

vorliegt, daß l ^iiglücks/älU eintreten oder Menschm oder Tiere

erschrecken können.

d) Portui:; a l: Ermäßigung derHöchstgeschwituLigkeüOberallp

wo die Sicherkeit des Verkehrs es erfordert,

5) A. Obwohl die Generalklausel des Absatz i jede zahlen-

mäßig bestimmte Geschwlndigkeltsgreoze üb^üssig er-

scheinen läßt, haben die GZ. dennoch von der Aufstellung

einer solchen Grenze nicht Abstand genommen, offenbar um
den Polizeibeamten und dem Richter bei der Feststellung von
Übertretungen einen greifbareren Maßstab zu gewähren.

Gegen die bestimmte Geschwindigkeitsgrenze hat man nch
seinerzeit im Deutschen Reichstag ausgesprochen (26. Februar

1904, 1287 ff.), desgl. auf dem Intern. Automobilkongreß 1900

(„maxima de vitesse qui tueront Tautomobilisme" 50); femer
im Pariser Gemeinderat (AW. 1904, 77).

Tatsächlich gibt es nirgends Verordnungen, welche gar

keine bestimmte Greschwindigkeitsgrenze setzen. Dieser Rechts-

zustand bestand nur in denjenigen deutschen Staaten, welche

überhaupt keine Automobilverordnung besaßen (s. S. 23).

Hier griff f 866 Nr. 2 StOB. ein

:

,JVUt Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis im 14 TagOl wird

bestraft, wer in Städten oder Dörfern übermäßig schnell fährt. . ,
."

Dieser Paragraph setzt nur den Strafrahmen fest. Erfor-

dern die Verkehrsverhältnisse, die Sicherheit, Bequemhchkeit,

Reinlichkeit und Ruhe auf öffentlichen Straßen weitergehende

Vorschriften, so ist deren Regelung durch das Reichs-
strafrecht nicht untersagt (KGJ.27 C.14); § 17 daher gültig.

B. Die Geschwindigkeitsgrenze kann entweder sdn:

a) eine solche, welche unter keinen Umständen
überschritten werden darf. So in den meisten aus»

ländischen W., nicht aber in Deutschland. Oder:

b) eine solche, welche nur unter gewissen Umständen
nicht überschritten werden darf (so in Deutschland), nämlich

innerhalb geschlossener Ortsteile (früher in Preußen „städtisch

angebaute Straßen", oder „geschlossene Ortschaften"). Es
kommt nicht darauf an, ob die ganze Ortschaft, sondern nutf

ob der betreffende durchfahrene Ortsteil geschlossen, d. h.

vollständig bebaut ist (vgl. Entsch. des LG. II Strafk. 5 über
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Beelitshof, Berliner Motorblatt 190$! 3i9f*)* Vgl. Preuß. An-

siedl.-G. vom 25. August 1876 (16. September 1899) § 13 und

OVG. 29. November 1883 (9, 340), 4>Juni 1879 (5, 400), 30. April

1884 (II, 359), 10. Juni 1890 (i9t 400), 14. Oktober 1890 (Kunze«

Kautz 2, 229X 27. Juni 1885 (12, 371), 7« Januar 1901 (38, 389).

Außerhalb geschlossener Ortsteile gibt es keine
absolute Geschwindigkeitsgrenze.

Umgekehrt ist aber auch innerhalb geschlossener
Ortsteile die Maximalgeschwindigkeit nicht immer
gestattet, vielmehr sind stets die Bestimmungen der Absätze i

und 3 zu beachten. Vgl. Rdchsgericht 20. Oktober 1902,

JW. 1903, 79» «iJ

In einer kleinen Stadt, wo die Bewohner, insbesondere

die Kinder nicht an das Automobil gewöhnt sind, ist be-
sondere Vorsicht zu beobachten und damit zu rechnen,

daß Bewohner durch sein rasches Fahren erschreckt und
hierdurch der Gefahr des Überfahrenwerdens, sei es durch

nicht rechtzeitiges oder ungeeignetes Ausweichen, sei es

durch unbesonnenes Hineinlaufen in das Fahrzeug aus-

gesetzt werden. Zu erwägen, ob Fahrer nicht bei Be-

obachtung der erforderlichen Sorgfalt sich sagen mußte,

er werde bei einer Geschwindigkeit von 15 km nicht in

der Lage sein, ihm begegnende oder erschreckt in sein

Automobil hineinlaufende Personen so zeitig zu bemerken,

daß er noch anhalten oder ausweichen konnte, und ob
nicht von diesem (Gesichtspunkte aus in der Beibehal-
tung der Geschwindigkeit von 15 km eine Unvor-
sichtigkeit gelegen ist.

C. AasUUlä hat Wenfallsdm Gegensatz sswisehen gescklossenm

und mcktgeschlossenm Ortsteilen. Belgien y Frankreich: rase

campagnei Italien: obitaH und aperta campagna; Österreich: ge-

schlossene Orte; Schweiz: flaches Land; Vereinigte Staaten: „open

country"t wo die Häuser durchschnittlich 100 Fuß (gleich30, 480 m)

getrennt stehen (New 7ers^)t »^losdy built up" [geschlosseng^ut],
s. B, in New-Yorh: a) wenn an der Stelle Geschä/tsbauten stehen,

oder b) wenn für nicht weniger als V« Meile (400 hm) die Wohn-

häuser durchschnittlich weniger als 100 Fuji getrennt stehen, oder

c) we$tn außerhalb einer Ortschaft '/} MeÜe von einem Postamt

entfernt, die Wohnhäuser mindestens auf ^4 MeÜe durchschnittlich
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weniger als loo Fuß getrennt stehen und besondere Wegezcichm

angebracht sind („Slotc down to ten miles'*).

A Als Mafi für die Geschwindigkeit wird entweder

|renommen;

a) ein nur im allgemeinen skizziertes Tempo (Abs. 3 : langsam

und so vorsichtig usw. — § 18 VI: langsam), oder

b) der Gang von Pferden oder Fußgängern, oder

c) eine bestimmte Kilometerzabl für die Stunde.

B. Verglelcli mit Pferd oder Fnfigingem.

Diese Geschwindigkeitsbestinimung hat das Kammergericht

in folgender Entscheidung für zuläsng erklärt (14. Desember

«903» KGJ. 27, C 14):

„Der gestreckte and kurze Trab eines Pferdes sind

bekannte, landläufige Begriffe und lassen sich im Verkehrs-

leben beobachten, so daß die Feststellung, ob ein Fuhr-

werk oder ein Reiter die Geschwindigkeit eines gestreckt

oder kurs trabenden Pferdes eingehalten hat, nicht onmdg^
lieh ist Selbstverständlich wird bei der Beurteilung einer

solchen Geschwindigkeit nicht die Leistung eines fflr

schnellen Trab besonders trainierten Renn-
pferdes oder eines abgetriebenen Droschken-
gauls maßgebend sein, sondern diejenige Geschwindig-

keit, welche unter gewöhnlichen, normalen Verhält-

nissen beim Fahren oder Reiten eingehalten zu werden
pflegt. Wagenführer und Reiter können bei Anwendung
ausreichender Sorgfalt und Aufmerksamkeit beurteilen,

ob ihre Pferde die Geschwindigkeit eines gestreckt oder

kurz trabenden Pferdes im Einzelfall einhalten. Die Führer

von Kraftfahrzeugen, welche diese Geschwindigkeit nicht

überschreiten sollen, werden sonach durch Beobachtungen

auf öffentlichen Verkehrswegen oder durch geeignete Nach-

forschungen bei sachverständigen Personen die Fähigkeit

zur Abmessung der ihnen gestatteten Geschwindigkeit e r-

langen können. Es ist daher in §§25,27 der (früheren

Hannoverschen) Verordnung mit genügender Bestimmt-
heit zum Ausdrucke gebracht, was von diesen Führern

bei der Ausführung von Fahrten verlangt wird. Die

Rechtsgültigkeit der angeführten Vorschriften wird da-
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durch nicht beeintttchtigt, daß im Einzelfalle Zweifel
darüber entstehen können, ob die Geschtrindigkeit

des Kraftfahrzeugs zutreffend beurteilt wird, und daß eine

solche Beurteilung vielfach mit Schwierigkdten und Irr-

tümern verbunden ist. Zweifel, Schwierigkeiten und .

Irrtümer werden bei allen Zeit- und Geschwindigkeitsmaßen
in fthnücher Weise auftreten, da sie die natürliche Folge

einer auf Beobachtung und Vergleichung beruhenden Ver-

standestätigkeit bilden. Ergeben sich im Einzelfalle solche

Schwierigkeiten in der Anwendung der Polizeiverordnung

und können diese Beweisschwierigkeiten nicht überwunden
werden, so wird im Zweifel eine für den Angeklagten
günstige Entscheidung ergehen müssen/*

EinigeW. schreiben für das Kraftfahrzeug eine bestimmte

Pferde- oder Fußgängergangait vor, ohne diese Gangart durch

Kilometerangabe nfther zu erULutem; andere dagegen (so die

GZ.) fügen eine solche Erläuterung bei; und zwar setzen einige

der Kilometerzahl das Wörtchen „etwa" hinzu (so GZ.), andere

nicht Hierbei kann es naturgemäß nicht ausbleiben, daß eine

und dieselbe Gangart in der einen V. anders gemessen wird

als in der andern. Dies ergibt die nachstehende Obersicht

C Oberslcht
über vorkommende Geschwindigkeitsmaße in früheren

und jetzigen W.
(s. auch unten Anm. i8).

I.

1. Fußgängerschritt: Dresden (V. v. i. Dezember 1901,

Vollmer 78); Antwerpen, Frankreich, Österreich.

2. Schrittcmpo t^cwöhnlicher Fuhrwerke: früher

Provinz Westfalen. Schritt eines Pferdes: früher Braunschweig

(ca. 5 km), Schweiz (6 km). Österreich: Tempo eines Pferdes

im Schritt (6 km).

3. Geschwindigkeit eines leichten schnellen
Fuhrwerks (15 km): Österreich.

4. Pferdetrab: früher Provinz Westpreußen und Braun-

«chwdg (ca. 10 km); früher Gotha, W^ar, jetst noch Italien

(12 km), Schweiz (10 km); früher Bremen, Hamburg, Lübeck:
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Geschwindigkeit eines von trabenden Pferden gezogenen
Wagens (15 km).

Unterarten :

a) Frischer Trab: früher Österreich.

b) Gewöhnlicher Trab: früher Anhalt (10 km), Antwerpen,
Charleroy (trot ordinaire).

c) Gestreckter Trab: Deutschland, früher Preußen (ca.

15 km).

d) Kurzer Trab: früher Preußen § 30, Provinzen Hessen-
Nassau (10 km), Sachsen (9 km), Westfalen (ca. 11 km),

jetzt noch Antwerpen ipctit trot).

e) Mäßiger Trab; Dresden, früher auch Hessen.

f) Mittlerer Trab: Dresden, früher Mecklenburg,

Kilometer ^
5 Früher Bremen, Hambutg, Lübeck; Brüssel, Vis6.

6 Schweiz, Österreich.

6,4 Vereinigte Staaten, 2. B. in New York für unübersicht-

liche Wege (4 englische Meilen).

S Früher Anhalt; Aywaille und Grivegn^e in Belgien;

Holland; Beschluß des niederösterreichischen Land-
tags vom 13. November 1903, AW. 1170.

9 Früher Provinz Sachsen, Braunschweig.

10 Früher Provinz Hessen-Nassau, Westpreußen, Anhalt,

Braunschweig, Meiningen; Belgien, Monaco, Portu-

gal, Schweis.

11 Früher Provinz Westfalen.

12 Früher Rheinprovinz, auch Stadt C61n, Baden, Bayern,

Elsaß-Lothringen, Württemberg; Italien, Spanien,

Tunis.

12,75 Rußland.

12,8 Vereinigte Staaten, z. B. Massachusetts an unÜbersicht-

liehen Stellen (8 Meilen).

13,6 Vereinigte Staaten, z.B. New Jersey an scharfen Kurven
(8^', Meile).

15 Deutschland (früher Bremen, Hamburg, Lübeck, Sach-

sen, Waldeck); Italien, Österreich, Spanien.
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Kilometer

i6 Großbritannien, Vereinigte Staaten, z. B. Massachusetts,

New York für City oder geschlossen gebaute Orts-

teile (lo Meilen).

16—20 forderte belgischer Automobilkongreß 1903 für Ort-

schaften, AW. 1244.

19,2 Vereinigte Staaten, z. B. New Jersey für geschlossene

Ortsteile (12 Meilen).

20 Frankreich, Holland, Tunis.

24 Vereinigte Staaten, z. B. in New Jersey, New York
( 1 5 Meilen).

25 Italien.

28 Spanien.

30 Früher Pommern, Baden, Braunschwe'ig, Elsaß-Lothrin-

gen, Meiningen, Württemberg; Belgien, Frankreich,

Schweiz.

32 Großbritannien, Vereinigte Staaten, z. B. in New Jersey,

New York (20 Meilen).

40 forderte belgischer Automobilkongreß für freies Feld;

verwirklicht in Italien.

45 Österreich Maximum außerhalb geschlossener Ort-

schaften.

60 forderte de Dion in seinem Gutachten für die franzö-

sische außerparlamentarische Kommission als abso*

lute Höchstgeschwindigkeit.

D. Soll überhaupt eine Geschwindigkeitsgrenze vorge-

schrieben werden, so bietet die Bemessung nach Kilometern

so lange keine besonderen Vorteile vor der Vergleichung mit

Pferdetrab, als es keine sicheren Mittel gibt, die Geschwindig-

keit des Automobils während des Fahrens zu messen. Denn
solange der überwachende Polizeibeamte und die Insassen die

Geschwindigkeit nur schätzen, solange kann man die Schnellig-

keit des Pferdefuhrwerks ruhig als Maßstab benutzen, weil ja

auch der Laie, namentlich in Städten, solche Fuhrwerke stets

vor Augen hat und ihr Tempo mit demjenigen eines Ai^fco-

mobils leicht vergleichen kann, während bei der bloßen

Schätzung nach Metern oder Kilometern gewöhnlich nichts

herauskommt. Auch Haber hat sich aus diesem Grunde gegen

die Bemessung nach Kilometern ausgesprochen (23).
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Anders wird es erst dann, wenn auch die Insassen
die Geachwindigkdt messen können und zwar durch Apparate»,

die noch nachträglich eine an bestimmter Stelle gefahrene

Geschwindigkeit zu erkennen geben. Solche Apparate bestehen,

schon vielfach; z. B. der Velograph, der durch graphische

Darstellungen die zurückgelegte Kilometerzahl, die Geschwin-

digkeit, mit welcher jedes Kilometer gefahren wurde, sowie

jeden genommenen Aufenthalt anzeigt (Berliner Automobil-

ausstellung, Ztschr. 1902, 33; AW. 1904,849), ferner Metroskop»

ein kleiner Apparat an den Fahrrädern der französischen

Straßenpolizei, den der Wachmann in dem Augenblick angehen

läßt, in welchem er einem Kraftfahrzeug zur Seite ist und der
bei kurzer Mitfahrt das Tempo des Motorfahrzeugs feststellt

(Ztschr. 1902,93); Geschwindigkeitsmesser Glöckner, der auch
bei Überschreitung der Höchstgeschwindigkeit ein Glocken-

signal abgeben kann (Ztschr. 1903, 217).

Auch in amerikanischen Städten, z. B. St. Louis, sollen

Polizeibeamte mit solchen Apparaten versehen sein (AW.

19041 91*)-

Sie sollen bei Gerichtsverhandlungen mehrfach als be-

weiskräftig anerkannt sein (Ztschr. 1903, 19; MW. 1905, 802).

Die allgemdine Einfährung eines Geschwindigkeitsmessers

durch Poliz^vorschrift ist u. a. von Professor Dietrich an der

technischen Hochschule in Qiarlottenburg gefordert worden.

Da demgegenüber dngewendet wurde, daß die bisherigen

Apparate doch nicht unbedingt sicher seien, hat der Mittel-

europäische Motorwagenverein unter Beihilfe der Regierung
ein Preisausschreiben unternommen (AW. 1904, 807, 1906 Nr. 3s;

Voss. Ztg. 2. Juli 1904. Vgl Vollmer § 17 Anm. 2).

£. Solange kein besserer Geschwindigkeitsmesser besteht,

werden die Polizeibeamten anzuweisen sein, die Ge-
schwindigkeit mit einer genauen Stoppuhr in der
Hand nachzuprüfen. Die jetzt vielfach übliche Abmessung
mit gewöhnlichen Taschenuhren ist ungenau und kann im
Prozeß zu schwerer Benachteiligung des Angeklagten ftkhren,

da, wenn der Gendarm sich in einem Zeitraum von i Sekunde
z. B. nur um i m irrt — was äußerst leicht vorkommen kann
dies bei der Umrechnung auf eine Stunde bereits 3600 m oder
3,6km Unterschied macht! (Vgl. Amtsgericht Potsdam 8. Sep^
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tember • 1905 auf Grund eines Sachverständigengutachtens,

Ztschr. d. MMV. 1905, 440.)

Jedenfalls werden die Gerichte bei Aburteilung von Auto-
mobilfahrem mit Rficksicht auf die Unsicherheit der Taxierung
sich großer Zurückhaltung in der Würdigung der Zeugen-^
«nssageo befleißigen müssen. Nicht selten ist es vorgekommen,
daß einwandsfreie Zeugen eine „rasende" Geschwindigkeit
beobachtet haben wollen, während andere ebenso einwands-
freie Zeugen bekundeten, das Fahrzeug habe nur die Ge-
schwindigkeit einer gewöhnlichen Droschke eingeschlagen..

Dies ist eine natürliche Folge unzulänglicher menschlicher

Beobachtungskraft *) Sachverständige haben auch darauf hin-

gewiesen, daß geräuschvoll arbeitende Motorfahrzeuge
(insbesondere Benzinwagen) in ihrer Geschwindigkeit gewöhn-
lich Überschätzt werden und infolge dessen mehr als Elektro-

mobile Veranlassung zu Strafprozessen geben.
Man vergleiche folgendes Urteil des Bremer Schöffen-

gerichts (AW. 7, Nr. 13):

„Der Zeuge Schutzmann T., näher darüber befragt, in

welcher Weise er seine Schätzung hinmchtüch der Fahr-
geschwindigkeit vorgenommen habe, hat lediglich angeben
können, daß nach sdnem Augenmaß und den täglichen

Wahrnehmungen, die er in ähnlicher Art in seinem Berufe-

zu machen pflege, der Angeklagte viel schneller al&
eine Droschke und ein Motorwagen der elektrischen

Straßenbahn gefahren sein müsse. Er hat zu gleicher

Zeit weder ein Fuhrwerk, noch einen Straßenbahnwagen
fahren sehen.

Bei dieser Sachlage hat das (xericht den Beweis
nicht für erbracht angesehen, daß der Angeklagte

schneller als mit einer Fahrgeschwindigkeit von etwa

*) Ein englischer Sportsmann, Mr. Scott Montagu, hat einmal eine Tabelle

aufgestellt, die zwar humoristisch gedacht ist, aber auch zu ernsteren Betrach-

tungen Anlaß geben kann. Danach lautet die private Ansicht des Motorfahrers

Aber die Geschwindigkeit seiaes Fatirzeugs 24 1cm, seine Meinung im Oespridl

mit Freunden 40 km, seine Ansicht vor Gericht 16 km, die private Ansicht des

Schutzmanns 28 km, seine Ansicht vor Gericht 50 km, die Ansicht des Bauers,,

dessen Pferde durch das Automobil scheu wurden, 1(X) km, die paraniierte Ge-

schwindigkeit 32 km . wahrend das tatsächliche Tempo 20 km beträgt — Vgl>-

AW. 1905, 1262. 1249.
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15 km in der Stunde an dem fraglichen Orte gefahren ist.

Ganz abgesehen davon, daß, wie die Bezeichnung ,,etwa

15 km** ersehen läßt, die Verordnung einen Spielraum

gelassen hat, mnerhalb dessen die Fahrgeschwindigkeit

sich bewegen muß , so daß eine Geschwindigkeit von

15—20 km in der Stunde als erlaubt gelten kann, sofern

ein mit Pferden im Trabe gezogener Wagen oder ein im

gestreckten Trabe befindliches Pferd solche Geschwindig-

keit erreichen kann — was nicht festgestellt ist, — so

muß doch annähernd festgestellt werden, um zu einer

Verurteilung des Angeklagten gelangen zu können, wieviel

Kilometer in der Stunde oder in einem Bruchteil einer

Stunde, in dem der Zeuge seine Beobachtung gemacht
haben will, der Angeklagte gefahren ist. Diese Feststellung

hätte der Zeuge treffen können, wenn er von seiner Uhr
die Zeit ablesend sich eine bestimmte Strecke, die der

Angeklagte befuhr, gemerkt und <Uese alsdann abge-

schritten hätte.

Will man aber auch eine solche Art der Feststellung

wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten nicht für

erforderlich halten, so müßte doch, um zu einer annähernd

zuverlässigen Feststellung der Fahrgeschwindigkeit, mit

der der Angeklagte gefahren ist, gelangen zu können, der

Zeuge angeben, um welches Maß die Fahrgeschwindig-

keit eines von dem Zeugen su derselben Zeit be-
obachteten Pferdes oder — wenn dies überhaupt bei

der den Motorwagen der elektrischen Straßenbahn nach
der Betriebsordnung vom 23. Mai 1900 gestatteten Höchst-

geschwindigkeit von 16 km in der Stunde einen zuver-

lässigen Anhialtspunkt gewähren kann— eines zu derselben

Zeit beobachteten Motorwagens von der vom Angeklagten
gebrauchten Geschwindigkeit übertroffen wurde.

Ohne daß der Zeuge diesen Vergleich hat anstellen

können, hat er nach Ansicht des Gerichts nicht mit
Sicherheit und mit Anspruch auf unbedingte Zuver-

lässigkeit seiner Angaben bekunden können, daß der An-
geklagte schneller als mit einer Geschwindigkeit von etwa
15 km in der Stunde gefahren ist, mag er auch von der

Richtigkeit seiner Angaben überzeugt sein. Das Täu-
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schungen unterworfene Augenmaß des Zeugen allein
und die angebliche häufige Übung in der Ab-
schätzung von Fahrgeschwindigkeiten, die der Zeuge
übrigens gegenüber Kraftfahrzeugen in der von dem Ge-
richt für erforderlich gehaltenen Art noch nicht vorge-

nommen hat, können diesen Nachweis allein nicht
erbringen."

Vgl. auch den Fall des RG. 9. Januar 1905, JW. 143, 21

:

Hier hat das Gericht den Beklagten an Ort und Stelle

veranlaßt, mit dem Automobil in derjenigen Geschwindig-

keit vorbeizufahren, mit der er gefahren zu sein behauptet.

Nach dem Urteil des Sachverständigen war dies 8— 10 km.

Die Zeugen haben sämtlich bestätigt, daß Beklagter bei

dem Vorfall viel schneller gefahren ist. Da nach dem
Gutachten des Sachverständigen eine Geschwindigkeit

von 10 km nach den Örtlichen Verhältnissen als die Grenze
erschdnt, über (fie ein verständiger Fahrer nicht hinaus-

gehen durfte, ist durch die Bewdsaufnalune die Grund-
lage für die Feststellung, daß Beklagter bei dem
Unfall übermäßig schnell gefahren, gegeben.

F. Auf diesen oben angestellten Erwägungen beruht die

durchaus vorbildliche englische motor car act 1903 art. 9,

wonach ketne Person wegen Obersdireltang der Qeschwin-
digkelfsgrenze von 20 Mellen nnr an! Schilzung eines ein-

zigen Zeugen hin verurteilt werden darf (vgl. Meili Kodif. 156).

G. Im Anschluß hieran mag noch bemerkt werden, daß

die sogenannte contravention au vol (Übertretung im
Fluge) heute mit Recht als verpönt gilt Diese besteht darin,

daß der überwachende Polizeibeamte die Nummer des seiner

Ansicht nach zu schnell fahrenden Automobils notiert und den
Fahrer anzeigt, ohne ihn vorher gewarnt, ja oft ohne sich

überhaupt gezeigt zu haben. Diese Praxis des Anflauerns,

welcher Haber ein besonderes Kapitel widmet, läßt sich aller-

dings durch den Hinweis auf das Interesse der polizeilichen

Überwachung nicht rechtfertigen; sie erschwert die Ver-

teidigung der betreffenden Personen bedeutend, die sich oft

der Fahrt gar nicht mehr genau erinnern werden, wegen deren

sie nach Monaten zur Verantwortung gezogen werden, und

Isaac, Autotnobll- Recht. 2. Aufl. 12
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die sich daher regelmäßig mehr oder weniger als unschuldige

Opfer eines übereifrigen Beamten fühlen werden Eine solche

Praxis ruli daher nur unnötige Verbitterung hervor (vgl. den

Strafprozeß gegen den Redakteur Löwe der Berliner Zeitung

wegen Beleidigung der Gendarmen von Wannsee, Vossische

Zeitung 15. November 1904). Die contravention au vol, die

,,b6te noirc des automobilistes" (Haber 46), ist daher nicht

nur von den Autumobilfahrern lebhaft bekämpft (vgl. belgischer

Konf^^rcß Automobil -Welt 1903, 1244, 1250), sondern auch be-

reits von der cn<^nischen Gesetzgebung in anerkennens-

werter Weise verboten worden; nach der motor car act

art 9 darf niemand wegen Verletzung der Acte für schuldig

erklärt werden, wenn er nicht von der beabsichtigten Straf-

verfolgung zur Zeit der Begebung der Übertretung gewarnt

oder innerhalb 21 Tagen nach der Begehung von der beab-

sichtigten Verfolgung in Kenntnis gesetzt worden ist (vgl.

Gegen-Entw. zum Haftpflichtgesetz § 5 a, Meili Kodifik. 148 f.).

7) Absatz 3 gibt einige Einzelheiten, die sich nach dem
allgemeinen Grundsatz Absatz i eigentlich von selbst verstehen.

Die praktische Bedeutung dieser Aufzählung zeigt sich vor

allem auf zivilrechtlichem Gebiet, indem durch Berufung auf

diese Vorschriften der Schuldbeweis gegenüber dem Führer

erleichtert wird. ^ Wegezeichen für gefahrliche Stellen: s. § 21.

Der Absatz 3 besteht sich sowohl auf geschlossene wie

auf nicht geschlossene Ortsteile.

OLG. Dresden 9. März 1905, Sächs/Arch. i, 1S6:

,
.Besondere Gefahr, der Absatz 2 (jetzt Absatz 3)

vorbeugen will, liegt bei unübersichtlicher Wegestrecke

und anderen hier erwähnten Verhältnissen darin, daß
andere von der Annäherung Jci. Kraftfahrzeucjs überrascht

und, ehe sie das Erforderliche vorzukehren imstande sind,

in Schaden gebracht werden können. Solange diese Ge-

fahr nicht vorüber ist, muß auch die vorgeschriebene

geringe Fahrgeschwindigkeit inne gehalten werden."

Ob jedoch im konkreten Fall Gefahr vorliegt, ist un-

erheblich. Zu schnelles Fahren strafbar auch dann, wenn
einer etwaigen Gefahr durch sofortiges Anhalten hätte be-

gegnet werden können (vgl. zu § 366 > StGB.: RG. 13. Oktober 1S83»
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Rechtspr. 5, 605; OLG. Stuttgart 14. November 1901, Württem-

berg J. i5> 71)- RO« 25. November 1902, Recht 7f 23:

„Besondere Umst&nde können einem Geschirrlenker

die Pflicht auferlegen, noch langsamer und vorsichtiger zu

fahren, als es im Sinne des § 366 Nr. 2 allgemein, unter

allen Umständen, von jedermann su fordern ist" — Vgl
OLG. Wien 28. Mai 1906, Jur. Blätter 36, 93 Belage.

8) Dunkelheit, Nd>el: s. § 3 Anm. sab.
In Dänemark ist das Fahren mit Krafifakrxeugtn in der

Zeii vom TÖ, Juli Hs 15, Mai eine halbe Stunde nach «SSmhm»-

tmtergang bis eine heUbe Stunde vor Sdmtenau/gang überhaupt

verboten, außer auf hänstUch beleuchteten Straßen,

Straßenkreuzung umfaiSt 'auch StraßeneinmÜndui^r (KG.,

DJZ. 1907 Nr. 14).

9) Annäherung an Eisenbahnübergänge: Neue Vorschrift

10; Abschüssige Wege: vgl. § 3 Nr. 3.

11) Bremsen: vgl. § 3 Nr. 2. Radfahr. GZ. §5 sagt statt

Bremsen : „Hemmvorrichtung".

12) Lebhafter Verkehr; vgl. OLG. Rostock 19. Mai 1905,

Mecklenburg Z. 23,324:

Scheuwerden von Pferden und dadurch bewirkte

Körperverletzung vom Angeklagten dadurch verschuldet,

daß er unerlaubt schnell gefahren ist, trotz leb-

haften Verkehrs zwecks Überholens mit einer

Schnelligkeit, welche die eines trabenden Pferdes noch
übersteigt."

Es kommt nicht darauf an, ob fyewöhnlich lebhafter

Verkehr stattfindet, sondern ob er tatsächlich stattfindet

(KG., AW. 1905, 1747).

13) Zum Haltenbringen: vgl. § 3 Nr. 2 Anm. 2e.

Außerdem besteht an unübersichtlichen Wegen die Signal-

pflicht § 18 Abs. 2.

14) Herabsetzung der Geschwindigkeitsgrenze durch die

Ortsbehörden § 21.

16) Ausnahmen von § 17 s. § 39.

16) Krafträder. § 5 Abs. 3 Radfahr-GZ. verbietet in allen

diesen Fällen, sowie beim Herabfahren beide Hände gleich-

12»
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zeitig von der Lenkstange oder die Füße von den Pedalen in

nehmen; dies muß auch für Krafträder gelten.

RO., JW., 1901, 337, 28:

Ein Radfahrer begeht ein grobes Verschulden, wenn
er eine verkehrsreiche, im Gefäll liegende Straße herab-

*

fährt, ohne das Rad so in der Gewalt zu haben, wie auf

ebener Straße, und dabei eine Geschwindigkeit einschlägt,

die ihm unmöglich macht, sofort abzuspringen.

17) Die Folgen der Übertretung sind auch hier Be-

strafung und unter Umständen rivilrechttiche Verantwortlich-

keit (BGB. § 833, n). Vgl. öst Haftpflicht-E. § 2: unabwend-
barer Zufall liegt nicht vor, wenn die schädigende Ereignung

auf vorschriftswidrige Führung zurückzuführen ist — Franzö-

sische Entscheidungen bei Haber 100 f.

Ein nichtmitfahrender Eigentümer haftet zivilrecht-

lich nach § 831 BGB.
Ein mitlihrender Ejgentfliner oder Besitzer ist nach

§§ 17, 28 nur dann strafbar, wenn er das schnelle Fahren

anstiftet, nicht wenn er es bloß duldet (KG. s. Ztschr. 1903,

260.; Voss. Ztg* 26. September 1903). Anders jedoch fQr die

Frage der fahrlässigen Körperverletzung (StGB. § 230} oder

§ 823 BGB. Vgl. RO. 9. März 1905, JW. 1905, 287:

„Zu billigen ist es allerdings, wenn in dem ange-

fochtenen Urteil grundsätzHch angenommen worden ist,

daß der Besitzer eines Automobils, der die Leitung einem

in dessen Behandlung tüchtigen und als zuverlässig und
umsichtig erprobten Manne übertragen hat, auch dann,

wenn er selbst das Automobil benutzt, nicht verpflichtet

ist, den Fahrer zu beaufsichtigen, und zu diesem

Zwecke seine Aufmerksamkeit darauf zu richten, ob der

Fahrer bezüglich der Geschwindigkeit die durch polizei-

liche Vorschriften gezogenen oder durch die auf der ge-

fahrenen Strecke bestehenden Verhältnisse jeweilig ge-

botenen Grenzen inne hält und auch sonst diesen

Verhältnissen bei der Leitung des Fahrzeugs gebührend

Rechnung trägt.

Auf der andern Seite muß aber von demjenigen,

welcher in einem Automobil fährt und zu dessen Leiter
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in einem Verhältnis steht, vermöge dessen dieser sdnen
Anordnungen Folge zu leisten hat, verlangt werden,
daß er durch, seiner Sachkenntnis und Erfahrungen ent-

sprechende Anordnungen eingreift, sobald er wahr-
nimmt, daß durch die Art, wie der Fahrer das Automobil
leitet, unter den vorliegenden Umständen Gefahr für

Leben, Gesundheit oder Eigentum dritter Personen droht

Die Pflichten dessen, der unter den angegebenen Ver-
hältnissen ein Automobil benutzt, sind grundsätzlich

keine anderen, als diejenigen eines Mannes, der in seinem
von Tieren gezogenen, durch einen Kutscher geleiteten

Wagen fährt; auch von diesem muß aber gefordert werden,
daß er einer Maßnahme des Kutschers, d^e er wahrnimmt
und von der er erkennt, daß dadurch andere gefährdet

werden, nicht mflssig zuschaut, und es ist ihm zum eigenen

Verschulden anzurechnen (BGB. § 823), wenn er das tut
In Betracht war vor allem zu ziehen, ob der

Beklagte nach dem, was er tatsächlich wahrgenommen
und gewußt hat, die Pflicht hatte, dem Fahrer Weisungen
zu erteilen, durch welche die durch dessen Verhalten den
auf der Straße verkehrenden Menschen erwachsende Ge-
fahr abgewendet werden konnte und annehmbar abge-

wendet worden wäre. . .

.

Übrigens mußte auch die Frage erwogen werden, ob
nicht der Beklagte, wenn er all diese Umstände kannte,

welche ein schnelles Vorüberfahren an der Unfallstelle

als besonders gefahrbringend erscheinen lassen mußten,
verpflichtet gewesen sei, auf die Geschwindigkeit, mit

welcher R. fuhr, zu achten und, wenn de unter den
gegebenen Umständen als unstatthaft erschien, durch

Anordnungen seinerseits einzugreifen.

Dabei mag noch bemerkt werden, daß, wenn der

geklagte den neben dem Fußpfad gehenden Kläger nicht
gesehen hat, dies noch nicht ohne weiteres ausreichend

erscheint, sein Verhalten zu rechtfertigen, es ist vielmehr

noch in Erwägung zu ziehen, ob er nicht auch dann den

Fahrer zum Anhalten des Automobils oder doch zu ganz

langsamer Weiterfahrt hätte anhalten müssen, weil mit der

Möglichkeit zu rechnen war, daß eine der zahlreichen
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auf dem Kußpfade gehenden Personen auf den Fahrdaniin
treten bezw. dorthin gedrängt werden können."

RG.21.26. 1906, Gruch. 51, 598: mitfahrender Eigent. braucht

seinen zuverlässigen Führer nicht zu beaufsichtigen; einschreiten

nur, wenn er tatsächlich Pflichtverletzungen wahrnimmt.
Vgl. für § 230 StGB. RG. 2. 2, 1906, Recht 453 und 10. JuU

1902 , Recht 487. Femer OLG. Dresden 26. Februar 1901 und
12. März 1903, Fischers Z. 27, 95, Änm. 23, 222 und 25, 103.

18) Ausland.

a) Belgien, 30 km freies Feld (absolutes Maximum) , 10 km
braute Orte; gewöhnlicher Pferäetrab^ bei lebliaftem Verkehr kurzer

.Trab (fetittrpt): Aniwer/eit; gewöhnlicherPferdeirabi CharUroy;

8 km: Aywaillc; 5 km: Brüssel, Visi u, a,

b) Frankreich. 30 km freies Feld (absolutes Maximum),
20 km bebaute Orte; Fußgänger-Schritt an engen oder bellten

Stellen; Automobilssäge: 20 km freies Feld, 10 km bebaute Orte.

c) Großbritannien. 20 Meilen (32 km, absolutes Maxi'
mum), an bestimmten Plätzen 10 Meilen (lö km),

d) Italien. 12 km (Pferdeirab) bewohnte Orte, 40 km freies

Feld, IS km nachts freies Feld, angemessen käher bei geraden

übersichtlichen Straßen,

e) Österreich, is km (Tempo leickter schneller Fuhrwerke)

in geschlossenen Orten, außerhalb geseklossener Ortschaften nicht

über 45 km (absolutes Maximum), an unübersicktlicken Stellen

ö km (Pferdesckritt).

f) Portugal, 10 km in Ortschaften, 30 km außerhalb.

g) Schweiz. 10 km (Pferdetrab) in Städten, Dörfern,

Weilern und Bergstraßen; 6 km (Pferdeschritt) an Brücken,

Durchfahrten, engen Straßen, Kehren, starken Gefällen etc.;

absolutes Maximum 30 km; ankalten auf Bergstraßen bei Be-

gegnung mit Persoiunposten.

k) Spanien, 28 km (absolutes Maximum), an Straßenübet'

gängen 12 km, im öffentUcken Fukrbetrieb 23 bexw, 10 knt; mit

Anhängern 15 km,

i) Vereinigte Staaten. Abstufung von 4 bis 20 Meilen

(6,4 bis 32 km). In Betracht kommen: open country, closely built

Up territory {s. 0. Anm.5 C), Näke eines Postamtes, einer öffent*

ticken Schule, einer Kirche, Kreuetmg von Ckausseen mit weniger

als 20 Fuß breitem Damm ete.
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§ 18.

(In Waldeck § 17.)

(I) Der Führer hat entgegenkommende, zu über-

holende, in der Fahrtrichtung stehende oder die

Fahrtrichtung kreuzende Menschen sowie die Führer

von Fuhrwerken, Reiter, Radfahrer, Viehtreiber usw.

durch deutlich hörbares Wamungszeichen recht-

zeitig^ ft) auf das Nahen des Kraftfahrzeugs aufmerk-

sam zu machen.^>

(II) Auch an unübersichtlichen Stellen (§17 Abs. 3)

ist Warnungszeichen''') zu geben. ^'^>

(III) Das Abgeben von Wamungszeichen ist sofort

einzustellen, wenn Pferde oder andere Tiere dadurch

unruhig oder scheu werden.*-

(IV) Wamungszeichen dürfen nur mit der eintönigen

Huppe (§ 3 Abs. 1 Ziffer 4) abgegeben werden.

(V) Das Abgeben langgezogener Huppensignale,

die Ähnlichkeit mit Feuersignalen haben, ist nicht

statthaft.*«)

(VI) >> Merkt der Führer ^ ^ dafi ein Pferd oder ein

anderes Tier vor dem Kraftfahrzeuge scheut *-®>, oder

daß sonst durch das Vorbeifahren mit dem Kraftfahr-

zeuge Menschen oder Tiere in Gefahr gebracht

werden, so hat er langsam zu fahren sowie erforder-

lichenfalls anzuhalten ^- ^> und den Motor aufler Tätig-

keit zu setzen.* ^-^J

(VII) Im Falle eines Zusammenstoßes des Kraftfahr-

zeugs mit Personen oder Sachen hat der Führer so-

fort zu halten und die nach den Umständen des Falles

gebotene Hilfe zu leisten.^>

Beilin und Bfandenburg tagen: „elo Wamtuicsniclitn**.

Digitized by Google



184 C. Der Führer des Kraftfahrz. (Bes. Pflicht, d. F.). §

— Früher §§ 32, 33. —
Besonder^ Verpflichtungen des Führers bei

Begegnung mit Menschen oder Tieren.

1) Signalpfllchi.

a) Wann ist das Signal zu geben? Rechtzeitig (früher

Cdln: so frflhzeitig, daß es den vorgeschriebenen Zweck er^

fallen kann).

b) Im Falle des Absatz 2 kommt es nicht darauf an , ob
auf der Straße zur Zeit überhaupt ein Verkehr stattfindet oder

nicht (vgl. Entsch. Ztsch. 1903, 1 16).

c) Ober Verurteilungen in Frankreich wegen uaage in-

tempestif de la come s. Haber 24. Vgl.AW. 1905, 1402. Scheue
Tiere s. u. Anm. 2 b.

d) Womit ist Signal zu geben? Zunächst mit der Huppe
(§ 3). cv. aber auch durch Anruf (so früher Hessen, Württem-
berg), namentlich wenn die Huppe versagt.

Militärkraftfahrzeuge unterliegen der Vorschrift des Abs. 4

nicht C§ 29 III).

Hierzu vgl. die Preußische Ministerial-Verfügung,
betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, vom 13. Juni 1907

(Min.-Bl. 1907, 223):

Bei Abfassung der Bestimmungen in den § 3 Abs. 1 Nr. 4 nnd § IS

Abs. 4 der Onindzilg«, betr. den Verkehr mit Knftfalirzeugeii, het die Absiebt

wtgtlkfB^, für das Abgeb«! von Wamungszeichen bei Kraftfahrzeugen

Htippen mit verschiedenen aufeinanderfolgenden Tönen von dem Allgemein-

gebrauch auszuschließen. Dieser Absicht ist bei den Beratungen über die

„Qrundzflge" in den Bundesratsausschüssen Ausdruck verliehen worden.

Es unterliegt dsber keinem Bedenken, bei Kraftfahrzeugen flberall

Huppen mit sogenannten Akkordtllnen zuzulassen, da mit diesen das

Wamungszeichen in einem geschlossenen Akkordton abgegeben wird. Eine

Änderung der den Orundzügen entsprechenden Polizeiverordnungen bedarf

es hierbei nicht; es empfiehlt sich aber, die Polizeibehörden dahin zu ver-

ttindlgen, dafi die Verwendung von Huppen mit Akkordtflnen weiterliin

von Ihnen nicht zu beanstanden seL

Dagegen ist die Verwendung von Trompeten mit einem Ton zur

Abgabe von Warnungszeichen selbst außerhalb der im Zusammenhange
gebauten Ortschaften unzulässig.

— Ebenso bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907.

e) Feuersignale: vgl. § 29 IV.

f) Folgen der Verletzung der Signalpflicht: Strafe (§28),

für den Schaden ev. zivil- und strafrechtliche Haftung.
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Entscheidungen

:

Das Nichtläuten des Automobilfahrers begründet keine

Haftung, wenn der Fuhrwerkskutscher das Automobil hätte

sehen können und müssen. ,,En obligeant les automobilistes

ä faire usage de la corne, le rdglement n'a pas eu pour

but de r^veiller les charretiers trop souvent endormis
dans leur voiture" (Haber 24).

Verschulden liegt vor, wenn Fuhrer nicht läutet und

an einem haltenden Wagen mit unverminderter Schnellig-

keit vorbeifährt (RG. 12.März 1903, JW. Beilage S.66 Nr. 153).

Daß ein Passant den Fahrdamm einer Straße über-

schreitet, ist keinVerschulden; daß er in jedem Augen-
blicke, bei jedem Schritt sich umsieht, kann
nicht verlangt werden und würde einen solchen

Ubergang in einer belebten Straße, der vorsichtig, aber

auch schnell ausgeführt sein will, eher stören als sichern.

Sache des Führers eines heranfahrenden Automobils ist

es, in solchem Falle sich zunächst durch ein Zeichen be*

. merkbar zu machen; erst wenn daraufhin Passant unbeirrt

weitergeht, trifft ihn eigenes Verschulden. Die Gefahr
des mit der Schnelligkeit eines elektrischen Straßenbahn-

wagens, aber nicht wie dieser auf einem ein für allemal

bestimmten und deshalb für Fußgftnger leicht übersehbaren

Gleise, heranfahrenden Automobils besteht eben darin,

daß es selbst den vorsichtigen Fußgänger leicht

überraschen kann, zumal sein Fahrgeräusch durch das

viel stärkere Geräusch von Pferdegespannen leicht über-

tönt wird; solchen Überraschungen durch öfteres Er-
tönenlassen von Warnungszeichen sowie durch

rechtzeitiges Verlangsamen der Fahrt vorzubeugen»

liegt in der Hand des AutomobilfÜhrers (RG. 28. März 1904,

JW. 288, 8, vgl. Isaac MW. 1904, 239).

2) Pflicht zum Langsamfahren und Anhalten (Abs. 6).

A. „Merkt der Führer". Vgl. OLG. Frankfurt, AW. 1906

Nr. 43. Zivilrechtlich und nach § 230 StGB, haftet Führer auch,

wenn er die Gefahr zwar nicht merkt, aber merken mußte,

insbesondere wenn der Kutscher, Reiter oder Führer durch
Zuruf oder Zeichen andeutet, daß das Scheuen seiner Tiere
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zu befürchten ist (so früher ausdrücklich Schleswig-Holstein;

vgl. früher Anhalt, Gotha).

RG. jW. 1906, 682:

„Einmal handelt es sich nicht bloß darum, ob der

Beklagte das Zeichen des B. gesehen hat, sondern auch

darum, ob er es bei pflichtgemäßer Achtsamkeit hätte

wahrnehmen müssen. Sodann brauchte die frai^üche

Bewegung nicht notwendig als ein Zeichen zum Anhalten
des Automobils erkennbar zu sein.'*

Nack dem Mgtsckm Regiment vom 4, August iSgg Art. 17 ist

erforderlich, daß die Tiere (Gesßanne, Last' oder Rentiere) Zeichen

des Schreckens offenbaret^ In den Vereinigten Staaten muß das

Kraftfakrzeug sofort kalten und die Maschine abgestellt werden,

wen» der Tiertreiber nur die Hand hochhebt,

B. Scheue Tiere.

T. Das Scheuwerden der Pferde ist eine Hauptrubrik im

Sündenregister des Automobils (vgl. Bericht des Schweizer

Bundesrats vom 15. Dezember 1902 S. 5. — Antrag Graf Terlago

zum österreichischen Haftpfiichtentvvurf 26, Januar 1905, Bei-

lage 21 17 z. Sten.-Prot. Abg.-Haus. — Österreichische Expertise

Frage IV g. und S. 6, 15, 16, 30, 34, 39, 73, 78. — Meili Kodif.

122 ff.). Das Scheuwerden beruht auf der ungewohnten Form
des Wagens, auf seinem Anstrich, auf dem vom Fahrzeug aus-

gehenden Geruch, zum Teil auch auf der Ausrüstung der In-

sassen , vor allem aber auch auf dem Geräusch des Motors

und der Huppe (s. öst. Exp. 30). Das Scheuen und Durchgehen
kommt auch bei Rindern^ Schafen, Kamelen vor, doch ist das

Pferd wegen seiner leichten Erregbarkeit besonders prädispo-

niert (vgl. Professor Dexler in Prag, Archiv für Psychiatrie

und Nervenkrankheiten, wiedergegeben in AW. 1907, 12. — Zell,

Ist das Tier unvernünftig? Seite 40, 133). Bei Pferden ist das

Scheuen häufig auch eine Folge abnormer Beschaffenheit der

Augen (Dexler eod.).

Ein l achmann in dem Neuen Wiener Tageblatt gibt

folgende Ratschläge:

„Wenn du dem Tiere nahe kommst, ^eh genau, ob es die

Ohren spitzt. In diesem Falle sei gefaßt, setze die Geschwindig-

keit herab und mache die Bremsklaue etwas frei. Dadurch

Digitized by Google



§ iS, K C. Der Führer des Kraftfahrz. (Bes. Pflicht d. F.). 187

wird der Lärm auf ein Minimum herabgesetzt und der Wagen
fährt mit seiner eigenen Geschwindigkeit an dem Pferde vor*

bei. Halte dich soweit als möglich von ihm entfernt und
lasse eine größere Distanz frei, falls es gerade, wenn du an
Ihm vorbeikommst, stutzig wird. Bleibt es schon etliche 30 m
vor dir stehen, so ist es am besten, den Wagen und Motor
an der entgegengesetzten Straßenseite anzuhalten, indes der

Kutscher die Zügel stra£f anzieht und ev. die Peitsche zu

Hilfe nimmt.

Vor Motorcycles scheuen die Pferde weniger als vor

großen Wagen. Auf dem Motorcycle pedaliere, während du
an ihm vorbeikommst. Das Pferd wird dich dann für einen

„gewöhnlichen" Cyclisten- halten und nicht irritiert werden*

Dagegen reagiert es meist auf das Geräusch des Kompresstons-

hahns, man mache ihn also beim Verbeifahren nicht auf . . .

Die Meinung, daß die Pferde durch den ungewohnten
Geruch aufgeregt werden, halte ich für eine irrige. Ich bin

wiederholt bei Nacht an Pferden vorbeigefahren, die, weil sie

mein Automobil nicht sahen, auch nicht scheuten.

Das Gefahrlichste ist für die Chauffeure ein unbewachtes

Pferd. Jetzt, wo die Automobile nach und nach alle Straßen

erobern, ist eine Warnung der Fuhrleute, ihre Wagen nicht

Allein zu lassen, gewiß sehr am Platze." (Ztsch. 1901, 209.)

IL Nachdem das Kraftfahrzeug einmal als gleichberech-

tigtes Fuhrwerk staatlich anerkannt ist, kann man v^langen,

daß die Pferde, namentlich in den Städten, wie an das Ge-

räusch überhaupt, so auch an das der Kraftfahrzeuge gewöhnt
werden« Erfolgreiche dahingehende Versuche hat z. B. der

bayrische Motorwagen -Verein auf der Theresien-Wiese in

München veranstaltet (Ztsch. 1901, 120, AW. 1904, 53. Däne-

mark cf. AW. 1906 Nr. 4a.} Daß die Gewöhnung leicht möglich

und in den Städten fast überall durchgeführt ist, ist in der öster-

reichischen Sachverständigen-Beratung zum Haftpflichtentwurf

anerkannt worden (vgl. S. 73 daselbst). Die französische

.Gerichtspraxis betrachtet schon seit längerer Zeit ein Pferd,

das in der Großstadt vor einem Kraftfahrzeug ohne besonde-

ren Grund scheut, als ein cheval peureux und somit als ein

fehlerhaftes Tier, welches nicht als* Zugtier verwendet
werden darf (Haber 14^*1 103 f.).
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III. Zur Begegnung des Scheuens fordert g i8:

1. EinsteUung des Huppens (Abs. 3).

8. Langsamfahren, ev. Anhalten des Fahrzeugs und des
Motors (Abs. 6).

C. Langsamfahren und erforderlichenfolls Anhalten, be-

deutet, daß der Führer erforderlichenfalls nicht bloß langsam
zu fahren, sondern auch zu halten hat (OLG. Rostock 10. Fe-
bruar 1904, Meckl. Z. 22, 330, v^'l. OLG. Dresden 26. Februar

1901 und 12. März 1903, Fischers Z. 27, 95, Ann. 23, 222 und

25, 103). — OLG. Frankfurt (AW. 1906 Nr. 43): ,,wenn nach den
Umständen des Falls bei Berücksichtigung^ der Erfahrungen des

praktischen Lebens von dem Anhalten die Abwendung der mit

dem Unruhigwerden oder Scheuwerden von Pferden verbunde-

nen Gefahr erwartet werden kann".

Das Halten ist insbesondere erforderlich, wenn sich ein

scheues Tier durch das bloße Langsamfahren nicht beruhigt,

was sehr oft der Fall sein wird (vgl. das Gutachten des Sach-

verständigen in einer Strafsache am LG. Braunschweig, Ztsch.

1903, 234. Vgl. dagegen ebenda 58 und AW. 1904, 4).

In Äfassachusetis ist zu haUm nur in case oj extremefright,
Entscheidungen:

Der Verletzte war, als der Fahrer ihn bemerkte, nur
noch 2 Meter entfernt; bei sofortigem Bremsen wäre das
rechtzeitige Anhalten des Wagens noch zu bewirken ge-

wesen; Fahrer hat aber nicht sofort gebremst, sondern

sich zunächst damit begnügt, die Person anzurufen. Darin

liegt Verschulden. Wagenführer, der vor sich jemanden

in unmittelbarer drohender Gefahr sieht, muß sofort An-
stalten zum Halten machen, ohne erst die Wirkung eines

Anrufs abzuwarten, da es dann mit dem Bremsen zu spät

sein kann, der Angerufene den Anruf auch oft überhört

oder darüber erschreckt (RG. 14. April 1904, JW. 287*). ~
„Richtigerweise war nur zu prüfen, ob der Beklagte bei

Anwendung der von dem Automobilfahrer zu verlangenden

erhöhten Sorgfalt aus der Sachlage — dem beginnenden

Scheuen des Pferdes und dem Verhalten des Kutschers —
erkennen mußte, daß dem B'schen Fuhrwerke durch

weitere Annähenmg oder Vorbeifahren des Automobils
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Gefahr drohte, und ob er in der Lage war, diese Ge-

fährdung noch zu vermeiden. Zur Vorkehrung entsprechen-

der Sicherungsmaßnahmen war er verpflichtet, auch wenn
nur die (nicht bloß entfernte) Möglichkeit, daß durch das

Scheuwerden des Pferdes den Wageninsassen Gefahr für

Leib und Leben erwachsen würde, gegeben und erkenn-

bar gewesen ist. Damit, daß es dem Fuhrmann gelingen

würde, das Pferd durch Festhalten zu beruhigen und am
Ausbrechen zu verhindern, durfte der Beklagte nicht un-^

bedingt rechnen; zumal nicht, wenn fOr ihn während des

Weiterfahrens ersichtlich war, daß die Bemühungen des

Fuhrmanns zunächst erfolglos waren, oder das Pferd gar

noch unruhiger wurde (mag es auch zu dieser Zeit noch
nicht in die Höhe gestiegen sein). Es würde sich alsdann

fragen, ob der Beklagte in einer angemessenen Entfernung

von dem Fuhrwerk, also nach der Unterstellung der Vor-

instanzen mehr als 25 Meter davon entfernt, hätte anhalten

können und sollen, bis die Gefahr in der einen oder ande-

ren Weise beseitigt war," (RG. 20. September 1906, JW.
681. 2.) —

,,Der Vorwurf, den die Vorinstanz mit Recht dem
Fahrer R. macht, geht dahin, daß er unter den obwaltenden

Umständen überhaupt nicht hätte unternehmen dürfen,

zwischen dem auf der Straße haltenden Bierwagen und

dem links vom Fahrdamm herlaufenden Fußpfad, dem so-

genannten Bankette, durchzufahren, oder mindestens

bei diesem Versuche ganz langsam hätte fahren müssen.

Die Umstände, w-elche dies erforderten, bestanden

darin, daß schon an sich der Fahrdamm nur eine geringe

Breite hatte — der Zeuge Z. hat sie etwa auf 4 Meter

geschätzt — daß von diesem Raum ein Teil durch auf

der Straße vorgenommene Ausgrabungen und dadurch

vcranlaßtc Erdaufschüttungen für den Fahrverkehr unbe-

nutzbar, und der verbliebene Teil des Fahrwegs durch

den Bierwagen, der nach der rechten Straßenseite aus- *

gewichen war, mit in Anspruch genommen war, und daß

endlich zu der in Betracht kommenden Zeit eine große
Zahl von Fußgängern auf der Straße gerade an dieser

Steile verkehrten" (RG. 9. März 1905, JW. 287, 11).
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„Wenn § 29" (jetzt § 18) „der Polizeiverordnung des

Oberpräsidenten vorschreibt, daß der Lenker eines Auto-

mobils langsam zu fahren und zu halten hat, sofern dies

zur Vermeidung von Unglücksfällen erforderlich ist, so

stellt er das Anhalten nicht, wie die Revision meint,

in das Ermessen des Führers. Bei dieser vom Revi-

denten hier gegebenen Auslegung würde die Polizei-

verordnung, die zum Sthutze des Publikums und des

Verkehrs erlassen ist, den Zweck verfehlen. Der Führer

muß vielmehr, wenn die bezeichnete Voraussetzung vorliegt,

langsam fahren und halten, ohne Rücksicht darauf ob es

ihm sur Vermeidung von Unglücksfällen erforderlich er-

scheint Daß ein Langsamfahren oder Halten unter den
obwaltenden Umständen durchaus erforderlich war, ist In

dem Urteil bedenkenfrei festgestellt. Ohne Rechtsirrtum

nimmt der Benifungsrichter insbesondere an, daß der

Angeklagte dte Straßenkrümmung erst passieren durfte,

nachdem er sich davon überzeugt hatte, daß sie frei war"
(KG. 17. April 1905, AW. 1905, 1076).

OLG. Rostock s. § 17 Anm. 12.

Fahrer, der das Kind schon auf 100 m Entfernung gesehen

hatte, als es über den Fahrdamm lief, mußte langsam fahren

;

hätte auch voraussehen müssen, daß die Angehörigen des

Kindes angesichts des in ungeminderter Geschwindigkeit heran-

nahenden Automobils hinzuspringen und dadurch ebenfalls in

Gefahr kommen würden (RG. 4. Strafsenat 9. Mai 1905, AW. 1237).

Gefährdung eines Eisenbahntransports eod.

Weitere Entscheidungen s. o. Anm. i.

Der Kraftradtahrer hat erforderlichenfalls sofort abzu-

steigen (Radfahr-GZ. § 6).

Das Langsamfahren oder Anhalten hat so lange zu dauern,

bis der Führer annehmen kann, daß die Gefahr vorüber, ins-

besondere das Tier sich beruhigt hat.

D. Die Vorschrift des Motorabstellens ist neu (außer für

Bayern, Meckl., Old.; sonst war früher nur Unterlassung des

Dampfauspuffens vorgeschrieben). Vgl. § 16 Anm. 5. Insbe-

sondere ist die Auspuffklappe sofort zu schließen. Professor

Engländer Öst. Exp. 78:
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„Es handelt sich darum , ob scheu werdende Pferde

sich weniger davor scheuen, daß das Automobil stehen

bleibt und sein Leerlaufgeräusch macht oder ob es für

den Automobilisten zweckmäßiger ist, den Motor gänzlich

abzustellen, wenn er scheue Pferde sieht. Mir kommt es

vor, daß es zweckmäßiger ist, wenn der Motor abgestellt

wird, da es notwendig ist, daß das Geräusch ganz ver-

mieden werde. Wenn dann die Gefahr vorbei ist, kann
der Automobilist ja den Motor wieder in Betrieb setzen,

da macht das neuerlich auftretende Geräusch nichts."

Vgl. LG. München, AW. 1904, 204.

E. Neben der zivilrechtlichen Haftung des Kraftfahrzeug-

fahrers kommt nun in solchem Fall unter Umständen die

Haftung des Tierhalters gemäß 833 BGB. in Betracht, außer-

dem die Haftung des Kraftfahrzeuf^eigentümers oder — Be-

sitzers gemäß §831 BGB. und die Haftung des Tierkutschers

gemäß § 823 BGB. Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung

der höchsten Gerichte ergibt sich danach folgende Zusammen-
stellung :

1. Der Kraftfahrzeugführer haftet, wenn das Tier in-

fol<^fc des Kraftfahrzeuges scheu geworden ist und ihn ein

Verschulden trifft (z. B. er ist nicht langsam gefahren, obwohl
er merkte, daß das Pferd unruhig wurde). Dagegen haftet er

nicht, wenn ihn kein Verschulden trifft (z. B. der bei still-

stehendem Kraftfahrzeug arbeitende Motor brachte das Pferd

zum Scheuen. § 823 BGB.). RG., JW. 1906, 681.

2. Der Kraftfahrzeug-Eigentümer oder -Besitzer

haftet, wenn das Tier infolge eines rechtswidri^^cn Verhaltens

des Kraltlahrzeugführers scheu geworden ist und wenn der

mitfahrende Eigentümer oder Besitzer seine Uberwachungs-

pflicht schuldhafl verletzt hat (s. o. § 17 Anm. 17), oder wenn
der nichtmitfahrende Eigentümer oder Besitzer nicht beweist,

daß er bei der Auswahl des Führers und bei Beschaffung der

nötigen Vorrichtungen und Gerätschaften die im Verkehr

erforderliche Sorgfalt beobachtet hat (,§831 BGB.).

3. Der Tierhalter (z. B. Eigentümer des Pferdefuhrwerks)

haftet auch unverschuldet für jeden durch das Tier angerichte-

ten Schaden, wenn eine willkürliche Handlung des Tieres den

schädigenden Erfolg herbeigeführt hat (also wenn das Tier
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nicht lediglich dem Willen des Kutschers folgt und nicht bloß

Werkzeug in der Hand des Kutschers ist RG. 50, 180). Eine

solche willkürliche Handlung des Tieres liegt nicht vor, wenn
ein äußeres Ereignis (z. B. plötzliche Explosion des Automobil-

motors) auf den Körper oder die Sinne des Tieres mit einer

Gewalt eingewirkt hat welcher Tiere dieser Art nach psycho-

lofi^hen Gesetzen nicht widerstehen können. Denn dann ist

der Schaden nicht durch das Tier, sondern durch das mit

unwiderstehlicher Gewalt über das Tier hereinbrechende

äußere Ereignis verursacht. In diesem Fall käme also nur

eine Haftung des Kraftfahrzeugfahrers und -Besitzers (Eigen-

tümers) in Frage.

Liegt dagegen eine solche zwingende Veranlassung für

das Verhalten des Tieres nicht vor (z. B. gewöhnliches Ge-
räusch des Motors, woran Pferde sich gewöhnen können), dann
ist die den Schaden bewirkende Ursache in der tierischen

Natur zu erblicken und dann haftet der Tierhalter. Ob das

Scheuwerden des Tieres hier auf eine entfernte Tatsache

(Kraftfahrzeuggeräusch) als Ursache zurückzufahren ist, für

die ein Dritter (z. B. der schuldhafte Kraftfahrzeugfahrer) auf-

zukommen hat berührt die Haftung des Tierhalters gegenüber

dem Geschädigten nicht (OLG. Stuttgart, DJZ. 1902, 364). Der
schuldbafte Kraftfahrzeugfahrer (oder Eigentümer oder Besitzer)

liaftet dem Verletzten in solchem Fall neben dem Tierhalter

als Gesamtschuldner. Der vom Verletzten in Anspruch ge-

nommene Tierhalter hat aber das Recht des Rückgriffs gegen

den schuldhaften Kraftfahrzeugfahrer (oder Eigentümer oder

Besitzer) § S40 BGB.
4. Der Tierkutscher haftet im Falle eigenen Verschul-

dens (z. B. Schlaf, Trunkenheit), wenn er bei Anwendung ge-

höriger Sorgfalt den Schaden hätte verhüten können. Er
haftet als Gesamtschuldner neben dem Tierhalter, femer neben

dem schuldhaften Kraftfahrzeugfahrer und -besitzer oder -eigen-

tümer, außer wenn feststeht, daß deren Schuld för die Ent-

stehung des Schadens ohne jeden Einfluß war (§§ 830, 840 BGB.).

3) Zusammenstoß (Absatz 7).

Auch wenn kein Schaden entstand (Vollmer Anm. i\ muß
.

gehalten werden. Die Vorschrift stammt aus den früheren W.
von Braunschweig und Hessen.

- »
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Ob die Verpflichtung zur Hilfeleistung durch Polizei-

Verordnung auferlegt werden kann, erscheint zweifelliaft (vgl.

zur Überschrift vor § i Anm. i I und StGB. § 360 Nr. 10).

Hilfeleistung ist kein stillschweigendes Schuldgeständnis

des Fahrers (Cour de Besannen as. Februar 1875, Haber 1 18).

Großbritannien bestraft den Automabil/akrer, der bei

einm' üngläcksfaU vorsätzlich nickt hält, beim i. Mal bismio£,
beim 2. Mal bis m 20 £, bei weiteren Malen bis zu 20 £ oder

bis ssu I Monat Gefängnis (Gesetz igojt ö),

Schwei z: FiÜtrer muß sogar dann kalten, wenn ihn keine

Schuld trifft, und er soll dafür sorgen, daß dm Verletzten

die nötige Hüfe zuteil wird, muß auch auf Verlangen Ausweis^

karte vorlegen und Wbknung angeben,

§ 19.

(In Waldeck § 18.)

(I) Beim Einbiegen in eine andere Straße ist nach

rechts in kurzer Wendung, nach links in weitem Bogen
zu fahren.

(II) Der Führer hat entgegenkommenden Fuhr-

werken, Kraftfahrzeugen, Reitern, Radfahrern, Vieh-

transporten oder dergleichen rechtzeitig und genügend
nach rechts auszuweichen oder, falls dies die Um-
stände oder die Örtlichkeit nicht gestatten, so lange

anzuhalten, bis die Bahn frei ist. Ebenso hat er an-

zuhalten beim Zusammentreffen mit marschierenden

Militärabteilungen , öffentlichen Aufzügen, Leichen-

begängnissen oder dergleichen.

(III) Das Vorbeifahren an eingeholten Fuhrwerken,

Kraftfahrzeugen, Reitern, Radfahrern, Viehtransporten

oder dergleichen hat auf der linken Seite zu erfolgen.

Einbiegen, Ausweichen, Vorbeifahren.

1) Der § 19 erhebt einzelne Fahrvorschriften, die in den
Straßenordnongen für alle Arten Fuhrwerke gegeben smd.

Itatc, Automobil-Recht 2.Aufl. l-i
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mit Rücksicht auf ihre Bedeutung zu einer allgemeinen deut-

schen Rechtsbestimmung für den Kraftfahrzeugsverkehr. Vgl.

Berliner Str.-O. §§ 26, 32, 33 fr.

Ausnahme für Feuerwehr s. § 29 IV.

2) Vgl. Mm.-V. vom 28. Juni 1905 (s. Anhang) und Amtl* Erl.:

Jm Inteicsse efner gtatten Almidcdnng des Fahrveikelifs und mr
Vcfineidung von Unfällen muß auf die strenge Durchführung der für das

Ausweichen und Überholen der Fuhrwerke bestehenden Vorschriften ganz

besonderes Gewicht gelegt werden. Es empfieblt sieb, die PoUzeibesmten
hierauf besonders hinzuweisen."

3) Weitere Vorschriften der Straßen-Ordnung bleiben

daneben bestehen (§ 1 1).

a) Kundgebung der Absicht des Stillhaltens, des

Umwendens und des plötzlichen Verlassens der bisher ver-

folgten Fahrtrichtung (das Emporhalten der Peitsche ist durch

ein anderes geeignetes Mittel zu ersetzen § 17).

b) Rechtsfahren (Ausweichen nach rechts, in der Regel

mit halber Spur, ist ersetzt durch § 19 Abs. 2 hier). Mit ganzer

Spur haben onbeladene Fuhrwerke beladenen und bergauf-

fahrende bergabfahrenden Fuhrwerken auszuwdchen (§§26,32).

Vorbdfahren links im Trab (§35).

Entscheidungen

:

Automobilist wendet nach links, ohne sich zu. ver-

gewissern, ob ihm andre folgen; der dahinter fahrende

Radfahrer sieht das Automobil wenden und fährt trotzdem

weiter; beide schuldhaft (Tr. corr. de la Seine 1901»

Haber iii).

Keine Haftung des Automobils für einen Fehler, der

nur die notwendige Folge eines vorher von dem
andern Fuhrwerk begangenen Versehens ist

(Haber 109). Z. B. Fuhrwerkskutscher lenkt Wagen fälsch-

lich nach links und veranlaßt dadurch Automobilfahrer,

ebenfalls nach links zu wenden (Seine-Tribunal i i.Mai 1900).

Großbritannien, Ungarn und einige Länder Österreichs lassen

links ausweichen und rechts vorbdfakren. Vgl. A W, igos, 148Ö
{Schaumburg) und 1062,

c) Raumgeben gegenüber Königlichen und PrinzUchen

Equipagen, Postwagen, Feuerwehr, Sprengwagen (§§ 33 f.).
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d) Verbotenes Vorüberfahren, Umwenden, Still-

halten s. 36 ff., 46.

e) Reihenfolge: § 52.

f) Krafträder vgl. RadfahrGZ. §§ 8, 9 III, 11, Ausweich-,

Halte- und Absteigepflicht, Verbot des Umkreisens (s. Anhang).

4) Pflichten Dritter gegenüber dem Kraftfahr-
sengverkehr.

Fußgänger, Radfahrer, Fuhrwerke, Viehtreiber etc. haben
dem Kraftfa^zeug gegenüber dieselbe Vorsicht und Rücksicht

zu beobachten, wie anderen Fuhrwerken gegenüber. Hierüber

8. f 1 1 Anm. 5 S. 50.

Radfahr-GZ. § 811, 9!! ».Anhang.

Vgl. Str.-O. § 16m

:

„Führer, welche, wShrend ihr Fuhrwerk auf öffentlicher Strafie sich

befindet, schlafen oder in trunkenem Zustande betroffen werden,

sind straffällig."

Min.-Verf. vom 28. Juni 1905 s. Anhang.

Durch Außerachtlassung dieser Pflichten berauben sich

Fußgänger, Fuhrwerke etc. unter Umständen der Möglichkeit,

das Kraftfahrzeug für einen Unfall verantwortlich zu machen,

und können sogar ihrerseits zur Verantwortung gezogen

werden (s. über unbeleuchtetes Fuhrwerk § 3 Anm. 5I. Vgl.

auch Haber 103).

D. Die Benutzung öffentlicher Wege und Plätze.

§ 20.

an Waldeck § 19.)

Das Fahren mit Kraftfahrzeugen ist nur auf Fahr-

wegen gestattet. Auf Radfahrwegen und auf Fuß-

wegen, die für Fahrräder freigegeben sind» ist der

Verkehr mit Krafträdern nur mit besonderer polizei-

licher Genehmigung zulässig.

— Froher § 27. —
1) Daß den Kraftfahrzeugen nur Fahrwege gestattet aind,

ergibt sich von selbst aus dem Grondsats des § i , wonach

13*
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die Kraftfahrzeuge den für Fuhrwerke gegebenenBestimmungen
unterliegen.

a) Nach der Berliner Str.-O. (§22) hat sich der Fuhr-

werksverkehr ausschließlich auf die dafflr bestimmten Fahr-

dftmme und Fahrw^e xu beschränken. „Wo in dieser Be-

siehung durch öffentlichen Anschlag hinsichtlich gewisser

Arten von Fuhrwerk oder gewisser Zeiten noch wdtere Be-

schränkungen eingeführt sind, hat die betreffende Ankündung
verbindliche Kraft*' Über solche Beschränkungen des Fuhr-

werksverkehrs überhaupt s. Str.-O. §§ 23^25, 59—51.
Vgl. ALR.I22 §65: „Wer das Recht hat, über das Grund?

stück des andern zu gehen, darf sich dessen weder zum Reiten,

noch zum Fahren, auch nicht mit einrädrigen Karren be-

dienen" (Strieth. Arch. 39, 239).

b) Bankette y Böschungen und Gräben der Chausseen

dürfen nicht befahren werden (§ 12 zusätzliche Vorschriften

zum Chausseegeldtarif 1840). Als Bankett ist der nicht zum
befestigten Teil des Planums gehörige übrige Teil der Chaussee,

welcher zur Niederlage der Unterhaltungsmaterialien und für

die Fußgänger bestimmt ist, anzusehen (KGJ. 16, 397).

c) Dänemark gestattet Automobile 7iur auf Straßen von

8 m Breite. Schweiz verbietet das Fahrm auf Wegm für Fuß'
ganger, Trottoirs utid Straßefirändern.

d) Omnibusse: Vgl. Berliner Bekanntm. vom 30. Januar 1865,

II. September 1894, 22. Februar 1895. — Droschken-V. vom
i4. April 1899, Bekanntm. vom 15. September 1900.

e) Vgl. Preuß. Feldpolizeigesetz § 30 (Beschädigung

von Privatwegen, Befahren der Bankette, Beschädigung von
Wegweisern, Einfriedigungen, Bäumen usw. usw.); Strafgesetz-

buch §§ 304 f. (Beschädigung von Denkmälern, Gebäuden etc.)

;

321 (Wasserbauten, Brücken etc.); 326, 370 Nr. i (Grundstück-

oder Wegverringerung).

2) Radfahr-GZ § 12:

„Das Radfahren Ist, außer auf den für den Radfahrverkehr eingerich-

teten besonderen Wegen (Radfahrwegen), nur auf den für Fuhrwerke
bettliiuiiteii Wegen und Flitzen gestattet Außerhalb der gesdikwataeii

Ortscliaften darf das Patanii mit Zweliideni auch auf den neben den Fahr-

. w^ten hlnfUirenden, nicht eftaOhien Banketten stattfinden.
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Die Wegepolizeibehörden sind befugt, den Radfahrverkehr auf Fuß-

wegen und auf Plätzen, die für Fuhrwerke nicht bestimmt sind» zuzulassen."

Danach sind zu unterscheiden

:

a"* Fußwege, die für Fahrräder freigegeben sind.
Während diese den Kraftwagen unbedingt verschlossen sind

(Satz I), können Krafträder darauf zugelassen werden, jedoch
nur mit besonderer polizeilicher Genehmigung. Die Genehmi-
gung kann für alle oder für bestimmte Krafträder, dauernd
oder zeitweilig, erteilt werden. Zuständig ist die für den be-

treffenden Weg zuständige Wegepolizeibehörde (s. Behörden-
übersicht zur Überschrift vor § i Anra. i III S. 35 ff.).

Sächsische Dienstanweisung vom 29. September 1906 Nr. 10:

Polizeibehörde hat sich vor Erteilung der Genehmigung der

Zustimmung der staatlichen Straßenbauverwaltung zu versichern,

soweit es sich dabei um von ihr unterhaltene Straßen und
Wege handelt.

b* Die besonderen Radfahrwege, die früher meist,

außer Pommern, Bremen, Hamburg, Lübeck, ohne weiteres

für Krafträder offen standen, sind jetzt den Fußwegen gleich-

gestellt.

c) Bankette (s. o. Anm. ib) gelten weder als Fahr- noch

als Fußwege (vgl. Radfahr-GZ. § 10 „Bankette und Fußwege").

§ 20 Satz 2 kann daher auf sie keine Anwendung finden, so

daß ihre Benutzung den Kraft zwei rädern auch ohne be-

sondere Genehmigung freisteht, während andere Krafträder

auch durch polizeiliche Genehmigung nicht zugelassen werden
können (s. o. § i Anm. III 6 S. 55).

d) Radfahr-GZ. § 10:

„Bei Benutzung der Bankette und Fußwege (§ 12 Abs. 1 und 2) darf

der Verkehr der Fußgänger nicht gestört werden. Das Bankett hat der Rad-

fahler bei Annihenmg an Mginger rechtzeitig m verlassen; sofern dies

atMr nicht mOglicb Ist hat er abzusttlfeiL''

8) Privilegien*

Nach § 17 Reichspostgesetz können in besonderen

Fällen, In denen die gewöhnlichen Postwege gar nicht oder

schwer zu passieren «nd, die ordentlichen Posten, Extraposten,

Kuriere und Estafetten sich der Neben- und Feldwege, sowie

der ungehegten Wiesen und Äcker bedienen, unbeschadet des

Rechts des Eigentümers auf Schadenersatz. Vgl. KGJ. i8, 368

betr. Fahren eines Postbeamten auf verbotenem Bahnhofsweg.
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§ 21.

(In Waldeck § 20.)

(I) Durch allgemeine polizeiliche Vorschriften oder

durch besondere, für einzelne Fälle getroffene polizei-

liche Anordnungen kann, soweit der Zustand der

Wege oder die Eigenart des Verkehrs es erfordert,

der Verlcehr von Kraftfahrzeugen auf bestimmten

Wegen, Plätzen und Brückenverboten oder beschränkt,

insbesondere die zulässige Fahrgeschwindigkeit auf

ein bestimmtes Maß herabgesetzt werden.

(Ii) Allgemeine Vorschriften dieser Art sind an den
betreffenden Stellen durch öffentlichen Anschlag auf

zu diesem Zweck kenntlich gemachten Tafeln zur

Kenntnis zu bringen.

— Früher § 27 II. —
Zu diesem § 21 sind die amtl. Erl. von größter Be-

deutung und vor allem diejenigen von Schleswig-Holstein.

Die Besonderheiten der Erl. von Schleswig- Holstein werden
durch gesperrten Druck hervorgehoben. — Vgl. Ermel, DJZ,

1905, S56.

1) Beim Aufkommen des Automobilverkehrs konnte die

Frage auftauchen, ob das Kraftfahrzeug zur Benutzung der
öffentlichen Wege ohne weiteres befugt sei. Zur

Besdtigung dieses Bedenkens genügte jedoch der Hmweis auf

den Begriff der öffentlichen Wege. Öffentliche Wege sind

diejenigen, welche für den gemeinen Gebrauch bestimmt sind

und diesem kraft Privatrechts nicht entzogen werden können
((Bermershausen, Wegerecht, 22 ff.; Hue de Grais § 369). Nach
dem ALR. (II 15 § 7) ist der freie Gebrauch der Land- und Heer-

straßen einem jeden zum Reisen und Fortbringen seiner Sachen

gestahet. Dieser Grundsatz findet auch auf Kommunikations-
w^e, d. h. solche, welche die Verbindung benachbarter Orte

oder innerhalb eines Ortes vermitteln, Anwendung (Germers-

hausen 22 f., OVG. 10, 194). Das Prinzip der Wegefretheit ist
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auch in den verschiedenen preußischen Entwürfen einer

Wegeordnung, welche allerdings nie Gesetz geworden sind

angesprochen worden (Germershausen 23) und findet sich

auch in der neueren Wegeordnnng für die Provinz Sachsen
(G. vom II. Juli 1891. § 2: „Öffentliche Fahrwege dürfen von
jedermann zum Gehen, Reiten, Fahren . . . benutzt werden."

Vgl. Wegepolizeiverordnung für Reg.-Bezirk Wiesbaden vwn
7. November 1899 § i

;
Wege-O. für Westpreußen vom 27. Sep-

tember 1905 § 4; Oldenburg Wegeordnung art. 45).

Nur die Benutzung der öffentlichen Wege zur Errichtung

dauernder Anlagen fällt nicht untier den gemeinen Gebrauch
und steht daher nicht jedermann ohne weiteres frei. Das
Fahren mit einem Kraftfahrzeug ist aber keine dauernde An-
lage, sondern nur ein gemeiner Gebrauch des Weges und
daher eine gesetzlich erlaubte Handlung (s. Hilse 20. Selbst

Korn, der grimmigste Automobilgegner auf dem 26. Juristentag,

hat dies nicht bezweifeln können). Die amtl. Erl. erkennen das

Wegerecht des Kraftfahrzeugs jetzt ausdrücklich an (s. u.).

Daher begründet ein Unfall, der lediglich durch die bloße

Anwesenheit eines Kraftfahrzeugs auf Öffentlicher Straße

hervorgerufen ist, keine Haftung (s. Haber 99, Entscheidung

des Seine-Tribunals).

2) Die Wegefreiheit schließt aber nicht das Recht der

Polizei aus, im Interesse der Ordnung, Sicherheit und Leichtig-

keit des Verkehrs Beschränkungen im Gebrauch der öffent-

lichen Wege anzuordnen. Dies ergibt sich aus ALR. II 15

§25 („den nach g 7 einem jeden freistehenden Gebrauch der

Landstraßen muß ein jeder so ausüben, daß der andere an

dem gleichmäßigen Gebrauch des Weges nicht gehindert, noch

zu Zänkereien, oder gar Tätlichkeiten über das Ausweichen

Anlaß gegeben werde") und II 17 §10 (s. o. S. 33), sowie

PVG. § 6 (vgl. Entwurf einer Wegeordnung 1865 §§2, 3 und
Motive dazu, Germershausen 23, und Wegeordnung Provinz

Saclisen § 3). Vgl. OLG. Dresden 20. Oktober 1899, Fischers

Z. ZI, 164. Sachs. Min. des Innern, Verf. vom 6. Februar 1899

cod. 20, 165, KGJ. 27 C 52. Sieper Preuß. Verw. Bl. 1905,

441 ff- DJZ. 1905, 856 (£rmel).

Die Polizeibehörde darf demnach den Verkehr
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a) auf bestimmten öffentlichen Wegen (selbstverständlich

auch Wegeteilen)

b) ganz oder zeitweilig

c) für alle oder bestimmte Fuhrwerke

d) beschränken oder verbieten.

Zu c) ist zu bemerken, daß die verschiedenen Arten Fuhr-

werke einschließlich der Kraftfahrzeuge keineswegs einen

Anspruch darauf haben, überall gleich behandelt zu werden.

Im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit kann

es sehr wohl liegen, für Personen- oder Lastfuhrwerke, für

Markt-, Hunde-, Leichen-, Feuerwehrwagen usw. verschiedene

Vorschriften zu geben und dem einen Fuhrwerk zu gestatten,

was dem andern versagt wird. Alle Straßenordnungen raachen

von dieser Befugnis ausgiebigen Gebrauch, ohne daß die

Rechtsgüitigkeit dieser Bestimmungen bezweifelt wird (vgl.

Illing, Handbuch für Preuß. Verw.-Beamte i, 291). Aus dem-

selben Grunde kann es auch der Polizeibehörde nicht verwehrt

werden, das Kraftfahrzeug im einzelnen Fall strenger zu be-

handeln als andere Fuhrwerke , da auch das sicherste Kraft-

fahrzeu[( immerhin Eigenschaften besitzt, die eine solche be-

sondere Behandlung rechtfertigen können. Die Sperrung

bestimmter Straßen für Kraftfahrzeuge ist daher an sich rechts-

gültig, und die Gerichte sind auch nicht befugt, die Not-

wendigkeit oder Zweckmäßigkeit einer bezüglichen Polizei-

vorschrift nachzuprüfen (Pol.-VG. § 17. KG. 23. Mai 1907 in

„Polizei" 4, 135). Die Aufhebung solcher Vorschriften kann
vielmehr nur durch die Behörden selbst erfolgen (s. zur Über-

schrift vor § I Anm. i I S. 34).*)

Zu d) Eine bloße Beschränkung des Kraftfahrzeug-

verkehrs liegt z. B. vor, wenn zur Erhaltung einer Notbrücke

ein noch langsameres Tempo (Schritt) vorgeschrieben wird, als

nach § 17 für das Befahren einer „engen", sonst aber normalen

und definitiv bestehenden Brücke angeordnet ist (KG. 4. April

1907. DJZ. 717 f ).

Vgl. ferner amtliche Erläuterungen:

„Soweit die Bauart bestimmter Wege oder die Bauart der Wege einer

bestimmten Gegend die Verwendung solcher Kraftfahrzeuge, insbesondere

*y Die Ennachtigung rar Sperrung fOr FtÜmMitr flndet auf KnftrSder An-
wmdimg (K0.16.AUi VXff, Pollxei 4, mt VgL § 1 ]).
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Lastwagen, nicht gestattet, die durch ihre Schwere (Eigen- und Ladegewicht*
zusammengerechnet) oder Bauart die Fahrbahn besonders angreifen, können
Falmeage dieser Art aus wegepoUzeUidiefl GrOndcn von der Benutzung
dieser Wcce auigesciaossen oder in deren Benntxung besdirinkt werden.

(Schi. -Hol): Dies gilt besonders von Kraftfahrzeugen,
die im Verhältnis zu ihrem Gewicht Iceine genflgende Rad>
felgenbreite aufweisen.

Der höchste zulässige Raddruclc (Eigengewicht nnd
Nutzlast zusammen) darf betragen bei einer Breite der
Felgen:

von 5 — 6\2 cm SßO kg,

. 6V.-10 . ' «25 .

. 10 -15 • ISSO .

• 15 cm und darflber 1875 .

Bei I. asten von mehr als 1875 kp Raddruck kommen die

Bestimmungen des Gesetzes vom 27. Juni 1890, betreffend das
zulässige Ladegewicht, in Anwendung."

Vgl. § 3 Anm. 8 e.

3) Wo ist aber die Grenze, welche nicht überschritten

werden darf, wenn die Straßensperrung rechtsgültig bleiben

solU Diese früher unentschieden gelassene Frage wird jetzt

dahin beantwortet, daß die Verkehrsbeschränkung zulässig ist,

soweit der Zustand der Wege oder die Eigenart des
Verkehrs es erfordert (amtl. Erl.: Nur bei zwingenden
Gründen in der gefährlichen Beschaffenheit des Weges).

Praktisch ist mit diesem Grundsatz allein nicht allzuviel

anzufangen.

a) Zunächst steht fest, daß eine grundsätzliche Wege*
Sperrung für bestimmte Bezirke (Amtsbezirk, Kreis etc.) ohne
Rück«cht auf die Beschaffenheit der einzelnen Wege un-

zulässig ist (Vollmer Anm. 3).

Soweit aber der Zustand derWege oder die Eigenart des

Verkehrs es erfordert, kann die Sperrung nicht nur aus
lokalen Bedürfnissen innerhalb eines Ortes (durch die

Ortspolizeibehörde), sondern z.B. auch ftir eine ganze Chaussee

(durch den Landrat) ausgesprochen werden; die frühere aus>

schließliche Zuständigkeit der Ortspolizeibehörden ist jetzt

gestrichen.

b) Unbedenklich ist femer, daß eine ganze Ortschaft
in der Regel nicht gesperrt werden darf, sondern eben

nur „bestimmte Wege, Plätze oder Brücken." Hat ein kleiner

Ort überhaupt nur einige wenige Fahrstraßen, so dürfen diese
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wohl nicht sämtlich gesperrt werden, weil dann nicht mehr
eine Schließung bestimmter We^^e, sondern des ganzen Ortes

vorliegen wfirde (vgl. Haber 38 : „Les maires peuvent

interdÜire la circttlation des automobiles d'une fa^on permanente

Ott temporaire sur certaines voies, ä condition toutefois que
de pareilles interdictions n'^quivalent pas ä une inter-

diction g6n6rale").

Wie aber, wenn ein Ort Überhaupt nur eine einsige
Durchfahrtsstraße besitzt: darf die Polizei durch Sperrung

dieser Straße die Durchfahrt durch den ganzen Ort unmöglich

machen?
Bayern und Österreich verboten dies frOher zweckmäßiger-

weise ausdrücklich. Die Sperrung einer solchen Straße kann
infolge ihrer Enge, ihres steilen Abfalls oder aus sonstigen

Gründen durchaus im Interesse der Verkehrssicherheit liegen.

Andererseits kann eine solche Sperrung den gesetzlich zu-

lässigen Kraftfahrzeugverkehr nicht nur mit diesem Ort, sondern

auch zwischen anderen Orten völlig unterbinden. Wenn z. B.

in einer Reihe hintereinander liegender Orte A, B, C, D, £ und
F der Ort D für die Durchfahrt von Kraftfahrzeugen ge-

schlossen ist, so kann dadurch der Kraftwagenverkehr zwischen

den Orten A und F, B und F, C und F, A und £, B und £,

C und E, auch wenn dieser Verkehr eine Lebensfrage für die

genannten Orte ist, einfach beseitigt werden, nämlich dann,

wenn andere Verbindungswege als über den Ort D nicht oder

nur mit unverhältnismäßig großen Opfern benutzbar sind.

Wenn nun namentlich ein solches Verbot erst erlassen wird,

nachdem der Geschäfts- oder Reiseverkehr mit Kraftfahrzeugen

in der Gegend sich eingebürgert und vielleicht sogar das

Pferdefuhrwerk verdrängt hat, so kann dies ein gar nicht ^ut

zu machender Schlag ^'e^en Handel, Verkehr und somit ^e^ren

die gesamten Interessen der betreffenden Ortschaften werden.*)

Trotzdem ist schon öfters ein solches Verbot erlassen und

auch vom Kammergericht (in einer nicht amtlich publizierten

Entscheidung) bestätigt worden (s. Voss. Ztg. 19. November

1904, Radw. 26. November 1904 aus der Cöln. Ztg. Vgl. LG.

Altona StrK. 4, AW. 1905, 2051. Itzehoe AW. 1906, Nr. 89.

Lüneburg eod. Nr. 84. AG. Krempien eod. Nr. 74. Österr.

«) Vgl. Eingatie des JiutizraU Franzius in Norden, AW. 1905. 1554.
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RG. eod. Nr. 77). Eine solche Entscheidung wird nach Lage
unserer Gesetzgebung kaum anfechtbar sein, wenn das Wege-
verbot offenbar in erster Linie oder ausschließlich den Inter-

essen der Verkehrssicherheit dient, selbst wenn dadurch die

Verkehrsfreiheit aufgehoben wird; man kann darauf hinweisen,

daß manche Orte ihrer Lage wegen auch eine Eisenbahn-

verbindung entbehren müssen. Man wird aber hier zum
mindesten fordern mtkssen, daß die Polizei in der Veiordnung
die besonderen Gründe dartut, aus denen sie im vor-

liegenden Fall die einzige Durchfahrtsstraße des Orts zu

sperren für nötig hält; ob diese Gründe stichhaltig sind, ent-

sieht sich dann aUerdings wieder der richterlichen Nachprüfung;

aus diesem Grunde ist die gesetzliche Einführung des

früheren bayrischen und Österreichischen Grundsatzes dringend

wünschenswert.

c) Innerhalb der Ortschaft darf die Straßensperrung

nicht dazu führen, einzelne Bewohner von der Benutzung

unentbehrlicher Verkehrsmittel auszuschließen. Wenn z. B. an

einem Ort der Möbeltransport lediglich durch Kraftfahrzeuge

besorgt wird, so müssen diese fiberall Zutritt haben. Solange

es allerdings noch andere Verkehrsmittel gibt, wird man das

Kraftfahrzeug nicht für unentbehrlich erachten können. Im
einzelnen Fall kann auch der Notstands-! 54 StGB, einen

Schutz gewähren.

Da aber auch hier die Grenze zwischen erlaubter und
unerlaubter Sperrung praktisch sehr schwer zu ziehen ist, so

muß man eine gesetzliche Regelung für dringend erforder-

lich halten, und zwar im Sinne der früheren österreichischen

Verordnung, welche vorschrieb, daß die Durchfahrt auch nur

durch Ortsteile, sowie die Zubringung von Kraftfahrzt nnrcn in

die in solchen Ortsteilen gelegenen Häuser nicht unmöglich

gemacht werden darf.

d) So bedauerlich es ist, daß die Grenzen des polizeilichen

Sperrungsrechts nicht gesetzlich oder w-enigstcns in den GZ.

selbst festgesetzt sind, so erfreulich sind andererseits die von

den amtlichen Erläuterungen (insbesondere von Schleswig-

Holstein, durch gesperrten Druck hervorgehoben) den Polizei-

behörden erteilten ausführlichen Anweisungen über die Aus-

übung des Sperrungsrechtes.
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Man mufi sich jedoch klar darüber sein, daß die amtlichen

Erläuterungen keine Rechtsvorschriften sind (s. Einleitung vor

§ I Anm. m) und daß ihre Verletzung durch die Polizei-

behörde nur ein Beschwerderecht gibt, die Rechtsgültigkeit

der erlassenen Verfügung oder Verordnung jedoch nicht ohne
weiteres berühren.

Die anitl. ErL besagen folgendes:

„1. Bei der Sperrung von Wegen ist davon auszugehen, daß der Ver-

kehr mit Kraftfahrzeugen im allgemeinen auf allen denjenigen Wegen zu-

gelassen ist, welche für den übrigen Fuhrwerlcverkehr freigegeben sind.

Eh» W^esperrung im Sinne des §21 wlid daher nur dann ansuofdnen sein,

wenn lilerillr In der gefUirUclien Besdiaffcnheit des su sperrenden Weges
oder seiner Umgebung zwingende Gründe vorliegen, insbesondere wenn es

sich um schmale und unübersichtliche Wege mit steilen Böschungen oder

ungünstigen Steigungsverliältnissen handelt. Die Möglichkeit des
Sclieaens der Zugtiere allein ist Icein ausreichender Sper>
rungsgrund.

2. Die Sperrung hat sich auf das Notwendige zu be-

schränken. Kraftfahrräder werden häufig dort zugelassen
werden können, wo Kraftwagen auszuschliefien sind. Sind
nur Teilstrecken gefahrvoll, so sind nur diese zu sperren, bi

der Regel wild zur Verhfltung von UngiAdcsUlien genflgen, wenn die Pahr>

geschwindigkelt auf ein bestimmtes Maß herabgesetzt wird. Auch kann
für gefährliche Strecken angeordnet werden, daß die Kraft-

fahrzeuge in bestimmter Entfernung vor entgegenkommen-
den bespannten Fuhrwerken und Viehtransporten anzuhalten
und den Motor aufier Tltlgkelt zu setzen haben, bis Jene
vorüber sind. Diese Regelung wird jedenfalls überall dort
einer Sperrung vorzuziehen sein, wo nach Lage des Wege-
netzes die gesperrte Strecke nicht umfahren werden kann
und die Sperrung deshalb zu einer Sackgasse ffibren wflrde. .

3. Hauptverkehrslinien (Chausseen, Haupt- und Neben^
Straßen) dürfen nur in Ausnahmefällen gesperrt werden.
Weisen sie besonders gefahrvolle Strecken auf, so darf deren

Sperrung nur stattfinden, wenn der Verkehr auf hinreichend
benutzungsfähigen, nicht zu groften Umwegen um sie herum»
geleitet werden kann, andernfalls Ist, wie im Absatz 2 vor>

gesehen, zu verfahren. Die allgemeine Sperrung sSmtlicher
Wege eines Orts- oder Gemeindebezirks oder aller Wege
einer Klasse ist unzulässig, vielmehr ist jeder einzelne Weg
auf seine gefahrbringende Beschaffenheit besonders zu
prflfen.

Zu der auch nur teilweisen Sperrung von Wegen, die

mehrere Amtsbezirke berühren, ist die Zustimmung des Land-

rats einzuholen. Die Landräte sind befugt, im übrigen jede

Sperrung von Ihrer vorherigen Zustimmung abhängig zu
machen.
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4. Die Ortspolizelbehdrden können einzelnen suver-
lässigen Inhabern von Kraftfahrzeug:en die Benutzung ge-

sperrter Wege gestatten, sofern von ihnen eine ruhige und
rücksichtsvolle Fahrweise erwartet werden kann. Die Land*
rite sind befugt, die Zuletsnng solcher Ansnehmen von ihrer
Zustlmnsnng abhingig zu machen. Fflr solche Ausnahmen
kommen vornehmlich Personen in Betracht, die in dem
Polizeibezirk oder seiner Umgebung wohnen und Kraftfahr-

zeuge in der Ausübung ihres Berufes oder Gewerbes benutzen.
Die Erlaubnis kann von der Einhaltung von Bedingungen im
Sinnedes Absatzes2 abhlngig gemachtwerden. DieErlaubnis-
scheine sind bei der Benutzung der gesperrten Wege mitzu-
fOhren nnd den Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen.
Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, insbesondere
wenn der Inhaber des Kraftfahrzeugs das in Ihn gesetzte
Vertrauen nicht rechtfertigt. In die Bekanntmachungen über
Sperrung von Wegen ist ein Hinweis auf die Befugnis der
Ortspolizeibehörden, solche Ausnahmen zuzulassen, aufzu-
nehmen."

Vgl. bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907.

4) Zuständig ist, soweit der Zustand der \Vcf;e die An-

ordnung erfordert, die Wegepolizeibehörde, sonst die Orts-

polizeibehörde oder für Chausseen der Landrat (s. Germers-

hausen, Wegerecht (31 I 58;, ff.

Grjjshntanjiien : Pas Local Governfuent Board, also eint

Zentralbehörde, regelmäßig auf Antrag einer Gemeinde»

Italien: Prä/ekt, in dringenden Fällen Bärgermeister, aber

unter unurnägiietier Anrufung der Entscheidung des Präfeckten.

5) P orm des Erlasses der Polizeivorschriften.

< Entweder

a) als allgemeine Polizeivorschrift, d. h. in der Form
einer Polizeiverordnung und unter Beobachtung der für den

Erlaß von Polizeiverordnungen bestehenden Vorschriften (s. zur

Oberschrift vor § i Anm. 1 1). Die einfache Bekanntmachung

z. B. eines Amtsvorstehers ohne Zuziehung des Amtsausschusses

wäre rechtsunwirksam (KG. 20, 1059 vom 10. Mai 1900). Vgl.

Amfl* Erl. Schleswig-Holstein Nr. 5

:

nJede nicht nur vorflbergehende Sperrung eines Weges und fede Beschrän-

kung des Verkehrs auf einem solchen ist in derselben Weise bekannt zu machen,

wie dies in der AnordnuiiL; des ReK'ierungsprasidenteii vum 2(i. J^uuiar 190.5 ( Anitbl.

S. 52) unter Ziffer 5 für die V url^ündung von P9lizeiverorünungen beslinum ist."
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Außerdem bestimmen die Amtl. Erl. zu allen Verordnungen:

„Um eine rechtzeitiKe Veröffentlichung der Sperningra und Beschrankitngcn

in den Fachzeitschriften sicher zu stellen, sind diese, soweit sie nicht nur vor-

flbeigeliender Nattir sind, dem Deutschen Automobil- Verbände*) (Kaiserlicher

Autonobüldub) xa Berlin. Leipzigerplate Nr. 16^ ungesflumt ndtnildicn.^

Schleswig-Holstein setzt hinzu:

„Dies gilt auch von der Öffnung gesperrter Wege für den Verkehr."

Für diese allgemeinen Vorschriften gilt die öffentliche

Anschlagspflicht (Abs. 2).

Oder

b) Als Anordnung für einen einzelnen Fall, d. h. als poli-

zeiliche Verfügung. Eine besondere Form fQr diese ist nicht

vorgeschrieben (OVG. 47, 393), auch keine Anschlagspflicht.

Nur Bekanntmachung an die Beteiligten in irgend einer Form
ist erforderlich. Auch Anordnungen der Sicherheitsbeamten

gehören hierher (vgl. OVG. 31, 419; 43, 309).

6) öffentlicher Anschlag.**) Diese (aus den früheren VV.
von Hessen-Nassau, Rheinprovinz, Waldeck, Baden, Bayern,

Württemberg stammende) Vorschrift ist mit Freuden zu be-

grüßen (vgl. I. Auflage S. 160 f.). Der betreffende Weg ist jetzt

für den Fahrer nur dann verboten oder beschränkt, wenn er

mit einer solchen Tafel versehen ist. Die Beseitigung der
Tafel durch Unbefugte hebt für den, welcher über die

Sachlage nicht unterrichtet ist, das Verbot auf, auch wenn es

in öffentlichen Blättern bekannt gemacht war (KGJ. 22 C 36

vom 25. April 1901 , Cf. Ag. Weimar 17. November 1905, Sache

C. Melzer, AW. 1905, 21 11. Dasselbe Gericht AW. 1906, Nr. 70).

Dagegen kann nach einer Entscheidung des KG. (19, 262,

vom 20. November 1899) der Fahrer sich nicht damit ent-

schuldigen, daß er durch die Dunkelheit verhindert ge-

wesen sd, die Tafel zu lesen, well, wenn er bei Dunkel«*

heit eine Straße befahren wolle, es seine Sache sei, sich vorher

über die für dieselbe geltenden Vorschriften zu unterrichten.

Diese Entschddung ist in ihrer Allgemeinheit recht anfechtbar,

*) Der Verband ist aufgelöst; Mitt. jetrt an d. K. A. C. (in Bayern durch

Vermittlung des Bayer. Aut-Qubs, Mflnchen, BriennerstT.5 (Bekanntm. vom
25. Juli 1907).

VgL Jahiliiicii 1907, Ulli.
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da man zweifeln kann, ob eine Tafel, die man nicht lesen

kann, noch als kenntlich gemacht" zu gelten hat. Sache der

Verordnung, nicht aber des Richters wäre es wohl, für die

Zeit der Dunkelheit ev. besondere Bestimmungen zu trefifen.

Amtl. Erl.:

,^uf die ordnuriKsmäßig^c Kennzeichnung- der gesperrten WcKestreckeix

durch Tafeln ist besonderer Wert zu legen. Es empfiehlt sich, für diesen Zweck
mOgllclift gtelclimilUfe und In die Augen fellende Vorrtcbtuncen zu verwenden."

Amt]. Erl. von Schleswig-Holstein:
•Jede geq>eirte Wegettiecke let em Anfeng und ua Ende dnith Tafeln

SU kennzeichnen.

Die Tafeln mfluen folgende Oestalt taal>en:

/\
Fflr Kraftwagen verboten*

\7
Kraftwagen Schritt.

Kraftwagen Vorsicht

Sie elnd leucMend gdb mit weiSer Blnfeaiung an eteelelien und mit
Khwarzen Aufschriften zu versehen.

Sind noch weitere Verkehrsbeschrankungen vorgeschrieben (Anhalten, Ab-

stellen des Motors vgL Absatz 2), so sind diese, falls die Tafeln selbst für die

Anfidififlen nldit genllgend Raum bieten, danmter auf l»eeoiidefea Taltin an
verkflnden. Tafeln zur Sperrung von Wegen ffir Kraftfahrzeuge sind von der

Eiacngiefierei A. Schreit>er in Leer (Ostfrieslaad) in den Handel gebracht'

Vgl. auch Berliner Str.-O. § 54 Nr. 7, Wege-O. Provins

Sachsen § 3 , Radfahr-GZ. § 13 II. Warnungstafeln der preuß.

Eisenbahnen für Kraftfahneuge jttnd Radfahrer an Chaussee-
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208 Die Benutzung öflfentl. Wege und Plätze. §2i,».

Übergängen s. Ztschr. 1903, 300. Oberfranken AW. 1904, 998;

Automobilklub Namur und Luxemburg eod. 1903, 12 16.

Hierzu vgl. die Prß. Mi niste rial Verfügung vom 24. Mai

1907, betr. den Automobilverkehr auf Straßen.

(Ministerialblatt Seite 176.)

Der Kaiserliche Automobilklub hat sich entschlossen, im Interesse

der Sicherheit des Verkehrs und zur möglichsten Verhinderung von Unglücks-

fällen in ganz Deutschland an den Straßen zur Kennzeichnung besonders

gefahrlicher Stellen Warnungstafeln anbringen zu lassen. Durch die

international einheitlich feststehenden Warnungszeichen soll auf gefährliche

Kurven, Vertiefungen im Straßenkörper, Höcker, Bahnübergänge, Straßen-

kreuzungen und Doppelkurven aufmerksam gemacht werden; die Aufstellung

soll gleichmäßig in der ein für allemal festgesetzten Entfernung von 250 m vor

gefährlichen Stelle erfolgen.

Das in Aussicht genommene Vorgehen wird in gleicher Weise auch den

dem Klub nicht angehörigen Automobilfahrern sowie ausländischen Fahrzeugen

zugute kommen und muß im allgemeinen Verkehrsinteresse als zweckmäßig
und erwünscht bezeichnet werden. Wir ersuchen Euere Exzellenz deshalb

ergebenst, den Provinzialverbänden sowie den Behörden der Land- und Stadt-

kreise an die Hand zu geben , daß sie die Aufstellung der Warnungstafeln, die

in der Unterhaltung des Klubs verbleiben, gestatten und unterstützen; auch wird

ihnen in Anbetracht des obwaltenden öffentlichen Interesses zu empfehlen sein, daß

sie auf Ersuchen des Klubs die Anbringung der Tafeln, soweit angängig, kostenlos

oder höchstens unter Anrechnung der entstehenden Selbstkosten übernehmen.

Berlin, den 24. Mai 1907.

Der Minister des Innern. Der Minister der öffentlichen Arbeiten.

I. V. V. Kitzing. I.A. Franke.

Die vom Kartell der deutschen Automobilklubs

angenommenen internationalen Warnungszeichen.

Kaiserlicher AutomobÜ Club

r
•

Gesfifreh
|

Kaiserli(hcr Automobil Club

1. Oeffthrliehe Linksknrre (Signal). 2. Gefährliche Rechtskunre (Signal).
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3. Wasserrinne oder Vertiefnng. 4. Hiirker.

Kaiserlich er Auloinobii Club

•

5. Dahn - übergtnj? (Signal). 6. Strassenkrenzun;; (Signal).

7. D*ppelkmrve (2 Signale).

Isaac, Automobil -Recht. 2. Aufl.

Kaiserlicher Automobil -Club

8. Steiles Gefälle.

14
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7) Aasland.

Bas englische Lokal Governmeni Board empfiehlt im Zir^

kuLar vom 10. März IQ04 als einheitliches Zeichcfi eine feste rote

runde Scheibe mit 18 Zoll Durchmesser.

Erwähnt mag werden, daß auch im Auslande nicht nur zur

Bezeichnung der verbotenen, sondern auch der gefährlichen Wege

ein bestimmtes Signalsystem gefordert wird (z. B. belgischer Auto^

mobilkongreß A W. 1244; MIV. 1904, 123; Ztschr. IQOI, zckjj.

Jn England haben die County Councils Association und die Muni'
cipcd Corparaiums Association ein solches System ange?tommen,

welches von der englischen Regierung amtlich empfohlen worden

ist (Circ. 10. März IQ04). Die Signale sind

a) Ein weißer Ring 18 Zoll DurcJnnesser, für Geschwindig'

keitsgrenze von 10 Meilen , mit einer Platte darunter, welche die

Grenze in Ziffern angibt.

b) Die oben erwähnte rote Scheibe für verbotene Wege.

c) An gefährlichen Ecken» Krnnswegen oder abschüss^en

Stellen: ein holdes, rotes, gleichseiHges Dreieek miti82M langen

Seiten,

d) Für sonstige Anzeigen rhombusfärmige Tafeln,

Alle Tafeln sind zirka 50 Ellcft von der betreffendefi Stelle

anzubringen ; ihre Unterseite soll mindestens 8 Fuß über der
Grundebene sich befinden (s. die folgenden Abbildungen),

Weiß. Rot

Zu a.

Fflr Octcbwind-
Oftni«

Die englischen Wegezeichen.

Zu b. Zu c.

Für verbotene Wege. Für gefährliche

Zu d.

Für sonstige

AoKigen.

Über die Sperrungsbefugnis in Großbritannien vgl. act iSpö,

art.6, und 1^3 art.8 {Landstraßen, die nicht über lö Fuß breit
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sind oäar auf daun AiUomoHhferkehr gefährlich $rschehtt), Zu^
ständige BekSrde s, o, Anm, 4,

In der Schweiz verhieien mei Känf<me bekanntlich jeden

Autfmchümrhehrt nämlich GrauUhtden und Uri (Gotthardstraße

vm Gäschenen aufwärts bis xur JCantonsgrenxe Tessin auf der
Furha und Oheralpstre^ße und auf der Klausenstraße von Unter^

schächen bis sur Glamer Grenxe, Vgl, MeÜi 17, der Übrigens

dieses VerbotfUrbandesrechtlich anfechßmr hält, Konkordat artJI),

Vereinigte Staaten verbieten meist ausdrücklich,
die Kraftfahrzeuge vom freien Gebrauch irgend eines

Weges, Parkes, Platzes auszuschliessen, wenn der^

selbe anderen Puhrwerken 0fenstekt, ausgenommen solcke Straßen,

welche ausdrücklich durch Gesetz für den ausschließlichen Ge*

brauch von Pferden und leichten Wagen reserviert sind. Charak-

teristisch das Gesetz von KaÜfomien, welches Wegesferrungen oder

'Beschrä$tkungen nur unter folgenden Bedingungen zuläßt:

a) Für alle anderen Fuhrwerke muß dieselbe Beschränkung

gelten*

b) Geschwindigkeitsgrenu nicht unter i MeUe in 6 Minuten

(jö km die Stunde),

c) Anbringung von Tafeln „slow down to-mHes** mit Pfeil

für die Ricktung, wokin die Gesckwindigk^ zu reduzieren oder

' zu ändern ist.

d) Strafen dürfen nickt käher sein alsfür andere Fukrwerke.

Für den äffeuUicken Fitkrbetri^ gelten diese Bedingungen

nicht.

8) Es muß davon ausgegangen werden, daß durch Beseiti-

gung der älteren W. auch alle auf Grund derselben erlassenen

Sperrungen beseitigt sind (KG.,Voss. Z. 21.Juli 1007). Siehe 1 30.

§ 22.

(In Waldeck § ai.)

(I) Das Wettfahren und die Veranstaltung von Wett-

fahrten auf öffentlichen Wegen und Plätzen sind ver-

boten. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der

zuständigen Landeszentralbehörde oder der von dieser

zu bestimmenden höherenVerwaltungsbehörde, welche

14*
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212 BenuUung öffentl. Wege und Plätze, g 22,».

im einzelnen Falle die besonderen Bedingungen

festsetzt.

(II) Für Zuverlässigkeitsfahrten ist die Genehmigung
der zuständigen Behörde erforderlich.

— Früher § 39. —
Amtl. Erl.:

„Wie aus dem Wortlaute der Vorschrift hervorgehl, ist zu unterscheiden

zwischen Wettfahrten und Zuverlässigkeitsfahrten. Während jene das Ziel ver-

folgen, mit den an der Vertnstaltting tellnehnieaden Fahrzeugen die gtfiAt-

mögliche Geschwindigkeit zu erzielen, dienen diese hauptsächlidi dazu, die

Dauerhaftigkeit der Wagen und die Betriebssicherheit der Maschinen zu erproben.

Die größere Gefahr für den öffentlichen Verkehr ist hiernach mit den Wettfahrten

verbunden. Damit die notwendigen Sicherheitsmafiregeln rechtzeitig getroffen

werden können, unterliegt ilire Veranataltung der besonderen Genehmigung der

ZentralinstanK. Bei ZuverlSssigkeltsfahrten führt hauptsächlich die Anhinfktng

von Pahfseugen zu UnzutrigUchIceiten für den öffentlichen Verlcehr."

1) „Keine Automubihvettfahrt , deren Schnelligkeit die

reglementare Schnelligkeit übertrifft, wird mehr erlaubt werden,

weder auf den nationalen Straßen, noch auf denen der Departe-

ments. Ich glaube nicht, damit die Automobilindustrie ernst-

haft zu schädigen. Es scheint mir, daß der Beweis, den unsere

Fabrikanten zu liefern haben, nicht der ist, daß sie Wagen
mit einer Geschwindigkeit von 100 km konstruieren können,

sondern praktische Maschinen, die bei einem Minimum von

Vorbereitung möglichst lange Dienst tun können. Wenn sie

unter diesen Bcdinguncrcn sich der Straßen bedienen wollen,

um die Widerstandsfähigkeit ihrer Maschinen zu zeigen, sind

wir einverstanden. W^enn sie Schnellfahrten unternehmen

wollen, mögen sie sich Versuchsfelder schaffen. Ich erkläre,

daß die W^ege, die öffentliches Eigentum sind, nicht mehr
als Theater für solche Versuche dienen werden."

So sprach W^aldeck-Rousseau unmittelbar nach Beendigung

der Fernfahrt Paris-Berlin in der französischen Kammer. Am
10. September 1901 erging das von ihm unterzeichnete Dekret,

welches auch die Bestimmungen über Wettfahrten verschärfte.

Trotzdem ereignete sich 2 Jahre später in demselben Lande

der dies ater des Automobilisinus , der schwarze 24. Mai

1903", das berüchtigte Reimen Madrid-Faris mit seinen 9 Toten
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und vielen schwer Verletzten, ein Ereignis, dessen Einfluß

auf die öffentliche Meinung dem Automobil unberechenbaren
Schaden zuf^cfügt hat.

Nur gegen diese Wettfahrten auf öffentlichen Wegen
wendet sich der § 29. Wettfahrten auf privaten, geschlossenen

Rennbahnen, wie sie z. B. der Frankfurter Automobilklub ge-

schaffen hat (Ztschr. 1903, 229), unterliegen überhaupt nicht

der Verordnung (s. 8.41^,46"). An sich können sorgsam vor-

bereitete Rennen der Automobilindustrie förderlich sein und,

W'ie das deutsche Gordon-Bennet-Rennen bewiesen hat, ohne

jeden Unfall von statten gehen. Die belgische Regierung hatte

sogar seinerzeit einen Staatspreis zu Automobil-Rennzwecken
ausgesetzt (AW. 1904, 855).

2) Wettfahren ist das gleichzeitige Fahren zweier oder

mehrerer Fahrzeuge auf derselben Strecke im Kampfe um ein

bestimmtes Ziel, gleichviel ob improvisiert oder auf Grund
besonderer Veranstaltung. Voraussetzung ist also die Be-

teiligung mindestens zweier Fahrzeuge, die jedoch nicht beide

Kraftfahrzeuge zu sein brauchen. Es genügt nach dem Sinn

der Vorschrift, daß 1 Kraftfahrzeug teilnimmt, während das

andere ein Straßenbahnwagen oder dergl. sein kann.

Eine Zuwiderhandlung gegen §22 begeht, wer ohne
Genehmigung selbst fl^t, oder (nach dem Vorbild der früheren

W. von Brandenburg und Westpreußen) eine Wettfahrt ver-

anstaltet. Vgl. OLG. Dresden 28. April 1904, Fischers Z. 2^,

192, Ann« z6, 454.

Wenn zwei Wagenführer Wette fahren, haftet auch der-

jenige von beiden für entstehendes Unglück, der es nicht

unmittelbar verursacht hat Denn die Ursache des Unfalls ist

in Wahrheit der Wettkampf, daher beide verantwortlich (Cour

de Bordeaux 12. August 1859, Haber 102; vgl. BGB. §830).

3) Zuständige Behörde s. Behördenübersicht S. 36.

Daß eine Polizeiverordnimg die Zuständigkeit der Zentral-

behörde festsetzt, wenn auch auf deren Veranlassung, ist auf-

fällig und rechtlich nicht unbedenklich (vgl* Einl. vor § 1 II 2

S. 25).

4) Die Genehmigung kann und soll von Bedingungen ab-

hängig gemacht werden. Hierzu gehört die Beschränkung auf

bestimmte Stunden, die Vorkehrung von Sicherheitsmaßregeln
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aller Art, Kautionsleistung fEür Schadensersatsfälle usw. Vgl.

frfUier Baden, Elsafi-Lothringen: wenn Oberschreitung von
30 km zugelassen wird, kann der Rennleitung die Überwachung
der Straßen, besonders an geOIhrlichen Stellen, sowie die

Sorge filr Verlangsamung der Fahrt in bewohnten Ortschaften

zur Pflicht gemacht werden.

Frankreich: Die Xosien der Überwackn^ usw. werde» durch

die Veranstalter getragen, welche m diesem Zweck eine verläufige

^Skimme hinterlegen müssen.

5) Darf eine Ortsbehörde ihren Ort sperren, ob-

wohl eine höhere Behörde die Erlaubnis zur Wettfahrt gegeben
hat^ Dies erscheint unzulässig, wenn die höhere Behörde <&e

Durchfahrt speziell durch den betreffenden Ort mit erlaubt,

hat (PVG. § IS).

In Frankreich dagegen mOssen stets die Moires ihre Zu"
sOmmung geben.

6) Darf die sonst zulässige Höchstgeschwindigkeit über-

SChritten werden? Eine Behörde kann dies nur genehmigen,

wenn sie die betreffende Polizeiverordnun^ selbst erlassen hat

oder der erlassenden Behörde überj^eordiicl ist. Auch darf

diese Genehmigung wiederum nur in Form einer Polizeiverord-

nung erfolgen. Denn auch der Verkehr von Kraftfahrzeugen

auf einem ganz abgesperrten öffentlichen Weg bleibt immer
ein Verkehr im Sinne der PV.

Frankreich gestattet ausdrikklick , die 30 km - Grenze auf
freiem Felde beim Remwi zu überschreiten, niciU aber die 20 km'

Grenze in den Ansiedlungen,

7) Zivil rechtliches. Bezüglich der Klaglosigkeit der Wette
•vgl. BGB. § 762.

Ist ein angestellter Chauffeur zur Teilnahme an einem

Rennen verpflichtet? Hierüber vgl. Ztschr. 1903, 175.

8) Zuverlässigkeitsfahrt s. Amtl. Erl. Zuständige Behörde

s. Übersicht S. 36. Vgl. auch Bayrische Erl. u. AW. 1906, Nr. 70.

Bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907:

„Die Erfahrung hat gezeigt, daß Zuverlässigkeitsfahrtea leicht In

SChaelirahrteii ausaften und durch die Anliiufung nhlrelclierPalmatfe den

üCfentlidwtt Verkdir in empfindlicher Weise stören. Die Oenehmigung
ist deshalb zu versai^en, falls nicht bestimmt angenommen werden

'Icann, daß nach dem Umfange und der Art der Veranstaltung von ihr eine

.größere Störung des öffentlichen Verkehrs usw. nicht zu erwarten ist"
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9) Ausland schreibt für Wettfahrten ebenfalls meist behörd-

liche Erlaubnis vor. Zuverlässigkeits/ahrien werdeti nickt be-

sonders unterschieden.

§ 23.

(In Waldeck § 22.)

Das Mitführen von Anhängewagen ist nur auf

Grund polizeilicher Erlaubnis zulässig. Der Erlaubnis-

schein ist bei der Fahrt mitzuführen und den Polizei-

beamten auf Verlangen vorzuzeigen. Auf den Trans-

port schadhaft gewordener Fahrzeuge findet diese

Vorschrift keine Anwendung.

— Früher § 36. —
1) Die ersten Kraftfahrzeuge, welche sich etwa 1898 in

Deutschland einbürgerten, waren Motordreiräder, an welche

dann Anhängewagen befestigt wurden. Noch früher, Anfang

der 80er Jahre, wurde in Irland von Edwar Palliser eine

Straßenlokomotive mit fünf 18 sitzigen Anhängewagen, später

mit 2 Last -Anhängewagen in Betrieb gesetzt (AW. 2, 54).

Jemehr die Automobil-Omnibusse das Pferd von der Straße

und Landstraße verdrängen, um so mehr wird das Problem
der Automohilzüge an Bedeutung gewinnen. Eine Lösung
dieser Auff^abe stellt z. B. der Automobilzug des französischen

Obersten Renard dar. Der Zug besteht aus einem Motor-

wagen, an welchen mehrere Beiwagen angehängt sind. Das
Originelle l)esteht darin, daß die Beiwagen nicht vom Motor-

wagen gezorrcn, Sündern durch die vom Motorwagen mittels

Gelenkwellen ihnen zu<,^cführte Kraft selbständig angetrieben

werden und infolgedessen die Wendungen des Motorwagens

mitmachen, wie die Wagen eines Eisenbahnzuges. Dieser

Renardsche Automobilzug, der einen clou des Pariser Auto-

mobilsalons 1903 bildete, ist am 17. November 1904 auf Ver-

anlassung der Versuchsabteilung der Verkehrstruppen auch in

Berlin in Anwesenheit der Minister des Innern und der Land-

wirtschaft vorgeführt worden, ohne jedoch zur Einführung

gelangen zu können (s. AW. 1903« 1268; 1904, 40, 53, 1346 und
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Abbildungen daselbst. MW. 1905, 225, 691). Ferner der italie-

nische Freibahnzug von Cantono (AW. 1907, 8).)

2) Begriff des Anhängewagens. Der Anhängewagen im
Sinne des § 23 umfaßt auch Vorspannwagen (früher in Gotha
undWeimar ausdrücklich genannt; schwereVorspannmaschinen

s. §iIV), dagegen nicht angehängte Fahrräder. Auch ein

sogenannter avant-train fällt nicht darunter, d. h. ein Vorder-

gestell, welches die gesamte Maschinerie zur Bewegungsüber-
tragung in sich vereinigt, mit einem Wagen verbunden wird

und dann einen integrierenden Bestandteil des so entstandenen

Fahrzeugs bildet (fransäsisches Dekret vom ro, April iSgg: avec

ou Sans aoant-irain moteur, Haber 26, AW, 1904, 3Sf). Auch
Anhängewagen vor, hinter oder neben einem Kraftrad fallen

hierunter (anders frühere W.). Vgl. oben §1 S. 54f.

3) Anhängewagen sind nur ausnahmsweise auf Grund be-

sonderer poHzeilicher Erlaubnis zulässig^. Dieser Grundsatz

rechtfertigt sich durch die besonderen Verkehrsschwierig-

keiten eines Automobilzuges. Die zusätzlichen Vorschriften

zum Chausseegeld -Tarif vom 29. Februar 1840 Nr. II, 15 be-

stimmen bereits:

„Beim Fahren dürfen niemals mehr als 2 Fuhrwerke
aneinander gebunden sein."

„Diese Vorschrift enthält, wie die Worte „niemals

mehr als zwei Fuhrwerke" erkennen lassen, nichts darüber,

daiS unter Berücksichtigung des örtlichen Verkehrs, der

großen Gefahren auf belebten Wegen' und Straßen, im
Hinblick auf starkes Gefälle, scharfe Wegbiegungen und
dergl. nicht auch schon das Fahren von zwei aneinander

gebundenen Fuhrwerken im Interesse der Sicherheits-

polizei (§ 10 II, 17 ALR.) verboten werden dürfe. Auf den
gleichen Standpunkt hat sich der Strafsenat schon in

dnem Urtdle vom i. Oktober 1903 (869, 1903) gestellt und
ausgesprochen, daß eine Polizeiverordnung, welche das

Fahren mit zwei hintereinander gebundenen Fuhrwerken
untersagt, rechtsgül tig sei. Diese Ansicht steht mit dem
Urteile des OVG., Entsch. 24, 356, nicht in Widerspruch.

*} Litteratur: W. A. Th. MttUer, Aut-Zu«, Verla« Krages.
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Dieses Urteil hat den Grundsatz, daß die Verschärfung be-

stehender, durch Gesetz oder Verordnung höherer Instanz

festgesetzter Vorschriften einen Widerspruch mit diesen

Vorschriften enthalte, im Hinblick auf § 65 I, 8 ALR. nur

für baupolizeiliche Anordnungen ausgesprochen." (KG.

3. März 1904, KGJ. 27, C loif.)

Das Anhängen eines Kraftfahrzeugs an ein anderes mit
polizeilicher Genehmigung kann insbesondere zwecks Be^
förderung eines noch nicht zugelassenen Kraftfahrzeugs er-

folgen (s. o. S. 94).

Amfl« Erl. Schleswig-Holstein:
JVUt ROcksieht auf § 12 Wcge-0. vom 1& Juni 1885 ist das AaUncen

von mehr als 1 Anhingewagieii an einen Kraftwagen nidit au gestatten.**

4) Zuständige Polizeibehörde s. Beh(Vrdenfibersicht S. 36.

Braunschweig: Für Anhänger an Kraftwagen Landes-,

an Krafträdern Orts-Pol.

5) Über die Vuraussetzungen der Erlaubnis ist nichts

bestimmt. Es steht im Ermessen der Behörde, ob und inwie-

weit sie eine Prüfung der Anhängewagen vornehmen und von

welchen Bedingungen sie die Erlaubnis abhängig machen will.

Ausland s. unten.

Anbringung eines KZ. am Anhänger ist nur nötig, wenn
der Anhänger das hintere KZ. des Kraftfahrzeugs (§ 7) ver-

deckt (§ 9).

6) Die Mitführung des Erlaubnisscheins ist vorgeschrieben

nach dem Vorbild der früheren VV. von Bremen und Lübeck;
s. o. § 1 5 Anm. 4.

7) Polizeibeamte: siehe zur Überschrift vor § i Anm. i IV i.

8) Verantwortlich für die Beobachtung des § 23 sind

der Führer und der Eigentümer bezw. Besitzer.

9) Ausnahmen für Militärfahrzeuge und Feuerwehr

§ 29 m, IV.

10) Schadhaft gewordene Fahrzeuge jeder Art

können vom Kraftfahrzeug ohne besondere Erlaubnis mitge^

führt werden. Die Vorschrift muß dahin ausgelegt werden:

a) dafi unter schadhaft gewordenen Fahrzeugen solche zu

verstehen sind, die infolge ihres Schadens als selbständige

Beförderungsmittel nicht mehr tauglich erscheinen;
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b) daß das Anhängen dieses Fahrzeugs nur den Zweck
verfolgt, das Fahrzeug zu transportieren, nicht aber es selbst

noch als Beförderungsmittel für Personen oder Güter zu ver-

wenden.

Es darf also z. B. nicht ein kleiner, unbedeutender Schaden
eines Wa^^ens zum Vorwand genommen werden, um den
Wagen mit Pferden oder Sachen beladen von einem Automobile
mitführen zu lassen.

11) Berl Straßen-O. § 9 ist durch § 23 ersetzt

12) JMUmd.
a) Frankreich, welches den Automobilen mit Anhängcryi einen

besonderen Abschnitt widmet, fordert besondere Ermächligung des

Präfekten. Bezeichnung der zu befahrenden Wege, des Gewichts,

der Höchstbelastung pro Achse und der gewöhnlichen Zusammen-

Setzung und Totallänge der Züge im Zulassungsgesuch.

b) In Frankreich, Italien, Fortu\;al, Spanien wird der An-

hängewagen derselben Prüfung unterworfen, wie das Kraftfahr-

zeug selbst. Speziell in Italieti wird das Funktionieren des An-

spannorgans geprüft und sein Widerstand liegen den Zug, sowie

-die Ufimöglichkeit selbständiger Loslösungfestgestellt;fer7ter sollen

Vorkehrungen getroffen werden, damit die Wendungen des An-

hängewagens den Kurven des Kraftjahrzeugs entsprechen.

c) Großbritannien: liglit locomotive (motor car) ist nur

ein solches Fahrzeug, welches nicht mehr als ein Fahrzeug zu

ziehen bestimmt ist; Gesamtgewicht beider Wagen darf unbeiaden

4 Tonnen nicht übersteigen. Kein Konzessionszwang.

d) Italien: Jedes Kraftfahrzeug kann einen oder rnchrere

Wagen ziehen. Jedoch ist inncrhalh der Wohnorte in jedem Fall

und außerhalb, iccnji es sich um mehr als / Anhängewagen handelt,

Spezialerlauhnis des J^riifektcn erforderlich ] jedoch nicht für das

Anhängen von plötzlich schadhaft gewordenen Fahrzeugen utid von

solchen neuen Fafirzeugen, die noch ohne Lizenz sind (s, 0,

Anm. 3 a. E.)

» Zum öffentlichen Fuhrbetriä> ist ohnehin die Genehmigung

des Präfekten erforderlich.

e) Besondere Bestimmungen, die auch hei uns als Muster für
Konzessionsbedingtingen benutzt werden können, finden sich int

Ausland nammtlick besuglick folgender Punkte:

Digitized by Google



§23a.24* E* Verkehr ü. die Reicbsgr. 11. im ZoUgrenzbez. 219

Bnmstt z, B, FranknUkt Großbritammen, Italim, Portugal^

S/anien.

LaUmUh z, B, FrankrHck, Portugal (s. §s Nr,s),

GesckwimUgkeii, z,B, FrankrHek, SfanUn» ItaUm (s. §17
Amm, iS).

Gewicht, g, B, Frankreich, Großbritannün, ItaUm,

In Italien darf GesanUlast Uber Jeder Achse des Automc^üs

oder des Anhängers 2$ Zentner nicht Übersteigen.

Straßenuerkehr, z, B, Frankreich: die Aufstellung des Zuges

darf den Verkehr nickt kindem,

Käne Vorsorge treffe» die W. dafür, daß das KZ. kintm

am Ankängewagen anztiringen ist, obwokldies durckaus wOnsckens-

wert wäre; nur Osterreichfür Beiwagen an Motorrädern.

[Einen
§23a

hat Mecldenbuiig-Strelitz:

.Soweit Kraftfahrzeuge bei Benutzung der Cliaus-

seen zur Chausseegeldabgabe herangezogen werden,

gelten die Bestimmungen der Verordnung, betreffend

die Berechnung des Chausseegeldes von Kraftwagen

(Automobilen) vom 26. Juni 1902."!

(Stehe Anhang.)

E. Verkehr Ober die Reichsgrenze

und im Zollgrenzbezirke.

§ 24.

(In Waldeck § 23.)

(1)1«) Für die Zulassung und Kennzeichnung der

zu vorübergehendem Aufenthalt^ in das Gebiet des

Deutschen Reichs aus dem Auslande gelangenden

aufierdeutschen '> Kraftfahrzeuge und für die Zulassung
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220 £. Verkehr fiber die Reichsgr.u. im Zollgrenzbei. §24.

der Führer*» solcher Fahrzeuge gelten folgende be-

sondere Bestimmungen*):

a) Die Vorschriften über die Anmeldung und über

die Zulassung von Kraftfahrzeugen zum Ver-

kehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen in den

§§ 4, 5 finden auf die außerdeutschen Kraftfahr-

zeuge keine Anwendung» sofern der Führer des

Kraftfahrzeugs durch eine Bescheinigung der

zuständigen Behörde des Auslandes nachweisen

kann, daß das Fahrzeug den an dem betreffenden

Orte gültigen polizeilichen Vorschriften ent-

spricht^^; Bescheinigungen dieser Art müssen den

Namen, Stand und Wohnort des Eigentümers,

die Firma, die das Fahrzeug hergestellt hat,

seine Betriebsart, die Anzahl der Pferdekräfte,

das Eigengewicht des Fahrzeugs und bei Last-

kraftwagen das Höchstgewicht der Ladung an-

geben *) und mit dem Anerkennungsvermerk einer

deutschen Behörde versehen sein.*>

b) Die außerdeutschen Kraftfahrzeuge müssen an

Stelle der durch §§7, 10.^^^ vorgeschriebenen

polizeilichen Kennzeichen ein besonderes läng-

lichrundes Kennzeichen (Muster 6)^** führen, das

zugleich mit der Bescheinigung über die Zuteilung

des Kennzeichens (Muster 7)^^^ nach Maßgabe der

besonderen hierüber ergehenden Anordnungen^^
auf den Grenzzollämtern^*) ausgegeben wird^*>

und beim Verlassen des Deutschen Reiches nebst

Bescheinigung wieder abzuliefern ist. Das
Kennzeichen ist an der Rückseite des Fahr-

*) Lübeck: „Die folgenden vom Bundesrat festgesteUten besonderen
Bestimmungen."
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zeugs.nach aufien hin an leicht sichtbarer Stelle

fest anzubringen und bei Kraftwagen während
der Dunkelheit und bei starkem NebeP^^ so zu

beleuchten, daß es deutlich erkennbar ist; die

Beleuchtungsvorrichtung dari das Kennzeichen
nicht verdecken. Etwa vorhandene ausländische

Kennzeichen sind zu entfernen oder zu über-

decken.

Die für das Kennzeichen zu entrichtende

Gebühr*^> beträgt

für Kraftwagen 6 Jt^

„ Krafträder 3 „.

Wird die Tätigkeit der Amtsstelle außerhalb

der Geschäftszeit, d. h. in den Monaten Oktober

bis Februar vor 7^k Uhr vormittags und nach

5V2 Uhr nachmittags, in den übrigen Monaten

vor 7 Uhr vormittags und nach 8 Uhr nach-

mittags, in Anspruch genommen, so erhöht sich

die Gebühr

für Kraftwagen auf , . . 10

„ Krafträder „ ... 5 „

.

^^^Beim Ausgang eines aufierdeutschen Kraft-

fahrzeugs aus dem Reichsgebiet ist das Kenn-

zeichen mit der Über seine Zuteilung ausge-

stellten Bescheinigung der nächsten zur Ausgabe
von Kennzeichen befugten Amtsstelle behufs

Rücksendung an die Eingangsamtsstelle zu über-

geben. Erfolgt infolge dauernden Verbleibs im

Inlande^^> später die Zulassung des F'ahrzeugs

gemäß § 5, so hat die Rücksendung durch
* Vermittlung der die Zulassung aussprechenden

Polizeibehörde zu geschehen.
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c) Die durch § 14 Abs. 1 fflr die Fflhrer von Kraft-

fahrzeugen vorgeschriebenen Zeugnisse können

für die Führer außerdeutscher Kraftfahrzeuge

durch entsprechende ausländische Zeugnisse er-

setzt werden, sofern diese von einer deutschen

Behörde mit einem Anerkennungsvermerk ver-

sahen sind.

(II) Als »deutsche Behörde'', deren Anerkennungs-

vermerk nach Abs. 1 unter a und c die ausländischen

Bescheinigungen und Zeugnisse tragen müssen, gilt

der zuständige deutsche Konsul. 2*) Sind die Schrift-

stücke nicht in deutscher Sprache abgefaßt, so muß
ihr Inhalt aus dem Anerkennungsvermerk ersichtlich

sein.«>

(III) '^) Die zuständige Landespolizeibehörde kann

von dem im vorstehenden unter a geforderten An-

erkennungsvermerk einer deutschen Behörde fflr die

Bescheinigungen bestimmter Behörden des benach-

barten Auslandes absehen lassen.^''>

(N)*) Den Eigentflmem auBerdeutscher Kraftfahr-

zeuge kann von der zuständigen Landespolizei-

behörde auf Antrag gestattet werden, das deutsche

Kennzeichen zu führen. Die betreffenden Kraftfahr-

zeuge sind in diesem Falle in polizeilicher Beziehung

als deutsche anzusehen und unterliegen demgemSS
den Vorschriften der §§ 4, 5, 7, 10. Die zuständige

Landespolizeibehörde bezeichnet die Polizeibehörde,

welche die Eintragung des Kraftfahrzeugs in die Liste

zu bewirken und die Erkennungsnummer zuzuteilen

hai"-»«>

«) Abs.m IdittlnBrtiiiitcliwelgniidBriiiieQ» Abs.IVfdütinBiaii]i^^
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— Früher § 14.*) —

Auf diesen § 24 beziehen sich die folgenden

Ministerialverfügungen.

A.

Allgemeine Verfögung des Finanzministers, betreffend die-

Erteilung der Kaniiieiclisii fUr autterdeiibeha Krifitahratugd. (Abg..

Ztrbl. 1906, Sdte 1445.)

J-Nr in. 15964
Berlin, den 28. Sejytember 1906.

(I) Die nach Maßgabe der vom Bundesrat in der Sitzung vom 3. Mai d. J.,

,

§320 der Protokolle, genehmigten, in der Bundesratsdrucksache Nr. 66 Session

1906 enthaltenen und in der ersten Beilage der Nr. 124 des Deutschen Reichs-

anzeigen und Königlich PreuBlKhen Staatsanzeigers vom 28. Mfli d.J. ver-

fiffentUchtieo OnindsOge erlaMenenPolizelverordnttiigeti, betreffend denVerlnlif

mit Kraftfahrzeugen, treten nach den bereits ergangenen und demnächst noch*

zu erwartenden Amtsbl.ittbekanntmachungen am I.Oktober d. J. in Kraft Außer

der in den §g 24 und 25 der Orundzüge vorgesehenen Mitwirkung der Orenz-

zollimter und der Beamten der GieBisonvefwaltung ist efaw Beteiligung der -

Behörden der Verwaltung der Indirekten Steuern an der DurchfOhning der
Polizeiverordnungen insofern in Aussicht genommen, als die Erteilung der

länglichrunden Kennzeichen für atißerdeutsche Kraftfahrzeuge
auch bei den Hauptzoil- und 1-ia uptsteuerämtern im Innern
erfolgen darf, denen in dteiem Zwecke zugleich die Befugnis snr Brtettung.

von Erlantmlsscheüien der in Tarilstdle 8b des Retdisstanpdgesetses vom
3b Juni d. J. erwähnten Art beigelegt werden wird.

(II) Es werden allen Hauptzollämtern, den Hauptsteuerämtern für aus-

ländische Gegenstände in Berlin und Cöln, den Hauptsteuerämtern I in Königs-

berg, Stettin, Breslau und Magdeburg sowie den Hauptsteuerämtern an anderen

als den voTbezddineten Orten die Ungltebrunden Kennzeichen, die Formulare

für die Bescheinigung über die Zuteilung des Kennzeichens sowie die Formulare

für die Nachweisung der eingegangenen außerdeutschen Kraftfahrzeuge in der

erforderlichen Zahl durch das Hauptstempelmagazin rechtzeitig übermittelt

werden.

(III) Den Hauptsteuerimtem im Innern wird die Befugiüs zur Erledignng

von Be^tscheinen I Aber Kraftfahrzeuge, soweit sie diese nodi nicht besitzen,

.

hierdurch beigelegt.

(IV) Die für preußische Rechnung zu erhebenden Gebflhren sind in den

Gebühren - Einnahmebüchern der Amtsstollcn nachzuweisen.

(V) Für die vom Zollausland über Luxemburg zum vorübergehenden

Aufenthalt in Deutschhind gelangenden aufierdeutschen Kraftfahrzeuge und fUr

*) Weitergehende Erleichterungen für ausländische Fahrzeuge, als § 24 sie

gewährt, werden von den Interessenten vielfach gefordert (cf. 9. Kongreß d. ligue

iniemat. des assoc. Tour., MW. iü07, 571).
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die Kraftfahrzeuge im Besitze vun Luxemburgern erfolgt die Verabfolgung der

Kennzeichen bis auf weiteres bd den luxemlnnslschen Gnnzsoilimtern benr.

bei dem Hauptzollamt in Luxemburg.
Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich, gefälligst mit tunlichster Beschleunigung

die beteiligten Amtsstellen hiernach und nach Mafigabe der Erläuterungen zu

S 24 der Gnindzüge (Bundesratsdrucksache Nr.flS S. 20) mit Anwdsuag su ver-

sehen, audi fDr die alsbaldige BeschaKung der von den Amtsstdlen mit den

Kennsdcben aussugebeaden SonderabdrOclce Sorge tu tragen.

B.

Allfremeine Verfügung des Preußischen Finanzministers,

betrefl'end die Erteilung der Kennzeichen und Eriaubniskaxten

für Kraftfahrzeuge. (Abg. Ztrbi. 1906, Seite 1492.)

Der Finanzminister. « j w «am
I KT III ^cA->n Berlin, den 18. OIctober 1906.
J.-Nr. III. 16439.

(I) Zu den vorstehenden Bundesratsvorschriften, dem Beschlüsse vom
3. Mai d. J. — § 320 der Protokolle —, den Grundzügen und den Erläuterungen

zu den Crundzflgen, betreffend den Verlcehr mit Kraftfahrzeugen, bemerlca ich

im Verfolge der Vertilgung vom 28. v. Mts. m 15964 folgendes.

(II) Im Einverständnisse mit den Herren Ministem des Innern und der

öffentlichen Arbeiten wird den in der erwähnten Verfügung genannten Haupt-
zoll- und Hauptsteuerämtern im Innern die Befugnis zur Erteilung der

linglichrunden Kennaeichea fttr auflerdentsche Kraftfahrfeuge hierdurch beigelegt

(III) Ferner wird Im Blnverstindnisse mit dem' Herrn Relcliskanzler (Rddis-

schatzamt) diesen HauptxoU« und Steuerlmtem im Innern die Befugnis zur
Erteilung von Erlaubniskarten der In Tarifstelle 8b des Reichsstempel-

gesetzes erwähnten Art sowie die Befugnis zur Vcrlängenmg der Gültigkeits-

dauer einer nur für ffinf Tage gelösten Erlaubniskarte nach Abs. 2 des § III der

AnafOhrungsbestimmnogen mm Rddnstempelgesetz hiermit erteilt

(IV) POr die poliaeillche Zulassung und Kennzeichnung der zu vorüber-

gehendem Aufenthalt in das Gebiet des Deutschen Reichs aus dem Auslande
gelangenden außerdeutschen Kraftfahrzeuge und für die Zulassung der Führer

solcher Fahrzeuge sind die Behörden der Verwaltung der indirekten Steuern

nur zustindig, wenn die In § 24 Abs. 1 unter a und c der QrundzOge vor«

gesehenen Zeugnisse vorliegen.

(V) Die Prüfung dieser Zeugnisse hat nach Maßgabe der Erläuterungen

zu § 24 der Grundzuge Ziffer 2 zugleich mit der Prüfung der Anmeldung zum
Zwecke der Erteilung einer Erlaubniskarte (Steuerkarte) zu erfolgen. Ergeben

sich dabei eitaebllehe, nicht alsbald zu beseitigende Bedenken, so Ist die Zu-

lassung abzulehnen.

(VI) Da die Worte „zu vorübergehendem Aufenthalt" in § 24 der Grund-

züge nicht gleichbedeutend sind mit den abgekürzten Aufenthaltsfristen der

TarifsteUe 8b des Reichsstempelgesetzes, ist es zulässig, die längUchruuden

Kennzeichen auch an solche aufterdeutschen Kraftfahrzeuge auszugeben, die

zu längerem als drelBigtägigem vorübergehenden Aufenthalt Im
bhwde eingehen und ffir die es demgemiO der Lösung einer Steuerkarte nadi
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Tarifstelle 8 a bedarf. Zur Erteilung einer solchen Steuericarte sind in den Fällen

der vodlegeadeii Art auch diejenigen Htuptlmter nstlndig, denen die B^ugnis
dasu bisher nicht beigelegt ist.

(VII) Hinsichtlich der vom Zollauslande eingehenden Kraftfahrzeuge, deren

Eigentümern gemäß § 24 Abs. 4 der Grundzflge gestattet worden ist, das

dentsclie Kennzeichen zu fflbren, erfolgt die Zulassung und Zuteilung

des Kennittlcliens seitens der PdixelbeliOrden, und die Tätigkeit der Zoll- nad
Steuerbehörden hat sich, abgesehen von der zollamtlichen Behandlung, darauf

zu beschränken, die Erbebung oder Sicherstellung der StempeUbgabe zu be-

wirken.

(VUO Die Unglidininden Kennselclien sind vor Huer Atugtlie In dem
iinterhelb der Nummer befindlichen weiften Felde mit einem Abdrucke des

Schwarzstempels der ausgebenden Amtsstelle 7u versehen. Die Befesti-

gung des Kennzeichens an der Rückseite der Fahrzeuge kann außer mit
Schrauben, Nieten und Nägeln auch mit Draht erfolgen.

(K) Ans den Vorsclurfften des Rrichsstempelgesetzes und der Ansffliimags-

bcstimmungen dazu, wonach die Erlaubniskarten mit QQltigkeit für fünf oder

für dreißig Aufenthaltstage in der Regel auf einen Jahreszeitraum ausgestellt

werden uad die versteuerten Tage des inländischen Aufenthalts nicht unmittel-

bar aufeinander zu folgen Imuchen, ist nidit su tolgem, dafl bei den Ausgängen
eines Kraftfahrzeuges vor Ablauf der Gültigkeitsfristen der Stenerkarte die Rflck*

gäbe des Kennzeichens unterbleiben kann.

(X) Nach Lage der Bestimmungen der Orundzüge ist vielmehr bei jedem

Eingange vor der Ausgab« det KmmaclGhena uad der Beedieinlgung über

desaea Zuteilung eine Angabe Uber die vocaussicbtlldie Dauer des Aufenthalts

im Inlande bis zum nächsten Wiederaustritt und über die voraussichtliche Aus-

gangsstelle und bei jedem Ausgange die Ablieferung des Kennzeichens und der

Bescheinigung zu fordern.

(XI) Erfolgt die Ausstellung einer neuen Brianbniskarte gemU der

Absitze 2 und 3 des § III der Ausfflhrungsbestimmungen zum Reichsstempel-

gesetze bei einem anderen Amt als dem, das das Kennzeichen ausgogObeo liat,

so ist dem letzteren hiervon Mitteilung zu machen.

(XII) UnMMbC die Abgabe det Keanzeldwaa and gebt ee ancta nicht

innerludb einer angemeseenen Frist von einer anderen BdiOrde ehi, so ist der

OrtspoHzeibehörde hiervon Mitteilung zu machen und ihr zu flberlassen, welche

Schritte zur Verhütung eines Mißbrauches des nicht zurflck-

gelieterten Kennzeichens und zur Strafverfolgung des Besitzers des

Kraftfalirzeuges zu tun sind.

(XIII) Hinsichtlich der zollamtlichen Behandluag der vom ZoUansIand

eingehenden Kraftfahrzeuge verbleibt es bis auf weiteres bei den beslebendtn

Bestimmungen.

(XIV) Die vom Hauptstempdmagazin zu liefernden linglictanmden Kenn-

zeichen für die au6erdeutschen Kraftfahrzeuge (§ 24 b der Grundzflge) sind von

den Amtsstellen buchmäßig als geldwerte Drucksachen zu behan-
deln und bei eintretendem Mehrbedarf wie diese zu verschreiben, in den

Drucksachenbestandsregistem sind die Nummern der empfangenen und veraus-

gabten Kennzeichen festzuhalten; bei Amtsatdleo mit besonders starkem Ein«

gange von Kraftfahrzeugen zum vorübergehenden Aufenthalt kann, statt dessen,

auch eine besondere Nummerkontrolle gefflhrt werden.
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(XV) Den Eingangsstellen wieder zugegangene abgenommene Kennzeichen

(§ 24 Abs. 1 Buchst, b der Orundzttge) sind im Bestandsregister wieder in Ein.

nähme zu stellen. Sie können, wenn sie noch wohl erhalten sind, aufs neue

verau^bt werden. AndernfaUs sind sie vom Bcslficililuptamte dem Haupt-

stempelmagaziQ.sur AufMacbung oder, wenn nicht mehr htnldnMrt rar Aus-

händigung eines neuen Kennzeichens mit derselben Nummer zu übersenden.

Das Hauptstempelmagazin ist angewiesen worden, die Wiederherstellung solcher

alten Kennzeichen oder die Ausfertigung neuer bei dem Lieferanten zu Lasten

des Etatsfonds unter Kapitel 7 Tltd 4 bewirken zu lassen. Die unbnuclibar

gewordenen Kennzeichen werden bei den Versteigerungen alter Dienstsachen

durch das Hauptstempelmagazin mit veräußert werden-

(XVI) Bei der Wiederverausgabung bereits einmal oder mehrmals

verwendeter Kennieichtn ist sowohl in der Nachweisung der eingegangenen

aufieideutschcii Krafttetarsenge (Muster B der Qrundzllge) als auch in den Druck-

sachenbestandsregistem bei der Eintragung für dl« vonu^gingene Ausgabe

des Kennzeichens die laufende Nummer ffir seine neue Verau^buQg in der

Bemerkungsspalte anzuführen.

(XVII) Die ffir das Etatsjahr zu führende Nachweisung Muster B ist mit

dem 3LMifz ra beendigen. Sie ist erst dann fOrmlidi atausdi]le6en, wenn die

Rfickkunft der zugeteilten Kennzeichen (Spalte 12) nad^ewlesen ist, oder bei

ihrem Ausbleiben der Grund dafür nach den darfiber anzustellenden Ermitte-

lungen in der Spalte Bemerkungen angegeben werden kann. Zu Kontrolle-

zwecken ist in der Spalte 2 der Nachweisung auch die Stunde der Zuteilung

des Kennxtfdiena und in der Spalte Bemericungen der Betrag der fllr das Kenn-
zeichen zu enMditenden Gebühr anzugetien. Nach erfolgtem Abschlüsse ist

die Nachweisung zu den Akten der Amtsstelle zu nehmen.

(XVIII) Die für die Kennzeichen zu entrichtenden Gebühren sind vor

deren Aushändigung zu erheben und in der mit den Worten .aufierdratschen

Kraftfahrzeuge* zu flberscbreibenden Spalte 14 des GeMtluieneinnalifflebuchs der

Amtsstellen zu verbuchen. Für Prüfungszwecke ist in der ^^te 2 ebenfalls

noch die Tagesstunde der Zuteilung des Kennzeichens anzugeben. Spalte 5 ist

mit dem Worte „Kraftwagen" oder »Kraftrad" und der Nummer des erteilten

Kennzeichens, Spalte 6 mit dem Namen und der Angabe der Dienststellung des

zutdlenden Beamten aussuiOllen. Die erhobenen Od>flliren sind bei Kap. 5
Tii 18 des Etats (VerwaltungskostenbeitrSge) als Einnahme für alleinige Rech-

nung Preußens nachzuweisen und können im Hauptmanual unter einem beson-

deren Abschnitte dieses Titels gebucht werden.

(XIX) Welcher Beamte bei dem Hauptantte oder der beauffangten Ab-

fertigungsstdie desselben und bei den mit mdir als einem Beamten besetzten

Unterstellen die Zuteilung des Kennzeichens zu übernehmen hat, bestimmt der

Oberinspektor. In der Regel wird der Beamte damit zu beauftragen sein, der

die Nachweisung der eingegangenen Kraftfalirzeuge (Muster B) zu führen hat

Der suteBende Beamte hat gemlfl Ziffer 2 der EiUNilemngen zu den Qmndzflgen
(S. ao der Bundesrats-Drucksachen Nr. 66fi. 190^ auch die vorschrlftsmiiige

Anbringung des Kennzeichens zu Oberwachen. Ist der Zuteilungs-

beamte durch seine sonstigen Dienstgeschäfte hieran behindert und muß die

Überwachung der Anbringung durch einen anderen Beamten bewirkt werden,

so ist die fBr das einadne Kennselchen nach Ziffer 9 Abs, 1 der EiUntemngen
zu § 24 <S.20) ra gewlhrendeVeigBtlgung unter die beteiligten Beamten ra tdilen.
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QÜL) In denjenigen FlUen, in denen die Anlegung des Kennzeichens an
mit der Eisenbebn eingegangene und mtttds Begleitiettds oder Begleit-

scheins weiter versandte außerdeutsche KraftlUiraeiige erst bei einem Haupt-
amte im Innern erfolget, sind für die Höhe der zu erhebenden Zuteilungsgebühr

und der dem Beamten daraus zu zahlenden Vergütung die bei dieser Amtssteile

bestehenden Geschäftsstunden mafigebend.

OOU) Die zu zaliienden Vergütungen sind bei Kap. 9 Tit 8 des Etats

unter einem besondefen Absdinltt der EntscUdigungen fttr betoodefe Dienst»

leistungen in Ansgabe nadizuveisen. Da es sieb bieibei nur um die Sitae von
50 Pf. und 1 Ji für das einzelne zugeteilte Kennzeichen handelt, so wird für die

Zahlung und Verrechnung dieser Vergütungen versuchsweise und vorbehaltlich

etwaiger von der Königlichen Ober-Rechnungskammer gewünschten Änderungen

folgtndes vereinfachte Verfahren nachgelassen:

QKXn) Die Haupt- und UnterSmter werden ermächtigt, die den Beamten

ztt gewUuräden VergBtungen sogleich nach der Efhebung der GebQhr tmd der

Zuteiinng des Kennzeichens auszuzahlen. Die ZsUnngeu erfolgen auf Grund
einer für jeden Monat nach anliegendem Muster zunächst mit der Feder an-

zulegenden Zahlungsliste, in der der Empfang der Vergütung durch Namens-

beischrift von dem Beamten zu bescheinigen ist. Bei den mit melir als einem

Beamten besetzten Unterstellen ist die RIctatigkeit der Eintragung in der Liste

vor jeder Zahlung von dem Amtsvorstande nach den Büchern zu prüfen. Bei

den Hauptämtern kann die von den beiden Kassenbeamten zu bewirkende

Prüfung, wenn der mit der Zuteilung beauftragte Beamte die Gebüliren oder

andere Einnahmen aus Heberegistern an die Kasse abzuführen hat, bis zur Fest-

stellung der tischen BlnnahmeabUeferuog, auf die die gezahlten Vergfltungeo

angeiedmet werden können, angesetzt werden.

(XXni) Die Zablungslisten sind, auch bei den Unterstellen, an letzten

Werktage iedes itlonats in der Gdttspalte aufzurechnen und abzuscfaliefleo.

(XXIV) Die Unterstdien haben den gezahlten Gesamtbetrag, nachdem die

Richtigkeit der Eintragungen in der Liste nach den geführten Büchern von dem
Bezirksoberkontrolleur bescheinigt worden ist, mit der l iste bei der nächsten

Einnahmeablieferung in Belegen dem Hauptamte als bare Zahlung für seine

Rechnung in Anreduung zu bringen. Die ZatalungsUsten dlcMn als Rechnungs-

belege. Die bei dem Haupitamte geführten monatlichen Zahlungslisten sind zu

diesem Zweck noch besonders von einem bei den Zahlungen nicht beteih'gten

Oberbeamten hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorbüchern , sowie

beide Arten von Listen von einem Beamten des Hauptamis noch hinsichtlich

ihrer fechnerischen Richtigkeit zu bescfaefaiigen. Eines besonderen Zablungs-

anweisungsvenneilcs des Oberinq>eklors für die bei dem Hauptamte erfolgenden

Einzelzahlungen der Veigfitungen bedarf es nidit

<XXV) In der Rechnung ist für jede Amtsstelle in der Geldspalte nur der

Gesamtbetrag der gezahlten Vergütungen, unter Aufführung der MonatsbetrSge

vor der Linie, anzusetzen. Sind für einen Monat keine Vergütungen gezahlt

worden, so ist die angelegte Zahlungsliste bis zu dem Monat wetterzuftthren, In

dem sdche Zahlungen erfb^gen.

Ew. Hochwohlg«boren ersuche ich, die beteiligten Amtsstdlen hiernach

geOnigst mit Anweisung zu versehen.

«5*
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228 Verkehr über die Reichsgrr. o. im Zollgrenzbez. § 24.

C.

(Abg- Ztrbl. 1906, Seite 1522.)

Zahlungsliste über Vergütungen für die Zuteilung des Kenn-

zeichens für zum vorübergehenden Aufenthalt eingehende

außerdeutscht: Kratttahrzeuge im Monat Oktober 1906.

Zu der Verfügung vom 18. Oktober 1906 III 164.39. —
Zentr.-Bl. Seite 1492.

1.

2.

Tag
und Stunde

der Ausgabe

des Kenn-

seichens

tu

Vor- |Nach'

mittags

2" 71,;*

5 — 5'

4

Name
und

Wohn-
ort des

Ein-

bringers

Art

des

Kraft-

fahr-

Zeugs Lg

I u ^

Z 3

ä

c (

— c
•— 0» .

rti —
Ol

t/) N
Ol C
-a c

Ol

N.z.N.

N.Z.N.

Kraft-
ij

rad

Kraft

wagen

An Zu-
;

teilungs-
]

gebühren;

— a
^ 5

ü5 Buch-!

,^ Nr. .

N 5

Namensb«iscbriit

der zuteilenden Be*

amten (mit Angabe

der Dienststellung)

als Bescheinigung

über den Empfang
der neben angegdW'

aen VergQtuns

1 j:60i|j 5

2
i
602

'

6

.50

50

—
I SO

N. Zolleinnehmer

N. Orenzaufseber

N. ZoUetnnehnier

Summe 121 -

Die Übereinstimmung der

Eintragungen mit denen der

Nachweisung der eingegangen

nen außerdeutschen Kraftfahr- •

zeuge (Muster B) und des

OeMIlinneinnAtiiiiebuclis be>

scheinigt hierdurch,

N., den & November 1906L

Oer Bezirksobericontrolleur.

N.

Steuerinspeictor.

deadaOktbr.1906.

K|^. NdMozoliimt IL

Rechnerisch richtig.

JVU den 16. Novbr. 1906.

Zolisdcretlr.

(Untereclirift)

D.

Verfügung des Preußischen Finan/ministers vom 19. De-

zember 1906. (Min.-Bl. der inneren Verwaltung 1907, 69.)

„Mit Beziehung auf die Verffijjung vom 28. September er.

bestimme ich, daß die von den Zoll- und Steuerbehörden zu liefernden Sonder-

abdrucke der Poliidveioidnttng von den Zolidirelctlvbehöiden xn bescltaffco

und die entetdiendim Kosten auf den ttuien zur Verfügung gestellten Fonds für

Druckfonnulaie usw. au ftbemelimen aind**
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£.

Für Bayern vgl. die mit den preußischen W. tnhaltHch

übereinstimmenden Bktm. vom 25. Juli 1907 zu §24.

F.

Weiteres siehe im Anhang VIII.

1) Gilt die Polizeiverordnung auch fürauswärtsWohnende?

§ 3 RStGB: „Die Strafgesetze des deutschen Reiches finden

Anwendung auf alle im Gebiete desselben begangenen straf-

baren Handlungen, auch wenn der Täter ein Ausländer ist."

EntsclL des KG. 5, 248:

„Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß das für

die Herrschaft der Strafgesetze des Deutschen Reichs in §3
StGB, ausdrücklich anerkannte Territorialitätsprinsip auch
hinsichtlich des Landesstrafrechts und der Polizeiverord*
nungen maßgebend sein muß und daß daher eme an
sich für einen bestinmiten Bezirk gesetzmäßig erlassene

PV. alle in diesem Bezirk zur Vollendung gelangten, den
in der erlassenen PV. mit Strafe bedrohten Tatbestand

erfüllenden Handlungen trifft, auch wenn der Täter selbst

sich außerhalb des betreffenden Bezirkes aufhält und zur

Ausführung seiner Handlung innerhalb jenes Bezirks sich

eines Werkzeugs . . . bedient**

Ebenso Oppenhoff StGB. 1 3a und S94 Anm. 36; Rosin

PVR. (2) 59 Anm. 13. — Falsch Entsch. der Bonner StK.,

2^hr. 1903, 7 und Cölner StK. eod. 1901, 165, 183, letztere

aufgehoben durch KG.

2) Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip:

a) Eine auswärtige deutsche Typenbescheinigung wird im
Gebiet der V. anericannt (§ 4 IV).

b) Ebenso auswärtige deutsche KZ., solange der Eigen-

tümer seinen Wohnort nicht aus einem Bezirk mit andern

Buchstaben oder andern römischen Ziffern in den Bezirk der

V. verlegt (arg. §§ 5 III, 6, 24).

c) Das Prinzip der Zulassung und Kennzeichnung wird zu-

gunsten ausländischer Fahrzeuge gemäß den Vorschriften

dieses § 24 durchbrochen. Hierzu siehe die folgenden An-
merkungen.
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230 Verkelir über d. Reichagr. u. Im ZoUgrmubtez. §24,*^.

3) Vorfibeiigeheader AnfentlMlt Für den dauernden
Aufenthalt eines einem Ausländer gehörigen Fahrzeugs in

Deutschland fehlt es merkwürdigerweise an einer Vorschrift

(s. i 4 Anm. 4)-

Wann ein Aufenthalt aufhört, ein vorübergehender zu sein,

ist Tatfrage (frühere Vorschrift in Süddeutschland höchstens

I Woche; früher Hessen: zum Kurgebrauch oder höchstens

30 Tage). RStG. Tarifst. 8b ist nicht maßgebend (cf. obige

üfilL-V. vom 18. Oktober 1906 Abs. VI).

4) Für vorübergehenden Aufenthalt z. B. eines in Preußen
registrierten Fahrzeugs in Sachsen oder dergl. gibt es keine

besonderen Bestimmungen. Bei dauernder DomizUverlegung

innerhalb des deutschen Reichs findet § 5 Abs. 3 Anwendung.
5) AuBerdeutscIi ist das Kraftfahrzeug, wenn es in Deutsch-

land nicht registriert ist, auch wenn sein Eigentümer in

Deutschland Wohnsitz oder Staatsangehörigkeit besitzt.

6) Die besonderen Bestimmungen gelten f&r den Führer
eines solchen außerdeutschen durchfahrenden Fahrzeugs auch
dann, wenn er ein Deutscher ist (s. unten c); umgekehrt unter-

steht ein in Deutschland fahrender ausländischer Führer den
inländischen Bestimmungen (insbesondere § 14), auch wenn er

ein nur durchfahrendes außerdeutsches Fahrzeug lenkt.

7) Fraglich kann sein, ob die unter a genannte Be-

scheinigung auch erteilt werden kann, wenn an dem be-
treffenden Ort überhaupt keine speziellen Polizei-

vorschriften über die Beschaffenheit der Kraftfahr-
zeuge bestehen. Die Frage wird zu bejahen sdn; nach

dem Wortlaut genügt es, wenn das Pahrxeug den an dem
betreffenden Ort gültigen allgemeinen polizdiichen Bestim-

mungen nicht widerspricht, auch wenn besondere Vorschriften

für Kraftfahrzeuge dort nicht bestehen (anders für den früheren

§ 14 die I. Aufl. S. 97; anders auch zum Teil die ausländischen

W., s. u. 30). — Bescheinigung ist beim Fahren mitzuführen

;

KG. 19. Fdbruar 1906 (AW. 1906 Nr. 14).

8) Die Angaben dieser ausländischen Bescheinigung
entsprechen denen des § 4; nur Nr 3, Bestimmung des Fahr-

leugs, fehlt. S. die Noten zu § 4.

9) Der Anerkennungsvermerk bezieht sich nur auf die

Echtheit der Urkunde. S. Abs. 2 und 3.
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10) Neben dem unter b geforderten KZ. darf weder ein

deutsches noch ein ausländisches KZ. geführt werden (s. § la

und unten Sats 3).

11) Die §§6, 8, 9, II, 12 bleiben unberührt, ebenso §26.

Die Polizei kann das Fahrzeug auch während des vorüberi

gehenden Aufenthalts und trotz der Bescheinigung der Heimats-

behörde nach § 26 auf seine Betriebssicherheit prüfen. Stellt

sich dann die Betriebsunsicherheit heraus, so kann das Fahrn

2eug ausgeschlossen werden. Auch kann der Eigentümer

(Besitzer) und gemäß § 15 der Führer zur Verantwortung ge^

sogen werden, wenn das Fahrzeug entgegen der beigebrachten

Bescheinigung sich nicht in dem durch das Heimatsrecht vor*

geschriebenen Zustand befindet

12) Muster 6.

Muster 7.

Auf Leinwandpapier. (Vorderseite.)

Name, Stand und Wohnort des

Eigentümers.

Die Firma, welche das Fahr-

zeug hergestellt hat.

Die Bestimmung des Fahr-

zeugs.

Die Betriebsart.

Die Anzahl der Pferdekräfte.

Das Eigengewicht des Fahr-

zeugs.

Das Höchstgewicht der Ladung.

(Nur bei Lastkraftwagen.)
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232 £• Verkehr ü. dieReichsgr. u. im Zollgren2bez. §24,^*

(Rückseite.)

Das umseitig beschriebene Kraftfahrzeug ist hier

eingegangen und unter der Erkennungsnummer

eingetragen worden.

, den *«£ 190

(L. S.)

Liste Nr

Hierzu vgl. obige Min.-V. vom 18. Oktober 1906 VIII

(Stempelung, Befestigung) und XlVfif. (Etat).

18) Besondere Anordnungen: Für ausländische Fahrzeuge

sind die Nummern i bis 9999 ohne römische Ziffern

und Buchstaben auf die Grenzbundesstaaten verteilt worden
und zwar Preußen i bis 5000, Bayern 5001 bis 6500, Sachsen

6501 bis 7500, Württemberg 750t bis 7600, Baden 7601 bis 8000,

Mecklenburg-Schwerin 8001 bis 8zoo, Oldenburg 8101 bis 8200,

Lübeck 8201 bis 8300, Bremen 8301 bis 8500, Hamburg 8501

bis 8800, £l8a&-Lothringen 8801 bis 9999 (Volhner Anm. i).

Innerhalb Bayerns ist die Verteilung der Nummern bei

der König]. Pol.-Dir. München zu erfragen (Bktm. vom 25. Juli

1907).

14) Orenzzollanit siehe VereintxollgetetaB vom i. Juli 1869.

§ la

Die Landesgrenzen gegen das Vereinsausland bilden die Zollgrenze
oder ZolUaie^ Es kflnnen Indes einseliie Teile eines Verefusstaetcs, wenn
die Veililltttlsse es erfetdem, von der ZolUnie «u^eschlossen bleiben ....

Wo das Vereinsgebiet durch das Meer begrenzt wird, bildet die jedes-

malige, den Wasserspiegel begrenzende Linie des Landes die Zollinie. Das

gleiche gilt, wo das Vereinsgebiet an andere Gewisser grenzt, sofern deren

Stand von Ebbe tud Flut abhängig ist.

Der «uddist innecbalb der ZolUnie belegene Raum, dessen Brdte nach

der örtUehkeit bestimmt wiid, bildet den OrenzbezUk, wddier von den
übrigen Vereinq^eten dwCh die bcsonden au beaeichnende Binnenlinie

getrennt ist.
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8 19.

Die Aufsiebt auf den Warenein- und -ausgan£ wird längs der ZoU-

grenxe und Im Grtnitoexlrke durch eine ualfonnierte und beiraflncte Grens-
wache gefibt. die wm Gebrauche ihrer Waffen nach den darttber bestehenden

besonderen Bestimmungen befugt ist.

(VgL Preufi. Gesetz vom 28. Juni 1834 über den Waffengebrauch der

OiennuftlcliltbMiiiten.)

Die ZtHlstnfien werden durch Zolltafeln mit den Landesfarben be-

xcicliiiet <vgi. Havensteln ZoUgesetsgebung § 17).

§ 128.

Jede Erhebungs- oder Abfertigungsstelle im Grenzbezirke soll durch

ein Schild mit einer Inschrift bezeichnet werden, aus welcher hervorgeht,

welche Behörde daselbst ihren Sitz hat Die Zollämter sind . entweder

HauptzoUimter oder Webcnaollimter erster oder nreitcr Klasse . .

.

§ 131.

Im Innern des Vcreinsgeliietes bestdien zur Erbdnuig der Eiogaogs-

und AuagangssOUe Hauptsoll- oder HauptsteuerBmtcr und ZoU- oder Steuer-

Imter

AmtL Er1.t

1. Zur Erlangung des KZ. sind die In das Rel^sgeblet dag^aadan Kraft-

fahrzeuge dem nSchsten Grenzzollamte vorzufOhren.

V'or Zuteilung des Aiislands-KZ. darf mit dem Kraftfahrzeuge nur die von

der Landesgrenze zur Zuteilungsstelle führende Zollstrafie benutzt werden.

ISchleswig-Holstein: Für Grenzstrecken, auf denen die Reichsgrenze nicht

mit der ZoUgrenae znsamraenfillt (a. B. Luiemburi^, werden die zur Erteilung

der KZ. befugten Amtsstellen von der Landespolizeibehörde bestiaunt]

2. Das Grenzzollamt prüft die in § 24 der Verordnung unter a und c be-

zeichneten Bescheinigungen und Zeugnisse auf ihre Gültigkeit sowie dahin, ob

sie sich auf das vorgeführte Fahrzeug und sdnen Ffllver beziehen. Findet sich

nichts zu erinnern, so gibt das Grenzzollamt das KZ. zoglddi mit der Besdici-

nigung über die Erteilung und einem Abdrucke der Pdizeiveroidliung aus nnd
überwacht die vorschriftsmäßige Anbringung des KZ.

Auch die Hauptzoll- und Hauptsteuerämter im

Innern sind zuständig (vgl. oben abgedr. Min.-VV.). Prüfung

der Zeugnisse: vgl. obige Min.-V. vom i8. Oktober 1906 Abs.V.

15) Das KZ. wird hier nicht bloß zugeteilt, sondern aus-

gegeben (vgl. § 5).

Über die Versteuerung vgl. Reichsstempclgcsetz §§ 53 II,

54 II, 57 II, 58 II, 60 Satz 3, Tarif Nr. 8b., Ausf.-Best. § 103 II,

109 bis III, 113 II Satz 2, 114I Satz 2 (Anhang).

16^ Erzwingung der Ablieferung des KZ. durch unmittel-

baren Zwang, insbesondere Verhinderung des Weiterfahrens
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234 £• Verkehr üb. d. Reichsgr. u.im ZoUgrenzhez. f 24,

{Prß T.VG. S 132V Der mittelbare Zwang durch Zwangsstrafen

ist nach ler l'raxis unzulässig, da die Unterlassung bereits durch

§28 GZ. unter Strafdrohung geboten ist (Rosin 16 ff, 109 ff.,

114, 116 f. und die dort zitierte Entsch., Oppenhoff 894 f. Anm.35.

Anders: Isaac Zwangsstrafrecht, Ztschr. für die gesamte Straf-

rechtswissenschaft 21, 642, Hofacker Verw.-Archiv 14, 467 ff.

Vgl. Berl. Str.-O. §13311, Belgien General - Reglement vom
4. August 1899 art. 31 II).

17) Das vordere KZ. ULllt fort.

18) Sichtbare Stelle: siehe § 7, Anm. 6.

19) Anbringung durch Schrauben, Nieten oder Nägel

(I 5 Absatz 3) ist nicht vorgeschrieben.

20) Dunkelheit und Nebel siehe § 3 Anm. 5. Durch*

scheinende Beleuchtung (§ 10) ist nicht vorgeschrieben.

21) Gebflhr neben der Steuer.

Anitl. Erl.:

Die Gebühr fließt dem Bundesstaate zu, in dessen Gebiet das KZ. erteilt

Ut Sie dient rar DedcuoK der simtUclieii den Bnndesftuten duvch die Kenn-

seidmuog der aufierdentadien Knltfalmeuge erwadisetiden Kosten.

Vgl. die oben abgedr. Min.-W. vom 28. September 1906

IV, 18. Oktober 1906 XVinff.

22) Amtl. Erl.:

über die Ausgabe und den Rttckempfang der KZ. fahren die Grenzzollämter

€in Bttdi nadi beifolgendem Muster.

Bezeichnung der Amtssteüe:

Nachweisung
der eingegangenen aufierdeutschen Kraftfahrzeuge«
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Über Rückgabe der KZ. vgl. oben Min.-V. vom i8. Oktober
1906 IX-XII.

S8) Dauernder Verbleib im Inland siehe oben Anm. 3.

34) Konsul, nicht Gresandte (vgl. Reichsgesetz vom
I. Mai 1878 § 2, CPO. § JastrowNot-Recht (13) 243, Anm. 29).

Für Luxemburg ist die Kaiserliche Gesandtschaft vom Reichs-

kanzler ermächtigt (V. vom 10. Dezember 1906 Abg. Ztr.-Bl.

1907, 8. Vgl. Anhang Vink).

25) Die Übersetzungspflicht Ist neu (siehe erste Auf-

lage S. 98).

26) LandespoUzeibehörde siehe zur Oberschrift vor § i

Anm. I nC.

27) Zu Abs. 3. Vgl. Sächsische Verordnung vom 3. April 1901

§ 3 für die Behörden Österreich-Ungarns, Vollmer 26.

28) Zuständig ist für Abs. 4 die LandespoUzeibehörde des

betreffenden Grenzbezirks.

29) Wie Vollmer richtig hervorhebt, bezweckt Abs. 4

vSatz I eine Erleichterung, da die Beschaffung etwa fehlender

ausländischer Bescheinigungen zeitraubender sein kann, als die

Vornahme einer Prüfung nach § 4> Aber höhere Steuert

Amtl. Erl.:

Das deutsche KZ. darf nur zugeteilt werden, wenn eine ordnungsmißig

nach Tarifnummer 8a des Reichsstempelgesetzes vom 3. Juni 1906 versteuerte

Erianbiilskarte (Inlandtkaite) -vorgelegt worden Ist

Im übrigen vgl. zu Abs. 4 obige Min.-V. vom 18. Oktober

1906 VIT.

30) Ausland,

a) Italien. Auswärtige Fiütruuge müssen die im Heimats-

land vorgesehriäfeHen Dokumente vorweisen. Zollamt bescheinigt

die Vorweisung vnd notiert auf besonderem Register die Generalia

des Führers und des Fahrzeugs, wodurch ßir die bescheinigte

Datier freies Verkehrsrecht erworben wird.

b) Österreich. Kraftfahrzeuge der aus dem Ausland kom-

menden Reisenden sind von Prüfungen und Genehmigtnii:;en befreit,

wetm das Fahrzeug in einem andern Staat, welcher ähnliche
Vorschriften über die Prüfung der Kraftfahrzeuge besitzt und

Reziprozität übt, behördlich geprüft und zum Verkehr zuge-
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lassen wurde, tmd dU BemUsung des Fäkrxmgs im Inland nUhi
länger als 3 Monate dauert,

(Nack einer der V. heigefügten Zusammenstellung wird Rexi"

^ontät geiäft in Bayern, Sachsen, Italien, Bezuglich Sachsens

vgl, jedoch Vollmer § 24 Anm, 3,)

Dasselbe gilt hemgHch der Lenker der aus dem Ausland kom^

menden Fahrzeuge,

Für Kraftfdkrzeuge von Reisenden, welcke über die ZcUgrenu
kommen, werden die Erkennungszeichen von dem K, K, Grenz-

zollamt des Eintrittsortes ausgefolgt (Erkennungsbuckstahe des

betreffenden Verwaltungsgebiets, Evidenznummer und ein rotes Z),

Register kierüber bei den Grenzzollämtern, Die NummemtafUn
kffnnen auck aus entspreckend starkem Papier kergesteüt werden

und werden von den Zoüämtem über Begehren ausgefolgt. Andere

Erkennungszeicken am Fakrzeug sind unkenntUck zu macken.

Das Grenz'£rkemt$tngszeichen gUt nur für 3 Monate,

Ausländischen Kraftfahrztugbesitzem, welcke mit ikrem Fakr^

zeug käufy in das Inümd kommen, kOnnen ständige Erkennungs-

zeicken ausgefolgt werden,

c) Vereinigte Staaten, Aitswärtige sind meist von der

Verordnung befreit, wenn sie den Vorsckriften des Ifeimatsstaates

über die R^istrierung entsprecken und eine Registrierungsnummer

und den Buckstäben des Staates tragen. Die Befreiung gilt meist

nur auf bestimmte Zeit, so im Distrikt JCoümbia 60 Tage, in

Florida 30 Tage, in Delaware sogar nur 48 »Kunden, Vgl. auck

NewJers^IV, 16,

§25.
(Fehlt in Waldeck.)

Im Zollgrenzbezirke haben die Beamten der

Grenzzollverwaltung ^> hinsichtlich der Kraftfahrzeuge

die gleichen Befugnisse') wie die Polizeibeamten.

— Neue Vorschrift. —
1) Zollgrenzbezirk s. § 24 Anm. 14.

2) Grenzzollbeamte s. ebenda.

3) Befugnisse der Polizeibeamten: s. §§ 5 1, S, 14, 16 II, 20,

z\, 23, 26»
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F. Untersagang des Betriebs.

F. üntersagung des Betriebs«

§26.*)

(In Waldeck § 24.)

(I) ^' Die Polizeibehörde'^) kann jederzeit'^ auf

Kosten^) des Eigentümers^) eine Untersuchung^*^)

darüber anstellen, ob ein Kraftfahrzeug den nach

Maßgabe dieser Verordnung zu stellenden Anforde-

rungen^) entspricht.**

(II) Kraftfahrzeuge, welche diesen Anforderungen

nicht genfigen, Icönnen durch die Polizeibehörde^^)

vom Befahren der öffentlichen Wege und Plätze aus-

geschlossen werden.

— Früher §§ 16, 17. —
1) Die Rechtwirksamkeit dieser Bestimmung beruht auf

§ 6 PVG. (s. zur Überschrift vor § i Anm. 1 1). Vgl. jedoch

unten Anm. 14.

2) Welche Polkeibeh5rde ist zuständig? Nach dem
Wortlaut nicht bloß die Zuteilungsstelle, d. h. die für den

Wohnort des Eigentümers zuständige Polizeibehörde (§ 4, so

ausdrücklich früher Brandenburg, Schlesien, Posen, Braun-

schweig), sondern auch diejenige, in deren Bezirk sich das

Fahrzeug gerade aufhält (Preuß. PVG. §§ i III, 6; Preuß. Zu-

ständigkeitsgesetz § 55; StPO. §g 161, 102; Berl. Straßen-O.

§ 132; vgl. OVO. 3a, 344; II, 365; 40, 217 f. Vollmer Anm. 2).

B) Der frühere Zusatz: „sofern es nach ihrem pflicht-

gemäiSen Ermessen erforderlich ist" wird auch jetzt anzu*

wenden sein (z.B. wegen langen Zeitablaufs seit der ersten

Prüfung, wegen vorgekommener Unfälle und dergl.). Hält der

Eigentümer die wiederholte Prüfung für nicht erforderlich und
belästigend, so kann er den Beschwerdeweg beschreiten (nicht

Klage, s. g 5 Anm. 4).

4) Kosten s. § 4 Anm. 16 S. 105.

Die Überschrift „§ 26" fehlt infolge eines Druckfehlers in der V. von
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238 F. Untereagnng des Betriebs. § 26,^4

5) Die Pflicht zur Duldung der Untersuchung hat der
Eigentümer. Vgl. Berl. Omnibus^V. §46. Ist zur Erhaltung

der Sicherheit auf den öffentlichen Wegen oder wegen Ver-

dachts strafbarer Betriebsunsicherheit eine sofortige Prüfung

nötig, so muß der jeweilige Inhaber oder Führer des Fahr-

zeugs sie dulden*

6) Wo ist zu untersuchen?
Amtl. Erläuterung:

Die Untersuchung der Fahrzeuge (vgl. auch § 4) hat am Sitze der Polizei*

bcbOfde zu erfolgeiL

Diese Ansicht der Amtl; Erl. kann nicht gebilligt werden.

Die Vorführung wird nur an dem Orte, und innerhalb dnes
Ortes nur an der Stelle verlangt werden können, wo das

Fahrzeug sich gerade befindet, außer wenn an dieser Stelle

(z. B. Hof eines Hauses) eine Prüfung nicht angängig ist Eine
Verpflichtung des Eigentümers, das Fahrzeug nach einer andern

Stelle zu schaffen, dürfte aus § 6 PVG. nicht herzuleiten sein;

besondere Anstalten aufzuwenden, um der Behörde die Kon-
trolle einer einmal zugelassenen Einrichtung zu ermöglichen,

kann dem Publikum nur durch besonderes Gresetz auferlegt

werden (z. B. Chausseegesetz 1887 § 7 s. o. § 3 Anm. Se E.).

Das Gesetz vom 8. Juh 1905 schreibt nur vor, daß den Kraft-

fahrzeugbesitzern die Verpflichtung auferlegt werden kann,

die zur Prüfung nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen
„bereit zu stellen" (s. § 4 Anm. 16).

7) Die Ausschließung des Fahrzeugs wegen Nicht-
vorführun^ (früher § 17II) ist nicht mehr zulässig.
Die Duldung der polizeilichen Untersuchung kann jetzt durch
unmittelbaren polizeilichen Zwang erzwungen werden, nicht

aber (nach der herrschenden Praxis) mittelbar durch Zwangs-
strafen, da § 28 bereits eine Strafandrohung enthält (s. § 24
Anm. 16).

8) Anforderungen: msbesondere der ^ 1—3, 5^10, 12,

13, 23, 24.

9) Berl. Omnibiisverordnung § 46:
„Unternehmer, Kondukteure und Kutscher habtll dCD ttlf den tHmiibns-

betrieb bezüglichen, in Gemäßheit dieser Verordnung an sie ergehenden Vor-
ladungen und Weisungen des Kommissarius für das öffentliche Fuhrwesen un-

bedingte Folge zu leisten. Insbesondere sind die Unternebmer verpflichtet, ihr
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§ 26,io-". F. Untersagung des Betriebs. 239

Betriebsmaterlil Mids der vontindimendeii Revisionen dem Konunlssarius fOr

das öffentliche Fuhrwesen zu dem von demselben anzuberaumenden Termine
pünktlich vorzustellen." (Droschkenordnun^ ^ 25. Zulässig auf Grund Gewerbe-

ordnung § 37. Dampfwagen vgl. oben § 4 Anin. 14.)

Bayr» Bktm. vom 25. Juli 1907:

„Bei Kraftwagen, die im öffentlichen Puhrverkehre Verwendung finden

(Droschken, Omnibusse usw.), bietet eine einmalige Prüfung vor der In-

gebrauchnahme nicht genügende Gewähr für diejenige Verkehrssicherheit»

die enf die Dauer verlangt werden muß. Wiederkehrende Untenticiniiigen

sind deslialb namentlich tiei diesen Fahrzeugen geboten.**

10; Die Ausschließung^ des untauglichen Fahrzeugs ist

nicht zu verwechseln mit der Ausschließung des untauglichen

Führers (§27). Einige Staaten (z. 13. Großbritannien) kennen

nur die letztere. Die Abschnittsüberschrift paßt eigentlich

nui zu § 26.

11) Voraussetzung der Ausschlteßuns:

a) Das Fahrzettg muß bereits mgelassen sein; ein noch
nicht zugelassenes Fahrzeug ist auch ohne Ausspruch der Be-

hörde (ipso iure) .ausgeschlossen (§§ 5 ff.).

b) Das Fahmug ist entweder zu Unrecht zugelassen, hat

also den Bestimmungen von vornherein nicht genügt, oder
es ist mit Recht zugelassen worden» genügt aber infolge nach-

träglicher Ereignisse nicht mehr.
Ein Fahrzeug ohne Kennzeichen ist schon von Rechts:

wegen verboten, eine Ausschließung kann jedoch m Frage
kommen, wenn das Zeichen zwar angebracht, aber nicht vor-

schriftsmäßig ist

12) Über die zuständige Polizeibehörde s. o. Anm. 2^

Rechtsmittel § 5 Anm. 4.

13) Die Verwendung eines nicht ordnungsmäßigen Fahr-

zeugs kann mehrere Folgen gleichzeitig haben:

a) Zivilrechtliche Schadensersatzpflicht (BGB. § S23 II).

b) Bestrafung.

c) Ausschließung,

Insbesondere können Bestrafung und Ausschließung kon-

kurrieren, da letztere keine Bestrafung darstellt (s. u).

14) Wesen und gesetzliche Zulässigkeit der Ausschließung,

(vgl. Isaac AW. 1904 Nr. 39, 1096).
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240 Untemgung des Betriebs. ' % 26,^*.

Die Ausschließung ist keine Strafe und därf keine sein.

Denn Strafart und Strafmaß fQr die Übertretung dieser Ver-

ordnung sind bindend festgesetzt durch EGStGB. |6, StGB.

§ 366 Nr. 10, LVG. S 137 [Geldstrafe bis zu 60 Mark oder Haft

bis zu 14 Tagen]. Andere Strafen dürfen nicht verhängt werden
(vgl. Rosin 177, 179, Lindemann 47).

Die Ausschließung ist daher nur eine polizeiliche Schutz-
maßregel und findet ihre gesetzliche Grundlage in Preußen

in den §§ toll 17 ALR. und 6 PVG.
IMe Anssclilieftung darf weder anf eine bestimmte'

Kalenderzeltt noch danemd verhingt werden. (Die ent-

gegenstehende Bestimmung des früheren §17 ist jetzt beseitigt;

vgl. dagegen § 27). Wenn das Fahrzeug so beschaffen ist,

daß ein vorschriftsmSßiger Zustand sich überhaupt nicht mehr
herstellen läßt, so wird die Ausschließung allerdings tatsächlich

eine dauernde werden. Die Ausschließung aber von vom-
' herein als eine dauernde zu verhängen, ist nicht nur über-

flüssig, sondern auch unzulässig, weil dem Eigentümer die

Möglichkeit der Neuzulassung bleiben muß. Ebenso ist die

Ausschließung auf bestimmteZeit nicht nur unzweckmäßig,

weil ja bei Ablauf der Zeit der vorschriftswidrige Zustand be-

atehen kann, sondern auch unzulässig, weil dervorschriftsmäßige

Zustand vor Ablauf der Zeit bereits hergestellt werden kann.

Die PolizeiverfQgung darf daher nur so ergehen, daß das

Fahrzeug bis zu dem (unbestimmten) Zeitpunkt aus-

geschlossen wird, in welchem die Ursachen der Aus-
schließung beseitigt sind und dies durch eine neue
Prüfung festgestellt worden ist Diese richtige Auf-

fassung findet sich bereits in der Herl. OmnibusV. (§ 14)1

anders DroschkenO. § 30). Sobald die Ausschließung über

jenen Zeitpunkt hinaus verhängt wird, dient sie nicht mehr
allein den Interessen der Verkehrssicherheit und verwandelt

sich in eine (gesetzwidrige) Strafe (vgl. auch über unvorschrifts-

mäßige Bauten, OVG i, 336; 6, 290, 318; 11, 381; 13, 400).

15) Zweckmäßigerweise wird die Polizeibehörde die Be*
schelnignng (§ 5 II) sich aushändigen lassen.

Amtl. Erl.:

Die Polizeibehörde hat dafür zu sorgen, daß unrichtige Kennzeichen und
Bescheinigungen nidit welter geffiturt werden.
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Ein Zwangsmittel dazu steht der Behörde jedoch nicht sur

Verfügung, da die gesetzlichen Voraussetzungen der Eindehung

(StGB. §46) nicht vorliegen.

Auch einVermerk in derListe(Master 1 S. 1 13) empfiehlt sich.

16) Die Folge der rechtmäßigen Ausschließung sollte seui,

daß das Fahrzeug einem nicht zugelassenen gleichsteht und
daß das Fahren mit einem ausgeschlossenen Fahrzeug den
Eigentümer, Besitzer und Führer strafbar macht Dies ist

jedoch nicht ausdrücklich ausgesprochen. §28 bedroht mit

Strafe nur die Zuwiderhandlungen gegen „die vorstehenden

Bestimmungen", nicht aber diejenigen gegen die auf Grund
der V. ergangenen Polizeiverfügungen (anders RadfGZ. § 15 und
die frühere berichtigte PV. von Brandenburg vom 32. September

1905 ABl. 326). Näheres s. § 27 Anm. IE. Meist wird jedoch

Strafbarkeit wegen Fahrens mit einem tmvorschriftsmäßigen

Fahrzeug vorliegen (§§ äff., 15, 28). Ev. helfen polizeiliche

Strafandrohungen nach dem LVG. (preuß.).

17) Berl. Omnibus-V. § 14, Droschken-O. ^ 30, Torwagen-V.

§ 13 bleiben bestehen.

18) Ausschlicl?iung wegen Nicht- Eirneuerung der Steuer-

karte, s. § 59 RStG. (Anhang VUI).

19) AaskuuL
A. Portugal sckräbi vor, daß eine neue Prüfung stati-

fi$idm muß:
a) 4 Jäkre nach der ersten Prüfimg*
b) Nack Jeder erheblichen Reparatur und Änderung des

Fahrzeugs.

B, Italien. Fahrzeuge im öffenilichm FuhrbOrid» werden

auf Antrag des Eigentümers aUjakrUck^ sowie nach einer erheb-

lichen Reparatur neu geprüft,

C. Großhritannien: Löschung des Fahrzeugs (canceUation)

im register ofmotor cars, wenn das Fahrzeug zersUhrt, äbgdfrochen

oder dauernd aus dem Lande entfernt ist, oder bei einer anderen

BehSrde registriert wird, oder wenn der Eigentümer es beantragt

(Order 1903 art. VI).

D, Portugal kennt Suspeftsion oder Revokation der Fahrzeug-

Lizenz, wenn der Eigentümer inneriialb eines Jahres wegen drei

oder mehr Übertretungen mit zusammen mehr als loooo Reis

Isaac, Automobil- Recht. 2. Aufl. l5
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242 F. Untenagung des Betriebs.

(€a, 45 Mark) bestraft wordm ist {ogL SpanUn ort, ig), S, u.

§27 Aftm, Iis,
E, Vereinigte Staaten verbieten den Ausschluß van

Kraftfakruugent die die gesetzUekm Bestimmungen e^imal erfüllt

haben, ausdrikkUdu Jedoch kann in New Jersvf der cmmissumer

of mcior vehicles Jede Registrierung widerrufen wegen Über*

tretung gesittUchtr Vorschriften oder aus anderen vernünftigen

Gründen nach vorheriger schriftlicher Ankündigung, Eine neue

E^isirierung innerhalb eines yiahres ist nichtig, außer wenn sie

auf persänUcke Anonfymng des commissioner geschieht,

90) Anhang zu f 26: Beschlagnahme des Kraftfahrzengs.

A. Die Beschlagnahme eines Kraftfahrzeugs zum Zwecke
der Strafverfolgung ist reichsgesetzlich in StPO. § 94 angeordnet.

Danach sind inVerwahrung zu nehmen oder in anderer Weise
sächerzustellen und ev., wenn sie nicht freiwillig herausgegeben

werden, mit Beschlag zu belegen:

a) Gegenstände, welche als Beweismittel fQr die Unter-

suchung von Bedeutung sein können;

b) Gegenstände, die der Einziehung unterliegen, d. h. die

durch ein vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen hervor-

gebracht oder zur Begehung eines vorsätzlichen Verbrechens

oder Vergehens gebraucht oder bestimmt shid, sofern sie dem
Täter oder dnem Teilnehmer gehören (StGB. § 40).

Eine solche Beschlagnahme wird sehr selten vorkommen,

da das Kraftfahrzeug selbst als Beweismittel kaum in Betracht

konunen wird (Fall a) und der Fall der Einziehung (b) nur

vorliegt, wenn mit dem Kraftfahrzeug ein vorsätzliches Ver-

brechen oder Vergehen (z. B. vorsätzliche Tötung, Körper-

verletzung, Sachbeschädigung) begangen ist, also nicht bei

fahrlässigen Vergehen und erst recht nicht bei Übertretung

einer Folizeiverordnung.

Die Beschlagnahme kann nur vom Richter, bei Gefahr im

Verzuge auch vom Staatsanwalt und seinen Hilfspolizeibeamten

angeordnet werden (StPO. § 98).

B. Nicht zu verwechseln mit der Beschlagnahme zum
Zweck der Strafverfolgung sind präventive polizeiliche

Sicherheitsmafiregeln, welche nach Landesrecht' (LVG.

§ 13s) zulässig sind, also der unmittelbare Zwang durch Fest-

halten des Kraftfahrzeugs und dergl., wenn eine polizeiliche
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|27,I.. F. Untersagung des Betriebs. 243

Anordnung nicht anders ansfUhrbar ist, z. B. znr Verhinderon^

des Fahrens mit einem betridbsiuisicheien oder nidit stt>

gelassenen Fahrseug oder auf einem verbotenen Wege oder

mit Qbertriebener Geschwindigkeit usw. — Femer die Privat-

pfändung auf Grund der §§ 413—457 I M ALR. Art. 89 EG.
BGB. (Daude FeldpolG. »5).

C Verhaftung und voriftulige Festnahme des FtUirers:

s. 8 16 Anm. ts.

D. In dm VereüUgtm StaaUn kemii man dU ZurSekkaOut^

det Ära/ffakrgmgs atr Sickerkeii f&r dU Begaklung einer ver-

hängten Geldsirafe, AknUck Manaio (Ztsckr, igo2,3s).

§27.

(In Waldeck § 25.)

Ungeeigneten Personen, insbesondere solchen,

welche die den Führern von Kraftfahrzeugen ob-

liegenden Verpflichtungen verletzt haben, kann das

Führen von Kraftfahrzeugen dauernd oder für be-

stimmte Zeit polizeilich untersagt werden. Sie haben

alsdann das ausgestellte Zeugnis (§ 14 Abs. 1) der

Polizeibehörde abzuliefern. Handelt es sich um aus-

Iftndische Zeugnisse (§ 24 Abs. 1 unter c), so ist die

Polizeibehörde befugt, den Anerkennungsvermerk zu

löschen.
— Früher § 22. —

Bayr. Bktm. vom 35. Juli 1907:

hDIcm Betttmiiittiig Aber die Uiitin«guog des Ffllireiw von Kraft-

fahrzeugen durch ungeeignete Personen ist mit aller Sorgfalt und Strenge

zu vollziehen, da die Zuverlässigkeit und Befihigung der

Führer von der allergrößten Bedeutung fflr die Sicherheit
des Verkehrs ist"

I.

Der § 27 ist für rechtsungflltlg zu erachten (vgl. Isaac

AW. 1904, Hilf. 1905, 1209, 1224).

§ 37 GewO. überläßt die Unterhaltung^ des öffentlichen

Verkehrs, also das Straßenverkehrsgewerbei dem dislcretio-

i6*

uiyiiized by Google



244 Untersasung des Betriebs. |27il^-

Hären Ennessen der PoBzeibeliörde (Rohrscheidt, Gew.O. Anin.

so § 37). Dem Fahrverbot gegenüber Führern von Kraft-

droschken und Kraftomnibiissen stünden somit keine Bedenken
entgegen. Anders verhält es sich mit dem Verkehr von Privat-

fuhrwerken, auf die der § 27 sich allein besieht (vgl. § i II).

Die Privatkrafifahrxeuge können nur innerhalb der Grenzen
der Gew.-O. und (für Preußen) der §§ 6^ is PVG. Gegenstand
von Poliseiverordnungen werden.

A. Der § 27 verstößt nun zunächst gegen § 148 Qew«^.»
wonach die Berechtigung zum Gewerbebetrieb, abgesehen von
den in den Reichsgesetzen vorgesehenen Fällen ihrer Ent-

ziehung, weder durch richterliche noch durch administrative

Entscheidung entzogen werden kann. Eine solche reichs-

gesetzliche Ausnahme ist nur far das öffentliche Transport-

gewerbe vorgesehen (§37 Gew.-0.)i nicht aber für solche

Personen, die das Lenken von Privatkraftfahrzeugen gewerbs-

mäßig betreiben.

I. Diese zuerst in der ersten Auflage dieses Buchs (S. 140)

vertretene Ansicht ist inzwischen von der Judikatur wieder-

holt anerkannt worden. Zum erstenmal vom Bezirksaus-
schuß Berlin in Sachen Hemberger U A 33, 1905; 8. De-
zember 1905):

„Soweit diejenigen Gewerbetreibenden in trage

kommen, die ein Kraftfahrzeug als ein dem öffentlichen

Verkehr dienendes Transportmittel «rcwerbsmäßig führen,

enthält der § 24 der zitierten P.-V." (jetzt i II) „die aus-

drückliche Bestimmung, daß sie den das beaefiende Trans-

portgewerbe regelnden Polizeiverordnungen — die sich

ihrerseits wieder auf den § 37 der Gew.-O. stützen —
unterliegen. Diese Bestimmung ist aber, wie Kläger zu-

trcfTend und unwidersprochen ausgeführt hat, auf den

vorliegenden Fall allerdings nicht anwendbar, weil Kläger

nicht dem öffentlichen Verkehr dienende, sondern Privat-

fahrzeuge gewerbsmäßig führt. Die gegen ihn erlassene

Verfügung hat sich daher auch nicht auf den § 24, sondern

lediglich auf den § 22 der Verordnung" ijetzt 27 ; ,,
gestützt,

obwohl dem Kläger als einem Gewerbetreibenden die Aus-

übung seines Gewerbes in der dort vorgesehenen Form
angesichts des § 143 der Gew.-O. nicht untersagt werden
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F. Untersagung des Betriebs.

darf, da zweifellos eine darauf bezügliche reichsgesetzliche

Bestimmung nicht besteht.

Der Bezirksausschuß ist demnach der Ansicht, daß
der I 22 der PoL-V.'* (jetzt f 27) „insoweit er bei seiner

allgemeinen Fassung die Untersagung der Führung von
Kraftfuhrwerken auch gegenüber einem Gewerbtrei-
benden vorsieht, der Rechtsgfiltigkeit entbehrt DieserAn-
sieht steht auch die grundsätzlich anerkannte Zulässigkeit

gewisser polizeilicher Beschränkungen eines Gewerbe-
betriebes (vgl. Landmann Gew.-O. Note 3 a. E« zu 8 143) nicht

entgegen, da es sich hier nicht um eine aus allgemeinen

polizeilichen Rücksichten hervo^efaende Behinderung der

Grewerbsausübung, sondern um eine Maßregel handelt, die

dem einzelnen Gewerbetreibenden unter Umständen die

Ausübung des Gewerbes völlig unmöglich macht
Der Klage auf Aufhebung der angefochtenen

Verfügung ist hiemach stattgegeben worden."

Unter ausdrücklicher Beziehung auf diese Entscheidung

hat das Landgericht Cöln 4. StK. (in Sachen Hetzel

5. O. 74. 06, 9. November 1906) die Bestimmung ebenfalls ffStr

rechtsungültig erklärt, indem es ausführt

:

„Es steht außer Zweifel, daß die Tätigkeit des Ange-

klagten als Führer eines Kraftfahrzeugs, welche zwar eine

gewisse Fertigkeit, aber keineswegs eine höhere Bildung

.

voraussetzt, und welche er als seinen Beruf, in der Absicht

eines dauernden Erwerbes, ausübt, einen Gewerbe^
betrieb im Sinne der Reichsgewerbeordnung darstellt

Nach § 143 Gew.-O. kann nun aber die Berechtigung zum
Gewerbebetrieb, abgesehen von den in den Reichsgesetzen

vorgesehenen Fällen ihrer Entziehung, weder durch richter^

liehe noch durch administrative Entscheidung entzogen

werden. Ein Reichsgesetz, wonach die Berechtigung des

Gewerbebetriebes des Führens von Kraftfahrzeugen ent-

zogen werden kann, existiert jedoch nicht. Daher kann

eine Pol.-V., welche eine solche Entziehung vorsieht, keine

Rechtsgültigkeit haben. Sie mag zwar mit einer derartigen

Bestimmung schutzbedürftige Interessen des Publikums

wahrnehmen, und hierzu ist die Polizeibehörde befugt auf

Grund des PVG. vom 11. Marz 1S50; jedoch steht dieses
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246 F. Untersagung des Betriebs. §27»!^.

als Landesgesetz dem Reichsgesetz nach; die Polizeiver-

ordnung darf sich daher nicht in Widerspruch zu den
Reichsgesetzen, hier der Reichsgewerbeordnung, stellen

(vgl. KG. 25. Februar 1895, Goltdammers Archiv 43, 66).

Darin aber, daß die Polizeiverordnung vom i. Juli 1901 das

Führen von Kraftfahrzeugen lür eine bestimmte Zeitdauer

untersagt, entzieht sie die Berechtigung zu dem
Gewerbebetrieb; es \\c^\. hierin nicht nur eine durch

die Bestimmung des § 143 <Jt\v -O. nicht verbotene Be-
schränkung des Gewerbebetriebes

Mangels einer rechtsgültigen Bestimmung für das dem
Angeklagten erteilte polizeiliche Verbot konnte daher

keine Bestrafung wegen Zuwiderhandlung gegen dieses

Verbot erfolgen."

2. Wenn der § 27 überhaupt gegen die Gevv.-O. verstößt,

so ist es unerheblich, ob im einzelnen Fall der von der

Fahrscheinentziehung Betroffene ein Gewerbetreibender ist

oder nicht. Die Verordnung als solche ist und bleibt un-

gültig, weil sie die der Polizeibehörde gezogenen gesetzlichen

Schranken fiberschreitet,

3. Unrichtig ist auch die Ansicht, durch § 27 werde nicht

die Berechtigung zum Gewerbebetrieb entzogen, sondern

nur die Ausflbu n g des Gewerbebetriebs zeitlich und örtlich be-

.schränkt Die V. spricht schlechthin von der Untersagung. Das
angebliche Recht zum Gewerbebetrieb während der Dauer der

Untersagung ist inWahrheit nicht vorhanden, denn diesesRecht
erschöpft sich darin, daß man den Gewerbebetrieb ausübt.

Die zeitliche Beschränkung des Fahrverbots ist umso-

weniger erhebfidi, wenn man erwägt, daß die Polizeibehörde

nach § 27 berechtigt ist, das Verbot auf to, so, 50 Jahre oder

dauernd (dies war früher nicht zulässig) auszusprechen. Ob
von dieser Befugnis im einzelnen Fall Gebrauch gemacht wird,

ist unerheblich. Für die Gültigkeit des § 27 kommt es nur

darauf an, ob sie davon Gebrauch machen kann.
Auch die örtliche Beschränkung des Verbots auf den

Bereich der PV. ist illusorisch, da der Betroffene regelmäßig

an sein Domizil gebunden sein wird und bei Auswanderung
nach einem anderen Bezirk voraussichtlich eine gleiche Ver-

ftkgung zu gewärtigen hat Auch gestattet § 143 Gew.-O.
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§ 27, 1 F. Untersagung des Betriebs. 247

keineswegs das Verbot eines Gewerbebetriebs mit örtlicher

Beschränkung.

Zu bemerken ist noch, daß auch die weiter unten zitierten,

auf Grund des § 143 Gew.-O. ergangenen Reichsgesetze

(Branntweinsteuergesetz, Zuckersteuergesetz, Seeunfallgesetz)

zwischen Berechtigung und Ausübung des Gewerbebetriebs

keinen Unterschied machen.

4. Unrichtig ist auch die Ansicht, § 27 sei deshalb gültig,

weil auch Gewerbetreibende die aligemeinen, für jedermann
geltenden Polizeivorschriften sich gefallen lassen müssen.

Dieser Satz (Landmann zu § 143) bezieht sich nur auf Vor-

schriften, die für das gesamte Publilcam erlassen sind, nicht

aber ausschließlich gerade den speziellen Benifszweig (hier

den des Kraftfahrzeugführers) treffen sollen; er bezieht sich

nur aufVorschriften, die einen Benifszweig in der Art seiner

Austtbung aus allgemdnen, fQr das ganze Publikum geltenden

Gesichtspunkten beschränken, nicht aber auf Vorschriften,

welche einen speziellen Berufszweig aus speziellen, nur für

diesen Berufszweig geltenden Gesichtspunkten zeitweilig oder

dauernd verbieten. Dies ergibt sich auch- aus den von
Landmann (3. Auflage i. 47, 53 ff., 100^ 144, 172, 220, 359, 462

und § 144 Anm. 2) angefahrten Beispielen.

5. Dafi % 143 sich nur auf selbständige Gewerbe-
treibende bezieht, folgt weder aus dem Wortlaut noch aus

dem Sinn der Bestimmung. Während der (seit der Novelle vom
I. Juli 1883 gestrichene) Absatz 3 vom „selbständigen Betrieb

eines Gewerbes*' spricht, spricht Absatz i nur allgemein von
„Gewerbebetrieb", woraus schon argumento a contrario folgt,

daß auch der unselbständige Gewerbebetrieb darunter fällt.

Andernfalls wäre auch das unten angeführte Reichsgesetz vom
27. Juli 1877 bezüglich der Seesclüffer überflüssig gewesen.

B. Der § 27 verstößt femer, soweit es sich um Gewerbe-
gehilfen handelt (z.B. Führer von Geschäfts-, Brauerei-, Fabrik-

Kraftfahrzeugen), gegen §41 Oew.-O. Denn danach greift

die Befugnis zum selbständigen Betrieb eines stehenden Ge-
werbes das Recht in sich, Gehilfen jeder Art anzunehmen, und
es finden in der Wahl des Arbeits- und Hilfspersonals keine

anderen Beschränkungen statt, als die durch die Gew.-O. fest-

gestellten.
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C

C. Auch ganz abgesehen von der Verletzung der Gew.-O.

ist § 27 vor allem deshalb ungültig, weil er als Strafbestimtnung

anzusehen ist. Als Strafbestimmung verstößt er aber gegen

§ 366 Nr. 10 StGB., wonach Personen, welche die den Führern

obliegenden Verpflichtungen verletzt haben, nur mit Geld-

strafe bis 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft

werden dürfen , sowie gegen §§ 6» 6 EO. StGB. , wonach die

Landesgesetze ebenfalls keine andere Strafe verhängen dürfen,

sowie gegen § 15 PVG.

1. Wie der P'iscnbahnbetrieb für den Automobilbetrieb in

zivilrechtlicher Hinsicht (Haftpfiichtgesetzentwurf) das Vorbild

abgegeben hat, so auch in strafrechtlicher Beziehung. Der

§319 StGB., welcher die Entziehung der Befähigung zum Eisen-

bahndienst vorsieht, bildet offensichtlich das Muster für § 27.

Daß §319 StGB, eine Strafbestimmung ist, steht in Theorie

lind Praxis fest (Lisst Lehrbuch des Strafrechts 9. Aufl. § 59.

Olshausen Anm. 3 vor § 13). Zwischen § 319 StGB, und § 27 GZ.

besteht prinzipiell aber auch nicht der leiseste Unterschied.

Ebenso verhält es sich mit StGB. §§ 31* 35, '128 f., 358

(Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter), § 31 (Unfähig-

keit zum Dienst in Heer und Marine), § 161 (fiidesunfUhigkeit),

die ebenfalls stets als Strafbestimmungen gegolten haben.

2. Weitere Vorbilder sind § 56 Zuckersteuergesetz vom
31. Mai 1891 („Wird der Inhaber einer Zuckersteuerfabrik im
ersten Rückfalle wegen Defraudation verurteilt, so ist ihm zu

untersagen, die Zuckerfabrikation jemals wieder aus-

zuüben.*') und § 30 Branntweinsteuergesetz vom 24. Juni 1887

(„Untersagung der Ausübung des Brennereigewerbes"), welche

beide als Strafvorschriften anerkannt sind (Lisst § 59).

3. Ein genaues Analogon bieten femer die Seeschiifer,

Seesteuerleute, Maschinisten der Seedampfschiffe und Lotsen,

schon deshalb, weil diese ebenso wie der KraftfahrzeugHihrer

eines BefWgungszeugnisses bedürfen. Auch diesen kann die

„Befugnis zur Ausübung ihres Crewerbes" nur auf Grund eines

geordneten richterlichen Verfahrens entzogen werden (§ 26

Gesetz vom 27. Juli 1877).

4. Die Strafrechtswissenschaft führt unter den Strafarten

ausdrücklich auf: den dauernden oder zeitweiligen
Verlust der Befugnis zum Gewerbebetrieb (Lisst eod. Olshausen
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1 84). Auch die Gewerbeordnung behandelt die Entziehung

der Berechtigung zum Gewertiebetrieb unter dem Titel:

„Strafbestimmungen".

5. Falsch] wäre auch die Argumentation : wenn die Polizei-

behörde die Fahrerlaubnis gibt, kann sie sie auch wieder ent-

ziehen. Zunächst erteilt die Behörde den Fahrschein gar

nicht, .sondern erkennt ihn nur an (§ 14). Außerdem existiert

nirgends der Satz, daß die Behörde, welche eine (gewerbliche

oder nicht^ewerbliche) Qualifikation erteilt, sie auch wieder

entziehen kann; vielmehr besteht auf allen Gebieten des

Rechtslebens der entfregengesetzte Grundsatz. Die einmal

gewährte Qualifikation als T.ehrer, Arzt, Assessor, Richter,

Rechtsanwalt usw., auch ein einmal gewährter Titel, kann
überall nur durch besonderes gesetzlich geregeltes Verfahren

wieder entzogen werden, und diese Entziehung gilt regelmäßig

als Strafe (vgl. Laband DJZ. 1907» 201 if.).

6. Tatsächlich enthält der § 27 beide Merkmale der
Strafe:

a) Ein Übel,

b) Ahndung eines vergangenen Deliktes.

Zu a) Daß der § 27 ein Übel verhängt, ist klar. Das Übel

ist eins der schwersten, die einen Menschen überhaupt treffen

können, und man darf ohne Übertreibung sagen, daß sich

auf dem ganzen Gebiet des Polizeirechts kein Ana-
logon für eine derart tief einschneidende Maßregel
findet — außer dort, wo das Gesetz es ausdrücklich gestattet.

Mit demselben Recht könnte die Polizeibehörde dem Fuß-

gänger oder dem Kquipagenbesitzer, der die Straßenordnung

mehrfach übertreten hat, das Spazierengehen und Equip^agen-

fahren auf bestimmte Zeit untersagen, oder dem wegen
Kuppelei bestraften Hausbesitzer das Vermieten seiner Woh-
nungen verbieten, oder denjenigen, welcher einen Brand ver-

ursacht hat, von der Benutzung von Streichhölzern dauernd

oder auf bestimmte Zeit ausschließen.

Zu b) Vergeltungscharakter des § 27.

Daß der § 27 nebenbei auch die Zwecke des § 6 PVG.
und die Zwecke des § 10 II 17 ALR. verfolgt, beweist nichts,

denn diese Zwecke verfolgt auch jede Strafe (als sogenannten
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Besserungs- oder Abschreckungszweck usw.). Erforderlich

wäre vielmehr, d«ß § 27 lediglich solche Zwecke verfolgt,

und dies ist eben nicht der Fall. Am allerwenigsten bei einem
Verbot auf bestimmte Zeit Eine reine Sicheningsmaßregel

darf nur auf solange verhängt werden, als die öffentliche Ruhe
und Sicherheit es erfordert. Z. B. ein betrunkener Kraftfahr-

zeugf&hrer wird am Weiterfahren verhindert, bis er nüchtern

ist und niemanden mehr gefährdet. Wird ihm dagegen wegen
dieser Trunkenheit das Fahren auf einen Monat untersagt, so

ist dies eine deutliche Strafzumessung nach dem Maße der

Schuld, wie sie vom Strafrichter vorgenommen wird.

D. Der § 37 verstößt femer gegen den von der Praxis

wiederholt betonten Grundsatz, daß PolizeiVerordnungen
genügend bestimmt sein müssen (KGJ. 31C3, sSCssf.; cf.

Feilitzsch Sächs. Archiv 2, 5 f.). Der § 27 gibt keine Anweisung
darüber, ob die Übertretung, die der Führer begangen haben

muß, schwer oder leicht sein, ob sie einmal oder mehrmals

und ev. in welchen Zwischenräumen vorgekonunen , ob der

Führer deswegen bestraft sein muß oder nicht (auch gegen

den Freigesprochenen zulässig!). Der § 27 enthält sich auch

jeder Andeutung über die Minimal- oder Maximal-Dauer des

Verbots. Formell wäre die Polizeibehörde z. B. befugt, dem
Führer, der sich ein einziges Mal vor der Fahrt von dem Zu-

stand der maschinellen Einrichtung nicht überzeugt hat {% 15),

auch wenn er deswegen weder bestraft worden ist noch über-

haupt jemanden gefährdet hat, das Automobilfahren auf20 Jahre

zu untersagen, ohne daß dagegen eine Abhilfe im Rechtswege

möglich wäre. Analoge gesetzliche Bestimmungen, z. B. StGB.

§§31 ff., bestimmen die zeitlicheDauer solcherMaßregeln genau.

E. Auch abgesehen von der Ungültigkeit des § 27 selbst

kann eine auf Grund desselben ergangene Verfügung rechts-

unwirksam sein, wenn sie das Führen von Kraftfahrzeugen

allgemein, ohne Beschränkung auf das Gebiet der
Verordnung, untersagt (Schultzenstein Gesetz und Recht 8,

19 ff.).

Ferner hat das Kammergericht in einigen (nicht abge-

druckten) Entscheidungen ausgesprochen, daß eine Zuwider-

handlung gegen das Verbot deshalb straflos ist, weil § 28 nur

Zuwiderhandlungen gegen „die vorstehenden Bestimmungen",
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nicht aber gegen die auf Grund derselben ergangenen Polizei-

verfügungen mit Strafe bedroht (Sache Hetzel I S 1274, 1906,

4. Februar 1907). Anders Radfahr-GZ. § 15 und frühere V. von
Brandenburg vom 22. September 1905 (Amtsblatt 336) s. o. § 26

Anm. id.

IL

Die Besümmwtg des § 27 kehrt M sämiiieken ausländischen

Ven^rdnuHf^ wieder.

1) In Frankreich, Spanien: bei 2 Ühertrehin^m im Jahre.

2) Italien: E?ttziehu7ig des Zeugnisses we^cn fahrlässiger

Tötung oder schwerer Körperverletzung; Suspendierungat^6Monate
wegen 3 Übertretungen iftnerhalb eines Jahres.

3) Por tugal, wenn in i Jahr 3 mal mit mehr als 10000

Heb (ca. 4s Mark) oder Gefängnis bestraft (ef 0, § 26Anm, ig D.),

4) Schweiz bei wiederholten Übertretungen.

5) Großbritannien w^en Übertretung der motor car act

oder Vergehen, die mit dem Fahren in Zusammenhang stehen» außer

wenn es sich um eine erste oder zweite Übertretung handelt, die

nur in der Überschreitung der Geschwindigheitsgrenu besteht,

Großbritannien läßt nur Suspension auf bestimmte Zeit

SU und ist der einzige Staat, der die Ausschließungsbefugnis

auaseMießlieh dem QerMUn zuweist, und zwar demjenigen

Gericht, welches wegen einer Übertretung der motor car act oder

eines in Zusammenhang mit dem Fahren stehenden Deliktes eine

Verurteilung aussucht. Gegen das Urteil gibt es Appellation,

während deren die Ausführung des Fahrverbots ausgesetzt werden

hau». Die Lizenz ist von dem Verurteilten zur Indossierung eines

Vermerks bei Vermeidung von Strafe einzureichen.

6) Ö sterreich. Die erteilte Lizenz ist zu entziehen, i.cnn

der Lizenzinhaber wegen einer beim Betriebe des Kraftfahrzeugs

gegen die Sicherheit des Lebens begangenai strafbaren

Handlung verurteilt oder wegen einer solchen Übertretung der

auf den Betrieb bezüglichen Vorschriften bestraft worden ist,

welclic seine Verläßlichkeit als Lenker beeinträchtigt.

Bei der Entziehung ist auszusprechen, ob der Ausschluß für
immer oder nur für einen bestimmten Zeitraum Platz greifen soll,

und im letzteren Falle^ ob bei einer etwaigen iVicderbewerbung die
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252 F. Untersagung des Betriebs.

Prüfung:; neuerlich abzulegen ist. Zuständig ist die politische

Bezirksbekdräc des Wokfwrts.

7) Vereinigte Staaten. Alaine: Staatssekretariat kann

jederzeit Fahrlizen% wegen irgend einer Verletzung des Automotnl-

geseizes suspendieren oder entziehett. — New Jersey: Entziehung

durch commissioner of motor vehicles wegen Verletzung des Auto-

mobilgesetzcs oder aus anderen vernünftigen Gründen ncu:h vor-

heriger Ankündigung. Entziehung obligat0 ri sch hei einer

2. Bestrafung wegen VVcttjahrens oder zu schnellen Fahrens. Neue

Lizenz inTierhalb eines Jahres nichtig, außer wenn vom com'

missioner persönlich gewährt. Gegen richterliche Etitziehmig Be-

rufung an Court of Conwion Plcas. — Commissioner of m. v,

kann jede Lizenz wieder in Kraft setzen.

8) Zu bemerken ist, daß auch Haber (64//,) denart.32 des

französischen Dekrets von l8gg für ungültig erklärt. Auch

er hält das Fahrverbot für eine gesetzlich unzulässige SpezialStrafe

und erwähnt, daß die Bestimmung seines Wissens bis zum

Jahre r<jo^ nur ein einziges Mal in Paris zur Ajitvendung ge-

kommoi ist und auch nur, um bald wieder rückgängig gemacht

zu werden.

m.
Will man das Fahrverbot gesetzlich einführen, so wird

man unter Anlehnung an die ausländischen Verordnungen

(insbesondere England) folgende Grundsätze aufstellen müssen:

1. Verhängung nur durch das Gericht.

2. Nur auf Grund mehrerer, nicht zu lange auseinander-

liegender gerichtlicher Verurteilungen, nicht auf Grund
bloßer Polizeistrafverfügungen.

3. Nur auf bestimmte kurze Zeit, etwa höchstens i Jahr.

4. Anwendung bedingter Verurteilung oder Begnadigung,

d. h. das Verbot tritt nur in Kraft, wenn der Schuldige inner-

halb bestimmter Frist wieder ein Delikt begeht.
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G. Strafbesümmungeii.

§28.

(In Waldeck § a6.)

Zuwiderhandlungen^-^ gegen die vorstehenden

Bestimmungen ^«^^ werden in Gemäfiheit des § 366

Nr. 10 des Reichsstrafgesetzbuchs™> mit Geldstrafe bis

zu 60 Ji oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

Vgl. Bayr« Bktm. vom 25. Juli 1907:

JM. allen Zuwidefbaiitfliii^en gegen die obefpoUxeUidisnVondulften
ist die möglichst rasche Feststellung des Tatbestandes veranlaßt Zu diesem

Zwecke ist insbesondere auch dem Beschuldigten, wenn er mit Hilfe des

Kennzeichens ermittelt worden ist, sofort Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

Dufdi sorgfältige pollaelliche Ertaebung des SachveistJbidlgen iit die

entoprecliende Bestrafung rflcksiditsloser Fetaler au ennQgtlclien.''

— Früher § 37. —

I. Die erantwortliolie Peraon.

Sowohl der § 28 GZ. als auch §366 Nr. 10 StGB, enthalten

sich einer allgemeinen Anordnung darüber, wer für die Zu-

widerhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen" als

Täter in Betracht kommen soll. Dies kann daher nur aus

dm Wortlaut und dem Sinn der einzelnen Bestimmungen
entschieden werden. Als verantwortliche Personen kommen
in Frage:

der Eigentfimer des Fahrzeugs,

der Besitzer,

der Führer.

A. Der Eigentümer.

Der frühere besondere Abschnitt über die Pflichten des

Eigentümers ist gestrichen, insbesondere § 18 der früheren V.

(„der Eigentümer ist dafür verantwortUch, daß sein Fahrzeug

sich in ordnungsmäßigem Znstand befindet, daß namentlich

die Bremsen sicher und kräftig wirken und daß es mit den
vorgeschriebenen Bezeichnungen versehen ist. Er ist femer
dafOr verantwortlich, daß das Fahrzeug nicht von einer un-

geeigneten oder unzuverlässigen Person geführt mrd")* Der
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Inhalt dieses früheren § iS gilt im wesentlichen noch jetzt

(siehe jedoch B).

Der Eigentümer ist verantwortlich:

a) Für Beschaffenheit und Ausrüstung des Fahrzeugs (§§ 2,

3, 24, 26).

b) Für die Pflichten bezüglich Prüfung und Betriebsanzeige

m 4, 24, 26).

c) Für das Vorhandensein und den ordnunj^smaßi-^cn Zu-

stand der Kennzeichen und die damit in Zusammenhang stehen-

den Pflichten, insbesondere für Mitführung der Bescheinigung,

Verlustanzeige usw. 5— 13. 24, 26, 29).

d; Für die Eigenschaften des Führers (§ 14).

t) Für Veranstaltung von Wettfahrten (§22).

f) Für das Mitführen von Anhän^cwagen (§ 23).

g) Für Duldung polizeilicher Untersuchungen (§26).

Einzelheiten.

I. An Stelle eines geschäftsunfähigen Eigentümers fKind

unter 7 Jahren, Geisteskranker, § 104 BGB. » hat dessen gesetz-

licher Vertreter (Vater, Mutter, Vormund; die polizeiliche Ver-

antwortung.

An diesem bereits in der ersten Auflage ausgesprochenen

Grundsatz muß trotz der inzwischen erschienenen Ausführungen

von Schultzenste in (polizeiwidriges Handeln und Vertretung,
Verwaltungsarchiv 14, i ff.) festgehalten werden. Schultzenstein

will hinsichtlich derjenigen Vorschriften , nach denen eine

Sache in |)olizeimäßigem Zustand zu erhalten ist, der Polizei

gegenüber lediglich die vertretene Person mit Person und

Vermögen haften lassen, so daß die Strafen also nicht gegen

den gesetzlichen Vertreter, sondern gegen den Vertretenen

zu vollstrecken seien. Wenn der Vormund seine Pfiicht ver-

säume, müsse die Polizei sich an das Vormundschaftsgericht

wenden 18 f.). Dieser Ansicht kann man sich nicht anschließen.

Die gesetzliche Vertretung (BGB. 16271!., 1793) erzeugt nicht

bloß privatrechtliche Pflichten gegenüber dem Vertretenen,

sondern auch öffentlichrcchtliche Pflichten gegenüber den

Behörden; da der Vertretene keinen Willen hat, muß jemand

da sein, auf dessen Willen die Behörde einwirken kann, um
öffentlichrechtliche Pflichten zu erzwingen. Die Zwangsmaß-

regeln und Strafen müssen sich daher gegen die Person und
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das Vermögen des Vertreters richten. — Vgl. auch KGJ.

22 C. 5 Nr. 2 und Isaac Zwangsstrafrecht, Ztschr. f. ges. Straf-

rechtswiss. 21, 642 ff. t

2. Dasselbe muß von einem beschränkt Geschäftsfähigen

(Minderjährigen zwischen 7 und 21 Jahren, entmündigten

geistesschwachen, Verschwender oder Trunksüchtigen) gelten.

Gehört jedoch der Betrieb des Kraftfahrzeugs zu einem

von dem beschränkt Geschäftsfähigen mit vormundschafts-

gerichtlicher Genehmigung geführten selbständigen Er-

werbsgeschäft (§112 BGB.), so wird der beschränkt Ge-
schäftsfähige auch polizeilich als allein verantwortlich anzusehen

sein; ebenso bei Übertretung allgemeiner Verbotsvorschriften

z. B. §§ 22» 23)1 deren Beachtung nicht ausschließlich Sache)

des gesetzlichen Vertreters ist. Voraussetzung der Strafbarkeit

eines strafrechtlich Jugendlichen (12—18 Jahre) ist jedoch das-

Vorhandensein der zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforder-

lichen Einsicht (StGB. § 55 fr.).

Taubstumme vgl. StGB, g s^*

3. Bei Miteigentum nach Bruchteilen oder zur gesamten

Hand (Gesellschafter, Inhaber einer offenen Handelsgesell-

schaft, Ehegatten in Gütergemeinschaft, Miterben und dgl.)

trägt an sich jeder einzelne Eigentümer die volle Verant-

wortung. Ist jedoch einem Miteigentümer kraft Gesetzes

(z. B. Ehefrau gemäß § 1443 BGB.) oder kraft rechtswirksamer

Übereinkunft (z.B. HGB. i;§ 114 Abs. 2, 125) die Verwaltung

des Eigentums entzogen, so wird man bezüglich dieses Pligen-

tümers nicht bloß die Schuldfrage, sondern überhaupt die

polizeiliche Verantwortlichkeit verneinen müssen,

4. Bei juristischen Personen hat zunächst der gesetzliche

Vertreter die Verantwortung (z. B. Vorstand eines Vereins,

einer Aktiengesellschaft, eingetragenen Genossenschaft, Ge-

schäftsführer einer G. m. b. H., Gemeindevorstand usw.). Besteht

jedoch für das Geschäftsgebiet, innerhalb dessen das Kraft-

fahrzeug benutzt wird, ein besonderer verfassungsmäßig be-

rufener Vertreter im Sinne des § 31 BGB., so trägt dieser an

Steile des gesetzlichen Vertreters (nicht neben ihm) die Ver-

antwortung (vgl. französische Entscheidungen bei Haber 54.

Schuitzenstein Verwaltungsarcliiv 14, 4a).

9
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Der verfassungsmäßig berufene Vertreter ist jedoch nicht

mit anderen Angestellten und Beamten zu verwechseln
(s. B. Prokuristen |ler Automobilomnibus-Aktiengesellscliaft»

Bahnmeister bei der EisenbahnVerwaltung, Gemeindediener,

Automobilaktenwagenbegleiter usw.). Das rechtliche Merkmal
der verfassungsmäßig berufenen Vertreter ist, daß sie zur

Tätigkeit innerhalb eines Geschäftsbereiches durch die

Satzung der Körperschaft, bei dem Staat und anderen

öffentlichrechtlichen Körperschaften durch die Verwaltungs»

organisations-Bestimmtmgen berufen sind. Diejenigen Beamten
und Angestellten, die ihren dienstlichen Auftrag wiederum auf

diese verfassungsmäßig berufenen Personen oder auf sonstige

Dienstvorschriften zurückfuhren, können als verantwortlich

nicht angesehen werden (RG. 53, 379 f.; $5, 177), können aber

durch ihre Handlungen und Unterlassungen eine Haftung des
verantwortlichen Vertreters herbeifl&hren (vgl. RG. 22. Juni 1903,

]W. Beil. 92, 213: Motorwagenfßhrer kein Vertreter im Sinne

des § 31 BGB.).

5. Die Verantwortlichkeit des £igentflmers als eine Ver-

pflichtung öffentlichrechtlicher. Art kann auf einen andern

nicht dbertragen werden, auch nicht durch polizeiliche An-
ordnung und auch dann nicht, wenn der Verpflichtete und
der andere der Übertragung zustimmen (KGJ. 25 C. 3).

B. Der Besitzer des Fahrzeugs.

Das Fahrzeug kann nicht bloß im Besitze des Eigentümers,

sondern auch eines Mieters, Pächters, Nießbrauchers, Pfand-

gläubigers oder eines sonstigen Dritten sein und zwar nicht

bloß vorübergehend, sondern auch dauernd. Insbesondere

kann dies auch bei Geschäfts- und Fabrikfahrzeugen der Fall

sein, wenn sie nicht vom Eigentümer, der vielleicht auswärts

wohnt, sondern von dem besonderen Leiter des Geschäfts

oder der Fabrik, von Abteilungsvorstehem und dgl. ständig

benutzt werden.

Nach Streichung des alten § 18 (s. o. A.), der die Verant-

wortung ausdrücklich dem Eigentümer übertrug, wird man
annehmen müssen, daß auch der Besitzer des Fahrzeugs als

„Zuwiderhandelnder** im Sinne des § 28 in Betracht kommen
kann, zumal sonst unterUmständen eine verantwortliche Person

überhaupt nicht vorhanden sein würde (z. B. wenn der Eigen-
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tümer im Ausland wohnt, vgl. § 4 Anixi. 4), oder wenn er das

Fahrzeug vermietet hat und die Überwachung des ordentUched

Zustands nicht vornehmen kann, oder wenn eine vermögend*
lose Person fälschlich als Eigentümer angemeldet wird (vgl,

AW. 1904, 135). VgL RG. II. Juli 1903, Reger 25, 139. KG.
»3. Januar 1893 (13, 340 f.). Die früheren VV. von Provinz

Brandenburg, Westpreußen, Anhalt, Hessen, Sachsen und Süd*
deutschland ließen ausdrücklich den Besitzer haften.

Der Umfang der Verantwortlichkeit des Besitzers ist der-

selbe, wie der des Eigentümers (siehe A.).

Jm Ausland gewöhnlich Eigentümer veranlwortlick. Dock

hat in Ö sterreich der Besitzer für Instandhaltung der für
dm sicheren Betrieb des Fahrzeuges wichtigen Bestandteile Sorge

SU tragen und ist dafür verantwortlich^ daß der Lefüter, zum
Fahren befugt ist,

. C. Der Fflhrer ist verantwortlich: . ,

a) Für seine Eigenschaften und für die Eigenschaften

desjenigen, dem er das Fahrzeug überläfit (§§ 14, 27).

b) Für Mitführung des Zeugnisses (§§ 14, 24).

c) Für Vorhandensein der Vermerke und Kennzeichen,

der Beleuchtung, der Bescheinigung i§§ 15, 24).

d) Für den Zustand des Fahrzeugs in dem beschränkten

Umfange des § 15 II.

e) Für die Lenkung des Fahrzeugs (§§ 16 ff.) und die Art

der Wegebenutzung (§§20 ff.).

Verantwortlich ist nicht bloß der vom Eigentümer oder

Besitzer angestellte Führer, sondern auch wer unrechtmäßig

die Führung des Fahrzeugs übernimmt.

D. Der Hersteller (Fabrikant) als solcher ist nicht verant*

wortlich (vgl. Vorbemerkung vor § z Anm. B). Die V. regelt

nur den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Die Beschaffenheit

des Fahrzeugs vor der Inverkehrsetzung ist der V. gleich-

gültig. Der Hersteller haftet nur, wenn er das Fahrzeug in

Verkehr bringt und dann nur als Eigentümer oder Besitzer.

Ist das Eigentum des Fahrzeugs vor der Inverkehrsetzung

bereits auf einen andern übergegangen, so tritt, eine polizeiliche

Verantwortung des Herstellers überhaupt nicht in die Er*

scheinung.

Isaac, Antomobil -Recht. 2. Aufl. 17
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Auch die TypenVorschriften (§4 IV) legen dem Hersteller

keine unmittelbare Pflicht auf (die Firma „kann" erteilen);

eine nicht ordnungsmäßige Ausfertigung der Typenbescheini-

gung, z. B. ohne laufende Nummer, hat nur die Wirkung, daß
die Behörde sie unbeachtet su lassen hat

Die Benennung des Herstellers auf dem Schilde (I3V)
hat nur die Bedeutung einer technischen Identifisierung. —
Siehe jedoch unter F.

Auch im Ausland ist der HersUUer als sokker nickt ver*

antwortlick, nur in Frankreick für die Angabe der Höchst-

gesckuHndigheit (Erlaß tr, September rgoi art* 2 a, ß,). Bei der

ersten Prüfung kann der Hersteller in Frankreick den Antrag

Stetten^ ükne dadurck verantwortlick werden,

E. Stellvertreter oder sonstige dritte Personen.

Dritte Personen können nach Wortlaut und Sinn der V.

nur gegen § 22 (Veranstaltung einer Wettfahrt) verstoßen oder

als unrechtmäßige Führer strafbar werden (siehe oben C.)-

Außerdem kann ein Dritter sich der Anstiftung einer vorsätz-

lichen Übertretung schuldig machen (z. B. ein Fahrgast stiftet

den Fahrer an, vorsätzlich eine verbotene Straße zu befahren,

StGB. § 48.). Beihilfe eines Dritten kann bei Übertretungen

nicht in Betracht kommen (§ 49 eod.). Im übrigen kann ein

Dritter gegen die V. nicht verstoßen (z. B. ein Dritter nimmt
die Laterne des Fahrzeugs ab). Insbesondere haben Insassen

keine Pflicht zur Achtsamkeit (Hanseatisches OLG. MW. 1905,

5771 vgl. jedoch RG. JW. 1905, 287, oben § 17 Anm. 17).

Eine Haftung von Stellvertretern, entsprechend dem § 151

Gewerbeordnung, findet nicht statt.

F. Der § s8 spricht nur von Zuwiderhandlungen »»gegen

die vorstehenden Besttmmangen**. Die allgemeine strafrecht-

liche und zivilrechtliche Verantwortung bleibt unberührt (vgl.

z. B. KGJ. 15, 195). Der Dritte, welcher durch Manipulationen

am Fahrzeug eine Körperverletzung oder Sachbeschädigung

herbeiführt, kann gemäß §§ 223 ff. StGB., 823 BGB., nicht aber

gemäß i 28 PV. oder § 366 Nr. to StGB, zur Verantwortung

gezogen werden. Auch der Hersteller ist nach allgemeinen

Rechtsgrundsätzen verantwortlich (s. o. D. — RG. i. Februar

1901 Goltd. 48, 123).
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Allgemeine Anordnungen auf Grund der V. müssen
wenn ihre Übertretung strafbar sein soll, in der Form selb-

ständiger PVV. ergehen (s. o. § 21 Anm. 5. — KG. 10. Mai 1900

KGJ. 20 C. 59). So z. B. Straßensperrung (§ 21). — Soweit die

Befolgung polizeilicher Verfügungen in dieser V. ausdrück-

lich vorgeschrieben ist (z. B. Vorzeigen der Bescheinigung § 5 II,

Haltruf § 16), ist die Zuwiderhandlung nach § 28 strafbar; sonst

aber nicht (s. o. § 26 Anm. 16, § 27 Anm. I £.).

II. Die Begriflbmarkinale der strafbaren Übertretung.

A. Die Handlung.
Die Zuwiderhandlung gegen die V. kann nicht bloß durch

ein Tun erfolgen (Herbeiführung des vorschriftswidrigen Zu-

standes, Anstellunfr eines ungeeigneten Führers), sondern auch

durch ein Unterlassen ^Nichthinderung vorschriftswidrigen

Zttstands des Fahrzeugs oder der vorschriftswidrigen Führung).

B. Rechtswidrigkeit.
1. Rechtswidrig ist die einfache Übertretung der V., gleich-

viel ob eine Verletzung oder Gefährdung von Personen

oder Sachen eingetreten ist (vgl. Lißt Strafrecht § 32. RG.

13. Oktober 1883; Rechtspr. 5,605; OLG. Stuttgart H.Novem-
ber 1901; Württemberg J. 15, 71. S. o. § 17 Anm. 7).

2. IMe Bestimmungen im allgemeinen Teil des StGB.,

wonach gewisse Umstände die Rechtswidrigkeit ausschließen,

finden Anwendung (§§52—54, Nötigung, Notwehr, Notstand,

siehe KGJ. 14, 311; 11, 270, RG. 24. April 1901 Goltd. 48, 301,

Stenglein-Galli 2006. — NotstandsfallAW. 1906 Nr. 19). Z.B. der

Eigentümer, der keine Befähigung 2um Fahren hat, fährt mit

dem Fahrzeug davon, um sich vor Räubern, Überschwemmung
usw. zu retten. Oder der Eigentümer wird durch unwider-

stehliche Gewalt oder durch Drohung, welche mit gegen-

wärtiger, auf andere Weise nicht abwendbarer Gefahr für

Leib oder Leben verbunden war, genötigt, einem Unfähigen

die Führung des Fahrzeugs zu überlassen. Vgl. KGJ. 2, 254 ff.:

„Absolute Unmöglichkeit der Befolgung der Folizeivorschrift.'*

3. Billigung eines rechtswidrigen Zustandes durch die

Polizei befreit nicht von Strafe. Falsch die Entscheid, des

17*

Digitized by Google



^260 Strafbestimmuiigeii. $28,IIB*c.

«

Sch.-G. Rixdprf vom 15. Juli 1904 (Polizei 4> i79)> wonach üble

Dämpfe eines polizeilich abgenommenen Kraftfahrzeugs straf«

frei sind.

C. Verschulden.

Anch Polizeiübertretangen sind nur strafbar, wcan den

Tüter ein Verschulden trifft, d.h. wenn er zurechnungsfähig

ist (§51 StGB.) und vorsätzlich oder fahrlässig handelt (KGJ.

27 C $6. Lißt §36 Anm. 5. 01shauscn4 Abschn.2. OLG. Dresden

bei Reger i, 163. RG. i. Str. S. 38, 410, 104. Feilitsch, sächs.

A. 2, 5 f.).

a) Fahrlässigkeit, d. h. Außerachtlassun<,f der im Verkehr

erforderlichen Sorgfalt, genügt zur Übertretung (KGJ. 17, 325 ff.

OLG. München 23. April 1904 Samml. 4, 316; OLG. Dresden

Ann. 23, Ii; RG. 24. April 1901 Goltd. 48, 301).

Vgl. Großbritannien act iQOl See. 6, wo nur die vorsätz-

liche Zuwiderhandlung gegen du: Vorschrift des Anhaltens und

der Namensnennung hei Unglücksfällen mit Strafe bedroht ist.

b) Fahrlässigkeit liegt namentlich auch in der Außeracht-

lassung der Aufsichts- und Überwachungspflicht (dies

übersieht z. B. RG. JW. 1903, 368, i. Vgl. dagegen RG. JW.

1905, 287, oben § 17 Anm. 17). Es ist nicht erforderhch, daß

der Eigentümer oder Besitzer die Besorgung des Fahrzeugs

immer selbst in der Hand hat (RG. 41, 211, JW. 1901, 337, 29;

vgl. jedoch JW. 1903, 215); aber bei der Auswahl und der Be-

aufsichtigung von Vertretern muß er die im Verkehr erforder-

liche Sorgfalt beobachten.

c) Der Eigentümer oder Besitzer genügt den Ums^den
nach seiner Pflicht, wenn er einen geeigneten Vertreter be-

stellt^ Ob und inwieweit er den Vertreter zu überwachen hat,

dafür ist die Lage des einzelnen Falls maßgebend (RG. JW. 1901,

331, 29. Vgl. Gewerbeordnung 1 151: erforderliche Sorgfalt bei

der nach den Verhältnissen möglichen eigenen Beaufsichtigung

des Betriebes).

d) Der Eigentümer oder Besitzer wird durch die seinem

Bediensteten erteilte mündliche Weisung zur Befolgung

der PV. nicht von Strafe befreit, wenn ein polizeiwidriger

Zustand des Fahrzeugs eintritt Nur dann wird er von seiner

Verantw^ortlichkeit befreit, wenn er nachweist, daß er seiner

.Überwachungspflicht in vollem Umfang genügt hat, oder
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dafi ihm dies durch Umstände, die voA seinem Willen miab-

hftngig waren, unmöglich gemacht worden ist Als ein solcher

Umstand kann es nicht betrachtet werden, daß der Eigen-

tümer oder Beidtzer in einem andern Stadtteil wohnt und
dort sein Geschäft betreibt (KG. 20. Dezember 18S8, Band 9, 167;

vgl. KGJ. 17, 3*5)-

e) Gleichgaitig ist es, ob der Fall einer Ordnungswidrig-

keit dem Eigentümer oder Besitzer persönlich zur Kunde
gekommen ist, da er, wenn er sich persönlich nicht um jede

derartige Angelegenheit kümmern kann oder will, wirksame
Anordnungen zu treffen hat, daß solche Ordnungswidrigkeiten

nicht vorkommen. Darum ist bei derartigen Polizeivorschriften,

für deren Beobachtung der Geschäftsherr zu sorgen hat,

dieser für die Handlungen oder Unterlassungen seiner Leute,

Angehörigen usw. verantwortlich (OLG. Hamburg is. August

1891, Reger 13, 67).

. f) Fahrlässigkeit liegt z. B. vor, wenn dnem technisch
untergeordneten Beamten die Herstellung einer bedeut-

samen Reparatur uneingeschränkt überlassen wird (RG.

23. März 1903, JW. Beil. 65).

g) Ein unausgesetztes Beobachten und Überwachen
des Fahrzeugs ist natürlich unausführbar (vgl. JW. 1903, 7$, 20),

vielmehr nur eine Beaufsichtigung m angemessenen Zwischen-

räumen, insbesondere gelegentlich einer Ausfahrt, erforderliche

TT Schöffen -Grericht Hannover: dem Inhaber eines großen

Geschäfts kann nicht zugemutet werden, sich persönlich um
das an Ort- und Stelle-Bringen eines Geschäftswagens und
dessen Beleuchtung zu kümmern (Polizei 4i i56)>

h) Verleiht, vermietet oder gibt der Eigentümer sonst das

Fahrzeug einem Dritten in Besitz, so wird er darauf zu

achten haben, daß der Besitzer es nicht selbst fährt, wenn er

keine Fahrberechtigung hat, vielmehr die Führung einer ge-

eigneten Person überträgt.

m.
§ 28 nimmt bezug auf | 366 Nr. 10 SiOB. Dieser lautet:

„Mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen wird be-

straft, wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und

Ruhe auf den öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen erlassenen

Polizeiverordnungen übertritt."
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i 566 Nr. 10 ist ein sogenanntes Blankettgesetz. Er
gibt nur den Strafniimett an und überlSfit es den Politd-

behörden, den Tatbestand tu bestimmen, welcher mit dieser

Strafe bedroht werden soll (KGJ. soC 59).

1. Die vorliegende Verordnung ist zweifellos eine zur Er-

haltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe
auf den öffentlichen Wegen erlassene Polirciverordnung.

2. Die Zuwiderhandlungen gegen die PV. sind Über-

tretungen im Sinne des § i StGB. Demnach ist der Versuch

straflos (vgl. GVG. §§27, 77; Strafprozeßordnung §§ 113, 211,

244, 453; EGStPO. § 6), des^I. Begünstigung, z.B. Bezahlung

der Strafe durch den Prinzipal des Führers.

3. Zusammentreffen mehrerer strafbarer Hand-
lungen.

a) Verletzt eine und dieselbe Handlung (z. B. flbermäßig

schnelles Fahren) mehrere Strafgesetze (StGB. § 366 Nr. 2 und
Nr. 10), so kommt nur dasjenige Gesets zur Anwendung,
welches die schwerste Strafe bezw. schwerste Strafart androht

(StGB. 1 73).

b) Begeht jemand durch mehrere selbständige Handlungen

eine Übertretung der PV. und gleichzeitig ein Vergehen oder

Verbrechen (z. B. Körperverletzung)» so werden die Strafen

wegen jeder strafbaren Handlung gesondert erkannt und
einfach nebeneinander verhängt (StGB. §§ 74, 77, 7^)- Mehr-
fache Haftstrafen dürfen zusammen 3 Monate nicht über-

steigen (§ 77).

4. Mindestbetrag der Geldstrafe i Jt (StGB. | S7)*

Umwandlung emer nicht beizutreibenden Geldstrafe in

Haft: StGB. | sSf. Vgl. Bl. f. R. in ThOr. 53, 294.

Über Zahlung der Strafe durch Dritte vgl. Olshausen 1 28

Anm. I.

Die Haft besteht in einfacher Freiheitsentziehung ohne
Zwang zur Beschäftigung (StGB. § iS).

5. Das Amtiand mikäU teäweiu vUl schärfere Shraßtr

sümmutigm,*) Manche VV, he/mm auch Abstufungen des Straf'

rahmens Je nach Art und Schwere dir Öberträungen.

*) Gefflngnissu-afe forderte aucb bei uns u. t. der sAchsiscbe Landtags-

abgeordnete Horst (AW. 1906^ 488).
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A. Belgien: Gefängnis i bis 8 Tage und Geldstrafe f bis

200 Fr. oder eins von beiden — verdoppüi bei Jiück/all und bei

nächtlicher Übertretung.

B. Frankreich: Gefängnis i bis f Tage oder Geldstrafe

J bis /f Fr. Je nach der Übertretungsklasse (codc pe'nal art. 464ff

.

Haber 61ff.) . Haber wendet sich gegen die Praxis der Gerichte,

welche zu oft Gefängnis verhängen, während dies nur in besonders

schweren Fällen geschehen soll; zu solchen schwereren Fällen

rechnet er z. B. übermäßig schnelles Fahrest ohne Fahrschein oder

übermäßig schnelles Fahren bei Nacht ohne Laterne oder Unge-

horsam gegen den Schutzmann verbunden mit Fluchtversuch usw.

C. Großbritannien kennt verschiedene Abstufufigen. Die

englischen Strafen erscheinen besonders hoch, wobei jedoch die

englischen Geldverhältnisse und die verhältnismäßige Höhe aller

englischen Strafen überhaupt zu berücksichtigen ist.

Die Engländer bestrafen:

a) Nichtvorzeigen des Lizenzscheins mit Geldstrafe bis S
b) Fahren ohne Laterne oder ohne Glocke: bis 10

c) Vorsätzliches Nichthalten bei Unglücksfällen oder vorsätz-

liclu Nichtnamensnennung bei Unglücksfällen : bis 10 £ das erste

Mal, bis 20 £ das zweite Mal, bis 20 £ oder bis i Monat Gc
/ängnis im wiederholten Rückfall.

d) Überschreitung der Geschwindigkeitsgrenze: bis 10 £ das

erste Mal, bis 20 £ das zweite Mal, bis so £ (über 1000 Ji l)

im wiederholten Rückfall.

e) Übertretung der Vorschriften des Locol Government Board
ä00r Erkmmmgsnutrhe, Ldzmz an Auswärtige, virbotiHe Wege,

Gewicht: his 10 £.

f) SoHsHge OhirirettmgeH: bis 20 Rüchfail bis so £
oder bis 3 MamUe Gefängnis.

D. Italien: 10 bis loo Lire; Fahren unbeleuchtet bei Naeki

oder NM, sewie Gebrauch eines umoorschrifismäßigen Signals^

2 bis 10 Lire, bei Rückfall doppelt so viü.

E. Österreich: Strafennach Min.-V. vom 30. September i8s7,
RG. BL Nr. 198.

F. Vereinigte Staaten (vgl. Jsaac AW. TQ04, sggff; A IV.

IQ06, 488) haben ebenfalls bedeutend höhere Strafen. So werden

in New Jersey bestraft: kleinere Üöertreiuttgen bis zu JO, 2S,

*
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50 Dollar; Übertretung::; der Vorschriften über Registrierung,

Numerierung und Geschwindigkeit bis 100 Dollar, im Unver-

mögens/all bis zu TO Tagen Gefängnis , im Rückfall bis zum
doppelten Betrage; Nichtltalten hei Zusammenstößen bis 2S0 Dollar

oder 30 Tagen; Fahren ohne Lizenz, ohne Genehmigung des Eigen'

tümers oder im trunkenen Zustand bis zu joo Dollar (212Ö Jil)

oder 60 Tagen.

Obligatorische Lizenzentziehung s. § 27 Anm. II 7.

IV. VerlUiTea.

1. Zuständig zur Aburteilung der Übertretungen dieser V.

sind die Schöffengerichte (GVG. § 27).

2. Das Gericht kann ohne schriftliche Anklage und ohne
Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur

Hauptverhandlung schreiten; wird der Beschuldigte vorgeführt,,

und gesteht er die Tat ein, so kann der Amtsrichter ohne
Zuziehung von Schöffen zur Hauptverhandlung schrdten

(StPO.§zix).

3. Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Gericht,

ohne hierbei durch Anträge, Verzichte, oder frühere Beschlüsse

gebunden zu sein (StPO. 1 344).
'

4. Gewöhnlich wird die Übertretung kurzerhand durch

pollzeilictae StrafverMgims geahndet (StPO. § 53). Gegen
diese Strafverfügung kann der Beschuldigte binnen einerWoche
nach der Bekanntmachung gerichtliche Entscheidung bean-

^agen und zwar bei der Polizeibehörde (mündlich oder schrift-

lich) oder bei dem Amtsgericht (schriftlich oder zu Protokoll).

Ist der Antrag rechtzeitig angebracht, so wird ohne Anklage»

Schrift und Eröfihungsbeschluß zur Hauptverhandlung vor dem
Schöffengericht geschritten (StPO. § 456). Indem nun folgenden

gerichtlichen Verfahren kann insbesondere auch die etwaige

Ungültigkeit der Folizeiverordnung geltend gemacht werden
(af. S. 33).

Über Rechtsmittel gegen andere PolizeiVerfügungen s. § 5.

5. Gegen das Urteil des Schöffengerichts ist Berufung
an die Strafkammer des Landgerichts (3 Mitglieder), gegen

deren Entscheidung Revision an das OLG., in Preußen an

das Kammcrc^ericht zulässig (GVG. 77, 123, EG. GVG. §9,
Pr. AGGVG. § 50). .

•
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6. über das AttSkutä sind kür nur folgende EinulkeUen

mitzuteilen

:

a) In Belgien liefert das Protokoll des Polizeibeamten über

die Chertretiing Beicei s bis zur Erbrijigimg des Gegenbe^veises.

Das Protokoll ist binnen 48 Stunden dem Beschuldigten mit-

xuteilen.

b) Frankreich: Haber ög/f. (tribunal de simple police).

c) G roßb rita nnien: summary conviction (vgl. Order 20. No-

veniber IQ03, 10; Summary Jurisdiction Act iSjg).

d) Inden Vereinigten St aaten hat insbesondere New Jersey

ein besonderes Automobilstrafverfahren vorgesehen , welches -sich

durch iibergroße SchneidigkeU auszeichnet (vgl. Isaac A W. l</)4,

400/.).

Danach kann auf eidliche oder sonstige gesetzmäßige An*

jseigung Ü» der Richter innerhalb 30 Tagen nach Begehung der

Tat eine Anhiage in Form einer Verladung oder eines Haftbefehls

erlassen, ohne förmliches Verfahren Beweis erk^en und Urteil

fäßen, Automobilfahrer höimen ohne Haftbefehl arretiert »erden,

his der Beamte die Ühertretung ieeidigt hat, was sofortgeschehen

soll. Hierauf Haftbefehl und AhurteHung, Vertagung gegen

Kaution bis m jo Tagen, Apfeüation an Court of CommonIKeas
innerhalb 10 Tagen. Jede S^afe sofort voüstrecldtar , wenn

nicht Kaution geleistet oder das Führung mr Sicherheit über-

lassen wird.

Ein auf der Fahrt zu einem Kranhen beßndUeher Arzt darf
wegen zu schnellen Fahrens nicht arretiert werden,

V. VeijShranar:

a) der Strafverfolgung ^ in 3 Monaten seit Begehung der

Handlung (§ 67 StGB.);

b) der Strafvollstreckung: in 3 Jahren seit Rechtskraft des

Urteils (§ 70 StGB.).

VI. ZMlrechtliche Folgen der ZuwiderhandlnniT*

BGB. § 823 bestimmt:

„Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper,

die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein

sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletit, ist
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dem anderen zma Ersätze des daraus entstehenden Scha-
dens verpflichtet.

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher
gegen ein den Schutz eines anderen bezwecken«
des Gesetz verstößt Ist nach dem Inhalte des Ge-
setzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden

möglich, so tritt die Ersatspflicht nor im Falle des Ver-

schuldens ein."

Die PV. Ist ein Schutsgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 und
dadurAi erlangt sie bei der wachsenden Zunahme des Kraft-

fahrzeugverkehrs eine über das rein Polizdliche weit hinaus

gehende Bedeutung, Insbesondere solange ein besonderes

Haftpflichtgesetz nicht besteht Eine n&here Erörterung der

rein zivitrechtlichen Fragen muß im Rahmen dieser Erörte-

rungen ausgeschlossen bleiben.

VII. Bayr. Bktm. vom 25. Juli 1907:

HVMfacb tretto OtfUwtfiiiigta von Klndcra diirdi Kiaftüdtrzeugt nur

lofolgt von Ldditifaui und Uneffducnbelt beim Obcrqucien der SMcn
tttw. ein. Es ist daher dafflr zu sorgen, daß die Jugend Aber die Kraft-

fahrzeuge und ihie Ocfehren bei jeder geeigneten Gelegenheit belehrt
wird."

H. Alisnatimen.

§29.

(In Waldeck §27.)

(I) Von der Verpflichtung zur Führung des Kenn-

zeichens sind befreit:

a) Kraftfahrzeuge, die nur in Schleppzügen für den

Frachtverkehr Verwendung finden %
b) Kraftfahrzeuge der Feuerwehr

c) Kraftwagen, die im öffentlichen Fuhrverkehre

Verwendung finden und für die Sondervor-

schriften hinsichtlich ihrer Kennzeichen bestehen

(Droschkeui Omnibusse ttsw.).^>
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(II) Auf Antrag können durch die Polizeibehörde von
der Verpflichtung zur Führung des Kennzeichens
entbunden werden:

a) leichte, nur für den Stadtverkehr bestimmte Per-

sonenkraftfahrzeuge mit einer Höchstgeschwindig-

keit auf ebener Bahn von nicht mehr als 15 km
in der Stunde *>,

b) Geschäftswagen die in deutlich erkennbarer

Form mit der Firma des Qeschäfts versehen sind.

Insoweit mehrere Kraftfahrzeuge zu einem Ge-
schäftsbetriebe gehören, müssen sie indessen mit

besonderer laufender Erkennungsnummer ver-

sehen sein, die den Anforderungen in den §§ 7,

10 zu entsprechen hat

(III) Auf die Kraftfahrzeuge der Militärverwaltung

und auf die Führer dieser Kraftfahrzeuge finden die

Vorschriften im § 14 Abs* 1 Satz 2 und Abs. 2, § 18

Abs. 4, §§ 23, 26, 27 keine Attwendung. KraftrSder

der Militärverwaltung sind von der Verpflichtung zur

Beleuchtung des Kennzeichens (§ 10) befreit.

(IV) Die Kraftfahrzeuge der Feuerwehren sind von
den Bestimmungen der § 3 Abs. l Ziffer 4, §§ 17, 19,

23 ausgenommen.^^

1) Schleppzflge für den Frachtverkehr, d. h. für die ge-

werbsmäßige Güterbeförderung. § 23 findet Anwendung. Die

Ausnahme ist eine Neuerung.

3) Feuerwehr. Ihre Privilegien sind:

a) Befreiung vom KZ. (eine Neuerung).

b) Befreiung von der Huppe (Abs. 4, früher | 5).

• c) Befreiung von (Teschwindigkeitsvorschriften ^euerun^»
d) Befreiung von § 23» Anhängerkonsession (Neuerung).

e) Befreiung von Steuer (Ausf.-B. zum R.-Stpl.-G. § 105).
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3) Droschken, Omnibusse usw. S. § i II {früher § 15).

Berliner Droschken-O. 14 lU, 26, Omnibus-V. §§ 5, 13, Tor-
wagen-V. § 8.

In Italien war die Nummernpßicht überhaupt zuerst nur bei

den im servizio pubblu o stehenden Kraftfahrzeugen eingeführt und
iourdt erst später auf alle Kraftfahrzeuge ausgedehnt.

4) Höchstgeschwindigkeit 15 km. Zu ver^rl. § 6 II Haft-

pflichtentvvurf : keine Haftpflicht beim Betriebe eines Fahr-

zeugs, welches auf ebener Bahn die Geschwindigkeit von 15 km
in der Stunde nicht überschreiten kann und mit einer amt-

lichen Marke hierüber versehen ist. Vgl. Gegenentwurf hierzu.

5) Geschafl8wa.geii, nicht Geschäftsr&der.

6) Mnrttrtalirzeage (Abs. 3). Vgl. Vollmer is.

a) Befreit von Vorlegung des FQhrerzeugnisses bei der

Polizeibehörde (§ 14 1 Satz 2).

b) Befreit von Altersgrenze fdr Führer (§ 1411).

c) Befreit von Huppensignalpflicht (f tSIV).

d) Befreit von Anhängerkonzession (§ sj). ,

e) Befreit von Betriebs- und Fahrverbot t| 26, 27).

f) Krafträder frei von der Pflicht zur Beleuchtung des KZ.

<§io).

IMe besondere Militärgerichtsbarkeit erstreckt sich

nicht auf Untersuchung und Entscheidung wegen Zuwider-

handlungen gegen Polizeigesetze und PolizeiverordnungeUi

wenn nur Geldstrafe angedroht ist (Mil. StGO. § 2). Da hier

auch Haft angedroht ist (§ findet die Militär-Gerichtsbar-

keit Anwendung.

7) Weitere, nicht in den GZ. erwähnte Privilegien:

a) Nach der Berliner PV. vom 4. April 1902 sind alle

Straßen für den Fahrradverkehr von Militärpersonen, Post-,

Telegraphen-, Feuerwehr- und Schutzmannschaftsbeamten frei-

gefreben. Dies muß auch für Krafträder gelten (vgl. PV.

12. Januar 1900 § 3 III, PV. 4.März 1899, PV. 11. März 1904, Aßl.S; '

b) Das preußische Kunststraßengesetz vom 20. Juni 10S7

gilt nach § 13 nicht für Fuhrwerke der Militär- und Reichs-

postverwaltung.

c) Reichspüstj^csctz § 17 s. o. § 20 Anm. 3.

d) Post ist beireit von Chausseegeldern (Postgesetz § 16,

Laband UI 73).
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e) Ausweichpflicht der Fuhrwerke gegenüber der Post auf
das übliche Signal hin (Postgesetz §^ 19).

f) Bftyr» Bktnu vom 25. Juli 1907:
,Kraftfahrzeuge der Post Verwaltung sind nach §29 Abs. 1 von der Ver-

pflichtung zur Führung des polizeilichen Kennzeichens befreit, wofern sie sonst

in entsprechender Weise gekennzeichnet sind. Im Obrigen unterliegen sie den
oberpolixeUictaen VorsdirUten.''

Die Berufung auf §29! ist unrichtig; der Postverkehr ist

kein öffentlicher Fuhrverkehr (s. S. 51

g) Weiter vgl. Berliner Str.-O. §§ 33. 34. 41 (Anhang I) und
Radfahr-GZ. § 16 (Anhang II).

8) Der König, die Mitglieclcr des Könif^lichen
Hauses und die Standesherren sind man<^fcls ausdrück»

lieber Vorschrift von dieser PV. nicht befreit (vgl. Rönne
Staatsrecht 5. Auflage I 206, II 23, 50 zu 11, 56 ff.). Über-

tretungen des Landesherrn können jedoch nur zivilrechtliche

Folgen haben.

J. Schlußbestimmungen.

§30.

(In Waldeck § 28.)

Diese Vorschriften treten am 1. Oktober 1906 in

Kraft,

1. Die GZ, sind nicht überall am i. Oktober 1906 in Kraft

getreten, sondern teilweise später. Vgl. Einleitung vor. § i

Anm. 11, 3 und Vollmer 40.

Über Beseitigung der älteren Straßensperrungen s. § 21

Anm. 8. Vgl. dagegen Hadfahr-GZ. § 13 III.

2. Amtl. Etl.t

„Die Vorschriften der PV. und die Aust>B«st werden den Zweck, die Stdier*

heit des Verkehrs auf 'iffcntl. Wegen und Plätzen in wirksamer Weise zu fördern«,

nur dann erfüllen küniieti, wenn ihre Durchf ührunj,' in allen Einzel-

heiten von den beteiligten Steilen, insbesondere von den polizeilichen Exekutiv-

beamten, mit vollster Entschledenlieit bewirkt wird, und die fustlndigen Polizei-

orgatte es sich gleichzeitig angelegen sän lassen, den für den sonsttgim

Straßenverkehr Iwstehenden Vorschriften in verstirktem Mafle Qeltung «u
verschaffen. - ' *

.

'
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Anhang.

I.

Auszug aus der Strafienonlnung ffir Berlin.

Polinhrerordnung vom 1. Dezember 1899.

(Nachträge vom 17. Bfai 190 1, 16. November 1901, 18. Juni 1903,

12. Juli 1904, II. November 1904 s. o. S. 48.)

Auf Grund der |§ 143 und 144 des Gesetzes Über die all-

gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 sowie der |§ 5

und 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltungvom tt.März 1850

wird mit Zustimmung des Gemeindevorstandes für den Stadt-

kreis Berlin folgende Straßenordnung erlassen.

I. Abschnitt

Srhaltung der Sloherhoit und Bequemlichkeit auf

den Öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen.

A. Fuhrwerlcsverkehr.
a) Fuhrwerke.

§ I. Die Breite eines Fuhrwerks darf 1,90 m, die Länge,

mit Einschluß der Deichsel
, 8,20 m nicht übersteigen. Wer

Fuhrwerk von größeren Abmessungen auf öffentlicher Straße

benutzt, ist strafbar.

Auf Fuhrwerk, welches auf den die Stadt berührenden

Chausseezügen hier ankommt, durchgeht oder von hier ab-

fährt, findet diese Bestimmung keine Anwendung.
Unter der Bezeichnung „öffentliche Straßen" sind hier,

wie überall in den nachstehenden Bestimmungen, auch öifent-

Digitized by Google



I. Anhan|j[: Straßenordnung. 271

liehe Plätze, Wege, Brücken und Durchgänge, sowie solche im
Privateigentum stehende Straßen, Wege etc. begriflfen, in

welchen tatsächlich ein öffentlicher Verkehr stattfindet.

§ 4. Während der Dunkelheit muß jedes auf öffentlicher

Straße befindliche Fuhrwerk vorschriftsmäßig beleuchtet
sein. Die „Dunkelheit" bestimmt sich nach der Zeit, während
welcher die Straßenlaternen brennen.

Die Beleuchtung geschieht:

a) bei Fuhrwerk, welches zur Personenbeförderung dient,

durch twei Laternen, welche an den Seiten sowdt wie
möglich nach vom ansubringen sind,

b) bei anderem Fohrwerlc in der Regel durch eine Laterne,

welche in der Mitte der Vorderseite an oder auf dem
Fuhrwerk dergestalt ansubringen ist, daß ihr Licht unge-

hindert durch das Gespann nach vorn fällt

Wo vermöge der Bauart oder der Ladung des Fuhrwerks
die Beleuchtung nicht an letzterem selbst angebracht werden
kann, ist es gestattet, sie an oder auf den Pferden, oder an
der Spitze der Deichsel su führen. Im ersteren Falle sind

swei, in den anderen Fällen nur eine Laterne erforderlich.

Die Laternen müssen in ordntmgsmftßigem Stand und mit

helUeuchtendem Lichte versehen sein.

§ 5. Schrotleitem, welche sum Auf- und Niederschlagen

eingerichtet sind, müssen während der Fahrt mit mindestens

swei haltbaren Ketten befestigt sein.

d) Ladung.

§ 10. Die Ladung eines Fuhrwerks darf nicht mehr als

2,5 m Breite und, von der Erde gerechnet, 3,7 m Höhe haben.

Die Beschränkung hinsichtlich der Breite findet auf Fuhrwerk,

welches auf den die Stadt berührenden Chausseezügen hier

ankommt, durchficht oder von hier abfährt, keine Anwendung.

Das Gewicht der Ladung und des Fuhrwerks zusammen darf

6000 kg nicht übersteij^en.

§ II. Fuhrwerke, deren Ladung die Län^je von 5,5 m über-

schreitet, dürfen in der Zeit von 11 Uhr vormittags bis 8 Uhr

abends die Brunnenstraße zwischen Lothringer- und Anklamer-

straße, die Rosenthaler-, Neue Schönhauser-, Münz-, Alexander-

Weinmeister-, Kleine Hamburger-, Landsbergerstraße zwischen
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dem Alexanderplatz und der Kleinen Frankfurterstraße, König-

straße, Kurfürstenbrücke, Friedrichsbrücke, Burgstraße, Neue

Friedrichstraße zwischen Burg- und Königstraße, die Straße an

der Spandaiicrbrückc, die Neue Promenade, Große Hamburger-^

Spandauer-, Post-, Stralauer-, Roßstraße und Roßstraßenbrücke,

den Mühlendamm, die Gertraudtenstraße und -brücke, Neue

Roß-, Wallstraßc zwischen Spittelmarkt und Inselstraße, Kom-
mandantenstraße zwischen Beuth- und Leipzigerstraße, Jeru-

salemerstraße, das Brandenburger Tor, den Pariserplatz, die

Straße Unter den Linden, den Platz am Opernhause, den Platz

am Zeughause, die Schloßbrücke, die Schloßfreiheit, die VVerder-

straße, den Werderschen Markt , die Leipziger-, Jerusalemer-,

Friedrichstraße zwischen Weidendammerbrücke und Leipziger-

straße, Bellevue-, Tiergarten-, Potsdamerstraße zwischen Königin

Augustastraße und Potsdamerplatz, Wilhelmstraße zwischen

der Leipzigerstraße und der Straße Unter den Linden und die

Neue Wilhelmstraße zwischen der Straße Unter den Linden

und der Dorotheenstraße nicht passieren , sondern nur im

Zuge von denselben schneidende Querstraßen über dieselben

hinwegfahren.

§ 12. Dem Polizeipräsidium steht die Befugnis zu, in

einzelnen Fällen Ausnahmen von den Verboten der §§ lo

und 1 1 zu gestatten, sowie eine Ausdehnung des Verbots des § ii

für bestimmte Zeiten und Gelegenheiten stattfinden zu lassen«

Anmerkung zu § 12.

a) Sofern das Gesamtgewicht der Ladung und des Fuhrwerks

15000 kg nicht übersteigt, wird die nach § 12 erforderliche

Genehmigung von den Polizeihauptmannschaften, imübrigen
aber von dem Polizeipräsidium selbst erteilt. Anträge auf

Genehmigung sind bei der hiernach zuständigen Stelle

rechtzeitig einzureichen.

b) Wie durch Bekanntmachung vom 11. November 1898 zur

öfifentlichen Kenntnis gebracht, kann es nach den statt-

gehabten Ermittelungen über die Tragfähigkeit der im
Zuge der Invalidenstraße liegenden Eisenbahnunterführung

nicht für statthaft erachtet werden, dieselbe mit Lastwagen
zu befahren, die einschließlich der Ladung das Gewicht
von 10000 kg überschreiten. Die Verpflichtung zur Ein*

holung der Genehmigung» wenn Über 6000 kg schwere
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Lastwagen die Unterführung befahren sollen, wird hier-

durch nicht berührt.

§ 13. Die Ladung muß im richtigen Verhältnis zur Leistungs-

fähigkeit des Gespannes stehen. Überladung des Fuhrwerks,

infolge deren das Gespann zur gehörigen Fortschaffung des-

selben unvermögend wird, ist strafbar.

§ 14. Die Ladung muß derartig verteilt und befestigt

sein, daß sie weder ganz noch teilweise herabfallen, noch ein

Umschlagen des Fuhrwerks verursachen kann.

Ebensowenig darf sie ganz oder teilweise auf der Erde
schleifen.

c) Führer.

aaj Eigenschaften.

§ 16. Während der Fahrt hat der Kutscher den im § 2

bezeichneten Sitz einzunehmen und sich in Fällen, in welchen

es die örtlichen oder Verkehrsverhältnisse erforderlich machen,

der Bremse zu bedienen.

Das Einhergehen neben den Pferden oder dem Fuhrwerk
ist untersagt.

Führer, welche, während ihr Fuhrwerk auf öffentlicher

Straße sich befindet, schlafen oder im trunkenen Zustande

betroffen werden, sind straffällig.

§ 17. Die Absicht des Stillhaltens, des Umwendens und

des plötzlichen Verlassens der bisher verfolgten Fahrrichtung

ist dem Hintermanne durch Emporhalten der Peitsche
kund zu geben.

Das Knallen mit der Peitsche und das Schlagen nach

fremden Pferden ist untersagt.

§ 20. Fuhrwerke, auf denen Milch und andere Nahrungs-

mittel des täglichen Bedarfs, behufs des Einzelverkaufs, von

Haus zu Haus gefahren werden, dürfen nur bis 10 Uhr vor-

mittags ohne Aufsicht auf der Straße bleiben.

§ 22. Der Fuhrwerksverkehr hat sich ausschließlich

auf die dafür bestimmten Fahrdämme und Fahrwege zu be-

schränken. Wo in dieser Beziehung durch öffentlichen An-

schlag hinsichtlich gewisser Arten von Fuhrwerk oder gewisser

Zeiten noch weitere Beschränkungen eingeführt sind, hat die

betreffende Ankündigung verbindliche Kraft.

Isaac, Automobil -Recht 2. Aufl. lg
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§ 23. Von der Benutzung durch Fuhrwerk sind ausge-

schlossen: (folgt Aufzählung).

§ 24. Für nachstehende Wege finden hinsichtlich gewisser

Arten von Fuhrwerk, beziehungsweise gewisser Zeiten, be-

sondere Beschränkungen statt: (folgt Aufzählung).

§ 25. Mit Last- und Arbeitsfuhrwerk dürfen nicht befahren

werden: (folgt Aufzählung).

§ 26. Alles Fuhrwerk hat während der Fahrt, soweit

nicht örtliche Hindernisse entgegenstehen, stets scharf rechts,

d. h. tunlichst nahe der Bordschwelle zu fahren
, jedoch der-

artig, daß kein Teil des Wagens oder der Ladung Aber die

Bordschwelle hinüberragt. Nach der enigegengesetsten Seite

darf, wenn dort angehalten werden soll, nicht früher abge-

bogen werden, als der Zweck es durchaus erfordert.

Das Einbiegen aus einer Straße in die andere nach rechts

muß in kurzerWendung, nach links in weitem Bogen geschehen.

Auch beim Passieren von Toren und Durchfahrten ist

überall die rechte Seite, und, wenn mehrere Portale vorhanden

innd, das rechtsseitige zu wählen.

§ 31. Der Straßenbahnverkehr wird durch die Vorschrift

des § 30 nicht berührt.

§ 32. Das Ausweichen geschieht nach rechts, in der

Regel mit halber Spur.

Unbeiadene Fuhrwerke weichen beladenen, falls der Raum
es gestattet, mit ganzer Spur aus.

In gleicher Art weichen bei abschüs.siger Fahrbahn berg-

auffahrende Fuhrwerke bergabfahrenden aus.

§ 33. Geschlossen marschierenden Militärabteilungen,

Leichen- und anderen öffentlichen Aufzügen, Königlichen und

Prinzlichen Equipagen, Postwagen, im Dienst befindlichen Fuhr-

werken der Feuerwehr, sowie Fuhrwerken, welche die Be-

sprengung der öfTentlichcn Straßen besorgen, ist sowohl von

vorfahrenden, als von entgegenkommenden Fuhrwerken überall

Raum zu geben.

Gestattet dies die Örtlichkeit nicht, so muß so lange ge-

halten werden, bis jene Vürül)er sind.

Fuhrwerken der Feuerwehr gegenüber sind, auf das übliche

Glockensignal, auch die vorbezeichneten Fuhrwerke, Aufzüge
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usw. in gleicher Art Raum zu geben, beziehungsweise anzu-

halten verpflichtet.

§ 34. Fußgänger, Reiter und Fuhrwerke müssen dem
Fuhrwerke der hiesigen Feuerwehr die Fahrt frei machen.

Dieselben müssen entweder sofort ausweichen oder für den

Fall, daß dies unmöglich ist, in einem raschen Tempo vor-

wärts eilen und an der nächsten geeigneten Stelle das Fuhr-

werk der Feuerwehr vorbeilassen.

Daß sich Fuhrwerk der Feuerwehr nähert, wird durch

Läuten mit einer Glocke oder durch eine brennende Fackel

dem Publikum angedeutet werden.

§ 35. Das Vorbeifahren geschieht links und zwar im
Trabe.

§ 36. An Ecken und Kreuzungspunkten von Straßen, auf

Brücken» in Toren, sowie überall, wo die Fahrbahn durch ent-

gegenkommende Fuhrwerke verengt ist, darf nicht vorbei-
gefahren werden.

§ 37. Fuhrwerke, deren Bauart, Einrichtmig oder Ladung
kein Umwenden auf der Stelle zuläßt, dürfen auf öffentlicher

Straße überhaupt nicht, alle Übrigen Fuhrwerke nur in den
Fällen umwenden, wo andere Fuhrwerke dadurch in der

Fahrt nicht gestört werden.

Das Zurückstoßen zum Zwecke des Umwendens, some
bei der Ausfahrt aus Gehöften ist unstatthaft.

I 38. Inmitten des Fahrdammes, auf Brücken, in Toren,

auf DammübergSngen, welche für Fußgänger bestimmt dnd,

an Straßenkreuzungen, sowie überall, wo ein öffentlicher An-
schlag das betreffende Verbot ausspricht, ist das Stillhalten

untersagt.

§ 39 In nachfolgenden Straßen (folgt Aufzählung) wird für

die Zeit von 11 Uhr morgens bis 7 Uhr abends das Beladen

und Entladen derFuhrwerke, welche zum Transport von Lasten,

Waren oder Gegenständen irgendeiner Art dienen, sowie das

Stillhalten dieser Fuhrwerke, gleichgültig ob sie beladen dnd
oder nicht, verboten.

Das gleiche gilt von den Handwagen, Karren und Hunde-
fuhrwerken.

Dem Personenfuhrwerk Ist das Anhalten in den gedachten

Straßenstrecken nur so lange gestattet, als das Aufhefamen

i8*
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oder das Absteigen von Personen dies notwendig macht, das

Umherfahren oder Warten aber verboten.

§ 41- Ausgenommen von den Verboten der §§ 39
und 40 .sind:

a) die Königlichen und Prinzlichen Wagen,
b) die Militärfuhrwerke,

c) die Fuhrwerke der Feuerwehr und der Straßenreinigung,

d) die Postfuhrwerke,

e) die Leichenwagen,

f) diejenigen Fuhrwerke, welche zum Umzug aus einer

Wohnung in eine andere benutzt werden, für Bewirkung

dieses Umzuges.

Es muß jedoch unnötiger Aufenthalt tunlichst vermieden

werden.

§ 42. Dem Polizeipräsidium bleibt vorbehalten, entweder im

allgemeinen für gewisse Zeiten oder in speziellen Fällen Aus-

nahmen von den Bestimmungen der §§39 und 40 zu gestatten.

§ 43. Das Halten von Marktfuhrwerken aller Art ist von

IG Uhr vormittags bis i Uhr nachmittags in folgenden Straßen

verboten: (folgt Aufzählung).

ß 46. Zum Zwecke des Stillhaltens muß das Fuhrwerk

hart an die Bordschwelle gebracht und in der Art aufgestellt

werden , daß Vorder- und Uinterwagen gleichweit von der*

selben abstehen.

Auch unter Beachtung dieser Vorschrift bleibt das Still-

halten unzulässig, sobald dem betreifenden Punkte gegenüber

auf der anderen Seite des Fahrdammes bereits ein Fuhrwerk

hält, es sei denn, daß der Fahrdamm breit genug ist, um
zwischen zwei an den Seiten haltenden Fuhrwerken noch

Raum für den gleichzeitigen Durchgang zweier anderer Fuhr-

werke übrig zu lassen.

§ 47. Vor Brücken, deren Klappen gezogen sind, muß
so lange gehalten werden, bis die vollständige Schließung der

letzteren erfolgt ist.

§ 48. Sind Eisenbahnübergänge durch Barrieren ge-

sperrt, oder ist das Herannahen eines Zuges signalisiert, so

muß mindestens fünfundzwanzig Schritt vor dem Bahnkörper

angehalten und das Öffnen der Barrieren, beziehungsweise der

Durchgang des Zuges abgewartet werden.
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f 49* Straßen, an deren Eingang ein öffentlicher
Anschlag die £infahrt verbietet, dürfen von der be-

treffenden Seite aus nicht befahren werden.

§ 50. In Fahrbahnen, welche so eng sind, daß zwei Wagen
nicht nebeneinander Raum haben , darf nicht eher eingelenkt

werden, als bis der Führer sich überzeugt hat, daß die Fahr-

bahn frei ist.

§51. Auf engerFahrbahn hat unbeladenesFuhrwerk, sobald

ihm beladenes entgegenkommt, so lange hart an der rechts-

seitigen Bordschwelle zu halten, bis das beladene vorüber ist.

Ist überhaupt kein Raum für zwei Fuhrwerke vorhanden, so

muß das unbeladene zurückgezogen werden.

§ 52. Ist beim Andrängen von Fuhrwerken nach dem näm-
lichen Ziele eine Reihenfolge polizeilich angeordnet worden
oder von selbst entstanden, so hat jedes neue hinzukommende
Fuhrwerk dem letzten in der Reihe sich anzuschließen.

Kein Fuhrwerk darf aus der Reihe ausbrechen, vorfahrende

überholen oder sich in die Reihe eindrängen.

§ 54. Auch alles übrige Fuhrwerk muß im Schritt fahren:

1. über die Zugklappen der Brücken,

2. beim Einbiegen aus einer Straße in die andere,

3. bei der Ausfahrt aus Grundstücken, welch« an die öffent-

liche Straße grenzen,

4. bei der Einfahrt in dergleichen Grundstücke,

5. in der Nähe der Kirchen während des Gottesdienstes,

6. überall, wo ein ungewöhnlich starker Verkehr von Wagen,
Reitern oder Fußgängern stattfindet,

7. an allen Orten, wo ein öffentlicher Anschlag (Schrittafebi)

das Fahren in schnellerer Gangart untersagt.

f) Schlitten.

§ 55. Die Bestimmungen der §§ t bis 52 und 54 finden

auch auf Schlitten Anwendung.

E.Beeinträchtigung des Verkehrs durch andere

Handlungen und Unterlassungen.

.a) Hinsichtlich der Öffentlichen Straßen überhaupt.

§ 89. Fuhrwerke auf öffentlicher Straße zu beladen oder

zu entladen, ist nur gestattet, wenn das betreffende Grundstück
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keiiieii za diesem Zwecke geeigneten Hofranm, beaehungs-

weise keine geeignete Einfalirt hat Solchenfalls muß jedoch

das Geschäft des Be- und Entladens sofort nach Aufstellung'

des Fuhrwerks begonnen, mit hinreichenden Arbeitskräften

ohne Unterbrechung zu Ende geführt, und demnächst das

Fuhrwerk sofort entfernt werden. Insbesondere muß das Ent-

und Beladen der Marktfuhrwerke mit größtmöglicher Be-

schleunigung erfolgen und jedes unnötige und Übermäßig lange

Halten der Wagen unterbleiben.

§ 90. Das Werfen mit Hallen, Schnee usw., das SchiclSen

mit Armbrüsten und Blasröhren auf öffentlicher Straße, sowie

das Aufhocken auf Fuhrwerke, welche sich in Fahrt befinden,

ist untersagt.

§ 92. Der Transport von Mineralsäuren (Schwefelsäuren,

Salzsäure, Salpetersäure usw.) mittels Wa^^^en ist nur unter

Beobachtung folgender Vorsichtsmaßregeln gestattet:

a) Die Wagen müssen in Federn hängen oder auf Druck-

federn ruhen,

b) die Ballons müssen wohl verpackt in einem besonderen

Behälter (wozu auch geflochtene Körbe dienen können)

eingeschlossen sein,

c) jedem Transport ist eine Quantität Sand beizugeben, aus-

reichend, um entstehendenfalls der Vorschrift unter f.

genügen zu können»

d) jeder Wagen muß außer dem Kutscher von einer er-

wachsenen Person begleitet werden»

e) die Wagen dürfen nur im Schritt fahren,

f) tritt der Fall ein, daß Säure aus den Ballons sich auf die

Straße ergießt, so ist der Kutscher verpflichtet, sofort

beim nächsten Polizeirevierbureau von dem Vorgange An-

zeige zu machen, während der Begleiter die Stelle unge-

säumt mit Sand genügend zu überdecken, das Publikum

vor der Berührung derselben zu warnen und so lange

dabei zu verweilen hat, bis die zur Beseitigung der Gre-

fahr erforderlichen polizeilichen Anordnungen getroffen

wurden sind.
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IL Abschnitt.

Srlialtimg der BeinlioblLeit auf den öfTentliohen

Straßen, Wegen und Flätien.

A. Verhütung von Verunreinigungen
a) der Straßen überhaupt.

§ III. Geschlachtetes Vieh und Teile von solchen, ins-

besondere auch einzelne Fleischstücke, müssen, wenn sie in

Fuhrwerk jeglicher Art, mit Einschluß von Handwagen und

Karren, transportiert werden, derartig ringsumschlossen oder

verdeckt sein, daß sie dem Anblick von aulSenher vollständig

entzogen sind.

§ 113. Haus- und Wirtschaftsabgänge, insbesondere Müll,

Asche, Schlacken, Abraum, Schutt, Kehricht, Modder, KQchen-
und FleischabOlle, Knochen, Lumpen usw. dürfen auf der

Straße nur in völlig undurchlässigen, geschlossenen Behältern

transportiert werden.

Wagen, welche zurAbfuhr derartigerStoffe dienen, müssen,

wenn letztere nicht mit den Behältern selbst verladen werden,

gleichfalls vollkommen undurchlässig und mit dicht schließen-

den Deckeln, Schiebern, Klappen oder dergleichen versehen

sein, auch während des Transports beständig geschlossen ge-

halten werden.

Sollten Haus- und Wirtschaftsabgänge auf der Straße in

Abfuhrwagen geschüttet werden, so ist durch entsprechende

Einrichtung der Wagen und der zum Transport bis zu den-

selben benutzten Behälter oder durch andere geeignete Vor-

kchriinfjen dafür zu sorgen, daß eine Verunreinigung der

btra! e, insbesondere auch eine Entwicklung von Staub und
üblen Gerüchen vermieden wird.

Das Polizeipräsidium behält sich vor, im Einvernehmen
mit dem Magistrate, Abfuhrsysteme, welche den Anforderungen

dieses Absatzes in ausreichendem Maße genügen, oder welche

denselben nicht, beziehungsweise nicht mehr entsprechen,

öffentlich bekannt zu geben.

Anmerkung zu § 113.

Es sind unter Zustimmung des Magistrates folgende Müll-

abfuhrsysteme als den polizeilichen Anforderungen genügend

anerkannt:
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t. System Kinsbrnner (D. R.-P. 19862 und 87233),

2. System Geduld ft Co. (D. R.-P. 79275)»

3. System Eger (D. R.-P. Kl. 81 S. 8796),

4. System Lebach (D. R.-P. 91447),

5. System Siebert ^at.-Anm. S. 11314)1

6. System Eger (Pat-Anm. A. 5647).

Htersu kommt dasWechselkasten-bsw.Wechselsacksystem,

welches gleichfalls sulässig ist, sobald das Müll in völlig un-

durchlässigen geschlossenen Behältern transportiert wird.

§ 114. Die Bestimmungen des § 113 gelten auch fEür die

FortschaJSiing bsw. Abfuhr von menschlichen und tierischen

Exkrementen, mit Ausnahme des kursen und trockenen Pferde-

düngers, sobald derselbe nicht mit anderem Dünger gemischt

ist, sowie von allen übelriechenden Stoffen.

§ 1 15. Die Kehrichtwagen der städtischen Straßenrdnigung

müssen undurchlässig und mit gut schließenden Deckeln ver-

sehen sein, welche nach vollendeter Beladung geschlossen zu

halten sind. Die Deckel dürfen so lange offen bleiben, als die

Wagen behufs Beiadens von einer Ladestelle cur anderen

rücken.

§ 116. In den §§113 und 114 nicht bezeichnete Gegen-

stände, welche flüssig oder leicht zerstreubar sind, leicht ab-

bröckeln oder Staub entwickeln, dürfen nur in solchen Behält-

nissen oder Umhüllungen transportiert werden, die verhindern,

daß von ihrem Inhalt irgend etwas aus- oder überfließt, durch-

oder herabfällt, verweht wird oder sonstwie verloren geht.

Bei den Wagen, welche mit Sand, Erde, Lehm, Kies, Lohe,

Grus, kurzem oder trockenem Pterdedünger, Schnee, Ziegel-,

Bruch-, Kalk-, Pflaster- oder anderen Steinen, kleingeschlagenen

Mauerziegeln und ähnlichen Gegenständen beladen sind, müssen
die Boden- und Seitenbretter sowohl untereinander, wie gegen-

seitig dicht zusammenschließen.

Vorn und hinten ist eine gut passende Schütze anzubringen.

Sie muß zwischen zwei Schützenleisten eingeschoben sein,

die auf den Boden- und Seitenbrettern befestigt sind. Der
Vorder- und Hinterrundschemel müssen durch Spannketten

zusammengehalten werden.

Die Ladung darf über die Seitenbretter und die Schützen

nicht herausragen.
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Bei den zum Transport flüssiger Gegenstände bestimmten

Wagen muß das Obergestell derselben auf Federn ruhen.

Die Kastenbretter müssen gespundet, die Kastenwände unter-

einander und mit dem Boden durch eiserne Bänder und Bolzen

gehörig verbunden, auch die Deckel durch Scharniere befestigt

sein. Zum Zweck der Entladung kann in einer oder in beiden

Seitenwänden eine Öffnung vorhanden sein, die durch eine in

Scharnieren gehende Klappe wasserdicht verschließbar ist.

§ 117. Gebrannter Kalk im ungelöschten Zustande darf

nur in Säcken oder verschlossenen Fächern abgeladen werden.

Das Fortschaffen von Gegenständen, welche einen üblen

Geruch verbreiten oder einen ekelerregenden Anblick ge-

währen, insbesondere von menschlichen oder tierischen Ex-

krementen, darf nur von nachts 12 Uhr bis morgens 5 Uhr
erfolgen.

Auf das Fortschaffen von Pferdedünger und Rinderdünger,

sobald dieselben nicht mit anderem Dünger gemischt sind,

findet die vorstehende Zeitbeschränkung keine Anwendung.

§ 119. Menschliche Exkremente, sowie Dünger- und Ab-

gangsstoffe aller Art, welche mit menschlichen Exkrementen
vermischt sind, müssen vor der Abfuhr durch geeignete Mittel

vollständig geruchlos (desinfiziert) werden.

Ingleichen sind Wagen und Gefäße, mittels welcher der-

artige Stoffe fortgeschafft werden, sofort nach dem jedes-

maligen Gebrauche zu desinfizieren.

IV. Abschnitt.

Eingrei^Bn der Auftichtsbeamten.

§ 132. Den zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit,

Reinlichkeit und Ruhe auf der öffentlichen Straße ergehenden

Anordnungen der Aufsichtsbeamten ist unbedingte Folge zu

leisten.

V. Abschnitt.

StrafbeBünunungen.

f 133. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Be-

stimmungen werden in Gemäßheit des 8366 Nr. 10 des Straf-

gesetzbuchs für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 mit

Geldbuße bis ^u 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft*
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Wer es unterläßt, den nach dieser Verordnung ihm ob-

liegenden Verpflichtungen nachzukommen, hat, abgesehto von
der Bestrafung, su gewärtigen, daß das Versäumte im Wege
des Zwanges auf seine Kosten zur Ausfährung gebracht wird.

VI. Abschnitt.

Aufhebung älterer Verordnungen.

§ 134. Diese PolizeiVerordnung tritt mit dem Tage der

Veröffentlichung in Kraft.

Mit demselben Tage verlieren alle derselben entgegen-

stehenden polizeilichen Bestimmungen, insbesondere das

Straßcnpolizeireglement vom 7. April 1867 und die zu diesem

ergangenen Polizeiverordnungen ihre Geltung.

Berlin, den 31. Dezember 1869.

Der Polizeipräsident.

IL

Grundzfige, betreffend den Radfahrverkehr.

Auf Grund der werden für den Radfahr-

verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen folgende Vor-

schriften erlassen:

A. Allgemeine Vorschriften.

§ I.

Für den Radfahrverkehr gelten sinngemäß die den Verkehr

von Fuhrwerken auf öffentlichen Wegen und Plätzen regeln-

den polizeilichen Vorschriften, soweit nicht in nachfolgendem

andere Bestimmungen getroifen sind.

Auf Fahrräder, welche im öffentlichen Transportgewerbe

verwendet werden, sowie auf die Fahrer dieser Räder finden

neben den nachstehenden Vorschriften die allgemeinen Be-

stimmungen über den Betrieb der dem öffentlichen Transport-

gewerbe dienenden Beförderungsmittel Anwendung.

Auf Fahrräder, die nicht ausschließlich durch
menschliche Kraft betrieben werden, finden die nach-
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stellenden Vorschriften insoweit Anwendung, als nicht in

den Vorschriften, betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen,

ein anderes bestimmt ist

B. Das Fahrrad.

§ 2.

Jedes Fahrrad muß versehen sein:

1. mit einer sicher wirkenden Hemmvorrichtung;
3. mit einer helltönenden Glocke zum Abgeben von War-

nungszeichen;

3. während der Dunkelheit und bei starkem Nebel mit

einer hellbrennenden Laterne mit farblosen Gläsern, welche
den Lichtschein nach vom auf die Fahrbahn wirft

C. Der Radfahrer.

a) Ausweis über die Person des Badfahrers.

§ 3-

Der Radfahrer hat eine auf seinen Namen lautende Rad-
fährkarte bei sich zu führen und auf Verlangen dem zustän-

digen Beamten vorzuzeigen.

Die Karte wird von der — zuständigen — Behörde des

gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Radfahrers nach dem Muster
der Anlage unter Verwendung von auf I«einwand aufgezogenem

Papier ausgestellt.

Für Personen unter 14 Jahren erfolgt die Ausstellung auf

Antrag des Vaters, Vormundes oder sonstigen Gewalthabers.

Die Radfahrkarte gilt fübr den Umfang des Deutschen

Reichs.

Radfahrer, welche ihren gewöhnlichen Aufenthalt außer-

halb des Deutschen Reiches haben, haben einen anderweitigen

genügenden Ausweis über ihre Person bei sich zu fOhren und
auf Verlangen dem zuständigen Beamten vorzuzeigen.

b) Besondere Pflichten dee BadfUirert.

§4.

Jeder Radfahrer ist zur gehörigen Vorsicht bei der Leitung

seines Fahrrades verpflichtet.
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Auf den Haltruf oder das Haltzeichen eines als solcher

kenntlichen Polizeibeamten hat jeder Radfahrer sofort anzu-

halten. Zur Kenntlichmachung eines Polizeibeamten ist auch
das Tragen einer Dienstmütze ausreichend.

§ 5.

Die Fahrgeschwindigkeit ist jederzeit so einzurichten,
daß Unfälle und Verkehrsstörungen vermieden
werden.

Innerhalb geschlossener Ortsteile darf nur mit mäßiger
Geschwindigkeit gefahren werden.

Auf unübersichtlichen Wegen, insbesondere nach Eininit

der Dunkelheit oder bei starkem Nebel, beim Einbiegen aus

einer Straße in die andere, bei Straßenkreuzungen, bei

scharfen Straßenkrümmungen, bei der Ausfahrt aus Grund-

stücken, die an öffentlichen Wegen liegen, und bei der Ein-

fahrt in solche Grundstücke, ferner beim Passieren enger

Brücken und Tore sowie schmaler oder abschüssiger Wege,
sowie da, wo die Wirksamkeit der Hemmvorrichtung durch

die Schlüpfrigkeit des Weges in Frage gestellt ist, endlich

überall da, wo ein lebhafter Verkehr stattfindet, muß langsam

und so vorsichtig gefahren werden, daß das Fahrrad nötigen-

falls auf der Stelle zum Halten gebracht werden kann. In

allen diesen Fällen sowie bei jedem Bergabfahren ist es ver-

boten, beide Hände gleichzeitig von der Lenkstange oder die

Füfie von den Pedalen zu nehmen.

§6.

Der Radfahrer hat entgegenkommende» zu überholende,

hl der Fahrtrichtung stehende oder die Fahrtrichtung kreu-

zende Menschen, insbesondere die Führer von Fuhrwerken,

Reiter, Viehtreiber usw. durch deutlich hörbares Glocken-

zeichen rechtzeitig auf das Nahen des Fahrrads aufmerksam

zu machen.

Auch an unübersichtlichen Stellen (§ 5 Abs. 3) ist das

Glockenzeichen zu geben.

Das Abgeben des Glockenzeichens ist sofort einzustellen,

wenn Tiere dadurch unruhig oder scheu werden.
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Zweckloses oder belästigendes Klingeln ist zu unterlassen.

Der Gebrauch von Signalpfeifen, Huppen und beständig tönen-

den Glocken (Schlittenglocken und dergleichen), sowie von
sogenannten Radlaufglocken ist untersagt.

Merkt der Radfahrer, daß ein Tier vor dem Fahrrade

scheut, oder daß sonst durch das Vorbeifahren mit dem Fahr-

rade Menschen oder Tiere in Gefahr gebracht werden , so

hat er langsam zu fahren und erforderlichenfalls sofort ab«

zusteigen.

§ 7.

Das Einbiegen in eine andere Straße hat nach rechts

in kurzer Wendung, nach links in weitem Bogen zu geschehen.

§«.
Der Radfahrer hat bei der Fahrt die rechte Seite der

Fahfbahn einzuhalten und entgegenkommenden Fuhrwerken,

Kraftfahrzeugen, Reitern, Radfahrern, Fußgängern, Viehtrans-

porten oder dergleichen rechtzeitig und genügend nach rechts

auszuweichen oder, falls dies die Umstände oder die örtlich-

keit nicht gestatten, so lange abzusteigen, bis die Bahn
frei ist.

Auf Fahrwegen haben entgegenkommende Fuhrwerke,

Kraftfahrzeuge usw. dem Radfahrer soviel Platz frei zu lassen,

daß er auf der Fahrstraße ohne Gefahr rechts auswcnchen

kann.

Das Vorbeifahren an eingeholten Fuhrwerken, Kraftfahr*

zeugen, Reitern, Radfahrern, Fußgängern, Viehtransporten

oder dergleichen hat auf der linken Seite zu erfolgen.

Auf Fahrwegen haben die zu überholenden Fuhrwerke,

Kraftfahrzeuge usw. auf das gegebene Glockenzeichen soviel

Platz frei zu lassen, daß der Radfahrer auf der Fahrstraße

ohne Gefahr vorbdfahren kann.

Auf unflbersichtlichett Stellen (§5 Abs. 3) sowie überall,

wo die Fahrbahn durch Fuhrwerke, Kraftfahrzeuge usw. ver-

engt ist, ist das Oberholen verboten.

§ 10.

Bei Benutzung der Bankette und Fußwege (§ 12 Abs, i

und 3) darf der Verkehr der Fußgänger nicht gestört werden.
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Das Bankett hat der Radfahrer bei Annäherung an Fußgänger

rechtzeitig zu verlassen; sofern dies aber nicht möglich ist,

hat er abzusteigen.

§ II.

Das Umkreisen von Fuhrwerken, Menschen und Tieren

und ähnliche Bewegungen, welche geeignet sind, Menschen

oder Eigentum zu gefährden, den Verkehr zu stören oder

Tiere scheu zu machen, sind verboten.

D. Die Benutzung öffentlicher Wege
und Platze.

§ 12.

Das Radfahren ist, außer auf den für Radfahrverkehr ein-

gerichteten besonderen Wegen (Radfahrwegen), nur auf

den für Fuhrwerke bestimmten Wegen und Plätzen gestattet.

Außerhalb der geschlossenen Ortschaften darf das Fahren

mit Zweirädern auch auf den neben den Fahrwegen hin-

führenden nicht erhöhten Banketten stattfinden.

Die Wegepolizeibehörden sind befugt, den Radfahrverkehr

auf Fußwegen und auf Plätzen, die für Fuhrwerke nicht

bestimmt sind, zuzulassen.

Reiten, Fahren, Schieben von Handwagen und Hand-
karren oder Viehtreiben auf den Radfahrwegen (Abs. i Satz i)

ist nicht gestattet.

§ 13.

Durch allgemdne ortspolizeiliche Vorschriften oder durch

besondere, fOr einzelne Fälle getroffene polizeiliche Anord-

ntmgen kann auf bestimmten Wegen, Plätzen und BrQcken
oder Teilen derselben sowie auf Banketten neben den Fahr-

wegen das Fahren mit Fahrrädern oder mit bestimmten Arten

von Fahrrädern verboten oder beschränkt sowie anf den Rad-
fahrwegen (§ 12 Abs. I Satz i) der Fußgängerverkehr verboten

werde».

Allgemeine Vorschriften dieser Art sind öffentlich bekannt

zu machen tmd, vorbehaltlich anderweiter Anordnungen der

Landespolizeibehörden, an den betreffenden Strecken durch

öffentlichen Anschlag zur Kenntnis zu bringen.

Die bereits bestehenden Verbote bleiben in Kraft.
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§ 14.
*

Das Wettfahren und die Veranstaltung von Wettfahrten

auf öffentlichen Wegen und Plätzen sind verboten. Aus-

nahmen bedürfen der Genehmij^ung der zuständigen Polizei-

behörde, welche im einzelnen Falle die besonderen Bedingungen

festsetzt

E. Strafbestimmungen.

§ 15.

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen
und gegen die darin vorbehaltenen allgemeinen ortspolizei-

lichen Vorschriften oder besonderen polizeilichen An-
ordnungen (§ 13) werden in Gemäßheit des § 366 Nr. 10 des

Reichsstrafgesetzbuchs mit Geldstrafe bis zu 60 Ji oder mit

Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

F. Ausnahmen.
§ 16.

Die Vorschriften des § 3 finden auf ]!lfi!itärpersonen in

Uniform, Reichs-, Staats- und Gemeindebeamte, die Amts-
kleidung oder ein Amtszeichen tragen, keine Anwendung,
sofern diese Personen das Fahrrad zu dienstlichen Zwecken
benutzen.

Ob und inwieweit Ausnahmen von den in Gemäßheit des

§ 13 ergangenen Vorschriften für den dienstlichen Radfahr-

verkehr der Beamten der Post- und Telegraphenverwaltung

und anderer öffentlicher Verwaltungen zuzulassen sind, be-

stimmt die zuständige Landeszcntralbchörde.

G. Schlußbestimriiungen.

i 17.

Diese Verordnung tritt am i. Januar 1908 in Kraft.

Mit diesem Zeitpunkte sind, unbeschadet der Bestimmung,

im § 13 Abs. 3, die bisherigen Vorschriften über den Radfahr-

verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen aufgehoben.

Die nach den bisherigen Vorschriften ausgestellten Rad-

fahrlcarten gelten noch bis i. Januar 1910, sofern sie nicht für

eine kürzere Zeit ausgesteUt sind.
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A n 1 a c

.

(Staat) Nr.

Radfahrkarte

fttr

(Name, Stand)

wohnhaft zu

, den . lo.
(Ort)

Die behörde.

(Stempel)

III.

Auszug aus der Berliner Droschkenordnung"
vom lo. März 1905.

(Vgl. GZ. § I Anm. II 6.)

S 2 Abs. 4

Vor Erteilung des Scheins für eine Kraftdroschke (§ 19)

hat der Nachsuchende außerdem die Bescheinigung eines vom
Polizeipräsidenten anerkannten Sachverständigen darüber bei-

zubringen, daß sich die Kraftdroschke in allen ihren Teilen

in vollkommen betriebssicherem Zustande befindet.

Die Erteilung des Scheins für Kraftdroschken kann von

der Verwendung einer bestimmten Betriebskraft und

von der Erfüllung anderer besonderer Erfordernisse, welche

mit Rücksicht auf die Verwendung von Kraftfahrzeugen im

öffentlichen Droschkenfuhrbetrieb an ihre Beschaffenheit und
Ausrüstung zu stellen sind, abhängig gemacht worden.
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C. Kraftdroschken.

§ 19-

Wenn Kraftfahnenge im öffentlichen 0rotchkenfiihr-

betriebe verwendet werden, so finden anf sie, namentlich

auch auf ihre Beschaffenheit und Ausrüstung, aufier den Be-

stimmungen dieser Verordnung noch die für den Verkelir und
BetriebvonKraftfahrzeugen erlassenen allgemeinenVorschriften

Anwendung.
§ 22 Abs. 13.

Den Führern von Kraftfahrzeugen ist gestattet, an Stelle

der Tuchkleidung lederne Kleidung von dunkler Farbe

und an Stelle des Hutes in Zylinderform eine lederne
M fitze zu tragen. Auch können fflr dieselben vom Polizd-

präsidenten noch andere Abweichungen von dem sonst vor-

geschriebenen Anzüge zugelassen werden.

I 35 Abs. 2.

Die Fahrung von Kraftdroschken darf nur solchen Per^

sonen überlassen werden, welche außerdem den Anforderungen
der für die Führung von Kraftfahrzeugen erlassenen allge-

meinen Bestimmungen genügen, namentlich im Besitze eines

gültigen Befähigungsnachweises sind.

9 46 Abs. 2.

Wer eine Kraftdroschke führen will, hat außerdem nach-

zuweisen, daß er den Anforderungen der fiir die Führung von
Kraftfahrzeugen erlassenen allgemeinen Bestimmungen genügt,

namentlich sich im Besitze eines gültigen Befähigungs-
zeugnisses befindet.

§ 107 Abs. 3.

Mit Geldstrafe nicht unter 15 oder mit entsprechender

Haft werden bestraft:

e) wer eine Droschke führt, ohne im Besitz gültiger Fahr-

ausweise bezw. eines gültigen Zeugnisses Über die Be-

fähigung zur Führung von Kraftfahrzeugen zu sein (§§ 4,

45—5«. 109)«

UäACf AtttomobU - Recht 2. Aufl.
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290 IV. Anhang: Fährverkehr.

IV.

Verffigung der preufl. Minister der öffentl. Arbeiten

und des Innern,

iMir. di« Regelung des Fahrverkehrs auf öffentl. Wegen,

vom 88. Juni 1905 (Mm.-Bl. 109).

Nachdem nunmehr für den Fahrverkehr auf öffentlichen

Wegen in ganz Preußen durch Polizeiverordnungen einheitlich

vorgeschrieben ist, rechts auszuweichen und links zu flber-

holen, erachten wir es für geboten, daß von den nachgeord-

neten Behörden auf die strenge Durchführung dieser Be-

stimmungen mit Nachdruck hingewirkt wird. Gleichzeitig wird

dafür Sorge zu tragen sein, daß auch die sonst für den Fahr-

verkehr bestehenden polizeilichen Vorschriften mit größerer

Strenge gehandhabt werden, als dies bisher geschehen ist.

Wie die Erfahrung lehrt, pflegen namentlich die
Führer der Pferdefuhrwerke jenen Bestimmungen
nur geringe Achtung zu schenken. Bei der Begegnung
mit Fuhrwerken weichen sie nicht immer nach rechts, sondern

nach der besser befestigten Straßenseite aus. Wenn sie von

anderen Fahrzeugen, insbesondere von Kraftwagen überholt

werden sollen, beachten sie die vom Führer des überholenden

Wagens gegebenen Zeichen häufig nicht und machen außerdem
nicht immer links, sondern je nach dem Zustande der Straße

auf der einen oder auf der anderen Seite zum Vorbeifahren

Platz. Sehr oft wird ferner gegen die Vorschriften verstoßen,

die verbieten, daß die Lenker von Fuhrwerken während der

Fahrt schlafen oder die Gespanne unbeaufsichtigt auf der

Straße stehen lassen. Endlich werden die Wagen während

der Dunkelheit nicht vorschriftsmäßig beleuchtet. Ein

großer Teil der Unfälle im öffentlichen Fahrverkehr dürfte

lediglich auf eine solche nicht ausreichende Befolgung der

polizeilichen Vorschriften zurückzuführen sein. Dies gilt

namentlich mit bezug auf den stetig zunehmenden Verkehr

mit Kraftwagen, der sich nur dann glatt vollziehen kann,

wenn die bestehenden Vorschriften von allen auf den öffent-

lichen Wegen verkehrenden Fuhrwerken genau befolgt werden.
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Hierbei machen wir auf Ersuchen des Herrn Kriegs-
ministers besonders darauf anfmerksam, daß die Bedentcing

des Kraftfahrseogs als militärisches Verkehr- mid Nachrichten-

mittel stetig zuninunt, so daß die Notwendigkeit besteht, den
höheren Führern in den Manövern mehr als bisher Gelegen-

heit zur kriegsnUlßigen Ausnutzung dieses Veikehrsmittels zu

geben. Bd den Herbstübungen der Truppen werden daher

in Zukunft in wachsendem Umfange i^ftwagen zur Ver-

wendung gelangen. Es erscheint geboten, zur Verhütung von
UnfiUIen vor Beginn der Herbstübungen die Bevölkerung in

geeigneter Form hierauf, sowie auf die Notwendigkeit einer

strengen Befolgung der bestehenden Fahrvorschriften mitdem
ausdrücklichen Hinzufügen hinzuweisen, daß gegen alle Ver-
letzungen jener Vorschriften umtadisichtiich vorgegangen

werden müsse.

Wir ersuchen, die nachgeordneten Behörden mit ent-

sprechender Weisung zu versehen und es den Polizeiexekutiv-

beamten zur Pflicht zu machen, gegen jede Übertretung der

Vorschriften unnachsichtlich einzuschreiten.

Hinsichtlich des Kraftwagenverkehrs bleibt es den Ober-

prftsidenten überlassen, insbesondere die Vorschriften über

die Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge und die Beleuchtung

des Kennzeichens nach Eintritt der Dunkelheit, insoweit ein

Bedürfnis hierzu hervorgetreten ist, erneut in Erinnerung zu

bringen.

Berlin, den 28. Juni 1905.

Der Mmister der öffentl. Arbeiten. Der Minister d6s Innern.

V. Budde. LV.: v.Blscbofftliatiseii.

19»
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292 V. Anhang: Unfallstättstik.

V.

Unfallstatistik.'')

Pr«ttß. Min.-VerfÜgang vom 23. Februar 1906, betr. die An-
steUang einheitlicher statlstladwr Ermittelnngen aber die Zahl

und Schwere der beim Automobilbetriebe vorkommenden
Unlille im Reichsgebiet.

Der Herr Rdchskanzter hat die Ansteltuig einheitlicher

Statistitcher Ermittelungen über <fie Zahl und Schwere der

beun Automobilbetriebe vorkommenden Unfälle ilür das Reichs-

gebiet angeordnet.

Zu diesem Zwecke haben die unteren Verwaltungsbehörden

LandrSte und Poliielverwaltungen der krdsfreien Städte—
vom I. April d. J. ab bis auf weiteres über jedes zur amtlichen

Kenntnis gelangende, in Ihrem Bezirke vorkommende Ereignis

dieser Art einen Fragebogen nach dem beifolgenden Muster

(Anl. A) auszufüllen und Ew. — Tit — vorzulegen. Diese

Fragebogen — oder gegebenen Falls eine Fehlanzeige — sind

von dort in den ersten Tagen eines jeden Kalenderviertel-

jahres unmittelbar dem Kaiserlichen statistischen Amte zu

übersenden, das etwa erforderliche Rückfragen in unmittel-

barem Schriftverkehr mit Ew. — Tit. — erledigen wird.

Wir ersuchen, die zur Durchführung der Erhebungen
nötigen Anordnungen unverzüglich zu treffen.

Die Formulare zu den Fragebogen werden von hier aus

geliefert werden. Den voraussichtlichen Jahresbedarf ersuchen

wir binnen längstens zwei Wochen dem unterzeichneten

Minister der öffentlichen Arbeiten anzuzeigen.

Berlin, den 23. Februar 1906.

Der Minister der öfTentl. Arbeiten. Der Minister des Innern.
V. Budde. LV.: v.Bitchoffsbauseii.

Zur Beachtung!

I. Über jedes beim Betriebe von Kraftfahrzeugen vor-

kommende schädigende Ereignis ist ein besonderer Frage-

bogen aussufOllen.

•) Vgl audi SUUst Jflltfbttcli 1907, 77ff.
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a. Als Kraftfahraenge gelten Kraftwagen und Kraftfahrrädtt.

3. Es sind auch diejenigen schädigenden Ereignisse sn

berOckaichtigen, die nur unerhebliche Folgen — etwa geringe

Sachbeschädigungen — herbeigeführt haben.

4. Insoweit die erfragten Tatsachen nicht ermittelt werden
können, ist die Antwort su geben: ,^icht zu ermitteln**. Der
Fragebogen ist auch dann weitersugeben, vrenn er nur teil-

weise ausgefüllt werden kann.

Fragebogen.

Staat:

Verwaltungsbezirk (Reg. Bez.):

Kreis (Bezirksamt, Amtshauptmannschaft pp.):

Ort:

I. Kurze Darstellung des schädigenden Ereignisses (Zeit»

Ort, Ursache, Art und Folgen).

Z. B.: Am 15. April 1906 wurden nach Einlnmch der

Dunkelheit auf der Chaussee von Adorf nach Bdorf bei

.dem VorQberüEihren eines Kraftwagens die Pferde eines

Lastfuhrwerkes scheu; Kutscher herabgeschleudert,schwer

verletzt; ein Pferd tot; Wagen nebst Ladung beschädigt.

3. Ist der Besitzer des Kraftfahrzeugs ermittelt

worden?
Für den Fall der Bejahung in welcher Weise?

(Feststellung der Erkennungsnummer, Selbstanzeige

oder in welcher Weise sonst?)

Hat sich der Führer der Feststellung durch die Flucht
zu entziehen versucht oder entzogen?

3. Befindet sich der regelnlfilge Standort des Kraftfahr-

zeuges im Inlande oder im Auslande?

(Zutreffendes ist zu unterstreichen.)

4. Beschreibung des Kraftfahrzeuges.

War dieses ein

a) Zweirad, mit oder ohne Anhänger, zur Personen- oder

Lastenbeförderung?

Zweirad, mit oder ohne Beiwagen, zur Personen- oder

Lastenbeförderung ?
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b) Dreirad, mit oder ohne Anhänger, zur Personen- oder
Lastenbeförderung ?

c) Kraftwagen, zur Personen- oder Lastenbeförderung?

(Zutreffendes ist zu unterstreichen.)

d) Angabe
a) des Eigengewichts des Wagens: ^

ß) der Zahl der Pferdekräfte:

y) der Art der verwendeten Triebkraft:

5. Wird das Kraftfahrzeug vorzugsweise verwendet

a) im Dienste öffentlicher Behörden (Post-, Heeres-, Marine-»

Kommunal-Verwaltungen usw.) und zwar welcher?

b) im öffentlichen Fuhrverkehr, und zwar als Droschke
oder Omnibus?

(Zutreffendes ist zu unterstreichen.)

c) für die Zwecke des Handelsgewerbes oder sonstiger Ge-

werbebetriebe? Welcher? (Bezeichnung der Gewerbe-
art) :

d) nir die Zwecke der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe?

(Zutrefifendes ist zu unterstreichen.)

e^ für andere Berufszwecke (z. B. von Ärzten» Feldmessern

usw.) und zwar fär welche?

f) für Vergnügungs- und Sportzwecke?

(Zutreffendes ist su unterstreichen.)

6. Hat das Ereignis zur Festsetzung einer Polizdstrile

Anlaß gegeben?

a) Bezeichnung des Bestraften (Name)

(Stand)

(Wohnung)

b) War der Bestrafte alsFührer desKraftfahrzeugs tätigt

War er als Führer ^es anderen Fuhrwerks tätig?

c) Kurze Angabe der strafbaren Handhmg unter Bezeichnung

der angewandten Strafbestimmungen:

d) Höhe der festgesetzten Strafe:

e) Ist die StrafTestsetzung rechtskräftig geworden oder ist

Einspruch erhoben worden?*)

(Zutreffendes ist zu unterstreichen.)

*) Oer Fragebogen itt erst luch Ablauf der Eintprucbsfrist weitenureictaeii.
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7. Hat das Ereignis zor Einleitung eines gerlchflichen

StrafverMms*) Anlaß gegeben?

a) Bezeichnung des Beschuldigten (Name)

(Stand)

(Wohnung)

b) War der Beschuldigte als Führer des Kraftfahrzeugs

tätig?

War er als Führer eines anderen Fuhrwerks tätig?

c) Kurze Angabe der strafbaren Handlung und der Straf-

bestimmungen, auf Grund deren die Beschuldigung er-

folgt ist.

8. Angabe des durch das schädigende Ereignis etwa her-

beigeführten P^rsoneiMcluuleiia.

a) Sind durch den Unfall betroffen worden
a) der Führer des Kraftfahrsengs^ „

ß) die sonstigen Insassen des Kraftfahrzengs?

wieviele?

y) dritte Personen? wieviele?

b) Angabe der Tötungen.

Stand**) und Alter des oder der Getöteten:

c) Angabe der Körperverletzungen.

Stand**)undAlterdesoderderVerletzten Art derVerletzung

9. Angabe des durch das schädigende Ereignis herbei-

gefOhrten Sachschadens.

a) Bezeichnung der beschädigten Sachen und der Art der

Beschädigung.

b) Ungefähre Schätzung der Schadenhöhe:

*) Gerichtliche Verfahren zur Entscheidung Aber BinpcAdM gcgan PoUsd-

strafen (vgl. Frage 6e) UettMD bier aufi«r Kraft.

**) Der Stand ist j^enau anzustehen. Bezeichnungen aUgemeinar Art, vi«

Handwerker, Beamter, Kaufmann, Arbeiter genügen nicht
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VI.

Chausseegeld.

a) Preuß. Min.-Verfü^ng vom 30. Juni 1904,

betr. die Abänderung des Chausseegeldtarifs von 1S40 •

(Min.-Bl. 1904, 199).

Die starke Zunahme des Kraftwagenverkehrs und die

durch die Rechtsprechung des Kammergerichts an-

erkannte Unanwendbarkeit des Chausseegeldtarifs vom 29. Fe-
bruar 1840 auf diesen Verkehr hat mich veranlaßt, in Gemein-
schaft mit den Herren Ministern des Innern und für Landwirt*

Schaft, Domänen und Forsten an Allerhöchster Stelle eine

entsprechende Ergänzung jenes Tarifs zu beantragen. Diese

Ergänzung ist durch den abschriftlich anliegenden Allein

li6clisten Erlaß (Anlage A), welcher durch die Gesetzsamm-

lung veröflfentlicht werden wird» nunmehr erfolgt

Die Allerhöchste Verleihung des Rechts zur Erhebung
von Chausseegeld wurd von uns fortan nur noch nach dem
so ergänzten Tarif beantragt werden.

Für die schon jetzt unter dem Tarif vom 29. Februar 1840

stehenden Chausseen tritt der Tarifnachtrag nicht ohne

weiteres, sondern nur auf Antrag der erhebungsberechtigten

Personen und Korporationen in Kraft; für die Beschlüsse der

letzteren sind die Korporationsstatuten und Gemeindever-

fassungsgesetze maßgebend. Eine besondere Allerhöchste

Genehmigung solcher Anträge und Beschlüsse ist nicht er-

forderlich.

Die Bestrafung der Hinterziehungen von Chausseegeidem
im Kraftwagenverkehr ist gemäß § 15 des Gesetzes vom
2. Mai 1900 (Ges.-S. S. 123) erst vom achten Tage nach der

entsprechenden Amtsblattbekanntmachung an zulässig.

Berlin, den 30. Juni 1904.

Der Minister der öffentlichen Arbeiten.

v. Bntfde.

Digitized by Google



VI. Anhang: Chausseegeld. 297

A.

Auf den Bericht vom 22. April d. J. will Ich genehmigen^

daß der Chaiisseegeldtarif vom 29. Februar 1S40 bezüglich der

Kraftfahrzeuge durch folgende Bestimmungen erginzt wird:

An Chausseegeld wird entrichtet von Kraftwagen

I. zum Fortschaffen von Personen,

a) mit Gummiradreifen und

1. mit mehr als 4 Sitzplätzen 20

2. mit 4 und weniger Sitzplätzen 10 4^,

b) ohne Gummiradreifen und

1. mit mehr als 4 Sitzplätzen 30 i^,

2. mit 4 und weniger Sitzplätzen 15 Als Sitzplätze

in diesem Sinne werden nur die dauernd eingebauten

festen Sitzgelegenheiten, einschließlich des Sitzes för

den Wagenführer, angesehen.

II. Zum Fortschaffen von Lasten

a) mit Gummiradreifen und

1. beladen 20

2. leer 10

b) ohne Gummiradreifen und

1. beladen so^,
2. leer i^Jf

Von unbeladenen Kraftwagen, welche landwirtschaftlichen

Betriebszwecken dienen, wird, wenn sie mit Gummiradreifen

versehen sind, $ sonst 8^ entrichtet. Als beladen sind

die unter II erwähnten Kraftwa^^cn dann anzusehen, wenn sich

auf ihnen außer dem zur Krafteizeuj^aing erforderlichen Stoffe

und ihrem sonstigen Zubehör an anderen Gegenständen mehr
als 100 kg befinden. Chausseegeld wird nicht erhoben von

Kraftwagen, welche den Hofhaltungen des Königlichen und

des Fürstlich Hohenzollernschen Hauses, dem preußischen

Staate oder dem Deutschen Reiche gehören oder für deren

Rechnung betrieben werden. Im übrigen finden die Befrei-

ungen und die zusätzlichen Vorschriften zum Chausseegeldtarif

vom 29. Februar 1840, mit den durch spätere Gesetze und
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Verürdnungen bedingten Maßgaben auf den Verkehr mit Kraft*

wagen entsprechende Anwendung.

Neues Palais, den 6. Juni 190^

Wtx. Wilhelm R.

gegengei. Frhr. v. Htmmerstein. v. Podbleltkl. v. Budde.

b) Preuß. Min.-VerfOgung vom 13. Juli 1904,

betr. die Heranziehung der Kraftfahrzeuge auch zu den Brficlien«

lind Fahrgeldabgaben (Min.-Bl. 1904, 246).

Im Anschluß an den Runderlaß vom 30. Juni d. Js.

(Min.-Bl. 1904. S. 199) bemerke ich, daß es zweckmäßig er-

scheint, die Kraftfahrzeuge auch zu den Brücken- und Fahr-

geldabgaben nach den im Allerhöchsten Erlaß vom 6. Juni d. Js.

bezüglich der Chausseegeldentrichtung aufgestellten Grund-
sätzen heranzuziehen. Die Abgabensätze sind dabei den für

die einzelne Verkehrsanlage im übrigen zur Anwendung kom-
menden Tarifsätzen tunlichst anzupassen.

Zu den Kraftwagen im Sinne des Allerhöchsten Erlasses

gehören auch die Motorfahrräder.*)

Ich ersuche, hiernach für die zum dortseitigen Geschäfts-

bereich gehörigen Brücken und Fähren das Erforderliche zu

veranlassen. Soweit die Einführung von Tarifsätzen für die

Kraftwagen für den Ertrag von staatlichen Verkehrsanstalten

von wesentlicher Bedeutung ist, sind zunächst die Entwürfe

der zu erlassenden Tarifnachträge nebst einer Abschrift oder

einem Abdruck der bestehenden Tarife einzureichen.

Bei nicht fiskalischen Verkehrsanstalten hat eine Ergänzung

der Tarife nur auf Antrag der erhebungsberechtigten Personen

oder Korporationen zu erfolgen.

Berlin, den 13. Juli 1904-

Der Ifinister der (VffeatBchen Arbeiten.

Im Auftrage: Fraocke.

«) Diese Ansicht der Min.-Verfagttng findet im Allerhöchsten Erlaß seihst

keine Stütze.

i rrr
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m
Zoll.

a) Auszug auB dem Zolltarif vom 25. Dezember 1902.

bei

einem

Rein-

gewicht

des

Stückes

Fahrzeuge, nicht zum Kahren auf Schienen-
glcisen bestimmt (ausgenommen Wasserfahr-
seuge), in Verbindung mit Antriebsmaschinen
(Motorwagen und Motorfahrräder):

von 50 Kilogramm oder darunter .

von mehr als 50 Kilogramm bis

I Doppelzentner ......
von mehr als i Doppelzentner bis

2,5 Doppelzentner

von mehr als 2,5 Doppelzentner bis

5 Düppelzentner

von mehr als 5 Doppelzentner bis

10 Doppelzentner

von mehr als 10 Doppelzentner .

(916/8) Fahrzeuge, nicht zum Fahren auf Schie-
nengleisen bestimmt (ausgenommen Wasser-
fahrzeug[e) , ohne Verbindung mit Antriebs-
maschinen :

Fahrräder, auch zur Aufnahme von Fahrgästen,
zur Beförderung von Waren oder Mitführung
von Anhängewagen eingerichtet

Personenwagen

:

zweirädrige ohne Rücksicht auf die Zahl der
festen Sitze und vierrädrige mit nicht mehr
als 4 festen Sitzen:

ohne Dach

bei einem (
''5 Doppelzentner oder

i?«;««^„r?lK**. ) darunter

mit Dach
vierrädrige mit mehr als 4 festen Sitzen:

ohne Dach
mit Dach

Lastwagen

:

auf Federn, mit geschlossenem Laderäume:

roh oder nur mit Öl- oder Farbenanstrich

lackiert oder mit Polsterung

Zollsatz
für

1 Doppel»
zentoer

150

120

90

60

40

ao

150

fflrt Stack

60

100

150

180

200

50

75
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Zollsatz f.

1 Doppel-
zentner

auf Federn, mit offenem Laderäume:

roh oder mir mit Öl- oder Farbenanstrich

lackiert oder mit Polsterung

ohne Federn

40

«5

Anmerkungen zu Nr. 917 und 918:

1. Ffir ztuammengesetzte Personenwagen im Rohbau ist die

Hilftc der Sitze für Personenwagen zu entricMen.

2. Pmooenschlitten unterliegen der Verzollung als Personen-

wagen mit nicht mehr als 4 festen Sitzen ohne Dach.

3. Lastschlitten werden wie Lastwagen ohne Federn verzollt

4. Wagen für Hand- oder Fußbetrieb sowie Handwagen,

Handschlitten und Handkarren werden nach Besduffen-

hdt des Stoffes verzollt

Allgemeine Verfügung des Finanzministers, betreffend das

Verfahren bei der Zurückzahlung von hinterlegten Zoll-

gefällen für Kraftfahrzeuge (Abg. Ztrbl. 1906, Seite 467).

Es liegt im Bedürfnisse des Verkehrs und erscheint um*

bedenklich, den für zoUvormerklich behandelte Kraftfahrzeuge

hinterlegten EingangszoU durch das Ausgangsamt auch dann
zurückzahlen zu lassen, wenn der Ausgang bei einem anderen,

als dem Eingangsamte erfolgt, sei dieses selbst in einem
anderen Bundesstaate belegen.

£w. Hochwohlgeboren ersuche ich daher, die beteiligten

Grenzeingangsstellen mit entsprechender Ermächtigung ver-

sehen und anordnen zu wollen, daß die geleisteten Zahlungen

bei den Hauptämtern als Vorschüsse A» bei den Unterstellen

als Auftragszahlungen behandelt werden. Die verauslagten

Beträge haben die Hauptämter sich von den Eingangsämtem
erstatten zu lassen.

Ist das Ausgangsamt nicht im Besitze der erforderlichen

Geldmittel oder hat es im Einseifalle gegen die Zahlung Be^

denken , so sind die entstandenen Beläge dem Eingangsamte

nur weitieren Veranlassung zu übersenden.

b)

Der Finanzminister. Berlin, den 13. März 1906.

J.-Nr. III, 1751.
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VIII.

a) Reichsstempelgesetz (Auszug)

vom 3. Juni 1906 (RGBl. S. 695).

VL Srlaubniflkarten fttr Kraftflilinengo.

(Tarifnmnmer 8.)

§ 53-

Der Beförderung von Personen dienende Kraftfahrzeuge

dürfen zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze*) nur in

Gebrauch genommen werden, wenn zuvor bei der zuständigen

Behörde gegen Zahlung des Abgabebetrags eine Erlaubnis-
karte der im Tarife bezeichneten Art gelöst worden ist

Probefahrten gelten nicht als Ingebrauchnahme im Sinne

dieser Vorschrift.**)

Welche Behörden zur Erteilung der Erlaubniskarten

zuständig sind, wird hinsichtlich der das Reichsgebiet be-

rührenden ausländischen Kraftfahrzeuge vom Bundesrat» im
übrigen von den Landesregierungen bestimmt.

Auf die nach dem Tarife befreiten Kraftfahrzeuge findet

die Vorschrift des Abs. 1 keine Anwendung. Die verkehrs-

polizeilichen Vorschriften der Landesgesetze -werden hier-

durch nicht berührt

§ 54.

Die Verpflichtung zur Lösung einer nach Tarifnummer 8

versteuerten Eriaubniskarte liegt dem Eigenbesitzer des

Kraftfahrzeugs, und wenn ihm gegenüber auf Zeit ein anderer

zum Besitze berechtigt ist/ auf diese Zeit dem anderen ob.***)

Die Verpflichtung des letzteren fällt weg, wenn ihm das Kraft-

fahrzeug nur zum vorübergehenden Gebrauch unent-
geltlich überlassen worden und die Abgabe für die In-

gebrauchnahme des Fahrzeugs bereits anderwdt entrichtet ist

Bei aus dem Ausland f) eingehenden Kraftfahrzeugen,

für welche ein im Inland wohnhafter oder sich daselbst dauernd

Vgl. GZ. zur ÜberschrUt vor g l Anm. 6 S. 46.

*«) Vgl. OZ. § 4 AtUB. S S. 93.

«••) VgL QZ. § 4 Anm. 4^ § 28 Anm. I KB.
t) VgL OZ. S 24.
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aufhaltender Steuerpflichtiger nicht vorhanden ist, ist die

Erlaubniskarte von demjenigen zu lösen, der das Kraftfahrzeug

im Inland in Gebrauch nimmt.

§ 55.

Die Erlaubniskarte wird auf ein Jahr ausgestellt, soweit

nicht die Ausstellung auf einen kürzeren Zeitraum beantragt

worden ist

§ 5«.

Bei gleichzeitigem Besitze mehrerer Kraftfahrzeuge
ist für jedes der Fahrzeuge eine besondere Erlaubniskarte

zu lösen.

Stellt der Steuerpflichtige während der Gültigkeitsdauer

der Erlaubniskarte an Stelle des bisherigen ein anderes Kraft-

fahrzeug ein, so ist er zur Entrichtung einer weiteren Stempel-

abgabe nur insoweit verpflichtet, als die Abgabe hinsichtlich

des neuen Fahrzeugs sich höher als die Abgabe fOr das bis-

herige Fahrzeug berechnet Der hiernach sich ergebende

Betrag ist nur zur Hälfte zu erheben, wenn der Rest der

Gültigkeitsdauer einer gelösten Jahreskarte vier Monate oder

weniger beträgt.

Im Falle der Veräußerung*) eines Kraftfahrzeugs

während der Gültigkeitsdauer der Erlaubniskarte kann die

Karte auf den Namen des Erwerbers umgeschrieben werden.

Letzterer hat alsdann bis zum Ablaufe der Gültigkeitsdauer

eine Abgabe nicht zu entrichten. Die Vorschriften des Abs. a

finden in diesem Falle keine Anwendung.

§ 57.

Die Ausstellung der Erlaubniskarte ist spätestens drei

Tage vor Ingebrauchnahme des Kraftfahrzeugs, bei im

Gebrauche befindlichen Kraftfahrzeugen spätestens am dritten

Tage vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der alten Erlaubniskarte,

die Umschreibung der Erlaubniskarte im Falle des § 56 Abs. 2

spätestens drei Tage vor Inrrebrauchnahme des neuen Fahr-

zeugs bei der für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Steuer-

pflichtigen zuständigen Behörde zu beantragen. DieLandes-

regierungen sind ermächtigt, andere Fristen vorzuschreiben.

«) VgL OZ. § 4 Ann, 19 S. 106.
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Ffir aus dem AnsUnd*) eingehende Fahrzeuge (§ 54
Abs. 2) ist die AassteUung der Erlaubniskarte alsbald nach
dem Gfenzfibertritte bd der nächsten sostlndigen Behörde zu
beantragen.

Der Antrag hat zu enthalten:

1. den Namen, Stand und Wohnort des Steuerpflichtigen,

2. die Bezeichnung des Kraftfahrzeugs nach den für die

Erhebung der Abgabe wesentlichen Merkmalen,

3. den Zeitraum, für den die Ausstellung der Erlaubniskarte

begehrt wird.

Gleichzeitig mit dem Antrag ist der erforderliche Stempel*

betrag einzuzahlen.

§58-

IMe zur Ausstellung der Erlaubniskarte suständige Behörde
hat Stempelmarken im entsprechenden Betrag zu der Er-

laubniskarte zu verwenden und die Stempehnarken zu ent*

werten.

Die Aushändigung der Erlaubniskarte darf nicht vor
Einzahlung des Abgabenbetrags erfolgen.

Die näheren Bestimmungen über Form und Inhalt der

Erlaubniskarten trifft der Bundesrat. Er kann anordnen, daß
die Entrichtung der Abgabe ohne Verwendung von Stempel-

marken zu erfolgen hat.

§ 59-

Soweit nach den verkehrspolizdiichen Bestimmungen für *

Kraftfahrzeuge die Führung polizeilicher Kennzeichen
vorgeschrieben ist, darf die Zuteilung oder die Ausgabe der

Kennzeichen nur gegen Vorlegung der ordnungsmäßig ver-

steuerten Erlaubniskarte erfolgen.**)

Im Falle nicht rechtzeitiger Lösung einer neuen Erlaubnis-

karte hat die Polizeibehörde, und zwar, wenn ae nicht selbst

die zur Ausstellung der Erlaubniskarte zuständige Behörde ist»

auf Antrag der letzteren, die Beschlagnahme des für das

im Gebrauch befindliche Kraftfahrzeug amtlich ausgegebenen

Kennzeichens zu bewirken.

*) Vgl. GZ. § 24.

**) Vgl OZ. §§ 5 ff., üuibeMMidcre % 5 Anm. 9,
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§ 60.

Der Führer des Kraftfahrzeugs hat die Erlaubniskarte
unterwegs stets bei sich zu führen.*) Er ist ver-

pflichtet, sie auf Verlangen den sich durch ihre Dienstkleidung

oder sonst ausweisenden Grenz- und Steueraufsichtsbeamten

sowie den Aufsichtsbearntcn der Pulizeiverwaltung zum Nach-

weise der Erfüllung der Stempelpflicht vorzuzeigen und nötigen-

falls die erforderliche Auskunft zu geben. Ein in der Fahrt

begriffenes Kraftfahrzeug darf indessen lediglich aus diesem

Anlaß außer im Grenzbezirke nicht angehalten werden.

ß 61.

Die Nichterfüllung der Steuerpflicht wird mit einer Geld-
strafe bestraft, welche dem fünf- bis zehnfachen Betrag der

Abgabe für eine Jahreskarte gleichkommt.

Die Strafe trifft besonders und zum vollen Betrage jeden,

der die ihm obliegende Verpflichtung zur Entrichtung der

Abgabe nicht rechtzeitig erfüllt.

Kann der Betra<T der hinterzogenen Abgabe nicht fest-

gestellt werden, so tritt statt der im Abs. i bezeichneten Strafe

eine Geldstrafe von einhundertfünfzig bis viertausend Mark
für den einzelnen Fall ein.

Zur Sicherstellung der vorenthaltenen Abgabe, der Strafe

und der Kosten kann das Kraftfahrzeug in Beschlag genommen
werden.

§ 62.

Durch die Vorschriften dieses Gesetzes wird die Erhebung
landesgesetzlicher Gebühren für die Feststellung der

VerkehrstaugUchkeit des Kraftfahrzeugs und für die amtliche

Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge nicht ausgeschlossen.**)

Der Bundesrat Ist ermächtigt, für die hiemach zulässigen

'Gebühren Höchstsätze vorzuschreiben.

Im übrigen unterliegen Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge,

für welche eine Reichsstempelabgabe nach den Vorschriften

<tteses Gesetzes zu entrichten ist, keiner weiteren Stempel-

abgabe (Taxe, Sportel usw.) in den einzelnen Bundesstaaten.

*) Vgl. OZ. § 15 Anm. 4.

•«> Vgl OZ. §4 Anm. 16^ §24 Anm. 21.
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Nr.

8.

b) Tarif.

Gegenstand der Besteuerung

Steuersatz

vom
Huu-j Tau-
dert send

ErtaukniBkarltn fOr KrafHahmuge.

a) Erlaubniskarten für Kraftfahr-
zeuge zur Personenbeförderung
auf öffentlichen Wegen und
Plätzen *V Tind zwar:

1. für Kralirudcr"*) . . . .

2. für Kraftwagen
a) von nicht mehr als 6

Pferdekräften***) . . .

b) von über 6, jedoch nicht

mehr als loPferdekrät ien

c) von über lo, jedoch nicht
mehr als 25 Pferdekräften

d) von über 25 Pferdekräften

als Grundbetrag;

außerdem zu 2: von jeder
Pferdekratt oder einem Teile
einer Pferdekraft

falls das Fahrzeug nicht mehr
als 6 Pferdekräfte hat . .

falls dasselbe über 6, jedoch
nicht mehr als 10 Pferde-
kräfte hat

falls dasselbe über 10, jedoch
nicht mehr als 25 Pferde-
kräfte hat

im übrigen

Die Abgabe ermäßigt sich um
die Hälfte, wenn die Ausstel-
lung der Erlaubniskarte "lir

einen vier Monate nicht über-
steigenden Zeitraum beantragt
wird.

*) Vgl. GZ. Z, Obersch. vor § 1, Anm. 6,

•*) Vgl. GZ. § 1 Anm. I 4 u. Anm. ÜL
Vgl. GZ, § 3 Anm. 8 d

Isaac, Automobil -Recht. 2. Aufl.

Pf

Berech-

nung der

Stemp«l-

abg«be

IG —

25

5o,~

100

150

von jeder

Karte.

5

IG

20
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Nr.

(8)

Gegenstand der Besteuerung

3

Steuersatz

vom
Him'l Tin*
dert send

b) Erlaubniskarten für Kraftfahr
zeuge von im Auslände*) woh-
nenden Besitzern (§ 54 Abs. 2)
zur Personenbeförderung anf
öffentlichen Wegen und Plätzen
bei vorübergehender Be-
nutzung des Kraftfahrzeii;:fs im
Inland, und zwar bei Benuuun :

1. während eines nicht mehr
als dreißigTage im Jahre
brlrar^enden Anfcnthalts im
Inlande für Krattiäder .

2. a) während eines nicht mehr
als fünf Tage im Jahre
betragenden Aufenthalts
imlnlande fürKraftwagen

b) während eines mehr als
fünfTage bis zu höchstens
dreißig Tagen im Jahre
betragenden Aufenthalts
im Inlande für Kraftwagen

Eine Befreiung**) von der
Stempelabgabe findet statt:

1. hinsichtlich derjenigenKraft-
fahrzeu§e, welche zur aus-
schließhchen Benutzung im
Dienste des Reichs, eines
Bnn(ic^-^tnnt<^ oder einer Be-
hörde bestimmt sind;

2. hinsichtlich solcher Kraft-
fahrzeuge, die ausschließ-
lich der gewerbsmäßigen
Personenbeförderung die-
nen.***)

Berech-

nung der

Stempel-

abgabe

»5

40

von der
einzelnen
Karte. Bd
mehr als
dreißig.

t,|:^if,'Lr^l

AulfiiUiatt
ist eine
Karte der
zu a) be-
7C!i-hTlC-

tfcii An ivk

lösen, für
die der
gezahlte
Stempel-
betrag in

Aii-

reciiiiung

gebracht
wird.

*) Vgl 02. §24, §4 Anni.4.

««9VsLGZ.§29l
Vgl 02^ § 1 Aniii.II, § 29 AnnL 3.
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c) Ausffihrungsbestimmungen des Bundesrates

zum Reichsstempelgesetz vom 3. Juni 1906«

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 15. Juli 1906.

(Zentralblatt für das Deutsche Reich Seite 979.)

VI. Erlaubniskarten fQr Kraftfahrzeuge.

Zur Tarifnummer 8 und zu den §§ 53 bis 62 des Gesetzes.

I. Allgemeine Bestimmungen.

§ 103.

t. Die zur Einteilung von Erlaubniskarten der in Tarif-

nummer 8 a bezeichneten Art zuständigen Amts st eilen

(Hebestellen} werden durch die Landesregierungen bestinmit

nnd unter Angabe ihrer Geschäftsbezirke öffentlich bekannt
gemacht. Ein Verzeichnis der Amtsstellen und etwa später

eintretende Änderungen sind dem Reichskanzler zur Veröffent-

lichung im Zentralblatte für das Deutsche Reich mitzuteilen.*)

2. Zur Erteilung von Erlaubniskarten der inTarifnummer 8b
bezeichneten Art sind sämtliche Grenzzollämter zuständig.**)

Für Grenzstrecken, auf denen die Rcichsgrenze mit der Zoll*

grenze nicht zusammenfällt, findet die Bestimmimg des vor*

hergehenden Absatzes Anwendung.

§ 104.

Fahrzeuge, die aus einem Kraftrad und einem damit

fest oder mittels Kuppelung verbundenen besonderen Sitze

auf eigenem Rade oder eigenen Rädern seitlich neben dem
Kraftrade bestehen, sind als Kraftwagen zu behandeln. Im

übrigen ist es Frage der tatsächlichen Feststellung im einzelnen

Falle, ob ein Kraftfahrzeug als Kraftwagen oder als Kraftrad

anzusehen ist.***)

§ 105.

Zu den von der Abgabe befreiten Kraftfahrzeugen sind

auch die Mannschaftswagen der Feuerwehren zu rechnen,

sofern sie nur zu dienstlichen Zwecken benutzt werden. f)

*) Vgl. Abg. Ztrbl. 1906. 1401^ 1406^ 1514

**) VgL GZ. § 24 Anm. 14.

***) Vgl GZ. § 1 Anm. 14 und Anm. 111.

I) VgL OZ. § 29 Aaai.2.
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2. Lösung der Erlaubniskarte

a) für inländische Kraftfahrzeuge.

§ io6.

1. Wenn ein Kraftfahrzeug, für welches eine versteuerte

Erlaubniskarte nach Tarifnummer 8a zu lösen ist, zur Personen-

beförderung auf öffentlichen Wegen und Plätzen in Gebrauch

genommen werden soll, ist dies mit dem Antrag auf Aus-

stellung der Erlaubniskarte der zuständigen Hebestelle (| 103)

schriftlich anzumelden. Als eine Ingebrauchnahme gilt nicht

die Vornahme von Probefahrten, d. h. solcher Fahrten,

welche von Fabriken oder Händlern mit den zum Verkaufe

gestellten Fahrzeugen ohne Entgelt veranstaltet werden.*)

2. Zuständig ist die Hebestelle, in deren Geschäfts-

bezirke der Steuerpflichtige wohnt oder in Ermangelung eines

Wohnorts sich aufhält.

3. Zur Anmeldung des Kraftfahrzeugs und zur Lösung der

Erlaubniskarte ist der Eigen besitzer des Kraftfahrzeugs

verpflichtet.**) Ist dem Eigenbesitzer gegenüber ein anderer

zum Besitze des Kraftfahrzeugs infolge Ermietung oder aus

einem anderen Rechtsgrunde zum Gebrauch auf Zeit berechtigt,

so ist für diese Zeit der andere zur Anmeldung und Lösung

der Erlaubniskarte für seine Person verpflichtet, ohne Rück-

sicht darauf, ob für den Eigenbesitzer für den gleichen Zeit-

raum bereits eine Erlaubniskarte ausgestellt ist oder nicht.

Die Verpflichtung des andern fällt weg, wenn ihm das Kraft-

fahrzeug nur zum vorübergehenden Gebrauch unentgeltlich

überlassen worden und die Abgabe für die Ingebrauchnahme

des Fahrzeugs bereits anderweit entrichtet ist.

4. Die Anmeldung ist innerhalb der von der obersten

Landesfinanzbehörde vorgeschriebenen Frist oder» sofern eine

solche Frist nicht vorgeschrieben ist, spätestens am dritten

Tage vor der beabsichtigten Ingebrauchnahme zu bewirken.

5. Die Anmeldung hat nach anliegendem Muster 14 zu

erfolgen. Vordrucke hierfür smd von derHebestelle unentgelt-

lich zu beziehen.

*) Vgl. GZ. S 4 Anm. 3.

**) Vgl. OZ. § 4 Anm. 4, § 28 Anm. I A. B.
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6. Der Anmeldung Ist, sofern die Hebestelle nicht zugleich

die cur polizeilichen Zulassung von Kraftfahrzeugen zuständige

Behörde ist, eine Bescheinigung der fQr die Zulassung
des Fahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen

zuständigen Polizeibehörde nach Muster 15 beizufügen.

§ 107,

t. Die Hebestelle prüft die Anmeldung auf ihre Richtig-

keit und Vollständigkeit. Die Prüfung hat sich in der Regel

auf die Feststellung zu beschränken, daß die Anmeldung mit

den Angaben der polizeilichen Bescheinigung übereinstinmit

2. Vermag sich die Hebestelle auf die im vorstehenden

Absätze bezeichnete Weise von der Richtigkeit und VoU-
ständigkdt der Anmeldung nicht genügende Oberzeugung zu

verschaffen, so hat sie die Angaben der Anmeldung selbständig

zu prüfen. Der Anmeldende ist verpflichtet, ihr jede zu diesem

Zwecke dienende Auskunft zu erteilen, die über den Erwerb
des Kraftfalirzeugs in seinen Händen befindlichen Urkunden
vorzulegen und auf Verlangen das Kraftfahrzeug der Hebe-
stelle vorzufähren.

§ 108.

1. Nach geschehener Prüfung der Anmeldung setzt die

Hebestelle die Stempelabgaben fest und erteilt nach deren

Einzahlung eine mit Ouittung über die Abgabenentrichtung

versehene Erlaubniskarte (Steuerkarte") nach Muster 16.

Die Karte ist aus grauem Schreibleinenersatz in der Größe
von 10,5 : 15,5 cm hergestellt. Sie besitzt einen über die ganze

Fläche gehenden Untergrund, der in einem wagerecht schraf-

fierten Oval einen Reichsadler zeigt. Das Oval hat eine Höhe
von 6 cm und eine Breite von 4,8 cm.

2. Die Vordrucke zu den Erlaubniskarten werden in der

Reichsdruckerei hergestellt und sind durch die Landes-

regierungen gegen Erstattung der Herstellungskosten von

dort zu beziehen. Die Preise werden vom Reichsschatzamte

festgestellt.

3. Die Reichsdruckerei verabfolgt Vordrucke zu den Er-

laubniskarten nur denjenigen Amtsstellen, welche ihr von den

Regierun^^cn als berechtigt zum unmittelbaren Bezüge be-

zeichnet sind.
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4. Eine Verwendung von Stempelmarken su der Erlaubnis-

karte findet nicht statt

b) Für Kraftfahrzeuge im Auslande wohnender
Besi tzer.

§ «>9-

1. Die Ausstellung einer Erlaubniskarte der in der Tarif-

nunmier 8b beieichneten Art ist alsbald nach dem Grenz-

Übertritte bei der nächsten zuständigen Grenszollstelle (§ 103

Abs. s) zu beantragen. Für die Anmeldung dient das Muster 14.

Der Beifügung einer Bescheinigung nach Muster s bedarf es

nicht Die Erteilung der Erlaubniskarte hat in Verbindung

mit der gleichzeitig durch das Grenzsollamt erfolgenden poli-

zeilichen Zulassung und Kennzeichnung des Fahrzeugs vor

sich zu gehen. Die Prüfung der Anmeldung hat sich auf den
Augenschein des Fahrzeugs und auf die Einsicht derjenigen

Urkunden zu beschränkeui auf Grund deren die Erteilung der

polizeilichen Zulassungsbescheinigung erfolgt.

2. Die Erlaubniskarte (Steuerkarte), welche nach Einzahlung

des festgesetzten Abgabebetrags erteilt wird, entspricht dem
Muster 17. Sie ist in Buchform in zwei Ausgaben hergestellt

Die eine, von brauner Farbe und 4 Blatt enthaltend, ist für

Karten mit fünftägiger Gültigkeitsdauer, die andere von ziegel-

roter Farbe und 6 Blatt enthaltend, für Karten mit dreißig-

tägiger Gültigkeitsdauer bestimmt Stoff, BlattgrOfie und
Untergrund sind die gleichen u^e bei den Stenerkarten für

das Inland. Die Karten mnd mit schwarz-weiß-roter S^de
geheftet; die Enden des Heftfadens sind so lang, daß sie an

einer geeigneten Stelle der Außenseiten durch Siegelmarken

oder in anderer geeigneter Weise befestigt werden können.

Im Bedürfnisfalle sind weitere Blätter mit dem Vordrucke für

Ein- und Ausgangsbescheinigungen der Erlaubniskarte anzu-

heften. Daß und in welchem Umfange dies geschehen, ist

auf der Karte zu bescheinigen.

3. Erlaubniskarten, bei denen einzelne der für die Ein-

. und Ausgangsbescheinigungen bestimmten Blätter fehlen,

verlieren ihre Gültigkeit zur Weiterbenutzung, sofern sich nicht

zweifelsfrei ergibt, daß die fehlenden ülätter keine amtlichen

Einträge enthalten haben.
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§ HO.

1. Die f&nf oder dreißig Tage des inländischen
Aufenth alts, fflr welche die Erlaubniskarte fOr ausländische

Kraftfahrseuge Gültigkdt hat, brauchen nicht unmittelbar auf*

einander su folgen. Die Erlaubniskarte muß daher bei jedem
Grenzübertritte rar Bescheinigung des Einganges oder Aus-

ganges dem Grenszollamte vorgelegt werden. Die Eingangs-

bescheinigung hat gleichzeitig das zugeteilte Kennzeichen» die

Ausgangsbescheinigung, außerdem die Zahl der im Inlande

zugebrachten Tage in der dafür vorgesehenen Spalte zu ent-

halten. Jeder auch nur teilweis im Inlande ragebrachte Ka-

lendertag ist dabei als ein Tag des Aufenthalts im Inlande zu

rechnen. Der Grenzübertritt braucht nicht immer bei dem-
selben Amte zu geschehen.

2. Unterbleibt die Vorlegung der Erlaubniskarte beim
Ausgange, so ist der ganze seit dem Tage des zuletzt beschei-

nigten Einganges bis zur freiwilligen Meldung dieser Unter-

lassung bei einem Grenzzollamt oder bis zur anderweitigen

Entdeckung verflossene Zeitraum als im Inlande zugebracht

anzunehmen, sofern nicht der Inhaber der Erlaubniskarte

durch Eingangsbescheinigung der gegenüberliegenden fremd-

staatlichen Zollstelle oder auf andere Weise den einwands-

freien Nachweis erbringt, daß der Wiederausgang zu einem

früheren Zeitpunkt erfolgt ist

§ III.

1. Die wiederholte Ausstellung einer Erlaubniskarte

mit Gültigkeit für fünf oder fOr dreißig Aufenthaltstage inner-

halb desselben Jahresseitrauiiis ist unstatthaft.

2. Soll für einen ausländischen Kraftwagen, für welchen

eine Erlanbniskarte mit Gültigkeit für nur fünf Aufenthaltstage

ausgestellt ist, der Aufenthalt innerhalb des in der Karte be-

zeichneten Jahreszdtraums auf höchstens dreißig Tage ver-

längert werden, so ist die Ausstellung einer Karte der Iq

Tarifnummer 8b unter Nr. ab bezeichneten Art durch ein^

Anmeldung nach Muster 14 auf den Rest dieses Zeitraums zu

beantragen. Der auf die raerst gelöste Erlaubniskarte gezahlte

Stempelbetrag ist in diesem Falle auf die neue Erlaubniskarte

in Anrechnung zu bringen, und es mad in dieser die auf Grund
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der früheren Erlaubniskarte im Inlande ragebrachten Auf-

enthaltstage abzuschreiben.

3. War für ein ausländisches Kraftfahrzeug eine Erlaubnis-

karte mit Gültigkeit für fünf oder dreißig Aufenthaltstage

gelöst und soll der Aufenthalt innerhalb des in der Karte fest-

gesetzten Jahreszeitraums auf mehr als dreißig Tage verlängert

werden, so ist die Ausstellung einer Jahreskarte der in Tarif-

nummer 8a bezeichneten Art für den gleichen Jahreszeitraum

zu beantragen. Der für die frühere Karte gezahlte Stempel-

betrag ist in diesem Falle auf die neue Karte in Anrechnung

zu bringen. Die Ausstellung einer Erlaubniskarte mit vier-

monatiger Gültigkeitsdauer (Tarifnummer 8a Abs. 2} unter

Anrechnung des für die bisherige Karte (Tarifnummer 8b) ge-

zahlten Stempelbetrags ist nur in der Art zulässig, daß der

viermonatliche Zeitraum von dem ersten, auf die frühere Karte

im Inlande verbrachten Aufenthaltstage an gerechnet wird,

und daß er nicht über den Jahreszeitraum, für welchen die

frühere Karte ausgestellt ist, hinausreicht.

4. Dem Steuerpflichtigen steht frei, das auslän<tische

Kraftfahrzeug an Stelle einerErlaubniskarte der in Tarifnummer
8b bezeichneten Art sogleich eine Inlandskarte (Tarif-

nummer 8a) ra lösen.

5. Der Antrag auf Ausstellung der Erlaubniskartc ist in

den Fällen der Abs. 3, 4 bei der nächsten zu Erteilung von
Inlandskarten zuständigen Hcbcstcllc gemäß § 106 anzubringen.

Soll oder kann die Inlandskarte erst nach Eintritt des Kraft-

fahrzeugs in das Reichsgebiet gelöst werden, und ist die zu-

ständige Hebestelle nicht zugleich die Grenzzollstelle, so hat

die Anmeldung auch bei der Grenzzollstelle zu erfolgen. Die

Grenzzollstelle ist befugt, die Hinterlegung einer der Stempel-

abgabe für eine Karte mit dreißigtägiger Gültigkeit ent-

sprechenden Sicherheit zu fordern. Sie hat über die An-

meldung und die Sicherheitsleistung eine Bescheinigung zu

erteilen, welche innerhalb der darin bezeichneten Frist bis

zur Lösung der Inlandskartc als Ausweis gilt. Die Sicherheits-

leistung ist gegen Vorweis der gelösten Inlandskarte zurück-

zugeben.

Digitized by Google



Vm. Anhang: AnsfEUiningsbest. des Bundesrates. 313

3. Änderungen in betreff im Gebrauche befindlicheij

Kraftfahrzeuge.*)

§ IIS.

1. Die PolkeibehOrden haben bei ihnen cur Anzeige oder
sonst zu ihrer Kenntnis gelangenden Änderungen, welche in

der Person oder dem Wohnorte des Eigenbesitzers eines Per-

sonenkraftfahrzeugs, in der Betriebsart oder der Anzahl der

PferdekrMte, femer durch Umwandlung eines Lastkraftfahr-

zeugs in ein Personenkraftfahrzeug und umgekehrt eintreten,

sowie Änderungen in der polizeilichen Kennzeichnung eines

Personenkraftfahrzeugs der zuständigen Hebestelle schriftlich

mitzutdlen.

2. Die Hebestelle trägt die Änderungen in die Bezirksliste

(§ 118) ein. Sie setzt von einer Verlegung des Wohnorts des

inländischen Steuerpflichtigen in den Bezirk einer anderen

Hebestelle unter Mitteilung eines Auszugs aus der Bezirksliste

die Hebestelle für den neuen Wohnort in Kenntnis. Diese

hat den Eingang der Mitteilung und die Eintragung in ihre

Bezirksliste der ursprünglichen Hebestelle zu bescheinigen,

welche hierauf die Eintragung in der eigenen Bezirksliste

löscht

3. Soweit nach der polizeilichen Mitteilung die Neuaus-

stellung oder die Umschreibung einer Erlaubniskarte zu er-

folgen hat und ein entsprechender Antrag vom Steuerpflichtigen

nicht inzwischen gestellt worden ist, hat die Hebestelle das

weiter Erforderliche, gegebenenfalls auch wegen Einleitung

des Strafverfahrens, zu veranlassen.

4. Retrifft die Änderung Umstände, welche zwar die Steuer-

prticht nicht berühren, deren Festhaltung aber für die Fest-

stellung der Nämlichkeit des Fahrzeugs von Bedeutung ist,

so ist der Steuerpflichtige zur Vorlegun^^ der Erlaubniskarte

zu veranlassen, und es ist die Änderung in dieser zu ver-

merken.

5. Soweit durch die Änderung eine weitereSteuerpflicht
für das Kraftfahrzeug entfällt (Erwerb durch einen Fuhr-

werksbesitzer zur gewerbsmäßigen Personenbeförderung! Ver-

) Vgl. GZ. § 4 Anm. 19.
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Wandlung in ein Lastkraftfahrzeug, Untergang des Fahrzeugs),

ist, sofern nicht eine Umschreibung der Erlattbniskarte infolge

Einstellung eines anderen Kraftfahrzeogs fftr den bisherigen

Bentser erfolgt (§113), der Eintrag in der Besu-ksliste nach
Ablauf der Gültigkeitsdauer der Karte su löschen,

§ "3.

1. Stellt der Steuerpflichtige während der Gültigkeits-

dauer der Erlaubniskarte an Stelle des bisherigen ein

anderes Kraftfahrzeug ein, so Ist er su dessen Anmel-
dung gemäß den §§ 106, 109 auch dann verpflichtet, wenn
eine weitere Stempelentrichtung nicht einzutreten hat.

2. Die Umschreibung der Karte im Falle des § 56 Abs. 2

des Gesetzes hat durch die Erteilung einer neuen Erlaubnis-

karte, in der auf die frühere Karte Bezug zu nehmen ist, für

den Rest der Gültigkeitsdauer der früheren Karte zu erfolgen.

Bei Umschreibung einer Karte der in Tarifnummer 8 b be-

zeichneten Art sind zugldch die auf Grund der früheren Karte

im Inlande zugebrachten Aufenthaltstage in der neuen Karte

abzuschreiben.

3. Der Einstellung eines anderen Fahrzeugs im Sinne des

§ 56 Abs. 2 des Gesetzes und der vorstehenden Bestimmungen

ist es gleichzuachten, wenn ein Kraftfahrzeug dergestalt

umgebaut wird, daß dadurch der anzuwendende Steuersatz

ein anderer wird. Eine Erstattung der Steuer findet in keinem

Falle statt.

§ 114.

I. Im Falle der Veräußerung (Verkauf, Tausch,

Schenkung) des Kraftfahrzeugs während der Gültigkeitsdauer

der Erlaubniskarte ist auf Antrag des Veräußerers an Stelle

der bisherigen Karte für den Rest der Gültigkeitsdauer der

letzteren eine neue Karte auf den Namen des Erwerbers ohne

Abgabenentrichtung auszustellen. Bei Karten der in Tarif-

nummer 8 b bezeichneten Art findet hierbei die Bestimmung

des § 113 Absatz 2 Satz 2 entsprechende Anwendung. Dem
Erwerb infolge Veräußerung ist im Sinne dieser Bestimmung

der Erwerb von Todes wegen gleichzustellen. Zur Stellung

des Antrags sind in diesem Falle die Erben berechtigt.
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2. Der Antrag ist schriftlich mit einer Anmeldung nach
Muster 14 unter Vorlegung der Erlaubniskarte, deren Umschrei-

bung begehrt wird, bei der für den Wohn- oder Aufenthaltsort

des Erwerbers zuständigen Hebestelle zu stellen. Die letztere

hat, wenn die ursprüngliche Erlaubniskarte von einer andern

Hebestelle ausgestellt war, diese von der Umschreibung zu

bcoachrichtigeii.

§ 115.

Wird nach den vorstehenden Bestimmungen (§§ iii, 113,

114) an Stelle der bisherigen Karte für den Rest der Gültig-

keitadaaer der letzteren dne neue Karte ausgestellt, so i$t

bei Aushändigung der neuen, Karte die bisherige Karte ein-

zuziehen und als Beleg sor neuen Anmeldung su nehmen.

4. Ernettemng der ErUmMskarteii.

§ 116.

Für im Gebrauche befindliche inländische Kraftfahrzeuge

ist, soweit durch die Landesregierung nicht eine andere Frist

vorgeschrieben ist, spätestens am dritten Tage vor Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer der alten die Ausstellung, einer*

neuen Erlaubniskarte bei der Hebestelle zu beantragen. Dies

geschieht durch Einreichung einer Anmeldung nach Muster 14

iinter Beifügung der ihre Gültigkeit verlierenden Erlaubnis^

karte und unter Vorlegung der polizeilichen Zulassungsbe-

scheinigung. Sofern Zweifel darüber nicht bestehen, daß die

in den vorgelegten Urkunden enthaltenen Angaben auf das

Kraftfahrzeug noch zutreffen, sind diese der Steuerberechnung

und der Ausstellung der neuen Karte zugrunde zu legen.

Andernfalls ist eine Prüfung der Anmeldung durch Benehmen

^ mit der Polizeibehörde vorzunehmen. Für die Anmeldung
sowie für Entrichtung der Abgabe und Ausstellung der Er-

iaubniskarte ünden die Bestimmungen in den 106 ff. An-
wendung.

§ 117.

I. Ist bis zum Ablaufe der Gültigkeitsdauer einer gemäß
Tarifnummer 8a ausgestellten Erlaubniskarte die Erneuerung
seitens des Steuerpflichtigen nicht beantragt worden, so
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ist, soweit nicht die Bestimmung des § 112 Abs. 5 Platz greift,

der Steuerpflichtige mit kurzer Frist hieran zu erinnern,
nötigenfalls unter der Androhung, daß, vorbehaltlich der Ein-

leitung des Strafverfahrens bei Nichtemeuerung der Erlaubnis-

karte, die Beschlagnahme des fär das K^tfahrzeug amt-

lich ausgegebenen Kennzeichens bei der zuständigen Polizei-

behörde werde beantragt werden. Die Erinnerung ist mit

der Aufforderung zu verbinden, der Hebestelle Mitteilung zu

machen, falls nch das Fahrzeug nicht mehr im Besitze des

Steuerpflichtigen befindet oder davon kein die weitere Steuer-

pflicht begründender Gebrauch mehr gemacht wird.

2. Erledigt sich hiernach innerhalb der gesetzten Frist

die Ausstellung einer neuen Karte nicht und wird auch nicht

der Antrag auf Erneuerung der Erlaubniskarte gestellt, so ist

entsprechend der Androhung zu verfahren.

5. Bezirksliste.

§ 118.

1. Ober die ertdlten Erlaubniskarten wird von jeder Hebe-
stelle eine Bezirksliste nach dem Muster 18 geführt

2. Die Polizeibehörden haben aus der von ihnen geführten

Liste der zugelassenen Kraftfahrzeuge in vierteljährlichen Zeit-

abschnitten bis zum 5. des auf den Schluß des Kalenderviertel-

jahrs folgenden Monats der zuständigen Hebestelle einen

Auszug zu übersenden, welcher dem Anmeldungsbuche, bei

Einsendung an die Direktivbehörde zur Prüfung» beizufügen ist.
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Muster 14,*)

Eingegangen den 19.

Nr des Anmeidungsbuchs.

(AmtsttMip«labdnKk.)

Anmeldimg etnea XMbftdineiigs

zum Zwecke der

Erteilung einer Erlaubniskarte zur Personenbef5rderang auf

öffentlichen Wegen und Plätzen

aus Anlaß

a) der erstmaligen Einstellung eines Kraftfahrzeugs,

b) des Ersatzes eines Kraftfahrzeugs durch ein anderes,

c) des Ablaufs der Gültigkeitsdauer einer erteilten Erlaub-

niskarte,

d) der Umschreibung einer Erlaubniskarte auf eine andere

Person.

(Nidit ZutMffenites ist «t dtudistrelchenO

*) AusfOhrungsbest § 106 Abs. 5.
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Anmeldung des Steuerpflichtigen

Des AnrndUtcoden

2

Name, Stand

und

Wohnung

Ver-
hflltnis

zum
Fahr-
zeuge

3

Des in Gebrauch zu netunen-
den Fahraeags

Gat-

tung

Her-

stellungs-

firma 9i

^ MS
Ol~

kg

Anträge
a) Inbe^ug auf die

Gültigkeitsdauer

der beintngtea
Erlaubnlilurtt,

b) andttce

1. Paul Schulze,

Fabrikbesitzer

zu Unkel a. Rh.

Eigen-

tOmer

Kraft-

wagen
Daimler-

Motoren-

gesell-

schaft zu

Cann-

stadt

Ben-

zin-

mo-
tor

9 Vi 326

Unkel a.Rlk, den 13. Juli 1906.

Paul 8ohiüae.

Paul Schulze,

Felirilrtifeitier

xtt Unkel «.Rh.

oder:

Eigen- Kraft- Daimler- Ben- 14

tttmer wagen Motoren- zin-

gesell- mo-

schaft zu tor

Cann-

sUdt

372

Unkel a.iai.1 den 901 September IflOtt.

Paul Sohulse.

a) Auf 1 Jahr vom
15.JuU d.J. ab.

a) Bis zum 14. JuU
1907.

b) Ich beantrage ffir

das neben ange-
meldeteKraftfetar-

zeug^ welches an
Stelle des von mir
bisher benntiten
Fahrzeugs ( Er-

laubniskaxteNr.10

des Haaptstener*
amts Neuwied
vom Jahre 1906)

tritt. Aussteilnng
einer Erlaubnis-

karte auf den Rest
der Oflltisrkelts-

dauer der vorbe-

zeichneten, hier-

mit eingereichten

Erlaubniskaxte

unterAnrechnung
der bereits ge-

zaUten Stempel-
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Ergebni&se der Prilfung

der Anmeldung
Abgabtüteraeliniifls

Des aagemeldeten Fahrzeugs Es sind zu erheben r" 4» o
3

•

n _

Anzahl

der

Pferdekrafte

5 «= -=

1

"3

für die
Pferdekräfte

(Sp. 13)

insge-

samt
i

Bemer-

kuagen

Gattung

Herstellu

firms

W)

XI
Ol= II SS

kg;

c
3
i-

O
Jt

n c
1

ä'^
j

Sp. 16

+
Sp.l8

i: 2 n c

1:5 .§

10
1

Ii 12
1

13 14) 15 16
1

18 i >9
1
|_20_

Wie in Sp. 4-8 angemeldet LZ. 42 50— 30,-

i

I I

Neuwied, den 14. Juli 1906.

Königliches Hauptsteueramt.

(Äints&temj>elabdruck.) (Untersclirüteo.)

Wie in Sp.4—8 angemeldet ,1.2.42

Anzurechnen situ! i f Grund
der beiliegenden duuer Kraft

tretenden Erlaubniskarte . .

80

100 I
ö 70- 170 -

80

bleiben nocb zu erheben .

I I

I I I 1

90

Neuwied, den 22. September 1906,

K6nigIieiLen Hanptstemerunt»

(Amtsstempeiabdiuck.) (Unterschriften.)

36

95

Erlaubnis-

karte

Nr. 10 der

Bezirk';-

liste eneilt

auf die

beantragte

Zeitdauer.

Erlaubnis-

karte

Nr. 25 der

Bezirks-

liste erteilt

auf die

beantragt»

Zeitdauer.
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Muster 15.

Beleg
zur Anmeldiing Nr

Das Königliche Hauptsteueramt zu Neuwied wird

hierdurch benachrichtigt, daß bei der polizeilichen

Prüfunf^ eines Kraftfahrzeugs, dessen Zulassung und

Kennzeichnung seitens des Fabrikbesitzers Paul
Schulze zu Unkel a. Rh. beantragt worden ist, nach-

stehende Ergebnisse festgestellt worden sind:

Name, Stand,

Wohnort

des

Eigentümers

Des geprüften Kraftfahrzeugs

Bemer-

kungenGat-

tung

Her.

stellungs-

firma

Be-

triet»»-

art

Anzahl

der

Pferde-

krlfte

Eigen-

gewicht

Paul Sthulze,

Fabrikbesitzer

zu Unkel a. Rh.

Kraft-

wagen
Dainiler-

Motoren-

Gesellsctaaft

tu

Cannstatt

Bessin-

motor
9>/t a26

Das vorstehend bezeichnete Kraftfahrzeug ist für den

Verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen zugelassen und

wird nach Vorlegung*) der ordnungsmäßig versteuerten Er-

laubniskarte das polizeiliche Kennzeichen IZ 42 zugeteilt

erhalten.

Unkel a. Mh., den 12. JuU 1906.

Die Polizeibehörde^

N.

*) Ist die Steuerkarte schon gelöst, so ist der Vordruck entspiecliettd «l

4ndern; auch sind die Nummern der Karte anzugeben.
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Allgemeine Verfügung des Finanzministers, betreffend das

Zusammenwirken der Polizei- und Steuerbehörden bei Er-

teilung von Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge (Abg.-Ztrbl. 1906,

Seite 1155—II 57)«

Der Füiaiinnuiister. Berlin, den 28. Juni 1906.

J.-Nr. m, 10851.

Nach §§ I, 8 des Reichsgesetzes, betreffend die Ordnung
des Reichshaushalts und die Tilgung der Reichsschuld vom
3. Juni iqo6 treten mit diesem auch die Vorschriften des

Reichsgeselzes wegen Änderung des Reichsstempelgesetzes

vom gleichen Tage am i. Juli I. J. in Kraft. In Gemäßheit des

§ 40 q des letzteren Reichsgesetzes (RG.-Bl. S. 642) und der

vom Bundesrat beschlossenen Ausfilhrungsbestimmnngen su

der Tarifnummer S und den §§ 53 bis 62 des Reichsstempel*

gesetses (E^rlaubniiritarten fftr Kraftfahneuge) haben die Pollsei-

behörden mit den zur Erteilung der Erlaubniskarten im Sinne

der Tarifnummer 8a sustftndigen Steuerbehörden im Interesse

dner «iverlässigen Prüfung der Richtigkeit der Anmeldungen
der Steuerpflichtigen und cur Überwachung der sonstigen flir

die SteveffAidit erheblichen Vorgänge in folgender Weise
susammensuwirken:

I. Die Zuteilung oder die Ausgabe der Kennzeichen für

Kraftfahrzeuge darf fortan nur gegen Vorlegung der ordnungs-

mäßig versteuerten Erlaubniskarten erfolgen (§4oq Abs. i

des Gesetzes wegen Änderung des Reichsstempelgesetzes).

II. Die Polizeibehörden haben über den Antrag auf Zu-

lasfjung und Kennzeichnung eines Kraftfahrzeuges eine Be-

scheinigung nach anlie^^endem Muster*) zum Zwecke der

Beantragung der Erlaubniskarte bei der Steuerbehörde an

den hierzu Verpflichteten auszustellen.

Bei der Beantragung der Erlaubniskarte für das Kraft-

fahrzeug eines im Ausland wohnenden Besitzers bedarf es der

vorgedachten poUseilichen Beschetnigang nicht, da nach den

*) Abgwtntckt vom s« §5 GZ. A11111.6»
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am I. Oktober 1. J. in Kraft tretenden, vom Bundesrat be-

schlossenen Grundzügen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen

die polizeilichen Kennzeichen für Kraftfahrzeuge der letzteren

Art auf den Grenzzollämtern ausgegeben werden.

m. Die Poliseibehörden haben bei ihnen «ir Anseige oder

sonst an ihrer Kenntnis gelangenden Aaderniigeiit welche in

der Person oderdemWohnorte desEigentOmers «nes Personen-
icraftfahneugs, in der Umwandlung eines Lastkraftfahrseugs

in ein Personenkraftfahneag mid omgekehrti femer in der

Betriebsart oder der Ansaht der Pferdekräfte eintreten, sowie

Änderungen in der polixeilichen Kennseichnung eines Personen-

kraftfahrzeugs der sustSndigen Steuerbehörde schriftlich

mitsuteiien.

IV. Im Falle der nicht rechtzeitigen Lösung einer neuen

Erlaubniskartc durch den Verpflichteten hat die Polizeibehörde

auf Antrag der Steuerbehörde das für das Kraftfahrzeug amt-

lich ausgegebene Kennzeichen zu beschlagnahmen (§4oq Abs.2

des Gesetzes wegen Änderung des Reichsstempelgesetzes).

V. Die Polizeibehörden haben aus der von ihnen geführten

Liste der zugelassenen Kraftfahrzeuge in vierteljährlichen

Zeitabschnitten bis zum 5. des auf das Kalendervierteljahr

folgenden Monats der zuständigen Steuerbehörde einen Aus-
zug zu übersenden.

Zu der unter Nr. i gedachten Bescheinigung bemerken
wir, daß deren Fassung dem Inhalte der Anzeige entspricht,

welche nach den vom Bundesrat beschlossenen Grundzügen
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, wegen deren Ein-

führung demnächst Verfügung ergeht, von den Besitzern der

Kraftfahrzeuge zu erstatten sein wird.*) Der größere Teil der

in dem Bescheinigungsformular vorgesehenen Angaben steht

den Polizeibehörden schon jetzt nach Maßgabe der einschlägi-

gen Vorschriften der bestehenden Polizeiverordnungen über den

Verkehr mit Kraftfahrzeugen zur Verfügung und die übrigen

Angaben dürften im allgemeinen ohne Schwierigkeit durch

Befragung der Anmeldenden beschafft werden können«

*) Siehe vom S. 96.
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Mit Rücksicht auf das bevorstehende Inkrafttreten der
neuen Bestimmungen des Reictisstempclgeseties ersuchen wir,

die nachgeordneten Behörden gefälligst umgehend mit ent-

sprechender Weisung su versehen.

Berlin, den 22. Juni 1906.

Der Finanzminister.

Der Minister des Innern. Der Minister der öffentl. Arbeiten.

An sämtliche Herren Regierungspräsidenten.

FM. III. 9571 M. d. J.; IIa. 956. M. d. ü. A.; III. B. 3. 812.

Abschrift vorstehender Verfügung nebst Anlage erhalten

Eure Hochwohlgeboren 2ur Kenntnisnahme und weiteren

Anordnung.

e)

Allgemeine Verfügung des Finanzministers, betreffend die

Lösung von Steuerkarten für gemietete Kraftfahrzeuge (Abg.-

Ztrbl. 1906, Seite 1521).

Der Finansminister. Berlin, den ij.Novbr. 1906.

J. Nr. III 18893.

Im Personenfuhrwerksbetriebe können Kraftfahrzeuge ein-

mal in der Weise gewerbsmäßige Verwendung finden, daß der

Fuhrwerksbesitzer fOr die Dauer der entgeltlichen Überlassung

des Fahrzeugs nicht nur dessen Unterhaltung, insbesondere

die Speisung des Motors, übernimmt, sondern auch den
Führer des Fahrzeugs (Chauffeur) stellt. In diesen

Fällen handelt es sich um einen reinen Dienstvertrag und .

dies Verhältnis liegt, soviel hier bekannt geworden, den Fällen

regelmäßig zu Grunde, in denen auch außerhalb des Droschken-

betriebs Kraftfahrzeuge als „Mietwagen" auf Zeit, sei es stunden-

weise, sei es auf Tage, Wochen oder selbst Monate, seitens

der Fuhrgeschäfte zur Verfügung gestellt werden. Denkbar
ist indessen auch , daß das Kraftfahrzeug in der Weise ver-

mietet wird, daß der Mieter auf eigene Rechnung und
Gefahr das vermietete Fahrzeug selbst führt oder durch einen

von ihm gestellten Chauffeur führen läßt.

Nach der Befreiungsvorschrift unter 2 in Nr. 8 des Reichs-

stempeltarifs findet Befreiung von der Stempelabgabe hin-
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ncbtiich solcherFahnenge statt, die ausschließlich <ler gewerbs-
mäßigen Personenbeförderung dienen. Soweit dies nicht der
Fall ist, liegt die Verpflichtung zur Lösung einer tarifmäßig

versteuerten Erlaubniskarte nach § 54 des Reichsstempel-
gesetzes dem Eigenbesitzer des Kraftfahrzeugs, und wenn ihm
gegenüber auf ^eit ein anderer zum Besitze berechtigt ist,

auf diese Zeit dem andern ob.

Der Herr Reichskanzler teilt mit mir die Meinung, daß
die Befreiungsvorschrift auf den oben erwähnten
ersten Fall Anwendung zu finden hat, daß in dem dort
erwähnten zweiten Falle aber der Mieter des Kraftfahrzeugs

zur Lösung einer versteuerten Erlaubniskarte verpflichtet ist

In dem ersten Falle bildet die Personenbeförderung den
Inhalt des Vertrags. Der sogenannte Mieter wird auch fQr

die Dauer der Benutzung des Fahrzeugs nicht zum Besitze

des Fahrzeugs dem Eigentümer gegenüber berechtigt, der

den Besitz vielmehr durch seinen Chauffeur fortsetzt (BGB.

§855). Im zweiten Falle dagegen ist die Gewährung des
Fahrzeugs Gegenstand des Vertrages und der Mieter ist für

die Dauer der Mietzeit dem Fuhrwerksbesitzer gegenüber

zum Besitze berechtigt (vgl. BGB. f 86S). Den letzteren Fall

hat der Gesetzgeber nach der Begründung zu dem Entwurf
eines Gesetzes wegen Änderung des Reichsstempelgesetzes

mit der Steuerpflicht treffen wollen, um einer Umgehung der

Abgabe vorzubeugen, die dadurch bewirkt werden könnte,

daß jemand sich von einem Fuhrwerksbentzer, für den eine

Entrichtung der Abgabe nicht in Frage kommt, ein Kraftfahr-

zeug zur ausschließlichen eigenen Benutzung anstelle eines

eigenen Kraftwagens für die Dauer ermietet. Daß bei der

Ermietung des Fahrzeugs auf nur kurze Dauer in der gesetz-

lich bestehenden Pflicht zur Lösung einer Steuerkarte eine

Härte liegen kann, ist nicht zu verkennen; bei der großen

Seltenheit solcher Fälle hat der Gesetzgeber sich nicht ver-

anlaßt gefunden, hierfür mildernde Bestimmungen zu treffen.

Eine gewisse Abschwächung liegt indessen darin, daß die

wiederholte Benutzung desselben Fahrzeugs innerhalb der

Gültigkeitsdauer der Erlaubniskarte durch dieselbe Person

steu<»rfrei sein würde.

Eure Hochwohlgeboren ersuche ich, das hiernach Er-

forderliche anzuordnen.
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0
Allgemeine Verfügung des Finanzministers, betreffend die

steuerfreie BenuUung von Kraftfahrzeugen zu Fahrten, die

eine die Steuerpflicht begründende Ingebrauchnahme des
Fahrzeugs nicht darstellen. (Abg.-Ztrbl. 1907, 36.)

Der Finanzminister. Berlin, den 19. Januar 1907.

J.-Nr. III. 908.

Nach § 53 Absatz i des Reichsstempelgesetzes wird die

Abgrabenpflicht nach Nr. 8 des Tarifs durch die Ingebrauch-

nahme der der Beförderung^ von Personen dienenden Kraft-

fahrzeuge zum Befahren ötTentücher Wege und Plätze be-

gründet. Es sollen aber als eine Ingebrauchnahme im Sinne

des Gesetzes nicht Probefahrten gelten, nach § 106 Abs. i

Sats 3 der Ausf&hrungsbestimmungen also nicht solche Fahrten,

welche von Fabriken oder Händlern mit den zum Verkaufe

gestellten Fahrzeugen ohne Entgelt veranstaltet werden.

Von beteiligter Seite ist geltend gemacht worden, daß
diese Begriffsbestimmung filr die nach § 53 Abs. i des Gesetzes

steuerfrei zu lassenden Fahrten von Kraftfahrzeugen zu eng
gefaßt sei und den Bedürfnissen der Industrie nicht genüge.

Der angegebene Begriff der Probefahrten ist in Oberein-

stimmung mit den Ausführungen auf Seite 34 der Begründung
zum Regierungsentwurf aufgestellt und nach diesem muß bis

auf weiteres davon ausgegangen werden, daß die Begriffs-

1)estimmung allerdings hat erschöpfend sein wollen. Auf der

anderen Seite ergibt der Wortlaut des Gesetzes keinen Anhalt,

daß die im § $3 hervorgehobenen Probefahrten die einzigen

Fahrten darstellen, die nicht als eine Ingebrauchnahme im

Sinne des Gesetzes sollen angesehen werden dürfen. Hier-

nach kann — unbeschadet der Aufrechterhaltung jener Be-

griffsfestsetzung und ohne daß es einer Änderung der Aus*

führungsbestimmungen bedarf — im Wege der Auslegung
bestimmt werden, ob und bei welchen sonstigen Fahrten eine

Ingehrnuchnahme im Sinne des Gesetzes nicht als vorliegend

anzunehmen ist.

Da nach dem Gesetze die Steuerpflicht nur für die der

Personenbeförderung dienenden Kraftfahrzeuge besteht, darf
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unbedenklich davon ausgegangen werden, daß von einer „In-

gebranchnahme" solange nicht die Rede sein kann, als das
Kraftfahrzeug zur Personenbefördemng noch nicht in Dienst
gestellt ist.

Im Einverständnisse mit dem Herrn Reichskanzler werden
hiemach als Fahrten, die eine die Steuerpflicht begründende
Ingebrauchnahme des Fahrzeugs nicht darstellen, äe folgen«

den Falle bezeichnet:

1. Das Einfahren der Fahrzeuge nach erfolgter Zusammen-
stellung der maschinellen Teile durch den Inhaber der Fabrik

oder seine Angestellten, soweit durch das Einfahren erst die

Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs festgestellt werden soll.

Das Gleiche gilt von Kraftfahrzeugen, die einer Fabrik oder

ReparaturwerkStätte zur Ausbesserung übergeben und von
dieser nach erfolgter Ausbesserung auf ihre Gebrauchsfähig-

keit erprobt werden;

2. Fahrten, welche zur technischen Erprobung eigener

oder fremder Konstruktionen an den Fahrzeugen oder deren

Zubehörteilen von der Fabrik veranstaltet werden, voraus-

gesetzt, daß die Fahrzeuge nicht t^'Icichzeitig dem Fabrikanten

oder seinen Angestellten zu persönlichem Gebrauche zu dienen

bestimmt sind;

3. Fahrten, welche Händler mit den von ihnen zum Wieder-
verkaufe bezogenen Fahrzeugen vornehmen, um deren Ge-
brauchsfähigkeit festzustellen, bevor das Kraftfahrzeug zum
Verkaufe gestellt wird.

Eine Steuerpflicht liegt ferner nicht vor,

4. wenn ein im Auslande schadhaft gewordenes aber

noch bewegungsfähiges Kraftfalirzeug unter Benutzung sdner

Triebkraft vom Führer nach der im Inlande gelegenen Au»-

besserungsstelle gefahren, dort tdeda^rgesteUt, auf öffent-

lichen Wegen oder Plätzen des Inlandes erprobt und wieder

über die Grenze surOckgefahren wird, ohne dafi im abrigen

dne Bef5rderung von Personen im Inlande stattfindet Eine

solche Beförderung von Personen wflrde ich aber allerdings

dann als vorliegend erachten, wenn zwar nur der Führer des

Fahrzeugs auf diesem fährt, das Fahrzeug aber zu seiner

Beförderung bestimmt ist, weil er etwa einen Auftrag des

Digitized by Google



332 VIII. Anhang: Min.-W., betr. Aut -Steuer.

Besitzers am dritten Orte auszuführen hat und die Ausbesserung

nur gelegentlich dieser Reise mitbesorgt oder überhaupt nur

zum Verwände der Fahrt benutzt wird.

Dagegen kann eine Steuerfreiheit nicht anerkannt werden
für Fahrten, die zur Anlernung eines Fahrers bestimmt

sind, da in diesen Fällen kein Zweifel über die Gebrauchs-
fähigkeit des Fahrzeugs besteht.

Was die Probefahrten im Sinne des § 106 Abs. i der

Ausführungsbestimmungen anlangt, so haben als steuerfreie

Probefahrten diejenigen Fahrten zu gelten, die ein Kaufliebhaber

mit einem Fahrzeuge vor endgültigem Abschlüsse des Kaufes

vornimmt. Dabei sind den Probefahrten aber auch solche

zuzuzählen, welche nicht mit den zum Verkaufe gestellten Fahr-

zeugen selbst, sondern mit sogenannten Typenfahrzeugen,
d. h. mit solchen veranstaltet werden, welche als Proben für

die zu liefernden Fahrzeuge lediglich dazu dienen, den Kauf-

liebhabem den Gang, die Leistungsföhigkeit usw. des Typs
vorzuffihren. Die Eigenschaft als Probefahrt in dem hier in

Rede stehenden Sinne ist dagegen zu vemonen bei solchen

von Fabrikanten oder Händlern allein oder mit anderen unter-

nommenen Fahrten, die darauf abzielen, dem Publikum allge-

mein die zum Verkaufe gestellten Fahrzeuge vorzufQhren, um
erst die Kauflust anzuregen (sogenannte Reklamewagen),
und ebenso bei solchen Fahrten, die vorgenommen werden, um
das Fahrzeug einer bestimmten Person anzubieten, bei welcher

Kauflust vermutet wird, die sich aber noch gar nicht an den

betreffenden Fabrikanten oder Händler gewandt hat

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich, dem Vorstehenden

gemäß verfahren zu lassen. Dabei überlasse ich Ihnen, ob
und welche Oberwachungsmaßregeln für die Fälle i bis 3 an-

zuordnen sein möchten. Für den Fall 4 ist die Bewilligung

der Steuerfreiheit davon abhängig zu machen, daß der Fahrer

die nächstgelegene zur Ausgabe polizeilicher Kennzeichen usw.

befugte Zollstelle aufsucht, dort den Sachverhalt angibt und

nach der Hinterlegung der Steuer eine zollbehördliche Be-

scheinigung erhält, die er bei der Fahrt zur Reparaturstätte

und bei der Rückkehr über die Grenze als Ausweis mit sich

zu führen hat. Die Erteilung der Bescheinigung usw. wird

mit dem zur Regelung der Zollfrage stattfindenden vormerk*
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liehen Verfahren behufs Festhaltung der Nämhchkeit des

Fahrzeuf^s zweckmäßifr zu verbinden sein. Die Bescheinigung

wird kurze Angaben über Art und voraussichtliche Dauer der

Reparatur, die Bezeichnung der Reparaturwerkstätte und des

nächsten dahin führenden, vom Fahrer bei der Hin- und Rück-
fahrt innezuhaltenden Weges sowie die Bestimmung einer Frist,

bis zu der das Fahrzeug wieder auszuführen ist, enthalten

müssen. Die Rückerstattung des hinterlegten Stcuerbetrags

wird, wenn keine sonstigen Bedenken vorliegen, nach Prüfung

des Sachverhalts auf Grund einer bei der Wiederausfuhr von

dem Fahrer vorzulegenden Bescheinigung der Reparaturwerk-

stätte über die Art der Reparatur und den Zeitpunkt der

Ablieferung des reparierten und wiedereingefahrenen Fahr^

zeugs erfolgen. Das Wiedereinfahren mufi unter Innehaltung

der in dieser Besiehung geltenden Vorschriften durch die

Reparaturwerkstätte selbst erfolgen. Die Zollstellen können
ffax den Fall, daß sie die von dem Fahrer bei dem Eingange

beseichnete Reparaturwerkstätte infolge begründeter Bedenken
nicht für vertrauenswürdig halten, für befugt erklärt werden,

dem Fahrer bei dem Eingang aufzugeben, an Stelle der Be«

scheinigung der Reparaturwerkstätte eine entsprechende orts-

potizdliche Bescheinigung bei der Wiederausfuhr vorzulegen.

Den in Betracht kommenden Polizeibehörden wollen Sie

von dem Inhalt der vorstehenden Verfügung und den von
Ihnen in dieser Veranlassung etwa getroffenen Anordnungen
Kenntnis geben.

g)

Entscheid des RG. in Sachen c. Reitz und Schenk (LG.

Aschaffenburg. MW, T007, 571. AW. 1907, Nr. 89): Nur die Vor-

führung vor bestimmten Kauflustigen ist steuerfrei, nicht

vor dem Publikum im allgememen. Wird neben der Probe

noch ein anderer Zweck verfolgt, z. B. Besuch der Kirchweih

und Anregung des Publikums, dann steuerpüichtig.
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h)

Allgemeine VerfÜjirung des Finanzministers, betreffend die

Berechnung der Pferdekräfte bei älteren Kraftfahrzeugen.

(Abg.-Zentralbl. 1907, Nr. 4, Seite 38).

Der Finanxminister. Berlin, den aa. Januar 1907.

J.-Nr. III. 1004.

Nach meiner Rtindverfügung vom 28. Juli 1907, XU 11875

toD für die Berechnung der Pferdekräfte der am t« Juli 1906

bereits im Gebrauch befindlichen Kraftfahrzeuge im allgemeinen

diejenige Anzahl maßgebend sein, die in der am Kraftfahneug

in der Regel befindlichen Fabrikmarke angegeben ist, und
wenn der Steuerpflichtige eine geringere Anzahl von Pferde-

kräften behauptet, ihm überlassen bleiben, durch eine einwand-

freie Bescheinigung eines Sachverständigen die wirkliche An-
zahl der Pferdekräfte nachzuweisen. Es hat sich indessen

herausgestellt, daß es mit großen Schwierigkeiten verbunden

ist, Bescheinigungen anderer Sachverständiger herbeizuschaffen,

als des Fabrikanten, in dessen Fabrik das Fahrzeug gefertigt

ist, oder eines sdner Angestellten, da die Unterlagen fär die

Berechnung der Pferdekräfte nur nach Demontierung des Fahr-

zeugs und Öffnung der Zylinder wfirde gewonnen werden
können. Der Herr Reichskanzler (Reichsschatzamt) hat sich

daher damit Unverstanden erklärt, daß auch bei solchen

älteren Fahrzeugen Bescheinigungen der inländischen
Fabriken, die das Fahrzeug hergestellt haben, als

genügend angesehen werden, und von der Beibringung

von Bescheinigungen anderer Sachverständigen Abstand ge-

nommen werde. In der Bescheinigung hat die Fabrik zugleich

zu erklären, daß seit der Herstellung des Fahrzeugs nach ihrer

Kenntnis keine die I^tungsfähigkeit beeinflussende Verände-

rung mit dem Fahrzeug vorgenommen ist. Dagegen mag bei

der UnWahrscheinlichkeit derartiger Veränderungen, falls nicht

besondere UmstiLnde fär das Gegenteil sprechen, davon ab-

gesehen werden zu verlangen, daß das Fahrzeug vor Aus-

stellung der Bescheinigung von neuem der Fabrik vorgefahrt

werde.

Eure Hochwohlgeboren wollen die in Betracht kommen-
den Ämter hiemach mit Anweisung versehen.
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i)

Allgemeiiie Verfügung des Finantministers, betreffend die

steuerliche Behandlung der rar Anibcsaerang oder zu A118-

sttUungeii eingehenden Kraftfahrsenge.

Vom 7. Juni 1907.

(Abg.-Zentralbl, S. 190).

In der im Einverständnis mit dem Herrn Reichskanzler er-

lassenen Verfügung vom 19. Januar er. III 908 ist ausgesprochen,,

daß eine Stempelpflicht nicht vorliufjt, wenn ein im Auslande

schadhaft gewordenes, aber noch bew egungsfähi^es Kraftfahr-

zeug unter Benutzung seiner Triebkraft vom Kührer nach der

im Inlande gelegenen Ausbesserungsstelle gefahren, dort wie-

der hergestellt, auf öffentlichen Wegen oder Plätzen des In-

landes erprobt und wieder über die Grenze zurückgefahren wird^

Das Gleiche hat, wie ich im Einvernehmen mit dem Herrn

Reichskanzler annehme, auch dann zu freiten, wenn das Kraft-

fahrzeug zur Ausbesserung auf der Eisenbahn eingeht und
nach der Wiederherstellung unter Benutzung seiner Triebkraft

vom Führer zurückgefahren wird, ohne daß im übrigen eine

Beförderung von Personen im Inlande stattfindet. Zur Kon-

trolle darüber, daß letzteres nicht geschehen ist, wird es im

allgemeinen genügen anzuordnen, daß dasjenige, was in der

vorerwähnten Verfügung unter 4 bemerkt ist, auch auf die

zur Ausbesserung auf der Eisenbahn eingehenden Kraftfahr-

zeuge mit der Maßgabe sinngemäße Anwendung finde, daß

bei diesen von einer Hinterlegung der Stempelsteuer beim

Grenz-Eingangsamt abzusehen ist. In gleicher Weise ist auch

bei den zu Ausstellungen eingehenden — nicht der P)eförde-

rung von Personen dienenden — Kraftfahrzeugen zu verfahren,

nur daß in diesem Falle an die Stelle einer Bescheinigung

der Ausbcsscrungsanstalt eine Bescheinigung der Ausstellungs-

leitung zu treten hat

k)

In Ansehung derjeniegn Kraftfahrzeuge von im Auslande

wohnenden Besitzern, die über das Großherzogtum Luxem-
burg oder aus diesem zur vorübergehenden Benutzung in das

deutsche Reichsgebiet eingehen, wird die Reichsstempelabgabe
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von Erlaubniskarten fftr Rechnung des Reichs von den Groß-

herzoglich Luxemburgischen ZoUstelloi erhoben. Befugt zur

Ausstellung der- Erlaubniskarten nach Ziffer 8b des Tarifs

zum Reichsstempelgesetz vom 3. Juni 1906 sind sämtliche

Luxemburgische Grenzzollämter und das Hauptzollamt zu

Luxemburg -(Zentralblatt fürs Deutsche Reich 1907, 297).

1)

Bekanntmachung der Bundesratsbestimmungen vom 10. Mai

1907 betreffend steuerliche Erleichterungen für ausländische

Kraftfahrzeuge aus Anlaß des Internationalen Kaiserpreis-

rennens im Taunus: siehe Zentralblatt für das Deutsche

Reich 1907, 225.

m)

Der wesentliche Unterschied

zwischen Kraftrad und Kraftwagen

wird nach einem Erlasse des Reichsschatzamts darin

gesucht werden müssen» daß bei ersterem noch eine Einrich-

tung (Pedale) vorhanden sein muß, vermöge deren der .

Fahrende und bei mehreren Sitzen jeder der Sitzenden das
Fahrzeug auch durch eigene (Muskel-) Kraft fortzubewegen

in der Lage ist Daher wird unter anderem ein Kraftrad, das

mit einem seitlich davon befindlichen Fahrrade durch Kuppe-
lung verbunden ist, wie dies bei der sogenannten Veni-

kuppelung geschieht, nicht als Kraftwagen gelten können,

und in diesem Sinne wird auch § 104 Satz i der Ausführungs-

bestimmimgen verstanden werden müssen, da es sich bei dem
angekuppelten Fahrrade nicht bloß um einen seitlich vom
Kraftwagen angebrachten Sitz auf eigenen Rädern, sondern

um ein selbständiges Fahrrad handelt. Als Kraftwagen wird

anderseits jedes Kraftfahrzeug steuerlich zu behandeln sein,

mit welchem ein Sitz verbunden ist, von dem aus beim
Mangel besonderer Vorrichtungen das Fahrzeug nicht durch
eigene Kraft des Sitzenden in Bewegung gesetzt werden
kann.' Es wird also auch z.B. ein Kraftdreirad, das mit

einem abnehmbaren zweiten Sitze der vorbezeichneten

Art zur Mitführung einer weiteren Person versehen ist, als

Kraftwagen zu versteuern sein.
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Wird ein Kraftrad mit einem Beiwagen (Vor steck-,

Seiten-, A nh än wagen; verbunden, so wird die Frage

auftreten, ob hierdurch ein Kraftwagen im Sinne des Reichs-

stempelgesetzes entsteht, außerdem ob die Art der Verbindung

als wesentlich anzusehen sei. Es versteht sich ohne weiteres,

daß ein Kraftrad nicht schon dadurch zum Kraftwagen

wird, daß ihm ein Beiwagen auf eigenen Rädern mit
Riemen oder Ketten angehängt wird. Vielmehr wird

eine Verbindung vorhanden sein müssen, vermöge deren bei

der gewöhnlichen motorischen Kraftentwicklung eine sichere

und gleichmäßige Fortbewegung auch des Beiwagens möglich

ist. Es wird also, wie nach §104 Absatz i für den Seiten-

wagen so auch für Krafträder mit Vorsteck- und Anhänge-

wagen eine feste Verbindung oder eine Verbindung mittels

Kuppelung die Voraussetzung für die Besteuerung als Kraft-

wagen zu bilden haben. Hierzu ist von sachverständiger Seite

erklärt worden, daß als Kuppelung in diesem Sinne nicht

schon eine Verbindung mittels einfacher Öse und eines Vor-

stcckers angesehen werden könne, daß vielmehr eine ordent-

liche maschinelle Kuppelung vorhanden sein müsse. Der
Staatssekretär des Reichsschatzamts kann sich hiermit wohl

einverstanden erklären , wenn der Begriff der maschinellen

Kuppelung hinreichend bestimmt ist, etwa dadurch, daß die

Verbindung nicht durch einfachen Handgriff, sondern nur

mittels eines Werkzeugs gelöst werden kann.

Es wird von beteiligter Seite geltend gemacht, daß die

Anwendung der höheren Steuersätze für Kraftwagen gegen-
über dem Steuersatze für Krafträder eine Steigerung der
Steuer bedeutet, die zu dem Werte eines Beiwagens in keinem
Verhältnis stehe, und daß die Anschaffungskosten eines Kraft-

rades mit Beiwagen gegenüber den Kosten eines ausschließ-

lich als Kraftwagen gebauten Kraftfahrzeugs von gleicher

Pferdestärke außerordentlich viel geringer sei, so daß die

Anwendung des gleichen Steuersatzes die ersteren Fahrzeuge
ganz ungleichmäßig mehr belaste. Das Vorhandensein eines

erheblichen Preisunterschieds scheint zwar bei den jetzt im
Gebrauche befindlichen Fahrzeugen anerkannt werden zu
müssen. Indessen ist bei der Einstellung des niedrigen

Stempeisatzes für Krafträder nicht der Gesichtspunkt des
Isaac, Antomobll- Recht. 3. Aufl. 22
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Kostenunterschieds allein, sondern daneben auch die Rück-

sicht darauf maßgebend gewesen, daß die Krafträder weniger

als die Kraftwagen einem reinen Luxusbedürfnisse dienen,

vielmehr auch im Geschäftsleben — als Beförderungsmittel

zur entfernten Arbeitsstätte, zu Botenfahrten und dergleichen

— weitgehende Verwendung finden. Diese Rücksicht trifft

aber bei Krafträdern mit besonderem Sitze zur Mitnahme einer

zweiten Person außer dem Fahrenden nicht oder doch nur

in geringem Maße zu. Auch wird bei der in Rede stehenden

Begriflfsfestsetzung nicht außer acht zu lassen sein, in welcher

Weise in den nebenher gehenden polizeilichen Vorschriften

zwischen Krafträdern und Kraftwagen unterschieden wird.

Der Staatssekretär des Reichsschatzamts würde daher

nur dann geneigt sein, einer grundsätzlich anderen Begriffs-

abgrenzung näher zu treten, wenn sich ergeben sollte, daß

die Besitzer von Krafträdern lediglich mit Rücksicht auf die

steuerliche Belastung in erheblichem Umfange von dem Ge-

brauch angeschaffter Beiwagen oder von der Anschaffung von

solchen künftig abschen, wenn also die Anwendung der

Steuersätze für Kraftwagen einerseits eine Schädigung der

Industrie herbeiführen, anderseits für die Reichskasse keinen

finanziellen Vorteil bringen würde, und wenn außerdem eine

solche andere Begriffsabgrenzung sich auch für die polizei-

lichen Vorschriften als anwendbar erwiese. In dieser Hinsicht

werden gegenwärtig Erhebungen vorgenommen und gutacht-

liche Äußerungen der zuständigen Steuerbehörden von den

Zentralfinanzbehörden der deutschen Bundesstaaten erwartet.

Die Interessenten der Kraftwagen - Industrie könnten hierzu

zweckmäßig ebenfalls ihre Meinungen darlegen. (AW. 1907,

Nr. 80.)
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Bahnübergänge 163.

Bankett 42- 189. 196.

Basel 28,

Bauart der KFze. 46.

Bayern 23 (fordert ReichsG.).

24 (Puhl, der GZ.). ZÄ. 32.

. 36 (Behörden). 44 (BahnautJ.

57 (Str.- Lok.). 69 (Räder).

78^ (Rückwärtshemmung). 79
(Huppe). 30 (Gewicht, Rad-
breite). (Wohnortände-
rung). 132 (KZ.). 142 (Zeug-
nisse). (Führer). 163 (Ge-
schwindigkeit). 214 "(Zuver-

lässigkeits-Fahrten). 229 und
232 (§ 24). 239 (Wiederholte
Untersuchung). 243 (Fahr-
verbot). 253 (schnelle Fest-
stellung des Tatbestandes).
266 (Belehrung von Kindern).
269 (Post) u. a.

Bayrischer Automobilklub i47-

Befähigung des Führers 140 ff.

146.

Befähigungsnachweis 143. 146.

Beladen von Fuhrwerken 49.

211 (§89}.
Beleuchtung desKennzeichens

135 f- 22J^ — anderer Fuhr-
werke 290. — des KFzs.,
s. Laterne.

Belgien 29.

Benzin 43. 61. 67^ s. Explo-
sionsfahrzeug, -motor.

Bergstraßen, Schweiz, 182.

Bergstütze 78.

Berlin zz. 25. 27. 32 (Erlaß
der PW.). 34f. (Landes-
polizeibezirk). 48 (Straßen-
ordnung). 51 f. (Droschken,
Omnibusse). 66 f. (zu § 14

29 (Huppe). 91 (Gewicht

99 (Sachverständige). i_l2

(Rsmittel). i_L2 (Erk.-Nr.).

131 (KZ.). 159 (Führerpflicht).

161 (Motofabstellung). 27Qff.
(StrO.). 2M (DroschkenO.).

Berufung 264.

Beschädigung s. Straßenbe-
schädigung.

Beschaffenheit des KFzs. 22*.

S8ff.

Bescheinigung über Zu-
lassung III. 117. 309. — für

Steuerbehörde 115. 309. 320.

326. — über Steuerfreiheit

usf. — im allgemeinen iS5.

Ausland 220 ff. Rückgabe
240; s. Typenbescheinigung.

Beschlagnahme 162. 242. 327.
Beschränkt geschäftsfähiger
Eigentümer 255.

Beschwerde 34.
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Besitzer des KFgs. 95^ 107.

LSoff. 256, s. Eigentümer.
Bestimmung des Fahrzeugs ^
Betriebsanzeige ^ flf. 96.

Betriebsart 9^ 220.

Betriebsgewicht 82^ s. Gewicht
Betriebssicherheit 59. diflf. ^o.

Betriebsstörung 43 t '« 64 f.

Betrunkener Führer ai^o. 27^.

Bewegungsübertragung 60.

Bezirksamt ^ (Baden).

„ ausschuß 33.35. 1 12.244.

direktor 40 (Sachsen-
Weimar).

Präsident 37 (Elsaß-
Lothringen).

„ Verwaltungsbehörde 40
(S.-Koburg-Gotha).

Bicyclette ä moteur 5^ 128 f.

Brake (Bremse) 2JL
Brandenburg 27. 39. 131

(KZ.).

Braunschweig 32. 37
(Behörden). 48 (zu § i]. y
(zu § i II). 22 (Huppe). 132
(KZ.). 172 (Geschwindigkeit).

Breite des Fz. 48, 69^ s. Rad-
breite.

Bremen 24 (§ 22). 2Ä. 32. ^
(Behörde). io2TITampfwagen).Tipn
113 (Liste)^ iiQ (wohnort-
änderung). i72(Geschwindig-

keit).

Bremerhaven 37.
Bremse, Bremsvorrichtung

6£L 2L 74 ff. LQQ (Prüfung).

i6i 179.

Brennmaterial , Herausfallen
von — , 67.

Brennstoflfbehälter 6a
Brücken, Passieren enger —

,

163. 182.

Buchstaben (KZ.) 125 ff.

Bundesrat 24.

Bürgermeister 34 (Ortspolizei).

Carriage 50.

Charlottenburg 35.

Chauffeur 141. s. Führer.
Chauffeurschulen 142.

Chausseeaufseher 41. &&.

C h aussecgeld2i 9. 268. 296ff»

Chausseegeldtarif 48. 76. 2ih^
296 ff.

ChausseepolizeilicheVorschrif-
ten 68. 2^ 88^ s. auch Kunst-
straßengesetz.

Closely built up 169.

Commissioner of motor vehi-

cles 242.

Contravention au vol 177. 253
(bayr. Bktm.).

Coup6 46.

Daimlerwagen, erster, 43 f)-

Dampf 56. 59- 66.

„ -Kessel 56. 60. 101.

„ -Kesselüberwachungs-
vereine 98. 105.

-Motor 43. 148.

„ -Pflug S6,

,, -Omnibus 43^ 82^

„ -Wagen 43. 56. 6a 82
(New York), loi (Prü-

fung). 141 ^
-Walzen 56. 58.

Dänemark 30. 179. iq6.

Deutsch-Wilmersdorf 35-

Dienstanweisung, polizeiliche,

Dienststempel am KZ. i33f-

138. 225.

Diligentia s. Vorsicht. — in

eligendo u. custodiendo 14^.

Distriktskommissar 34.

Distriktspolizeibehörde 36.

(Bayern).
Domizil, -Wechsel s. Wohnort.
Drehbank 46.

Dreirad s. Kraftdreirad.

Dresden 29. 39 (Behörden). 66.

Droschken 42.- iL 65 (Be-

triebsstörungen). 104 (Prü-

fung). 107 f. (Wohnortände-
rung). 266. 26S u. a.
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Droschkenordn., Berlin si. 288.

Duc 46.

Dunkelheit 48^ 7K 80. 135 f.

163. 206. 221. 271 (§ 4).

E

Eigenbesitzer (Steuerpflicht)
301. 308.

Eigengewicht s. Gewicht.
Eigentümer 91. 95^ 180 (Haf-
tung des mitfahrenden). 238.

Einbiegen 163. 193.

Einfahrt 49. 163.

Einziehung von KZ. 26^ (Schl.-

Hol.) 119. 225.

Eisenbahnübergang 163.

Elektrische Lampe für KZ. 137.

Elektrische Montagewagen 46.

Elektromobil 43 f. 60. 62. 77.

87 (Gewicht). 159.

Elektromotor 43. 60. 159.

Elementare Kraft 2^ 41t.

Elsaß-Lothrin^gen 28. 32.

^ (Behörden), (KZ".).

Energie 43 f.

Enge Wege 49. 163.

England s. Großbritannien.
Entfernung des Führers vom

Fz. 158 f.

Entgegenkommende Fuhr-
werke 49- 183. 193. 284 (§6).

28i(§gir
Entladen des Fuhrwerks 49.

277 (§ 89).

Erkennungsnummer 22. 26

(Schl.-HolO. 39 (Ostpreußen).
III. 1 16. i25n.

E rlau bnis karte ( Steuer-
karte) 97^ 114. 224. 301 ff.

Erläuterungen, s. amtl. —

.

Erschütterungen 68.

Erzeuger 85^ s. Hersteller.

Erzeugungsnummer 85.

Explosionsfahrzeug 43. 60.

159.

Explosionsgefahr 59. 61 ff. 137^
Explosionsmotor 43. 159.

F
Fabrikant 58^ s. Hersteller.
Fabriken ii8, s. Hersteller.

Fabrikantenformel
Fahne, rote, 21 (England).
Fahrgeschwindigkeit s. Ge-

schwindigkeit.
Fahrlässigkeit 260, s. Ver-

schulden.
Fahrplan 52 (Kraftomnibusse).
Fahrrad 42^ 47- 49. 282, siehe

Kraftrad.
Fahrrichtung S.Fahrtrichtung.
Fahrschule 142.

Fahrseite 49.

Fahrstuhl
,

nydraulischer , ist

kein KFz. 42^ 44**).

Fahrtrichtung 49. 183.

Fahrtunterbreciiung is7.

Fahrverbot 243 ff.

Fahrwege 49 (Straßenord-
nung). 195!^ 273 (§ 22). 286

(§ ?2).

Fahrzeuggattung s. Type.
Fehlzündung 65.

Feldpolizeigesetz 41^ 196.

Feld- und Forsthüter 4X,

Felgenbreite s. Radbreite.
Festnahme 161. 265 (Ver. St.).

Feuersgefahr 59^ 61 ff.

Feuersignale i83fr~
Feuerwehr 45^ 58^ (Öster-

reich).^ (Huppe). 194. 266 f.

274ff.)

Firma iio (Type). 220.

Fleischtransport 49. 279.

Forastier 23^ AZft i^j-

Formular Tür Betriebsanzeigen

Forrer, Schweizer Bundes-
präsident 23 *). 24.

Frachtfuhrwerk 69.

Frachtverkehr 46. 266.

Frankfurt a.M.45(Sclbstfahrer).

Frankreich 22 (Geschicht-
liches). 2^(A.^ub). 3o(VV.).

42 If. (Begriff u. Name Aut ).

IOC (Prüfung). 114 (Nr.). 133
(KZ). 108 (TypeJT 148 (Pru^

d by Google
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fung). 156^ (Bescheinigung).

165 (Enquete). 167 ff. (Ge-
scHwindigkeit). TE2 (dito).

187 (scheue Tiere 18 (An-
hänger). 263 (Strafen), u. a.

Fuhrbetrieb 5^. öffenthcher F.
(Transportgewerbe) 2^ 46 f.

63 (Italien). i82(i8t^). 266. 268.

Fünrer 22 (Disqualifikation).

26 (Sorgfalt). 47 (öffentlicher

Fuhrbetrieb). 43^ (Straßen-
Ord.). 140ff. (Eigenschaften,
Pflichten). 243 ff. (Fahrver-
bot). 257 (Verantwortlich-
keit).

Führersitz s. Sitz.

Fuhrwerk 47 f. 183. 193. 195.

270 ff. 284 f. 290, s. entgegen-
kommende

Furtum usus (am KFz.) 154.

Fußgängerschritt 1 70 ff.

Fußweg 4^ 195 ff. 285 f. (§§ 10.

12),

Gase 58 f. 66 f.

Gasthofsfuhrwerk 52.

Gattung s. Type.
Gebühren 28^ 221. 226. 234,

s. Kosten.
Gegenentwurf zum deutschen

Haftpflichtgesetzentwurf

42^
Gegenseitigkeit S.Reziprozität.

Gemeindebehörde 22i
Gemeindepolizeibeamte 4JL

Gendarm 41.

Genehmigung s. Konzession.
GeneralkTausel 167.

Gera ^
Geräusch 59. 65^ 175.

Geruch S9^7-
Gesamtgewicht 87.

Geschäftsfähigkeit 254.

Geschäftsfahrzeug 46. 267 f.

Geschäftsunfähiger Eigen-
tümer 254.

Geschichte d. Automobilrechts

Geschlossene Ortsteile 162. i68.

Geschwindigkeit 21 (Groß-
britannien). 22 (Frankreich).

57 (Str. Lok.). 162 ff. 214-

267 f.

Geschwindigkeitsmesser 174.

Geschwindigkeitsregulierung
60.

Gesetz (Gegs.zurV.)32VII B.48.
Gesetz vom 8. Juli 1905 (Prü-

fungskosten) 105.

Gewerbebetrieb (Führen von
KFz. als —) 244 ff.

Gewerbefreiheit 143 f.

Gewerbegehilfe (Führer) 143 f.

Gewerbeordnung § i S. 143.

§ 24 S. 101. § 31 S: 51. 143-

24pr. §41^. I44i 247r§ 143
S. 244.

Gewicht 46. 54 f. (K.-Rad).
56 ff. (Str:^ok.). 72. 87 ff. 91
(Betriebsanzeige). 201. 220.

s. Vorspannmaschinen.
Gewichtstabelle 89.

Gleitschutz 61. 75 f.

Glocke 49 (Fährrad).
Gotha sTbachsen - Koburg-

Gotha.
Graubünden 23.

Grenze 2^ 232.

Grenzzollamt 41. 220 ff. 307.
Grenzzollbeamte 41. 236.

Griffe (zur Bedienung des Fahr-
zeugs) 72. 84.

GroßbriTännlcn 21. 30. 43 ff.

56 ff. 133. ij^ (Lizenz) 167 ff.

(Geschwindigkeit). 1 77f. (Zeu-
gen, contravention au vol).

193 (Unfall). 205 ff. (Weg-
sperrung). 210 (Tafeln). 218
(Anhänger). 241 (Löschung
des Fz.). 251 (Suspension des
Führers). ^63 (Strafen) u. a.

Größe des Fz. 69.

Grundzüge i f!^2 1 ff. 24.

— , betr. Radfahrverkehr 49.

iSiff.

Gutachten qz^ 9^1 Sachver-
ständige.
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H
Haftpflicht 64^ 22l '54- JS^^
Haftpflichtgesetzentwurfsi^).

32**). 41. 160. 166 f.

— Gegenentwurf s. Gegen-
entwurf.

Halten 45^ 158. i6r. 183. 185 f.

188. 193.

HäTtrüfisS.
Haltzeichen 158. 161.

Hamburg 28. 32. 37. 93. 106.

Händler 118^ 121.

Hannover 27. 33. 35 (OP.)- 131-

(KZ.).

Hauptsteueramt 223 ff.

Hauptzollamt 223 ff.

Hebestelle 307.

Hemmschuh 76.

Hemmvorrichtung 4^ Jt^
Hersteller 58^ 85. 121. 257.

Hessen 24 (GZ.
,

I^ubl.). 26
(Erläut.). 28 — 32, 37 (Be-
hörden). 45^ (Name AiJt.). 50
(Verhalten and. Fuhrwerke).

7^ (Huppe), (KZ.).

Hessen-Nassau 27. 33.

LiL
Historische Straße 46.

Hochschulen 142.

Höhe des Fz. 69 f.

Hohenzollern 35 (OP.).

Höhere Verwaltungsbehörde
2.1L

Holland s. Niederlande.
HolzfortschafTungsmotor 46.
HP. s. Pferdekräfte.
Hilfeleistungspflicht 183. 193.

Huppe 26 ff, 71. 78^^183 f.,

s. Akkordtöne, Warnungszei-
chen u. unter Berichtigungen.

I

Inbetriebnahme 58^ ^
Incommodi 64.

Inkrafttreten der GZ. 25'. 27*).

269.

Internationaler Aut.- Kongreß,
Paris 1900, S. 23.

Internationales Aut.-Recht 23.

Inverkehrsetzung s. Inbetrieo^
nähme.

Italien (VV.). ^(öffentl.
Fuhrbetrieb). 100 (Prüfung).
121 (Zulassung). 130 (KZ.).

14S (Prüfung), i^(dito) 168 fr.

(Geschwindigkeit). 182 (dito).

218 (Anhänger). 235 (ausl.

FZ.). 241 (Neuprüfung). 251
(Fahrverbot). 263 (Strafen)

u.

J

Jugendliche 141.

luristentag 41.

Juristische Person als Eigen-
tümerin 2SS.

K
K. A.-C. (Kaiserlicher Aut.-

\

Club) 28^*. 206 208.

j

Kaiserpreisrennen 336 (Steuer),

Kalesche 46.

Karburator 60.

Karte s. Radfahrkarte.
Kartell, deutsche und österr.

Rad- und Motorfahrerver-
bände 23.

Kennzeichen 25f. ii3ff.

154. 266 fr. 303 (SteueiTTs.
Einziehung ,

Erkennungs-
nummer.

Kinder 169. 190. 266.

Kirche (Geschwindigkeit in der
Nähe einer —) 182^*'

Klapperstöcke 76.

Kleidung des ~Kraftomnibus-
personals ^2^ des Kraft-
droschkenführers 289.

Kohlenwasserstoff 4^.
Kolben 6a
Köln 22. _34^ 41. 78. 166.

Kondukteur v. Kraftomnibus 52.

König 269, s. Landesherr.
Königliche Equi])age 194. 274.
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Königsberg 34 (Pol. Präs.). 39
(Nummern).

Konsul 4J. 22z. 23$.
Konzession 52. 53. ^ 2ß±
Kosten des Gutachtens ^ der

Prüf. 104 f. 149, s. Gebühren.
Kraft 42ff.

Kraftdreirad 55. rjo
Kraftdroschke s. Droschken.
Kraftfahrzeug 41 flf. (Be-

griff, Name).
Kraftomnibus s. Omnibus.
Kraftquelle 60.

Kraftrad ^ 35 (Anhänger,
Braunschweig). 45 (Österr.).

46ff. 49. 53ff. 22. 76, 78, &j

(Bremse, Laterne, Rückw.-
Hemmung). 8^ (Führerzeug-
nis\ 123 (KZ.). 122 (KZ.).

Li6f (Beleuchtung des KZ.).

141 f. (Führer). 179. 187

(scheue Tiere). 190 (^abstei-

gen). 204 (Wegsperrung).
267 f. (Mitilär). 307 (Steuer).

336 (Unterschied v. Wagen).
Kraftsammler 44.

Kraftselbsterzeuger 44.

Kraftträger 43.
Kraftwagen 46. 48.

Kraftzweirad 35^ 125. 130, s.

auch Kraftrad.
Kreis 3^.
Kreisamt 26. 37 (Hessen).
Kreisamtmann 40 (Waldeck).
Kreisausschuß 112.

Kreisdirektor 37 (Els.-Loth.).

Kreispolizeibeh. 36 (Anhalt).

Kriöger, System, 43***).

Kriegsminister 291.

Kunststraßengesetz (V.

vom 17. März 1839, Gesetz
vom 2Ö7Juni 1 887) 69. 88fT.

Kuppelung 47.

Kurven &£. 113. 193.

Kutsche 46.

L
Ladung 49 (Berl. StrO.). 70

(Preußen). SS. 92 (Betriebs-

anzeige). 220.

Ladungsgewicht 8L
Landaulette 46.

Landbürgermeister 35^
Landesdirektor 40 (Waldeck).
Landesherr 32 (V.-Recht), siehe

König.
Landespolizeibehörde 26.

32, 35 fr. 139 f. 22z.

Landesrecht 25.

LandesverwalÄngsgesetz 33
u. a.

Landeszentralbehörde 25. 36 ff.

ii_L 213.

Landgemeinde 34.
Landherr 37 (Bremen).
Landrat 26 (Liste). 34. ll2
(Beschwerde). 35 (VTRecht
für Hannover). 3^ 40 (S.-

Meiningen
,

Schwarzburg-
Sondershausen). 98 (Prüfung).
201 (Wegsperrung).

Landratsamt 25. 39 (Reuß, S.-

Altenburg). 40 (Schwarzburg-
Rudolstadt).

Länge des Fz. 69 f.

Langsam fahren 163 ff. 183.

i85f. 188.

Lastenfahrzeug (-fuhrwerk,
-transport) 46. 56. 69. 91 f.

220.

Laterne 49. 6fL 71» 125. 129.

Lauenburg 3^
Leergewicht 87. 89^ s. Gewicht.
Legitimationsschild (Kraft-

omnibus) 52.

Leichenbegängnis (Begegnung
mit —) 193-

Leichenfuhrwerk 53.
Leichte Fahrzeuge 87. 267 f.

Leichtlokomotive zi^

Leistungsfähigkeit des Fz. 65.

Lenker s. Führer.
Lenkvorrichtung 60. 21 ff.

Lernen s. Ausbildung.
License 123.

Light locomotive zi^ 66. 90.

Limousine 46.

Linksfahren 193 f.
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Lippe-Detmold 23f. 32.

aS. 2^ Li2, 134 (Gebühr).
Listen, polizeiliche, 26. i_i_l

113. IM. LÜ-
Local Government Board ;jo.

Locomotives on highways 21^

Locomotives on highways Act

Lokomobile 56. 58.

London 52*) (Kraftomnibusse).
Loubet £0 (Dekret).

Lübeck 28. 32. 38. 79. 107. 132.

Luxemburg 223. 231^

LVG. 23,

M
Madrid 32^
Magistrat 34. 38.

Mechanische Kraft, —r Antrieb,

42, 45, 58.

Mecklenburg(-Schwerin u.

-Strelitz) 28. 38. 54. 119.

132.

Michel -L6vy 23.

Miete von KFzn. 328.

Milchfuhrwerk ^
Militär ^14 (Prüfung der Fz.).

137 (KZ.-Beleuchtung). 193
(marschierendes). 267 f.

Minderjähriger Eigent. 255.

Mineralsäuren 49.

Minister der ölfentl. Arbeiten
22^ 3^

Minister des Innern 39.

Ministerialverfügungen
vom 3. Januar 1900 (Serpollet-

wagen) 102; 15. Dezember
1900 (einheitliche VV.) 22;

S^^Mai 1901 (einheitliche VV^
22; 13. Juni 1902 (Dampfauto-
mobile) 103; 29. September
1903 (Prüfungen) 97 ; 30. Juni

1904 ( Chausseegeld ) 296 ;

13. Juli 1904 (Brücken-, Fähr-
geld) 298; 28. Juni 1905 (Fahr-
verkehr) so, 290; 23. Februar
1906 (Statistik) 292; 28. Juni

1906 (Polizei- und Steuerbe-

hörden) 326; 28. September
1906 (außerdeutsche Fz.) 223;
18. Oktober 1906 (KZ. und
Erlaubniskarten) 224

;

17. No-
vember 1906 (Mietsfahrzeuge)

328; 19. Dezember 1906 (Ab-
drucke der Pol.-V.) 228;

19. Januar 1907 (Steuerfrei-

heit) 330; 22. Januar 1907
(Pferdekräfte) 334; L J^"*
1907 (Ausbesserungen, Aus-
stellungen) 335; JLJuni 1907
(Bescheinigung über Steuer-
freiheit) 1 15 ; 13. Juni 1907
(Akkordhuppe)

Miteigentum am KFz. 255.

Momentgenerator 60.

Mondschein (ersetzt nicht La-
terne) 8a

Montagewagen 46,

Moteur ä mdlange tonnant 43.

„ p^trole 43,

^ vapeur 43-

„ 61ectrique 43,

I
Motocycle 5^
Motocyclette 55.

Motor 43. 46. 61L i58f. 183.

190.

Motorboot 44.

Motor car 45. 66, 90.

„ Act 22. 30,

Motorcycle 45 f.

Motorfahrrad 45^ s. Kraftrad.
Motorfahrzeug 45.

Motorpflug 46,

Motorrad, s. Kraftrad.

Motor vehicle 45.

Motorvelo 45 ff.

Motorveloziped 46.

Motorwagen 45^ s. Kraftwagen.
Müllwagen 49.
München 36.

Muster: Anmeldung 96. Gut-
achton Typenbescheini-
gung 109. Liste III. 1 13. Zu-
lassungsbescheinigung u L
117. Bescheinigung für

Steuerbehörde 115. KZ. 129 f.

Zeugnis 147. Englische Li-
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zenzurkunde 152. Tafeln
207 ff. Bescheinigung für

ausländische Fz. 2.^1. Nach-
weisung 234.

N
Nachweisung der eingegange-
nen außerdeutschen KFze.
22^ 234.

Name Automobil 44 ff.

Nebel 2_l ii-L 135- 163. 221.

Nebenlandstraßen qo.

Nebenwege 90.

Neue Bestimmungen 26.

Niederlande ^
Norwegen ^
Notstand 259.

Notwehr 259.

Nummer s. Erkennungsnum-
mer.

Nutzlast 82.

O
Oberamt 25. 40 (Württemberg).
Oberamtmann (Sigmarin-

gen).

Oberpräsident 22. (er-

läßt VV.). 33 (genehmigt
VV.). 34 (Beschwerde). 35
(V.- Recht). 39, Lii (Be-

schwerde).
Oberverwaltungsgericht 112.

Oberirdische Stromzuleitung
.44.
Offentl. Wege, Plätze usw\

31, 46 f. 220 (StrO. § Li:

Olabsonderung 6K
Oldenburg 25^ 28. 32. 38.

2^ 132,

Omnibus 46 f. 5j f. 65. 104.

107. 266. 268.

Open country 169. i&2^

Ort der Prüfung loö. 238.

Ortspolizeibehörde 34
(V.- Recht). 5i (Ver. St.).

201, 214 (Wegsperrung).
Österreich 31. i27ff. (KZ.).

149. 153 (Prüfung). 161 (Ma-

schine abstellen). 167 fT. (Ge-
schwindigkeit). 2Q2 f. (Weg-
sperrungT. 215 (Anhänger).

235 (ausländische Fze ). 231
(Fahrverbot). 237 (Besitzer).

263 (Strafen) u. a. ; s. Haft-
pflicht-Ges.-Entw.

Ostpreußen 27. 39. 131.

OVO. 1X2,

P
Paris 23 (Aut.-Kongreß).
Pedale 54 ff

•

Personal der Kraftomnibusse

Personenfahrzeug, -transport

46 . ql.

Petroleum 43.
Pferde s. Scheuwerden.
Pferdekräfte 72. 77- 86. 91.

22SL 334i
Pferdetrab 170.

Phaeton 46.

Platz, öffentlicher 33. 47.

Pneumatik 68. 8^ (Großbri-
tannien).

Poliermaschinen 46.

Polizeiamt 38 (Lübeck). 39
(Sachsen).

Polizeibeamte 41, 1^6. is8. 161.

Polizeibehörde 25 (Landes-
recht). 32 (V.- Recht). 34 fr.

(Zuständigkeit). 64. 20, 243 ff.

(Grenzen ihrer Befugnisse).

98 (Prüfung). 133 f. (Dienst-

stempel). 326 (Zusammen-
wirken mit Steuerbehörden).

Polizeidirektion 34. 36 (Bayern).

32 (Bremen). 33 (Sachsen).

Polizeikommission 32 (Bremen).
Polizeipräsident 22, 32. 34. 32,

I_L2.

Polizeiverfügung 22'. 206.

250 f. 259.
Polizeiverordnung 33. 64.

203.

Polizeivervvaltungs- Gesetz 33.

249.

Polizeivorschriften 42f- 58.
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Pommern 22. 27. 79. 131.

Portugal ^i.

Posadowski 23.

Posen 27. :^4. 79. 131.

Postamt, Nähe eines — i6q.

lS2 (Vereinigte Staaten).
Postfahrzeuge 194. 197. 268. 274.
Power vehicle 45.

Preußen 22 (Geschichte des
Aut.-Rechts). ^2 (Pol.-Verf.).

^ (Behörden). 69 (Kunst-
straßenges.). 26 (Chausseen).
131 (K.Z ) u. a.

Prinzliche Equipagen 194. 274.
Privatweg 47.

Privilegien 26. 46, 266ff.
Probefahrt 7^. 75, 93. 148.

29h 39^ 330 ff-

Provinzialrat 3^
Prüfung des Fahrzeugs 22. 57.

92. 97. i_m. 141.

— des Führers 22^ 97. 148.

Prüfungsort 9^
PS. s. Pferdekräfte.
Publikation der V. 33^
Pumpe, fahrbare 46.

Q
Quadricycle 55.

R
Radbreite 26. 89. 201.

Raddruck 2^ 89. 201.

Räder 54. 68. 71. 75.

Radfahrer s. GZ. betr. Radf.-
Verkehr, Fahrrad, Kraftrad.

Radfahrerkarte 49. 283. 28S,

Radfahrweg igSÜT
Radfeigen 69. 89. 201.

Radkränze 26. 59. 68 f.

Rauch 56. 59. ßß.
Rechte des KFz. 50. 82,

Rechtsfahren 49. 153 f. 274

(P 26. 32}, 285 (§ 8}, 29p u.

Berichtigungen.
Rechtsgültigkeit s. Pol.-Ver.
Rechtsmittel 112. 264-

Rechtswidrigkeit 259.

Regierung 32. 36 ff.

Regierungsbezirk 35.
Regierungspräsident 2z. 26

(Liste). 32 (Sigmaringen). 34
(Beschwerde). 35 (V.- Recht).

3^ 98. 99 (Sachverständiger,
Fahrschulen). il2 (Beschw.).

Registration 123.

Reichsamt des Innern 23.

Reichsgesetz 23.

Reichsgrenze s. Grenze.
Reichsschatzamt 336.

Reichsstempel gesetz 45.
301 ff.

Reichstag 23.

Reifenbruch 69.

Reihenfolge d. Fuhrwerke 49.
Rennen 94.

Rennfahrzeuge 88.

Reparaturwerkstatt (Fahrt von
— , KZ. notwendig) 134.

Reparaturwerkzeug 5;^. 65.

Reuß ä. L. 23f. 28. 32. 39. 53.

I 79: ^— j. L. 23 f. 28. 32. 39. 93. 97.
LQÖ. 132.

Reziprozität 235 f.

Rheinprovinz 27. 35. 131.

Richter 34 (prüft nicht Not-
wendigkeit u. Zweckmäßig-
keit einer Pol.-V.).

Rixdorf 35.
Rote Fahne 21 (England).
Rückwärtsgang 26. 60. 72 f. 84*

89. 136.

Hemmung 26._6q. TL 78« 89.

Rußland 3r.

S

Sachsen, Kgr. '29. 32. 39
(Behörden). 44. 57 (Begriff

KFz.). ^ (öffentl. Fuhrbe-
trieb). 79 (Huppe). uj
(Listen). 97 (Sachverständ.).

132 (KZ.). 161 (Pol -Beamte).

197 (Fußwege). 235 (österr.

Fze.).
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Sachsen, Provinz ij. 79. 131.

Sachsen- Altenburg 22. 29.

a«. ^ 53. 2i 22, iQ^L LI2.
Sachsen - Koburg- Gotha

zz. 25. 29. :t2. 4of. 7q. 123. 132.

Sachsen-Meiningen 24. 26.

29. 22. 40. 23i 132.

Sachsen-Weimar 22. 2q. 40.

76. Sq. 132.

Sachverständige g2. 92. 113.

I40. 147.

Schalldämpfer 65.

Schaumburg-TTippe 2q. 32.

40. 132.

Scheinwerfer 2iL 72.

Scheuwerden von Tieren
183. 186 ff. 204.

Schienen 3^ 44.

Schild 72, 85^
Schlafende Kutscher i8s. 195.m
Schleppzweck 46. 266 f.

Schleppzüge 266 f.

Schlesien 26 f. 131,

Schleswig-Holstein 23.26f.

23. 89, 102^ ijrj, LH.- "9-
123. 131. lAO. 198 ff. 203 ff.

207.

Schleudern di-

Schlitten 46. 4^
Schlüpfrige Wege 163.

Schmale Wege 163, s. enge
Wege.

Schmieren der Mechanismen

Sil
Schnauferl ^ -Klub 45*).

Schnellverdampfer 6q*

Schöneberg
Schornstein 52,

Schritt 4Q. 171 ff.

Schrotleitern ^
Schule (Nähe emer — ) 1S2 (^*')-

Schutzmann 4r.

Schwarzburg - Rudolstadt
23 ff. 29, 32. 40 f. 5i 56. 80.

Schwarzburg-Sonders-
hausen 23 f. 26. 2^ ^2. 40.

53, 56, 2a ri2.

Schweden 32.

Schweiz 23. 32. 43 ff. 88, siehe
Haftpfl. Ges.-Entw.

Schwere Fahrzeuge SS.

,. Vorspannmaschine
s. letzteres.

Schwerkraft als elementare
Kraft 42.

Seitensitz 26. 48. 336.
Senat 32, 32..

Serpolletwagen, 43.60. 87. i02ff

Servizio pubblico 53.

Sigmaringen 23. 27. 32. 3S.

39^*. LiL
SignalVorrichtung 6£l 71. 78ff.

s. Huppe, Warnungszeichen.
Sitz 48. .S4- 61^ 72. 85. 87.

Spanien 32.

Sperrung s. Wegesperrung.
Sperrvorrichtung 5^.

Spiritus 43.
Sprengwagen 194. 274.

Staatsminister 36 ff.

Stadt 34. 36 ff. ikleine). 169.

Stadtdirektor 40 (Stuttgart).

Stadtrat 33 (Gera, Sachsen,
S.-Altenburg).

Stadtverkehr 46.

Standesherren 269.

Standort des Fz. 95*) 293.

Statistik it^T^^
Staub 68.

Stellvertreter des Eigentümers
258.

Stempel s. Dienststemiiel.

Stempel-Gesetz s. Reichs-StG.
Stettin 22, 2^
Steuer Mh 301 ff.

Steuerfreiheit usf. 301 ff. 328 f.

330 ff.

Steuervorrichtung 60,

Stillhalten s. Halten.
Strafe 240 (Ausschließung des
Fz. keine — ). 248 (Fahr-
verbot unzulässige — ). 253 ff.

2hl ff.

Strafgesetzbuch § 319 S. 248,

§ 366 * S. i68i § 366 S. 248,

Einf.-G. §§ s, 6 S. 248.
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Strafprozeß 264!.

Strafverfügung 34. 264.

Stralsund 27. 79.

Straße s. öffentliche Wege,
historische —

.

Straßenbeschädigung 53 (Ita-

lien). 5^ 6S f. SS.

Straßenkreuzung, - krümraung
163. 179.

Straßenlokomotive 21. 48.

56ff. 6S, z^. 87.

Straßenordnung 48. 161. 270 ff.

Straßensperrung s. Wege-
sperrung.

Stühle s. Automobilstühle.
Stuttgart 40.

Suspendierijng d.Füh.243ff. 251.

T
Tafel 22. 26^ 124. 127. 198. 206 ff.

Tarif (Steuer) 305.
Taunusrennen 336.

Technische Kommission 38
(Mecklenburg).

Technische Vorschriften ^8.

Telegraphenbeamte 268^
Territorialitätsprinzip 229.

Tiere 183. 186 ff. i^lf«, s. Scheu-
werden.

Tierhalter 191 f.

Tonneau 46.

Tore 163.

Torfuhrwerk, —wagen 52.

Trab s. Pferdetrab.
Transformator 60.

Transparentlaterne 136.

Transportgewerbe s. Fuhrbe-
trieb.

Tricycle 55^.

Triebräder s. Räder.
Tromba, trombe Sfi.

Trompete 184»

Type 2iJL, 44.. 86. 87. 92. 108.

Typenbescheinigung 109. 229.

U
Überholen 49. 183. 290.

Übersetzungen für „Automo-
bil" 44 ff.

Übersichtlicher Weg 162.

Übertretung 262.

Umklappen des KZ. 134.

Umwenden 49.
Unbequemlichkeiten 64.

Unbrauchbares KZ. 137 f. 226
(XV).

Unebene Radkränze 59. 68 f.

Unfälle 162. 292 ff. (Statistik).

Ungültige Polizeiverordnung
27, s. PV.

Unterbrechung der Fahrt 157.

Unterbrechung der Kraftzu-
fuhr öcL 76.

Untersuchung des Fzs. 237 f.,

s Prüfung.
Unterricht s. Ausbildung.
Unübersichtlicher Weg 163.

183 f.

Uri 2^

V
Vegesack 2I1
Verantwortlichkeit 135.

138 f. 144 f. 154. 180 ff. 253"flt;

s. Eigentümer, Besitzer,

Führer.
Veräußerung eines KFzs. 92.

107. UQx IIS:

Verbotene Wege s. Wege-
sperrung.

Vereinigte Staaten 23. 32.

42 ff. 50. 77. 83. 122. 131»

lS3f» 162. 169. 172. I&Zm 2UL
236. 242. 252. 263. 265 u. a.

Vereinszollgesetz 232.

Verfügung s. Polizei—

.

Vergaser 60.

Verjährung 265.

Verkehr 33. 41^ ^ 179» —s*

Störung 162^

Verlust des KZ. 137 f.

Vermerk
,

polizeilicher uÄ.
140. igi f. 154.

Verordnungsrecht 32.

Verschulden 66. 82. 135.

145- isöf. i58f. 169. 1751!^

181; ff. 26Q u. a.

Verwaltungsstreitverfahren 34.
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Verwendungsarten des KFzs.
s. Zweck, Bestimmung.

Verzierungen am KZ. 135.

Voiturette 84.

Vorbeifahren i^f.
Vorführung des Fzs. 1.^4. 2.^8.

Vorsicht i^f. 163. 169, s. Ver-
schulden.

Vorspannmaschine 48. 56 ff.

— wagen 2JjL

Vorsteckwagen 55.

Vorübergehender Aufenthalt
in Deutschland ^ 21Q. 224.

230.

Vorübergehender Gebrauch
(Steuer) 301. 306. 311.

W
Waffengebrauch ißz.

Wagen s. Kraftwagen.
Wagenkasten 54^
Wal deck 29. 32. 40. 48. gi.

23. u. a.

Warnungstafel 208 ff.

Warnungszeichen 183 f., s. Sig-

nalvorrichtung, Huppe, Ak-
kordtöne.

Wege, abschüssige 163,

schlüpfrige 16^ schmale 163,

übersichtliche 162, unüber-
sichtliche 162^ i83f., s. öffent-

liche Wege, Fahrwege.
Wegebeschränkungen 25. igSfT.

Wegeordnung iqq.

Wegepolizei 38 39^*. 46.

V. Wiesbaden 48.

Wegesperrung 25f. 4Q. 88.

Wegetafel s. Tafel.

Wegewärter 41 (Schwarzburg-
Rudolstadt).

Weimar s. Sachsen-Weimar.
Westfalen 22. 35» 39» 85. 131.

Westpreußen 22. 22: '31.

Westrumit 68.

Wettfahrt 36 fr. 211fr., s. Ren-
nen, Rennfahrzeug.

Wiesbaden 4^ 48.

Wilmersdorf 35. .

Wisconsin 50.

Wohnort 2^ ^ 107. 11 1.

22Q. 229. 237
Württemberg 24 f. 2^ 32.

40. 56. Sq. 132.

Z

Zahlungsliste betr. außer-
deutsche KFze. 22&.

Zeichnung des Fz. 121.

Zentralbehörde s. Landes-.
Zeppelin 44.

Zeugen(aussagen) 175 ff.

Zeugnis 140. 146. 222 ff.

Zoll 299 f.

Zolltarif 44f. Sli 299 f.

Zubehörteile 60,

Zulassung des Fz. s. Kon-
zession.

Zusammenstoß 18;^. 192.

Zusätzliche Vorschriften zum
Chausseegeldtarif 48^ 76. 216^

Zuständigkeit s. Polizeibeh.

Zustellung von Polizeiverf. 2^
Zuteilungsstelle 137 f. 237.

Zuverlässigkeit des Führers
140. 146. 150.

Zuverlässigkeitsfahrt 36fT. 2 i2fif^

Zwecke des KFz. 46, 56.

Zweirad s. Kraftzweirad.
Zweirädriges Fz. 89 ff.

Zylinder 6£l 63,
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